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1. Einleitung

»Den Sozialismus in seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf.« Mit die-
sem Spruch nahm der oberste Partei- und Staatschef der DDR Erich Hone-
cker im Spätsommer 1989 in einer großen öffentlichen Inszenierung einen 
Computerbaustein der 32-bit-Technik entgegen. Das mikroelektronische 
Bauelement feierte die Partei als »Spitzenleistung im Wettbewerb zum 40. 
Jahrestag der DDR«. Es sollte ihr letzter Jahrestag sein. Zwölf Jahre zuvor 
hatte die Parteiführung den Aufbau einer eigenen Mikroelektronikindustrie 
in der DDR beschlossen, in der Hoffnung, so die Wirtschaft und damit die 
Grundlage ihrer Herrschaft erfolgreich modernisieren zu können. 

Mit keinem anderen Bereich der Volkswirtschaft verband die SED in der 
späten DDR so eng ihr Schicksal wie mit der Mikroelektronik. Nach Wirt-
schaftschef Günter Mittag war das Vorhaben Mikroelektronik im Systemwett-
bewerb zwischen Ost und West eine Frage von »Sieg und Niederlage«.

Der Auftritt Honeckers war eine der letzten großen Selbsttäuschungen 
einer Riege greiser Parteifunktionäre. Die SED-Führung sprach stets da-
von, dass die »sozialistische Rationalisierung« in der DDR aus anderen Mo-
tiven als im westlichen Kapitalismus erfolge und nicht auf Kosten der Ar-
beiter stattfi nde. Wie in der Arbeit gezeigt wird, waren diese Behauptungen 
falsch. Die Rationalisierung in der DDR ähnelte in vielerlei Hinsicht dem, 
was Marx als charakteristisch für den kapitalistischen Produktionsprozess 
beschrieben hat: wirtschaftlicher Konkurrenzdruck, Unterordnung der Arbei-
ter unter die Maschine und ihr Widerstand gegen eine ausbeuterische Lohn- 
und Leistungspolitik – all dies gab es auch in der DDR.

Der Aufbau einer eigenen Mikroelektronik in der DDR war keine fi xe 
Idee der Partei- und Staatsführung. Der Beschluss zum Aufbau, den diese 
im Juni 1977 fasste, kam unter dem Druck der ökonomischen und militä-
rischen Konkurrenz im Systemwettbewerb zwischen Ost und West zustan-
de. Die »mikroelektronische Revolution« in der DDR fi el nicht zufällig in 
eine Phase der Weltwirtschaft, in der mit dem Ende des »Goldenen Zeital-
ters« wirtschaftliche Krisen im Weltmaßstab wiederkehrten. In der DDR wie 
in zahlreichen anderen Ländern wuchsen seit den 1970er Jahren die ökono-
mischen und sozialen Probleme.

In Ost wie West führte man vor dem Hintergrund zunehmender wirtschaft-
licher Probleme und verschärften Konkurrenzdrucks verstärkt neue Tech-
nologien ein. Die Anstrengungen, die die SED-Führung dabei unternahm, 
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waren also keineswegs einmalig. In der DDR erschien Mitte der 1980er Jah-
re ein Buch mit dem Titel »Schlüsseltechnologie Mikroelektronik« (Mar-
schall/Steinitz 1985), in der Bundesrepublik Deutschland einige Jahre spä-
ter ein Buch unter gleichlautender Überschrift.

Der Satz, die »Mikroelektronik ist der wesentliche Einfl ussfaktor für die 
Volkswirtschaft bis ins 21. Jahrhundert und deshalb von strategischer Be-
deutung« (Weinerth 1990: 55), hätte ebenso in der DDR-Publikation ste-
hen können.

Das »Mikroelektronik-Programm« – wie das Vorhaben der SED, die Mi-
kroelektronik zu entwickeln und anzuwenden, in dieser Arbeit genannt wird 
– war zuallererst ein Rationalisierungsprojekt. Auf der DDR lastete ein Rati-
onalisierungsdruck, dem die herrschende Partei gerecht zu werden versuchte. 
Die Staats- und Parteiführung machte keinen Hehl aus ihrer Ansicht, dass 
die Mikroelektronik »ihrem Wesen nach eine Technik der Intensivierung« 
sei (Fraas 1985: 248), betonte aber, die Entwicklung stehe im Einklang mit 
den Interessen der Arbeiterklasse.

Wie wenig dies mit der Wirklichkeit zu tun hatte, illustriert ein Vorfall 
vom Sommer 1989. Der Generaldirektor des Kombinates Mikroelektro-
nik in Erfurt beschwerte sich bei der lokalen Staatssicherheit über die Ver-
breitung einer Reportage mit dem Titel »Neue Technik – alte Gesellschaft. 
Silicon Valley: Mythos und Realität vom American Way of Technology«. 
Das Buch war eigentlich dafür gedacht, die Schattenseiten der US-Ameri-
kanischen Mikroelektronikindustrie anzuklagen und die Attraktivität des 
Gesellschaftsmodells der SED zu beweisen, erzielte aber eine andere Wir-
kung. Bei Beschäftigten des Werkes und Anwohnern der Region führte seine 
größere Verbreitung dazu, die mit der Mikroelektronik auftretenden »Bela-
stungen der Umwelt, aber auch [...] Gefährdungen am Arbeitsplatz bekannt« 
zu machen. Bestehende Bedenken wurden verstärkt, die Stimmung unter 
den Werktätigen schlechter, wie der Generaldirektor beklagte (BStU MfS-
HA XVIII 15651: fol.91).

Dass die Werktätigen der DDR-Mikroelektronikindustrie kaum zwi-
schen der eigenen Lage und den Schilderungen der Arbeitsverhältnisse in 
der amerikanischen Halbleiterindustrie unterschieden, zeigte, wie stark die 
Rationalisierung in der DDR der kapitalistischen Rationalisierung des We-
stens ähnelte. Offensichtlich bestand eine große Kluft zwischen der propa-
gierten »sozialistischen Rationalisierung« und ihrem tatsächlichen Charak-
ter. Die SED kritisierte zwar den im Westen verbreiteten Mythos, die neue 
Technik Mikroelektronik führe zu besseren Arbeitsverhältnissen. Sie ver-
klärte aber selbst nicht weniger die realen Verhältnisse in der DDR, wenn 
sie davon sprach, die »wissenschaftlich-technische Revolution« dort füh-
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re zu einem neuen Charakter der Arbeit und lasse eine neue »sozialistische 
Persönlichkeit« entstehen.

Die vorliegende Arbeit untersucht die »sozialistische Rationalisierung« 
in der DDR am Beispiel der Mikroelektronik. Massenarbeitslosigkeit infol-
ge des Einsatzes der neuen Technologie gab es nicht. Aber den Produktions-
zielen der Partei wurde alles untergeordnet. Eine technologische Moderni-
sierung auf ihre Kosten lehnte die Arbeiterschaft jedoch ab und verweigerte 
der Staatspartei SED den Gehorsam. 

Ein Großteil der Bücher über die späte DDR vermittelt den Eindruck, dass 
mit der Niederschlagung des Arbeiteraufstandes 1953 die DDR bis auf ei-
nen kleinen Kreis Oppositioneller »sozial befriedet« worden war. Tatsäch-
lich fand jedoch in den Betrieben der DDR ein permanenter Klassenkampf 
statt. Oftmals waren die Konfl ikte klein und drangen kaum über die Abtei-
lung im Betrieb hinaus. Aber in jedem noch so kleinen Konfl ikt spiegelte 
sich die gesellschaftliche Machtfrage wieder, wurde im Kern um die Ver-
fügungsgewalt und Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums gekämpft. 
Der SED gelang es, die Selbstaktivität der Arbeiterklasse zu unterdrücken, 
nicht aber auszulöschen.

Die Rationalisierung mittels Mikroelektronik zeigt so anschaulich, dass 
in der DDR alles real war, außer der Sozialismus, wie Rudi Dutschke ein-
mal sagte. Ein Beweis war der revolutionäre Umbruch 1989/90. Die Mas-
senbewegung auf der Straße war mehrheitlich eine Bewegung von Arbeitern 
und einfachen Angestellten gegen ein System, das vorgab, in ihrem Namen 
zu regieren. Auf einer der zahlreichen öffentlichen Versammlungen dieser 
Zeit fragte der Elektriker Kaubitzsch aus Leipzig: »Was haben wir in den 
letzten 40 Jahren überhaupt für eine Gesellschaftsordnung gehabt? Ich als 
Arbeiter bezeichne sie als eine Diktatur unter Missbrauch der Arbeiterklas-
se.« (Ahbe u.a. 1999: 10)

* * *

Der Aufbau der Arbeit gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil der Arbeit 
behandelt die politischen und ökonomischen Grundlagen der DDR, skizziert 
die wirtschaftliche Bedeutung des Mikroelektronik-Programms und zeigt, 
wie die DDR wirtschaftlich scheiterte. Die DDR blieb von den Wandlungen 
der Weltwirtschaft nicht unberührt. Die mikroelektronische Revolution im 
Westen, d.h. der Einzug von Mikrochips in Wirtschaft und Rüstungstech-
nik, war der Grund dafür, dass die SED-Führung den Aufbau einer eigenen 
Mikro elektronikindustrie beschloss. Die Parteiführung war es auch, die die 
zentralen Entscheidungen in Wirtschaft und Politik traf. Die Arbeiterklas-
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se besaß dagegen keine Entscheidungsgewalt über die Produktionsmittel. 
Das System hatte deshalb wenig mit einer demokratischen Planwirtschaft 
zu tun, glich vielmehr einer staatlichen Kommandowirtschaft. Im Inne-
ren der DDR-Wirtschaft gab es keinen Markt, aber sie musste nach außen 
wie ein riesiger Staatskonzern auf dem Weltmarkt agieren. Die Zwänge 
der Weltwirtschaft übersetzte die Staats- und Parteiführung quasi wie ein 
Management in gewaltige Staatspläne und leistete so dem Imperativ kapi-
talistischer Produktionsweise, »Akkumulation um der Akkumulation wil-
len« (Marx), folge. 

Über längere Zeit erwies sich dieser »bürokratische Staatskapitalismus« 
dem westlichen »Markt- und Staatskapitalismus« ebenbürtig. Die Wieder-
kehr wirtschaftlicher Krisen im Weltmaßstab seit den 1970er Jahre zeigte 
aber, dass diese Art des Kapitalismus wirtschaftliche Umstrukturierungen 
wesentlich schwieriger bewältigen konnte. Vor allem gelang es nicht, den 
Internationalisierungstendenzen des westlichen Kapitalismus zu folgen. Die 
autarke Wirtschaft scheiterte im Zeitalter eines globalen Kapitalismus. Mit 
der Krise entstand in der Staats- und Parteiführung ein Streit über den Sinn 
des Mikroelektronik-Programms, das am Ende der DDR ein Viertel der In-
dustrieproduktion beeinfl usste und bei den Arbeitern von Anbeginn auf we-
nig Resonanz stieß.

Der zweite und größte Teil der Arbeit behandelt die »sozialistische Rati-
onalisierung« in der DDR, die sich kaum von der des Westens unterschied. 
Die Einführung der neuen Technik führte zu keinem grundlegenden Wan-
del der Arbeitsbedingungen. Körperlich schwere und gesundheitsgefähr-
liche Arbeiten nahmen zwar ab. Das war aber keine bewusste gesellschaft-
liche Planung, sondern eine technische Begleiterscheinung, die dort ihre 
Grenzen fand, wo sie der Produktion im Weg stand. Vielfach übernahm der 
Mensch im modernisierten Produktionsprozess die Funktion eines Lücken-
büßers. Die Schichtarbeit wurde ausgedehnt, um die neuen und teuren Ma-
schinen auszulasten. Oft stand der Abnahme physischer Arbeitsbelastungen 
die Zunahme psychischer Belastungen gegenüber, weil auch mit den »neu-
en Arbeitsformen« die Kontrolle über Rahmenbedingungen, Ziele und Tem-
po der Produktion beim Management verblieb.

So war es keineswegs verwunderlich, dass Versuche der SED fehl-
schlugen, das »Arbeitsvermögen der Werktätigen« besser »auszuschöp-
fen«. Die administrative Leistungspolitik über Normen und restriktive Ar-
beitsgestaltung kam in der DDR ebenso wie im Westen in die Krise. Nur im 
Unterschied zum Westen gelang es der DDR nicht, eine »Rationalisierung 
in Eigenregie« durchzusetzen, also Arbeitsformen einzuführen, die eigen-
ständiger, aber zugleich stärker an Marktkriterien ausgerichtet waren. Das 
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enge und bürokratische Herrschaftssystem der SED in der DDR erlaubte es 
nicht, direkte Methoden der Arbeitskontrolle durch indirekte zu ersetzen. 
Appelle des betrieblichen Managements zur Steigerung der Arbeitsleistung 
verhallten schließlich, weil die Arbeiter sich nicht mit dem System identi-
fi zierten und über wesentliche Fragen des Arbeitprozesses nicht entschei-
den konnten. Zwangläufi g nahm so der Konfl ikt um die von den staatlichen 
Leitungen festgelegten Normen einen großen Stellenwert ein. Der Kampf 
um das Verhältnis von Lohn und Leistung war nichts anderes als der Kampf 
um die Höhe der Ausbeutungsrate. Oft in Verbindung mit der neuen Tech-
nik führte man neue Lohnsysteme ein, die besser dem Rationalisierungsge-
danken gerecht werden sollten. 

Der SED gelang es stets, die Arbeitsproduktivität gegenüber dem Lohn 
um ein Vielfaches zu steigern. Aber in einem Ausmaß, das unzureichend 
war im Vergleich zur westlichen Welt und gemessen an den eigenen Ziel-
stellungen. Neben der unzureichenden produktionstechnischen Basis hing 
dies auch damit zusammen, dass die SED äußerst sensibel auf die Zunah-
me von Lohnkonfl ikten reagierte und letztlich vor einem harten Rationali-
sierungskurs zurückschreckte. Zum Ende der DDR war dies ein Zeichen für 
das schwindende Selbstbewusstsein der herrschenden Klasse und der Aus-
höhlung ihrer Herrschaft.

Der Widerstand der Arbeiter im Betrieb nahm verschiedenste Formen an 
und reichte vom scheinbar harmlosen politischen Witz und Parolen an den 
Wänden der Werkstoilette, über die Nutzung des staatlichen Eingabewe-
sens bis zu Stimmverweigerungen bei Betriebswahlen. Auch Streiks gab es, 
wenngleich ihr Anteil an den Arbeitskonfl ikten verschwindend gering war. 
Waren die Konfl ikte auch noch so klein und scheinbar unbedeutend, die Ar-
beiter handelten als Subjekt, hoben ihre Atomisierung auf, wie sie die SED 
durch das enge Netz von Partei, Staatsgewerkschaft und Staatssicherheits-
dienst beabsichtigte, und forderten an einzelnen Stellen die staatliche Au-
torität heraus. Die Marxsche Feststellung, der Kampf des Proletariats be-
ginne »mit seiner Existenz«, galt ebenso für die DDR. Und nicht anders als 
beim Klassenkampf im Westen gab es ein Auf und Ab der Auseinanderset-
zungen, eine Konjunktur des sozialen Konfl ikts.

Der letzte und dritte Teil der Arbeit behandelt den revolutionären Um-
bruch 1989/90. 1989 bestand in der DDR eine klassische revolutionäre Situ-
ation. Frei nach Lenin: Die Oben konnten nicht mehr weiter wie bisher, die 
Unten wollten nicht mehr weiter wie bisher. Gewaltige Straßendemonstrati-
onen führten zum Sturz der SED. Millionen Menschen machten Geschichte. 
Wie auf der Straße fand auch ein Aufbruch in den Betrieben statt. Das eine 
befruchtete das andere. Warum die betriebliche Wende wie 1953 nicht zu 
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einem Generalstreik führte und welche Rolle die Bürgerrechtsgruppen da-
bei spielten, dass der Aufbruch von unten in einem Wahlsieg der konserva-
tiven CDU mündete, das versucht der Schlussteil zu beantworten.

* * *

Bei dem vorliegenden Buch handelt es sich um eine überarbeitete, leicht ge-
kürzte Version meiner Doktorarbeit. Dafür habe ich verschiedenste Quel-
len bearbeitet: Überlieferungen der Partei- und Massenorganisationen der 
DDR, meist unter Verschluss gehaltene arbeitswissenschaftliche Studien, 
Berichte der Staatssicherheit, Erinnerungen ehemaliger Funktionärsträger 
und Betriebs- bzw. Kombinatsgeschichten.

Den größten bearbeiteten Quellenbestand stellen die Akten und überlie-
ferten Unterlagen dar, die sich im Bestand der »Stiftung Archiv der Parteien 
und Massenorganisationen der DDR« (SAPMO) im Bundesarchiv Berlin-
Lichterfelde befi nden. Die insgesamt über 500 Akten, die von mir bearbei-
tet wurden, verteilen sich hauptsächlich auf die Bestände des FDGB-Bun-
desvorstandes (Signatur DY 34), des Zentralvorstandes der IG Metall (DY 
46), des Büros Mittag (DY 30) als der Schaltzentrale der DDR-Wirtschaft, 
des Zentralrates der FDJ (DY 24) als Jugendorganisation der Staatspartei 
und auf die Sitzungsprotokolle des Politbüros (DY 30/J IV 2/3(A)) sowie 
des Sekretariats des Zentralkomitees der SED (DY 30/J IV 2/2(A)).

Vereinzelt wurden auch Bestände aus dem Büro Honecker (DY 30) als 
dem Staats- und Parteichef, aus dem Büro Krenz (DY 30/IV 2/2.039) als dem 
FDJ-Vorsitzenden sowie aus der Abteilung Gewerkschaften und Sozialpoli-
tik beim Zentralkomitee (ZK) der SED und die Sitzungsprotokolle der be-
zirklichen Parteiorgane der SED (beide DY 30/vorl. SED) durchgesehen.

Die jeweiligen Quellen werden entsprechend zitiert.1 Die einzelnen ver-
wendeten Akten, Dokumente und ihre Signatur fi nden sich im Anhang.

Für die Überlieferungen der oberen Führungsebene der Partei (Sekreta-
riat des ZK/Politbüro) gilt, dass ich nicht der erste war, der diesen Bestand 
durchgesehen hat. Im Gegenteil, allgemein kann der Bereich als einer der 
am besten erforschten gelten. 

1 So steht zum Beispiel SAPMO-BArch für Stiftung Archiv der Parteien und Massen-
organisationen der DDR im Bundesarchiv, BStU für Bundesbehörde für die Stasi-Un-
terlagen. Die benutzen Archivalien werden nach den Benutzerhinweisen des jeweiligen 
Archivs zitiert, etwa: SAPMO-BArch Bestandssignatur/Nummer des Aktenbandes, ggf. 
Blattzahl, z.B.: SAPMO-BArch DY 34/12167: 34. Soweit eine Folierung der Bestände 
vorliegt, wird sie mit fol. ausgewiesen.
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Umso überraschender stellte ich bei der Durchsicht der dortigen Bestän-
de nach Fragen der Lohnpolitik und der Arbeitskonfl ikte fest, dass sich auf 
der obersten Parteiebene immer wieder mit innerbetrieblichen Konfl ikten 
auseinandergesetzt wurde, was in der DDR-Forschung bisher kaum einen 
Niederschlag gefunden hat.

Die Quellen waren in den zeitgenössischen gesellschaftlichen Kontext 
einzuordnen. Ferner erforderte das Lesen und die Interpretation der Quellen 
ein Verständnis für die Machtstrukturen und -beziehungen im Apparat. In den 
Beständen des FDGB befi nden sich beispielsweise zahlreiche Berichte der 
unteren Gliederungen der Staatsgewerkschaft. Naturgemäß war diese Ebene 
zwar näher an den realen Verhältnissen und Problemen im Betrieb. 

Es bestand jedoch die Tendenz, dass diese Berichte Probleme und Kon-
fl ikte verwischten bzw. verharmlosten, um so den Eindruck einer makel-
losen »Führungstätigkeit« zu erwecken und damit Auseinandersetzungen 
mit übergeordneten Stellen zu vermeiden, um sich einen möglichen Auf-
stieg im Apparat nicht zu verbauen. Umgekehrt war sich die obere Ebene 
dieses Problems genau bewusst.

Daneben hatte die Bürokratie in der DDR ihre ganz eigene Begriffl ich-
keit entwickelt. Diese wurde unter anderem daran deutlich, dass das Wort 
»Streik« nicht mehr existierte. Stattdessen gab es »Arbeitsniederlegungen« 
oder »Arbeitskonfl ikte«. Oft zeichnete sich die von der Bürokratie benutzte 
Sprache durch eine sehr allgemeine Begriffl ichkeit aus. Allerdings konnte 
sich hinter einer Formulierung wie »Information über die Situation in der 
Grundorganisation des Betriebes XY« ein ernster betrieblicher Konfl ikt 
verbergen. Erst aus weiteren Recherchen ergab sich dann für mich ein kon-
kreteres Bild. Zumindest für meinen Bereich fanden sich so auch für die 
späte DDR aussagekräftige Dokumente. 

Die allgemein schwindende Aussagekraft der Akten des bürokratischen 
Berichtswesens sollte den gesellschaftlichen Niedergang verschleiern. Im 
Gegensatz dazu gab es mit der arbeitswissenschaftlichen Forschung einen 
anderen Bereich in der DDR, in dem die sozialen Widersprüche refl ektiert 
wurden. Innerhalb der Staatswissenschaft »Soziologie« gab es zwar kei-
ne institutionalisierte Forschungsdisziplin Industrie- oder Arbeitssoziolo-
gie. Aber dass die thematisch dort angesiedelten Untersuchungen in ihrer 
Anzahl zunahmen, war kein Zufall. Der Widerspruch zwischen den poten-
ziellen Möglichkeiten der neuen Technologie und der realen Entwicklung 
wurde immer erdrückender. 

Auch wenn Forschungen in den Herrschaftsapparat eingebunden waren 
und nie über den Horizont einer rationalisierungsorientierten Perspektive 
hinausgingen, bilden sie einen glücklichen Umstand für die Quellenlage. 
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Die Studien geben einen interessanten Aufschluss über die innere Sicht-
weise auf die vorhandenen Widersprüche und können für die Arbeit ge-
nutzt werden.2 

Ergänzt werden diese zwei Hauptquellen meiner Arbeit (Akten der Par-
tei- und Massenorganisationen und Betriebsstudien) durch die Berichte aus 
den Abteilungen des Ministeriums für Staatssicherheit. Die Suchanfrage bei 
der »Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik« (»Birthler-Behör-
de« vormals »Gauck-Behörde«) nach für meine Arbeit relevanten Fragen 
ergab etwa 80 Berichte und Informationen der Staatssicherheit. Hier fi ndet 
sich zum Teil noch einmal eine ganz andere Sicht auf innerbetriebliche Vor-
gänge. Oftmals sind die Informationen des Staatssicherheitsdienstes ihrem 
Auftrag entsprechend detailreicher als Berichte der Partei- und Massenor-
ganisationen. Vor allem im letzten Kapitel »Der revolutionäre Umbruch von 
1989/90« haben die Berichte der Staatssicherheit Eingang gefunden.

Ergänzt werden die oben genannten Quellen schließlich durch Betriebs- 
bzw. Kombinatsgeschichten und durch Autobiographien oder autobiogra-
phieähnliche Abhandlungen ehemaliger Funktionäre.3 Die Funktionsträ-
ger, die aus ihrer Sicht einen Teil der Geschichte der DDR erzählen, sind 
dabei nicht nur auf der obersten Staats- und Parteiebene zu fi nden, sondern 
reichen von der mittleren Kombinatsebene bis zu unteren Leitungsmitglie-
dern auf Abteilungsebene. Ihre Schilderungen liefern einen interessanten 
Einblick in die Funktionsmechanismen der Herrschaftsverhältnisse im Be-
trieb und geben zum Teil rückblickend den Stimmungswandel der Funkti-
onsträger in der DDR wieder.

Die Arbeit verwendet Daten aus dem Staats- und Wirtschaftsapparat der 
DDR und den Statistischen Jahrbüchern der DDR. Gegenseitiges Misstrau-

2 Zu den genutzten Quellen des DDR-Wissenschaftsbetriebes gehören auch Disser-
tationen mit industrie- und arbeitsoziologischen Fragestellungen, die die Betriebstudi-
en oft begleiteten. Die damals unter Verschluss stehenden Arbeiten habe ich über ver-
schiedene Bibliographien ermittelt. Sie sind in Bibliotheken zu fi nden, die die damaligen 
»DDR-Bestände« übernommen haben. Zudem sind in der Arbeit mehrere Studien ver-
wendet worden, die sich im Archiv der Außenstelle der GESIS in Berlin befi nden. Meist 
handelt es sich um »graue« Literatur des DDR-Wissenschaftsbetriebes selbst, die an der 
Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED und dem dortigen Institut 
für Soziologie und Sozialpolitik angefertigt wurden. Die Studien sind in der Quellenan-
gabe mit dem Kürzel »ISS FOB« oder »FOB« und entsprechender Signatur kenntlich ge-
macht. Diese verwendete wissenschaftliche Literatur des DDR-Wissenschaftsbetriebes 
ist am Ende der Arbeit gesondert aufgelistet und soweit möglich mit Angabe von Unter-
suchungsbetrieb, -zeitraum und -fragestellung dokumentiert.

3 Diese autobiographischen Arbeiten sind im Literaturverzeichnis extra aufgeführt.
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en und unterschiedliche Interessen im Wirtschaftsapparat der DDR führten 
zu Schönungen der Zahlen, insbesondere in den 1970er und 1980er Jah-
ren, in denen die wirtschaftlichen Probleme zunahmen. Angesichts der Bi-
lanzfälschungen, die im Zuge der Krise der New Economy und wiederhol-
ter Finanzkrisen in westlichen Industriestaaten aufgedeckt wurden, muss 
wohl heute die Einzigartigkeit der Datenfälschung in der DDR relativiert 
werden. Unter der Maßgabe, dass sie über einen längeren Zeitraum eine 
Tendenz ausdrückte (Ritschl 1995; Ciesla 1997), und angesichts der Tat-
sache, dass es letztlich auch die Zahlen waren, mit denen die Verantwort-
lichen und Funktionäre in der DDR arbeiteten, erfolgt die Verwendung der 
Daten in dieser Arbeit.4

4 Soweit möglich beziehen sich die verwendeten Daten auf das Statistische Jahrbuch 
1990, indem die bisherige DDR-Statistik von einigen Verzerrungen bereinigt wurde. Wie 
sich herausstellte, wiesen die Jahrbücher der Jahre zuvor je nach Fall deutliche Über- bzw. 
Untertreibungen auf. So lag im Jahrbuch 1990 der rückgerechnete Zuwachs der zentra-
len Größe der Arbeitsproduktivität (Bruttoproduktion) 1980-88 etwa 4% unter dem der 
Angaben 1989. Ähnlich verzerrt spiegelten sich die Probleme des Jahres 1982 im Jahr-
buch 1989 mit einer Wachstumsrate der Industrie von 2% wesentlich schwächer wieder 
als 1990 mit 0,7%. In anderen Bereichen wie der Einkommententwicklung war dagegen 
keine Datenkorrektur nötig.





Gesellschaft und Ökonomie der DDR
Das Mikroelektronik-Programm 
und sein wirtschaftliches Scheitern



2. Das Mikroelektronik-Programm
in der DDR

Auf dem so genannten »Mikroelektronik-Plenum«, der 6. Tagung des Zen-
tralkomitee (ZK) der SED am 23./24. Juni 1977, beschloss die Parteifüh-
rung die »Beschleunigung der Entwicklung, Produktion und Anwendung 
der Mikroelektronik der DDR« (Barkleit 2000: 35ff.).

In den Monaten zuvor hatte sich das ZK bereits mehrfach mit der inter-
nationalen Entwicklung der Mikroelektronik und ihrer Auswirkung auf die 
DDR befasst und dabei beträchtliche Rückstände konstatiert. Danach lag 
die Produktivität der Ausrüstungen in der Mikroelektronik bei nur 10-30%, 
die Kosten bei dem Fünf- bis Zehnfachen des internationalen Niveaus (Mül-
ler 1989: 15).

2.1 Auftakt unter Krisendruck und Weltmarktzwang

Das Mikroelektronik-Plenum fand gut ein halbes Jahrzehnt statt, nachdem 
1971 die amerikanische Firma Intel den ersten Mikrochip auf den Markt 
gebracht hatte. Als Teil der Halbleitertechnologie war der erste integrierte 
Schaltkreis bereits 1959 hergestellt worden. Aber es dauerte mehr als ein 
Jahrzehnt, bis mikroelektronische Bauelemente in größerer Zahl gefertigt 
wurden – gefördert durch den militärisch-industriellen Komplex in den 
USA. Hohe militärische Anforderungen, eine staatlich gesicherte Nachfrage 
und die Ignorierung kurzfristiger Renditeerwartungen bildeten das Umfeld, 
in dem die Technik eine Reife erlangte, die ihre Anwendung ermöglichte 
(Braun/Walter 1999: 347-349; Castells 2001: 44-46). Die Mikroelektronik 
war ebenso wie die mit ihr eng verknüpfte Computertechnik ein Produkt 
der staatlichen Kriegs- und Rüstungswirtschaft.

Weltweite ökonomische Krise und Mikroelektronik
Die verbreitete zivile Anwendung der Mikroelektronik seit den 1970er Jah-
ren hing mit den aufkommenden Krisentendenzen der Weltwirtschaft zu-
sammen. Die frühen 1970er Jahre markierten einen weltweiten Umbruch.  
Sowohl den westlichen Kapitalismus als auch die stalinistischen Ökono-
mien des Ostens »verließen damals«, wie Charles Maier bemerkte, »eine 
Epoche rascher und relativ einfacher Kapitalakkumulation, die das Viertel-
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jahrhundert seit dem Zweiten Weltkrieg gekennzeichnet hatte, und traten in 
eine viel konfliktreichere Ära. [...] Es war eine epochale Umwandlung, die 
alle Industrienationen herausforderte.« (Maier 1999: 150)

Für die wirtschaftlichen Umstrukturierungen bot die Mikroelektronik bis-
her ungeahnte Rationalisierungseffekte. Die Größe und Kosten der Baue-
lemente verringerten sich von Generation zu Generation. 1975 kostete eine 
Transistorfunktion 1 DM, 1990 nur noch wenige tausendstel Pfennig. Zu-
gleich waren die Mikroprozessoren, die ein kleines Zentrum der Informati-
onsverarbeitung darstellten, leistungsfähiger. Bereits Ende der 1970er Jahre 
wurden auf einem Siliziumchip mehr Funktionselemente als auf dem ersten 
amerikanischen Computer dargestellt. Der Chip war zwanzigmal schneller, 
besaß einen größeren Speicher, war tausendmal zuverlässiger, verbrauchte 
beträchtlich weniger Strom, beanspruchte ein Dreißigtausendstel des Volu-
mens und kostete nur ein Zehntausendstel des ursprünglichen Geräts (Klenke 
2001: 36f.). Die Integrationstechnik ermöglichte eine zuvor nicht denkbare 
Steigerung der Produktivität.

Auf der anderen Seite konnte mit dem Einsatz der neuen Technik ein Teil 
der bisher durch menschliche Arbeit verrichteten Tätigkeiten zusammenge-
fasst und/oder ersetzt werden. Der Einzug von Maschinen und Geräten mit 
mikroelektronischen Bauelementen zunächst in der industriellen Fertigung, 
dann in Büro und Verwaltung ermöglichte bis zu dreistellige Produktivitäts-
steigerungen. Vor diesem Hintergrund begann der Markt zu wachsen und 
der Anteil der zivilen Nutzung stellte bald die überwältigende Zahl der An-
wendungen dar (ebd.: 38f.).

Dennoch bot die Mikroelektronik keinen Ausweg aus der Krise. Einzel-
ne Unternehmen, denen es zuerst gelang neue mikroelektronische Produkte 
bzw. ihre Anwendungen auf den Markt zu bringen, konnten riesige Gewinne 
erzielen. Jedoch: Der »Pioniergewinn« oder »Extraprofit« war nichts Neu-
es. Mit der Verallgemeinerung der Technik begann der Preis zu fallen. Die 
neue Technik war weit davon entfernt, die dem Kapitalismus innewohnende 
Krisentendenz zu lösen. Im Gegenteil, die schnell wachsende Kapitalinten-
sität erhöhte den Druck auf die Profite. Das galt auch für die Produktion 
integrierter Schaltungen, wo die durchschnittliche Kapitalrendite seit den 
1970er Jahren fiel (Kriwoluzky 1992: 55). 

Mit 2,8% lag die Wachstumsrate (1973-87) des westlichen Teils der Welt-
wirtschaft in der Periode der rapiden Ausbreitung der Mikroelektronik weit 
unter dem Wachstum der vorhergehenden Jahrzehnte mit 4,7% (1950-73) 
(Altvater/Mahnkopf 1996: 23). Umso mehr war es für das einzelne Unter-
nehmen notwendig, den Einsatz der Mikroelektronik voranzutreiben, wenn 
es nicht im Konkurrenzkampf unterliegen wollte.

2.1 Auftakt unter Krisendruck und Weltmarktzwang
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Die DDR in der globalen politischen Ökonomie
Die mikroelektronische Modernisierung im Westen wäre für die DDR ohne 
Belang gewesen, hätte sie als eigenständige, von der Weltwirtschaft unab-
hängige Volkswirtschaft existiert. Dem war nicht so: Mit der Staatswirtschaft 
unterband man zwar weitgehend die Konkurrenz innerhalb der Volkswirt-
schaft, nicht jedoch im Weltmaßstab. Die DDR-Volkswirtschaft als Ganze 
agierte auf dem Weltmarkt gewissermaßen wie ein gigantischer Staatskon-
zern. Seit Mitte der 1960er Jahre nahm der Anteil des Außenhandels be-
ständig zu und betrug zum Ende der DDR 25-30% des Bruttoinlandspro-
dukts (Deutsche Bundesbank 1999: 12). Erste Absatzschwierigkeiten von 
Maschinenbauerzeugnissen auf westlichen Märkten führten der SED Mit-
te der 1970er Jahre noch einmal die enge wirtschaftliche Verstrickung der 
DDR mit dem Weltmarkt vor Augen. Der Einzug mikroelektronischer Steu-
erungen dort stellte die Exportfähigkeit der DDR in Frage.

Der Handlungszwang, den die Parteispitze hinsichtlich der neuen Tech-
nologie zurecht erkannte, lag zugleich auf der militärischen Ebene des Sy-
stemwettstreits. Die Verschärfung des Ost-West-Konflikts Ende der 1970er 
Jahre mündete in eine neue Etappe des Wettrüstens, bei dem nahezu jedes 
neue Waffensystem auf mikroelektronische Komponenten angewiesen war. 
Die DDR spielte in den Rüstungsanstrengungen des Ostblocks eine wich-
tige Rolle. Mit dem Rüstungswettlauf trat die wirtschaftliche Konkurrenz in 
indirekter Form durch die Hintertür ein. Diese Koppelung brachte der Ge-
neraldirektor des Kombinats Carl Zeiss Jena, Wolfgang Biermann, auf die 
einfache Formel: »Jeder Megachip eine Interkontinentalrakete, koste es, was 
es wolle« (Pirker u.a. 1995: 227).

Die Herstellung des militärischen Gleichgewichts bedeutete für die öst-
lichen Volkswirtschaften kleinerer Größe (und geringerer Produktivität) eine 
ungleich höhere Belastung. Zwar führte die DDR ihre Ausgaben für Rü-
stung und Verteidigung über die 1980er Jahre leicht zurück. Aber der An-
teil der Rüstungsausgaben am Nationaleinkommen lag immer noch bei etwa 
10% und damit dreimal so hoch wie in der BRD.1 Der DDR wie dem Ost-
block insgesamt raubten die Rüstungsausgaben Mittel für die wirtschaft-
liche Modernisierung (Davis 1990: 77/78). Die Strategie des »Totrüstens« 
zeigte Wirkung.

1 Ende der 1980er Jahre lagen die Militärausgaben der Bundesrepublik bei 3% ihres 
Bruttoinlandsprodukts, die DDR gab zwischen 6-8% ihrer Wirtschaftsleistung für Ver-
teidigung aus (Merkel/Wahl 1991: 68; Küchler 1997: 34). Bezieht man bei der DDR die 
Schattenhaushalte des Militär- und Sicherheitsbereiches (einschließlich der Grenzsiche-
rung) mit ein, lagen die Ausgaben bei etwa 10% (Kalsch 1999).
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Für die DDR bestand eine weitere dritte Ebene des Systemwettstreits, 
die sich aus der Besonderheit der deutschen Teilungsgeschichte ergab. Da 
für die DDR-Bevölkerung die westdeutschen Lebensverhältnisse als Maß-
stab präsent waren, baute sich mit der mikroelektronischen Umwälzung 
der Konsumgüterindustrie auch in diesem Bereich ein beträchtlicher sozi-
aler Druck auf. Nicht nur nach »Westjeans«, auch nach »Westelektronik« 
bestand eine Nachfrage.

Das Beispiel Mikroelektronik verdeutlicht, dass die DDR sich nicht von 
den Konkurrenzverhältnissen in der Weltwirtschaft freimachen konnte. Nicht 
nur die Länder des Südens und Nordens waren »weltökonomisch Gefange-
ne« (Narr/Schubert 1994: 147).

Das Mikroelektronik-Programm stellte seit dem Scheitern der letzten 
großen Wirtschaftsreform in den 1960er Jahren den ambitioniertesten Ver-
such zur Modernisierung der Volkswirtschaft dar. Das Ziel war nicht gera-
de bescheiden gewählt. Die von dem Politbüro der SED gefällte Entschei-
dung, die Mikroelektronik zu entwickeln und in voller Breite einzusetzen, 
lief auf nicht weniger hinaus, als mit den beiden dort führenden und zu-
gleich wirtschaftlich größten Nationen des Westens (Japan, USA) in den 
Wettbewerb zu treten.

Die Partei- und Staatsführung erhoffte sich von der neuen Technologie 
eine »Intensivierung der gesamten Volkswirtschaft«, um im »Wettlauf der 
Systeme« zu bestehen. So genoss die »Schlüsseltechnologie Mikroelektro-
nik« in der DDR-Wirtschaftspolitik als Rationalisierungsmittel bis zum Ende 
oberste Priorität. Für die SED ging es, wie Wirtschaftschef Günter Mittag for-
mulierte, bei dieser Frage um »Sieg und Niederlage« (Hertle 1995: 335).

2.2 Das Mikroelektronik-Programm in der DDR-Wirtschaft

Im engeren, technischen Sinne versteht man unter Mikroelektronik Bauele-
mente mit einem integrierten Schaltkreis (engl. »Integrated Circuit« – IC). 
Dieser zeichnet sich dadurch aus, dass bestimmte Bauelemente auf kleinstem 
Raum untrennbar miteinander verbunden sind. IC-Bausteine können nach 
Funktion und Verwendungszweck unterschieden werden.2

2 In der Halbleiterindustrie gibt es diskrete Halbleiter (nur ein Funktionselement) und 
integrierte Schaltkreise, die die Grundlage der Mikroelektronik bildeten. Bei integrierten 
Schaltkreisen unterscheidet man in der Regel zwischen Speicher- und Logik-Chip. Erste-
re speichern je nach Art – wie der Name besagt – Informationen, letztere führen Rechen- 
und Steuerungsfunktionen aus. Mikroprozessoren machten Anfang der 1990er Jahre mit 
ca. 20% den größten Anteil des IC-Marktes aus (Hilpert u.a. 1994: 7ff.). Die Einführung 

2.2 Das Mikroelektronik-Programm in der DDR-Wirtschaft
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Der in dieser Arbeit verwendete Begriff »Mikroelektronik-Programm« 
(oder auch »Mikroelektronik-Projekt«) geht in zweierlei Hinsicht weit über 
dieses enge Verständnis hinaus. Zum einen umfasst der Begriff »Mikroe-
lektronik-Programm« nicht nur die Anstrengungen, die zur Entwicklung 
und Produktion der Mikroelektronik unternommen wurden, sondern insbe-
sondere Maßnahmen zur Anwendung der neuen Technologie in der Volks-
wirtschaft. Erst die breiten Anwendungsmöglichkeiten erschließen das Ra-
tionalisierungspotenzial dieser Technologie.3 Zum anderen behandelt die 
Arbeit soziale Prozesse, die von der ökonomisch angeleiteten Entwicklung 
ausgingen.

Dass das Mikroelektronik-Programm zuallererst ein Rationalisierungs-
programm war, zeigte anschaulich die so genannte fl exible Automatisierung. 
Die bis dahin »starre« Automatisierung, deren Maschinenumrüstung arbeits- 
und zeitaufwendig war, erfasste nur den Bereich der Massenfertigung. Mit 
Hilfe des Einsatzes der Mikroelektronik sollte nun der Produktionsbereich 
mit Mittel- und Kleinserien automatisiert werden, der von der Automatisie-
rung bisher weitgehend ausgenommen war und in der DDR etwa 65% und 
wie in den westlichen Industrieländern die Mehrheit des Produktionsvolu-
mens der metallverarbeitenden Industrie ausmachte (Autorenkollektiv 1989: 
48/9). Mit der neuen Computersteuerung gestaltete sich dies einfacher. Die 
»fl exible Automatisierung« erlaubte, die Durchlaufzeit entscheidend zu sen-
ken und Material und Arbeitskräfte einzusparen (Paschasius 1988: 44/45; 
Wolodtschenko 1989: 133; Autorenkollektiv 1989: 59).

Die »flexible Automatisierung« umfasste verschiedene Anwendungs-
stufen bzw. -arten: Die einfachste und unterste Stufe waren prozessflexible 
Industrieroboter, die einzelne Teilarbeitsschritte automatisierten, wie zum 
Beispiel die Maschinenbeschickung, Schweiß- oder Farbspritzarbeiten. Des 
Weiteren gab es automatisierte Fertigabschnitte mit mikroelektronisch ge-
steuerten Werkzeugmaschinen, in denen mehrere Arbeitsgänge zusammenge-
führt wurden und CAD/CAM-Systeme (Computer Aided Design-, Computer 

der Siliziumtechnologie gestattete die Herstellung aller notwendigen Bauelemente und 
deren elektrische Verbindung auf einer Platine (dazu kurz: Athenhöfer 1997: 13-15). Aus-
führlichere Erklärungen zu den einzelnen technologischen Fortschritten geben Weinerth 
(1990) und Halfmann (1984).

3 In der DDR defi nierte man »Mikroelektronik« als ein »spezielles wissenschaftlich-
technisches Gebiet der Elektronik, das sich mit der Entwicklung, der Fertigung und dem 
Einsatz von miniaturisierten elektronischen Bauelementen und Baugruppen« befasst (Wör-
terbuch der Ökonomie – Sozialismus 1989: 637f.). Die westdeutsche DDR-Forschung 
vor 1989 grenzte den Mikroelektroniksektor in der DDR auf die wenigen zentralen Pro-
duzenten mikroelektronischer Bauteile ein (Enzyklopädie der DDR 2000: 4464).
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Aided Manufacturing-Systeme zur flexiblen Steuerung von Entwurfs- und 
Fertigungsprozessen) zum Einsatz kamen. In so genannten »Flexiblen Ma-
schinensystemen« versuchte man schließlich mehrere Arbeits- und Ferti-
gungszentren sowie Industrieroboter als auch andere Teile des Produkti-
onsprozesses (Produktionsvorbereitung, Transport- und Lagereinrichtung, 
Qualitätskontrolle) über ein Rechenzentrum zu koppeln.

Hauptmotiv des Mikroelektronik-Programms war es, ausgehend von den 
industriellen Kernsektoren eine tiefgreifende Rationalisierung und damit 
Kostenersparnis in der Volkwirtschaft durchzusetzen. Staatlich angeleite-
te Technologieprogramme, in deren Mittelpunkt jeweils die Mikroelektro-
nik stand, gab es auch in westlichen Industrieländern. In den 1970er Jahren 
startete die japanische Planungsbehörde MITI zur Förderung der Höchst-
integration das sogenannte VLSI-Programm, in den USA entstand über die 
1980er Jahre als Antwort darauf das Sematech-Programm (Lüthje 2001: 
168, 184).4 Das verbindende Element all solcher Programme war der zu-
nehmende Konkurrenzdruck infolge der Wiederkehr wirtschaftlicher Kri-
sen und abnehmender Wachstumsraten.

In diesem Sinne liegt der Arbeit ein Verständnis des Mikroelektronik-Pro-
gramms als gesamtwirtschaftliches Rationalisierungsprogramm zugrunde, 
das soziale Auswirkungen besaß. Mit der Entwicklung der Mikroelektro-
nik verband sich mehr als eine technische Entwicklung. Das gesamte Vor-
haben bedeutete die Mobilisierung neuer wirtschaftlicher Ressourcen und 
die Anspannung breiter wirtschaftlicher und sozialer Kräfte zu einer Ratio-
nalisierung auf volkswirtschaftlicher Ebene. Nicht selten warfen die inner-
halb dieser Bemühungen neu getroffenen Maßnahmen und Entscheidungen 
ein Licht auf künftige, für die gesamte Volkswirtschaft angestrebte Rationa-
lisierungsmaßnahmen voraus. Soziale Spannungen und Konfl ikte, wie sie 
im Bereich des Mikroelektronik-Programms auftraten, kündigten nicht sel-
ten eine größere allgemeine Problemlage an.

Eine volkswirtschaftliche Eingrenzung
Der Umfang des Mikroelektronik-Programms in der DDR lässt sich nur annä-
herungsweise bestimmen. Dass dieses in der DDR statistisch nicht gesondert 
erfasst wurde, lag auch in der Natur des Gegenstandes selbst begründet. Die 
neue Technik infiltriert mit ihren vielseitigen Anwendungen verschiedenste 
Bereiche der »alten Industrien«. Diese Charakteristik hat mit der Ausbrei-

4 VLSI: Very Large Scale Integration – sehr hoher Integrationsgrad (eines Bauele-
ments). Sematech: Semiconductor Manufacturing Technology Program – Kooperations-
programm US-amerikanischer Elektronikkonzerne.

2.2 Das Mikroelektronik-Programm in der DDR-Wirtschaft
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tung der Informationstechnologien und dem Problem der Bestimmung der 
»New Economy« bis heute seine Fortsetzung gefunden (Boes/Baukrowitz 
2002: 29ff.). Die volkswirtschaftliche Tiefe und Breite des Mikroelektronik-
Programms erschließt sich annährend, wenn man die gesamte Produktions-
kette betrachtet – von den vielfältigen Zulieferbereichen über die Produkti-
on bis zur Anwendung der Mikroelektronik. Bereits hinter dem Aufbau der 
Produktionskapazitäten mikroelektronischer Bauelemente stand ein dichtes 
Netz wirtschaftlicher Verflechtungen. Einen Eindruck vermittelt Abbildung 
1. Die dort dargestellten Verflechtungsbeziehungen beziehen sich auf den 
Beginn des Mikroelektronik-Programms. Damals war das in der DDR pro-
duzierte Sortiment mikroelektronischer Bauelemente noch vergleichswei-
se gering. Hinter jedem Anwendungsfall der Mikroelektronik verbarg sich 
ein ähnliches Geflecht.

Bereits die ersten Einsatzgebiete der Mikroelektronik beispielsweise in 
der Uhrenproduktion oder im Maschinenbau deuteten auf ihre mögliche 
Anwendungsbreite hin. Das wirtschaftlich bedeutendste Anwendungsfeld 
lag im Bereich der Industrie. Neben dem Kernbereich des Werkzeug- und 
Maschinenbaus hielt die mikroelektronikgestützte Automatisierung auch 
im Automobilbau und der Textilindustrie oder im Produktionsprozess der 
Chemischen Industrie Einzug. Zeitlich etwas verzögert zog die Mikroelek-
tronik im Bereich der Verwaltung und des Bürowesens in Form der EDV-
Technik ein. Selbst in der Landwirtschaft existierten vielfältige Anwen-
dungsfälle (Strübing 1989). Schließlich erfasste die mikroelektronische 
Umwälzung in der DDR mit Bereichen wie Haushaltsgeräte und Unterhal-
tungselektronik auch die tendenziell vernachlässigte Konsumgüterproduk-
tion (Hein 2002).

Es wäre ein unmögliches Unterfangen, das Mikroelektronik-Programm 
in seiner Gänze zu untersuchen. Die Arbeit untersucht vielseitige Aspekte 
der Mikroelektronik, konzentriert sich dabei aber auf die zwei wirtschaft-
lich bedeutendsten Bereiche: die Mikroelektronikfertigung und die Anwen-
dung der Technik in der industriellen Produktion. Mitte der 1980er Jahre 
kam hier zwar nur eine Minderheit aller produzierten Mikroprozessoren zum 
Einsatz.5 Aber im Gegensatz zur traditionellen Informationstechnik und der 

5 10% der Mikroprozessoren wurden im Bereich der Mess-, Steuer- und Regelungs-
technik in Robotern, CNC-Maschinen-Steuerungen, Test- und Dossierautomaten, Ma-
terialprüfgeräten angewendet. In der Informationstechnik (Rechner, Bildschirmgeräte, 
Drucker, Registrierkassen, Bankschaltanlagen) kamen etwa 40% aller Mikroprozessoren 
zum Einsatz, in der Konsum- und Unterhaltungselektronik (Haushaltsmaschinen, Spiel-
zeug, Fernsehapparate, Foto- und Filmelektronik, Kfz-Elektronik) etwa 30%. Weitere 
10% entfi elen auf die Nachrichtentechnik (z.B. Telefonzentralen- und -vermittlungen), 
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Konsum- und Unterhaltungselektronik besaß die sogenannte »fl exible Auto-
matisierung« mit ihrer zentralen Rolle im Wertschöpfungsprozess die größ-
te wirtschaftpolitische Bedeutung und war oftmals mit den technologisch 
anspruchvollsten Lösungen verbunden.

Der tatsächliche Umfang des Mikroelektronik-Programms in der DDR 
lässt sich nur grob schätzen. Letztlich dürfte am Ende der DDR etwa ein Vier-
tel der Industrieproduktion von der Mikroelektronik beeinflusst worden sein 
(Kehrer 2000: 46). Nach offiziellen Angaben standen 1987 etwa zwei Drittel 
der Warenproduktion des Ministeriumsbereiches Elektrotechnik/Elektronik 
unter maßgeblichem Einfluss der Mikroelektronik, im Textilmaschinenbau 
Mitte des Jahrzehnts mehr als 40% (SAPMO-BArch DY 46/7256[a]: 23, 
Frass 1985: 145). Im Verarbeitungsmaschinenbau beruhten angeblich 70% 
seiner Erzeugnisse auf der Mikroelektronik (Honecker 1989: 3).

Der Ministeriumsbereich Elektrotechnik/Elektronik, mit etwa 10% der 
Industrieproduktion der DDR (Hübner u.a. 1990a: 33), spielte ohne Zwei-
fel eine zentrale Rolle im Mikroelektronik-Programm, war aber mit diesem 
nicht identisch. Seine drei größten Kombinate (Robotron Dresden, Mikro-
elektronik Erfurt, Carl Zeiss Jena) waren die mit dem Mikroelektronik-Pro-
gramm am engsten verbundenen Kombinate und stellten deutlich mehr als 
ein Drittel der Produktion des Ministeriumsbereiches (ebd.: 25). Darüber 
hinaus gab es eine beachtliche Zahl von Kombinatsbetrieben anderer Mini-
steriumsbereiche bzw. Industriezweige, die über die Anwendung der neuen 
Technik eng mit dem Mikroelektronik-Programm verknüpft waren.

Einen Überblick über die am Mikroelektronik-Programm beteiligten 
Kombinate und ihre Betriebe bietet ein für westliche Investoren 1990 an-
gefertigter Branchenreport. Danach gab es 37 Hauptproduzenten und 73 
Hauptanwender der Mikroelektronik aus 16 Kombinaten, die den Kernbe-
reich des Mikroelektronik-Programms stellten (ebd.: 38-42). Ein Großteil 
der 110 Betriebe entfi el auf den Ministeriumsbereich Elektrotechnik/Elek-
tronik (60) und das Ministerium für Werkzeug- und Verarbeitungsmaschi-
nenbau (35).6

Vorsichtig geschätzt dürften etwa 400.000 Beschäftigte am Mikroelektro-
nik-Programm beteiligt gewesen sein. Erstens die Gruppe der Beschäftigten, 
die mikroelektronische Bauelemente und Ausrüstungen produzierte und etwa 

der Restanteil je 5% auf die medizinische Elektronik und andere Einsatzgebiete (Prager/
Richter 1986: 17f.).

6 Eine Liste mit Betrieben des Mikroelektronik-Programms, die in der Arbeit behan-
delt wurden, fi ndet sich im Anhang der Arbeit.

2.2 Das Mikroelektronik-Programm in der DDR-Wirtschaft
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Abbildung 1: Darstellung der Verflechtungen der Mikroelektronik 
in der Volkswirtschaft der DDR 1979
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100.000 Beschäftigte ausmachten.7 Zweitens die Gruppe der Beschäftigten, 
an deren Arbeitsplatz die neue Technik zum Einsatz kam – angefangen von 
Industrierobotern, CAD/CAM- oder ähnlichen Systemen bis zur technisch 
höchsten Automatisierungsstufe dem FMS (unabhängig davon, ob sie nun 
die Steuerung bzw. Programmierung oder »Restfunktionen« wie Transport-
arbeiten oder Maschinenbestückung übernahmen). Deren Zahl kann grob 
auf etwa 270.000 Beschäftigte geschätzt werden.8 Drittens die Gruppe der 
Beschäftigten, die im Zulieferbereich der Mikroelektronik arbeitete. Diese 
Gruppe dürfte noch einmal einige Zehntausend ausgemacht haben.

Mit insgesamt 400.000 Beschäftigten war die Arbeit etwa jedes achten 
Beschäftigten in der Industrie der DDR in irgendeiner Weise mit dem Mikro-
elektronik-Programm verbunden (berechnet nach StJb-DDR 1990: 125).

Das Mikroelektronik-Programm wirkte sich jedoch auch auf die Beschäf-
tigten außerhalb seines Geltungsbereiches aus. Die massive fi nanzielle För-

7 Nach offi ziellen Angaben waren 1981 so viele in der Entwicklung, Produktion und 
Anwendung der Mikroelektronik tätig (Welsch 1983: 18; Autorenkollektiv 1986a: 31). 
Nach Beyermann (1999: 8) arbeiteten 90.000 Beschäftigte in der Mikroelektronikindu-
strie, worunter er die Fertigung mikroelektronischer Bauelemente und Geräte verstand.

8 Die sozialen Effekte der Industrierobotertechnik betrafen nach offi ziellen Angaben 
bis 1985 etwa 250.000 Arbeitskräfte (Autorenkollektiv 1986a: 146). Allerdings reduziert 
sich diese Zahl deutlich, sobald man die tatsächlichen, freiprogrammierbaren »prozess-
fl exiblen Industrieroboter« mit elektronischen Bauelementen betrachtet, deren Anteil an 
den eingesetzten 56.600 Industrierobotern (IR) zu diesem Zeitpunkt unter 8% lag (berech-
net nach Kusch u.a. 1991: 59 und obiger Zahl). Am Ende der DDR betrug der Anteil der 
prozessfl exiblen IR höchstens 12%. Auf den offi ziellen Industrieroboterstand von knapp 
92.000 (1988) (StJb-DDR 1989: 109) und etwa (proportional zugenommenen) 400.000 
Beschäftigte umgerechnet, lag die Zahl der Beschäftigten, die an prozessfl exiblen Ro-
botern arbeiteten, so schätzungsweise bei 50.000.

Die CAD/CAM-Stationen sollten nach Planungen bis 1990 etwa 500.000 Werktätige 
(bei 85.000-90.000 Stationen) nutzen (Autorenkollektiv 1989: 61). Ausgehend vom tat-
sächlichen volkswirtschaftlichen Bestand von 73.489 (1988) und unter Beachtung, dass 
an den in dieser Arbeit untersuchten CAD/CAM-Anwendungen in der Regel 3-4 und 
nicht wie aus den obigen Zahlen ergebend 5 Personen arbeiteten, reduziert sich diese 
Zahl auf etwa 220.000 bis 290.000.

Zu der technologisch fortgeschrittensten Lösung des FMS, die 1989 noch weniger als 
1% der gesamten Fertigung ausmachte (Haustein 1989: 198), gibt es nur stichprobenar-
tige Untersuchungen. Die Zahl der an solchen Anlagen Arbeitenden schwankte zwischen 
einem Dutzend und mehr als 300. Entgegen den offi ziellen Verlautbarungen gab es nach 
einer parteiinternen Untersuchung am Ende der DDR nur etwa 40 statt 95 größere fl e-
xible Automatisierungslösungen (Frank 1989). Insgesamt dürften dort zwischen 2.000-
4.000 Beschäftigte gearbeitet haben.

Die jeweils untersten Werte dieser drei Anwenderarten zusammengenommen (neue 
Industrieroboter: 50.000, CAD/CAM: 220.000 und FMS: 2000) ergeben schließlich etwa 
272.000 Beschäftigte.
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derung des neuen Industriezweiges entzog anderen Wirtschaftsbereichen 
oder Betriebsabteilungen Kapital und trug dort zur Alterung des Maschinen-
bestandes bei. Dies schlug sich dort in einer Verschlechterung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen nieder. Als Rationalisierungsprogramm hatte das 
Mikroelektronik-Programm eine Ausstrahlung auf die gesamte Wirtschaft 
und Gesellschaft der Gesellschaft.

2.3 Gesellschaft und Ökonomie in der DDR

Die SED rechtfertigte ihre Herrschaft im Namen des Sozialismus. In ihrer 
Mehrzahl ist die Sozial- und Geschichtswissenschaft dieser Beschreibung 
gefolgt. Aber wie die polnischen Dissidenten Kuroń  /Modzelewski feststell-
ten, ist ein »Herrschaftssystem nicht aufgrund der Erklärungen seiner Re-
präsentanten« zu beurteilen (Kuroń  /Modzelewski 1969: 12-14).

Die Annahme des »sozialistischen Charakters« der DDR ging einerseits 
auf die benutzte Ideologie zurück. Eine andere Rolle spielte die Tatsache, 
dass der Staat die Verfügungsgewalt über die gesamte Ökonomie besaß 
und die wirtschaftliche Entwicklung über einen für die gesamte Volkswirt-
schaft gültigen Plan erfolgten sollte. Somit, so wurde argumentiert, seien 
das Privateigentum und der für den Kapitalismus typische Markt aufgeho-
ben. Dieses Verständnis, den Übergang zum Sozialismus als ein rein tech-
nisches Problem zu betrachten, brachte der stellvertretende Vorsitzende der 
Staatlichen Plankommission der DDR, Siegfried Wenzel, rückblickend auf 
den Punkt, als er bezogen auf das DDR-System schrieb:

»Von der Idee her stellt die Planwirtschaft einen Versuch dar, die einzel-
wirtschaftliche Rationalität kapitalistischer Unternehmen auf die gesamte 
Volkswirtschaft zu übertragen.« (Wenzel 1998: 128)

Herrschaftsverhältnisse und damit Unterdrückung und Ausbeutung 
spielten in solch einer Auffassung keine Rolle. Diese Haltung geht jedoch 
keineswegs auf Marx und Engels zurück. Ganz im Gegenteil, in ihrer Welt-
anschauung war der Aspekt der Aufhebung der Herrschaftsverhältnisse zen-
tral. Für sie bedeutete Sozialismus der Übergang zur Aufhebung jeglicher 
Klassengesellschaften. Deshalb konnte die Befreiung der Arbeiterklasse auch 
nur das Werk der Arbeiterklasse selbst sein (Callinicos 1998: 199ff.).9

9 Der sich in der Arbeiterbewegung durchsetzende Reformismus und der Aufstieg des 
Stalinismus verschütten diese Tradition des »Sozialismus von unten« und etablierten das 
Verständnis eines »Sozialismus von oben«.

2.3 Gesellschaft und Ökonomie in der DDR
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Arbeitermacht in der DDR?
Das »Volkseigentum« in der DDR war eine juristische Formel, die nichts 
über die reale Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel aussagte. Statt 
der Arbeiterklasse traf in der DDR eine kleine Schicht von Staats- und Par-
teibürokraten die politischen Entscheidungen. Diese kontrollierte über ihre 
gesellschaftliche Position den Staat und die Wirtschaft. Wie die Sozialwis-
senschaftlerin Heike Solga schrieb:

»Die Trennung von (juristisch fixiertem) ›Volkseigentum‹ und tatsäch-
licher Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel war die Ursache für die 
Entstehung von verschiedenen Klassen im realen Sozialismus. [...] Wie in 
kapitalistischen Klassengesellschaften galt auch unter staatssozialistischen 
Verhältnissen: Wer entschied, wie und was produziert wurde, der hatte auch 
die Entscheidungsmacht darüber, wie der produzierte Reichtum verteilt wur-
de.« (Solga 2001: 37)

Die Bürokratie – oft auch als Nomenklatura bezeichnet – nahm somit 
die Stellung einer herrschenden Klasse ein und zwang der Gesellschaft ihre 
Ziele auf. Im Staatsapparat und in den Betrieben konzentrierte sich die we-
sentliche Verfügungsgewalt in den Händen einer Minderheit.10 Die Staats-
partei SED fungierte dabei als verbindendes Glied. Die oberste Leitungs-
ebene war fast ausschließlich mit SED-Mitgliedern besetzt (Engler 2000: 
190). Das sicherte einerseits politische Loyalität und gestattete andererseits 
den Leitungskadern »Zugang zu informellen und halbinformellen Netz-
werken« (Salheimer 2003: 201). Die einfachen Mitglieder hatten dagegen 
nichts zu entscheiden.

Die ungleichen Machtverhältnisse in der Gesellschaft fanden ihren Aus-
druck in den Verhältnissen im Betrieb. Veranschaulichen lässt sich dies an 
den sechs für das Mikroelektronik-Programm wichtigen Kombinaten.11 Die 
Kontrolle wesentlicher Belange der dortigen Betriebe, in denen weit über 
300.000 Beschäftigte arbeiteten, oblag einem kleinen Kreis des Generaldi-

10 In der Regel wird zur Nomenklatur die »politische Elite« gezählt: Eine Gruppe von gut 
500 Personen, die Spitzenpositionen in SED, aber auch in Massenorganisationen, Block-
parteien, Staatsapparat, Militär und Justiz einnahm (Geißler 2002: 157). Dabei werden 
aber die Personen außer acht gelassen, die in den Betrieben große Entscheidungsgewalt 
besaßen. Das betraf den Kombinatsdirektor, seine Stellvertreter und die vom Zentralko-
mitee der SED eingesetzten Parteiorganisatoren. Bei etwa 130 zentralgeleiteten Kombi-
nate, die fast alle Beschäftigten und fast die gesamte Produktion erfassten, stellte diese 
Gruppe fast noch einmal genauso viel Personen, so dass man insgesamt auf eine Gruppe 
von etwa 1.000 Menschen kommt.

11 Die Kombinate: Carl Zeiss Jena, Robotron Dresden, Mikroelektronik Erfurt, Elek-
tronische Bauelemente Teltow, Nachrichtenelektronik Berlin, Automatisierungsanlagen-
bau Berlin.
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rektors, seiner Stellvertreter und den Betriebs- und Fachdirektoren. Diese 
Leitungsebene machte mit gut 2.000 Personen weniger als 1% aller Beschäf-
tigten aus – eine relative Größe, die gesamtgesellschaftlich etwa der Größe 
der »Parteielite« entsprach (Solga 1996: 21). Wie ein bundesdeutscher Beob-
achter zu Zeiten der DDR feststellte, besaß der Kombinatsdirektor von Carl 
Zeiss Jena ebenso Macht wie der Chef von Daimler-Benz. Ohne persönlich 
»Eigentümer« zu sein, übten sie die Verfügungsgewalt stellvertretend aus. 
In beiden Fällen war die Macht geliehen, nur »der eine leiht sie von den Ei-
gentümern, den Aktionären, der andere von der Partei, der SED« (Götz 1988: 
10). Die kollektive Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel gestattete 
der Bürokratie zugleich materielle Privilegien, deren Auswuchs aber durch 
die Ideologie des »Sozialismus« begrenzt war (Geißler 2002: 161).

Die Arbeiter wie die einfachen Angestellten in den Betrieben waren da-
gegen von der Kontrolle über die Produktionsmittel ausgeschlossen. Sie er-
lebten tagtäglich den Widerspruch zwischen der offiziellen Proklamation des 
»Volkseigentums« und der gesellschaftlichen Realität. Der Betrieb funktio-
nierte nach dem Prinzip der Einzelleitung. Die »sozialistische Mitwirkung« 
beschränkte sich darauf, die Planverkündungen von oben entgegenzuneh-
men und nach den darin enthaltenden Maßgaben umzusetzen (Belwe 1979). 
1989 förderte eine Umfrage in einem Kombinat zu Tage, dass sich 82% der 
Befragten auf Betriebsebene kaum vertreten und 90% in der Gesellschaft 
kaum beteiligt fühlten (Bahrmann/Links 1994: 76).

Knüpft man an dem von Marx entwickeltem Verständnis an, Klasse als 
soziales Verhältnis zu verstehen, in der sich die Zugehörigkeit über die Po-
sition in der Gesellschaft und im Arbeitsprozess bestimmt (Callinicos o.J.; 
Solga 1996) und nicht über äußerliche Merkmale wie Verdienst oder sub-
jektive Selbsteinschätzung,12 so bildete die große Masse der Arbeiter und 
einfachen Angestellten die Arbeiterklasse der DDR. Sie waren darauf an-
gewiesen, ihre Arbeitskraft zu verkaufen, und sie besaßen keine Kontrol-
le über die Produktionsmittel. Nach einer zu DDR-Zeiten erstellten Studie 
verneinten acht von zehn Beschäftigten die Aussage, in ihrer Arbeit »in ho-
hem Maße viel Entscheidungsbefugnisse« zu besitzen (Grundmann 1997: 
18). Diesen Aspekt der geringen »Entscheidungsbefugnisse« hatten die sonst 
kulturell unterschiedlichen Gruppen von Arbeitern und einfachen Angestell-
ten gemeinsam. Zahlenmäßig belief sich diese Gruppe etwa auf drei Vier-
tel der Beschäftigten (Solga 1996: 21).

12 Nach einer subjektiven Selbsteinschätzung ordneten sich in der DDR zu Beginn 
der 1970er Jahre 84% der Leiter der 1. und 2. Ebene der Arbeiterklasse zu (Engler 2000: 
176f.).
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Allerdings stießen die zwei Hauptklassen in der Gesellschaft nicht direkt 
aufeinander. Die Verstaatlichung hatte die klassischen Mittelschichten in der 
DDR marginalisiert. Mit den unteren Leitungsebenen und der Ausbreitung 
der wissenschaftlichen Intelligenz war jedoch ebenso wie im westlichen Ka-
pitalismus eine »neue Mittelklasse« entstanden (Callinicos o.J.). Wie die Ar-
beiterklasse musste die neue Mittelklasse ihre Arbeitskraft verkaufen, übte 
aber ihre Funktion im Interesse der herrschenden Klasse aus bzw. besaß im 
Arbeitsprozess weitaus größere Entscheidungsfreiheiten. Diese Zwischen-
schicht machte in der DDR etwa ein Fünftel der Beschäftigten aus.13

In »normalen Zeiten« lehnte sich die überwältigende Mehrheit der Intel-
ligenz als »Diener der Macht« (Mosler 1994) an die Herrschaft der SED an. 
Aufgrund ihrer sozialen Herkunft, Bildung etc. waren die Mittelschichten in 
der DDR »potentielle Mitglieder der Elite« (Maier 1999: 207). Jens Reich 
charakterisierte als führender Bürgerrechtler von 1989 ihre Rolle folgen-
dermaßen:

»Die Wirtschafts- und Verwaltungsintelligenz erfüllte die Kommandos, 
die technische Intelligenz baute Geräte, Maschinen und Steuerungsanla-
gen, die schöpferische Intelligenz schuf die Illusion, und die Gesellschafts-
wissenschaftler kreierten das Weltbild, das die wahren Verhältnisse auf den 
Kopf stellte.« (Reich 1992: 24)

Die Machtverhältnisse im Betrieb wurden durch das Triumvirat von Ma-
nagement (staatlich eingesetzt), Partei (Betriebsparteileitung bzw. -organisa-
tion/BPL bzw. BPO) und Staatsgewerkschaft FDGB (Betriebsgewerkschafts-
leitung/BGL) geprägt (Kreißig 1993: 123ff.). Innerhalb der betrieblichen 
Hierarchie kam die BGL nach der Betriebs- und Parteileitung. Da der FDGB 
aber fast alle Arbeiter und Angestellten organisierte, fi el seinen betrieblichen 
Gliederungen bei der Umsetzung der Politik eine zentrale Rolle zu. Zur Auf-
rechterhaltung ihrer Herrschaft unterhielt die Staatsbürokratie zudem einen 
Unterdrückungsapparat von Militär, Polizei und Sicherheitsdienst, der bei 
Bedarf aktiviert werden konnte (Hürtgen 2003).

Staatskapitalismus
Die Aspekte der Herrschaftsverhältnisse und Klassenspaltung in der DDR 
nahm auch der DDR-Dissident Rudolf Bahro in seinem 1979 im Westen 
veröffentlichten Buch »Die Alternative« auf. Aber trotz aller Ähnlichkeit zu 
den westlichen Klassengesellschaften sah Bahro in der DDR nichtkapitalis-

13 Das ermittelte Solga (1996: 21) in ihrer Kohortenuntersuchung. Der Anteil der al-
ten Mittelschichten, der Selbstständigen in der DDR, lag bei etwa 2% aller arbeitenden 
Menschen.
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tische bzw. sozialistische Verhältnisse vorherrschen. Er begriff die staatliche 
Planung als ein Kernelement der sozialistischen Gesellschaft:

»Wenn der Plan die nationale Wirtschaft oder für den Anfang wenigstens 
ihre sogenannten Kommandohöhen dirigiert, dann zeigt er in dieser Rolle 
die neuen Verhältnisse positiv als nichtkapitalistisch bzw. – falls keine tra-
ditionellen Ausbeuterverhältnisse maßgeblich mitkontrollieren – als proto-
sozialistisch.« (Bahro 1977: 180f.)

Eine kleine Minderheit von Sozialisten und Vertretern der Kritischen 
Theorie nahm jedoch keine Gegenüberstellung von Staat und Kapital vor, 
sondern begriff die staatliche Verfügungsgewalt über die Ökonomie nur als 
eine spezifi sche Form des Kapitalismus. Nicht Plan und Verstaatlichung für 
sich seien entscheidend, sondern sozialer Inhalt und Ziele. Sie folgten da-
mit einem dialektischen Verständnis der kapitalistischen Entwicklung, wie 
es Marx und Engels entwickelt hatten. Danach hob die zunehmende Ver-
staatlichung im Kapitalismus das Kapitalverhältnis nicht auf, sondern trieb 
es auf die Spitze.14

In der Tradition des dialektischen Marxismus betonte Horkheimer in ei-
ner Schrift »Autoritärer Staat«, die mit der Revolution verfolgte Vergesell-
schaftung verstärke nicht lediglich die »Ansätze zur Planung«. »Zwei ent-
gegengesetzte Momente, der Übergang zur Staatlichen Kontrolle und die 
Befreiung von ihr, sind im Begriff der sozialen Umwälzung in eins gefaßt« 
(Horkheimer 1940/1942: 307). Wie Engels dazu an einer Stelle anmerkte, ist 
es »ja gerade der wunde Punkt, daß, solange die besitzenden Klassen am Ru-
der bleiben, jede Verstaatlichung nicht eine Abschaffung, sondern nur Form-
veränderung der Ausbeutung ist« (zitiert nach Rother 1990: 118).

In dieser Tradition unterzog der Sozialist Tony Cliff 1948 die sowjetische 
Gesellschaft einer kritischen Prüfung. Er schrieb über den neuen Charak-
ter, den die sowjetische Gesellschaft durch den Aufstieg einer Bürokratie 
unter Stalin erlangt hatte:

»Der stalinistische Staat verhält sich zur verfügbaren Gesamtarbeitszeit 
der russischen Gesellschaft wie ein Fabrikbesitzer zur Arbeit seiner Be-
schäftigten. Mit anderen Worten: Die Arbeitsteilung ist geplant. Aber was 

14 Die dialektische Deutung, der Kapitalismus entwickle bereits einige Elemente der 
zukünftigen sozialistischen Gesellschaft in sich, wurde oft missverstanden. Engels sprach 
hinsichtlich bestimmter planwirtschaftlicher Elemente von einer »hereinbrechenden so-
zialistischen Gesellschaft« (Engels 1880: 221). Marx schildert im 11. Kapitel des ersten 
Bandes des Kapitals, wie die Kooperation und Teilung der Arbeit bereits eine planmä-
ßige Produktion hergestellt. Beide betonten aber immer wieder, dass damit keine Aufl ö-
sung der Widersprüche einhergeht. Je größer der Maßstab der Kooperation, desto despo-
tischer trat vielmehr ihre kapitalistische Leitung auf (Marx 1867: 351).
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bestimmt jeweils die Aufteilung der gesellschaftlich verfügbaren Gesamt-
arbeitszeit? Müßte Rußland nicht mit anderen Ländern konkurrieren, wäre 
die Aufteilung rein willkürlich. Tatsächlich hängt die stalinistische Pla-
nung aber von Faktoren ab, die außerhalb ihrer Kontrolle liegen, nämlich 
von der Weltwirtschaft, der internationalen Konkurrenz. Unter diesem Ge-
sichtspunkt befi ndet sich die russische Wirtschaft in einer ähnlichen Lage 
wie der Eigentümer eines kapitalistischen Unternehmens, das mit anderen 
Unternehmen konkurriert.

Die Ausbeutungsrate, das heißt das Verhältnis von Mehrwert und Lohn, 
hängt nicht von der Willkür (den Konsumbedürfnissen, Machtgelüsten usw.) 
der stalinistischen Regierung ab, sondern wird vom Weltkapitalismus dik-
tiert. [...].« (Cliff 1975: 209)

Die Aufhebung des inländischen Marktes durch den Staat stellte danach 
eine partielle Negation des Wertgesetzes dar. Cliff bezeichnete die sowje-
tische Gesellschaft wie auch die anderen osteuropäischen Gesellschaften, 
auf die das stalinistische Modell nach dem Zweiten Weltkrieg übertragen 
wurde, aufgrund der Organisationsform der herrschenden Klasse als »bü-
rokratischen Staatskapitalismus« (ebd.: 155ff.).

Eine ähnliche Analyse des stalinistischen Systems nahmen Mitte der 
1960er Jahre die polnischen Dissidenten Jacek Kuroń   und Karol Modzelew-
ski vor. Sie sahen in der an der Macht befi ndlichen Bürokratie einen »Treu-
händer des kollektiven Kapitals« und »dessen Tendenz, sich zu vermehren«. 
Danach handelte die »Monopolbürokratie« nicht frei, sondern war Zwängen 
unterworfen. Die »Grenze ihrer Herrschaft über die Produktion und ihre in-
ternationale Stellung [hing] von der Höhe [des] Staatskapitals ab«, woraus 
auch ihr Bestreben resultierte, »den Anteil der Akkumulation zu erhöhen« 
(Kuroń  /Modzelewski 1969: 30).

In der DDR – wie in den anderen Ländern des Ostblocks – unterband 
das staatliche Außenhandelsmonopol die direkte Konfrontation der Wirt-
schaft mit dem Weltmarkt. Gleichzeitig stellten jedoch die nationalen Wirt-
schaftspläne den Versuch dar, stellvertretend für den Markt die neuen Ent-
wicklungen und Anforderungen des Weltmarktes auf die Volkswirtschaft zu 
übersetzen. Ein Ausdruck und Instrument dafür waren die »Pfl ichtenhefte« 
in den Betrieben. Die dort vermerkten Aufgabenstellungen und Nachweise 
»über die eingesetzten Kräfte und Mittel, die Bearbeitungsfristen und die 
zu erreichenden ökonomischen Ergebnisse« zielten auf einen »exakten Ver-
gleich mit internationalen Bestwerten« ab (Müller 1989: 126f.).
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Lohnarbeit und Ware Arbeitskraft 
Die menschliche Arbeitskraft war das »einzige Produktionselement«, das die 
Bürokratie nicht besaß (Kuroń  /Modzelewski 1969: 31). Mit der verstaatli-
chen Wirtschaft trat der Staat formell als einziger Arbeitgeber auf. Aber auch 
für die DDR galt: Die Arbeiter waren »im Marxschen Sinne doppelt ›freie‹ 
Lohnarbeiter, ›frei‹ von Produktionsmittel und frei aber auch von den alten 
feudalen Restriktionen [...]. Und auch wenn den ›Werktätigen‹ die Ziele ›der 
Gesellschaft‹ als in ihrem (wenigsten objektiven) Interesse liegend offeriert 
wurden, bestanden die Zwecke, die sie selbst darin verfolgten, nicht etwa in 
möglichst höher Arbeitsproduktivität, sondern waren wesentlich auf einen 
der Arbeitsleistung angemessenen Lohn reduziert.« (Link 1999: 262f.)

Wie Bahro in seiner »Alternative« feststellte, boten die Arbeiter in der 
DDR ihre Arbeitskraft ebenfalls als Ware an:

»Die Grundeinstellung der unmittelbaren Produzenten zu ›ihrem‹ Staat 
unterscheidet sich bis heute nicht wesentlich von der der Arbeiter im Kapi-
talismus zu ›ihrem‹ Konzern. Angesichts des Fortbestehens von Arbeitstei-
lung, Warenproduktion und Geld hat sich auch an den Prinzipien und der 
Gliederung der Leistungsbewertung nichts geändert. Der Lohn ist nichts als 
der vom Eigner Staat gezahlte Preis der Ware Arbeitskraft. Es ist ein rein 
ideologischer Salto mortale, die Warennatur der Produkte im real existie-
renden Sozialismus anzuerkennen und zugleich die damit assoziierte Wa-
rennatur der Arbeitskraft zu verleugnen.« (Bahro 1977: 242)

Das SED-Regime konnte Bahro wegen seines Buches zu acht Jahren 
Zuchthaus verurteilen, aber nicht diese Tatsache aus der Welt schaffen. Die 
Anerkennung des Wertgesetzes im »Sozialismus« durch die Staatsbürokratie 
stand im Widerspruch zu den Schriften von Marx und Engels, die das Wert-
gesetz als ein grundlegendes Gesetz des Kapitalismus bezeichneten.15

In der DDR gab es einen Arbeitsmarkt. Betriebe konkurrierten um Ar-
beitskräfte. Arbeiter konnten mehr oder weniger frei ihren Arbeitsplatz wäh-
len.16 Dabei war es unerheblich, ob die Fabrik jedes Mal demselben Staat 

15 Noch im nachrevolutionären Russland bestritt man die Existenz des Wertgesetzes im 
Sozialismus oder betrachtete es als absterbende Erscheinung. Mit dem Niedergang der Re-
volution und dem Aufstieg des Stalinismus vollzog sich nach längerer Zeit des Schweigens 
eine Kehrtwende. Die Vereinbarkeit von Wertgesetz und Sozialismus wurde nicht mehr 
bestritten (Cliff 1975: 195ff.). Wie Mittag (1991: 139f.) in seinen Erinnerungen schildert, 
führte dieser Widerspruch in der DDR immer wieder zu Diskussionen.

16 Die Planzentralen waren weit davon entfernt, direkte physische Zwangsmittel zur 
Arbeitskräftelenkung zu besitzen, was letztlich Übertragung militärischer Organisati-
onsprinzipien auf den Arbeitskräfteeinsatz bedeutet hätte. Die Beschäftigten unterlagen 
kaum einer administrativen-dirigistischen Arbeitskräftelenkung und konnten mit Ein-
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gehörte (Callinicos 1981; Link 1999). Ein Beleg für die Existenz eines Ar-
beitmarktes, dessen Regulierung zwischen der der westlichen Marktwirt-
schaften und der der staatlichen Zwangsregulierung des Arbeitsmarktes im 
Dritten Reich lag (Plumpe 1999: 398, 406), war die Fluktuation. Selbst die 
Eindämmung der anfänglich hohen Fluktuation auf eine Rate von 7-8% pro 
Jahr bedeutete, dass in den 1980er Jahren etwa eine halbe Million Beschäf-
tigte ihren Arbeitplatz wechselten (Vollmer 1999: 238).

Der Staat in der DDR versuchte die Ware Arbeitskraft – nicht anders als 
andere Waren – nach den Vorgaben des Weltmarktes zu gestalten. So erklärte 
Wirtschaftssekretär Günter Mittag 1980 vor Kombinatsdirektoren, »Grund-
voraussetzung hoher Effektivität« sei es, dass »der gesellschaftlich notwen-
dige Arbeitsaufwand in der DDR internationalen Maßstäben entspricht« (zi-
tiert nach Müller 1989: 47). Die Ausbeutung unter dem Staatskapital des 
Ostens unterschied sich in diesem Punkt nicht von der unter dem Privat- 
oder Monopolkapital des Westens.

Die Führer der stalinistischen Staaten nannten ihre Gesellschaften »sozia-
listisch«. Aber in Wirklichkeit unterschied sich die Logik, die die Staats- und 
Parteibürokraten unter dem Konkurrenzdruck des Ost-West-Konfl ikts ver-
folgten, nicht grundlegend von der Logik westlicher Managerriegen. Wäh-
rend letztere einzelne Unternehmen leiteten, kontrollierten erstere eine ge-
samte Staatswirtschaft. Das Überleben der Staatsbürokratie im Osten hing 
ebenso von dem erfolgreichen Einsatz wirtschaftlicher Ressourcen ab, wie 
das Überleben des Kapitals im Westen. Der Imperativ der kapitalistischen 
Produktionsweise, »Akkumulation um der Akkumulation willen« (Marx 
1867: 621), galt auch in der DDR und wurde dort in die Form gewaltiger 
Staatspläne gegossen.

schränkungen ihren Arbeitsplatz frei wählen (Vollmer 1999: 338-341). Beschränkungen 
bestanden insofern, als dass jede Kündigung schriftlich begründet werden musste und 
erst nach Diskussion mit der Betriebsleitung angenommen wurde. Deshalb wurden oft 
formale Gründe, z.B. familiäre vorgeschoben, um komplikationslos aus dem Arbeitsver-
hältnis ausscheiden zu können. Auf der anderen Seite konnte die Betriebsleitung den Be-
schäftigten nicht einfach kündigen. Die Hürden lagen hier noch höher. Letztlich unter-
lag nur ein kleiner Teil der Personen im erwerbsfähigen Alter (v.a. Strafgefangene und 
als »asozial« eingestufte Personen) einer direkten Arbeitskräftelenkung (Enzyklopädie 
der DDR 2000: 2406).
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2.4 Unerwiderter Aufbruch 1977

Mit dem Start des Mikroelektronik-Programms im Sommer 1977 ergriff die 
SED zahlreiche industriepolitische Maßnahmen. Die Beschlüsse des Mikro-
elektronik-Plenums gingen darüber hinaus, die Wirtschaft umzustrukturie-
ren. DDR-Wirtschaftssekretär Günter Mittag beklagte, das Wachstum der Ar-
beitsproduktivität und die Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts seien zu gering. Dies sei aber der Hauptweg zur Intensivierung, 
höhere Maßstäbe »der Qualität und Effektivität der Arbeit« (Krakat 1980: 
33) einzufordern. Wie bei den strategischen Wenden der Vergangenheit ini-
tiierte die SED eine Kampagne, um den Mikroelektronik-Beschluss umzu-
setzen. Bereits zwei Wochen nach dem Mikroelektronik-Plenum kamen im 
Juni 1977 in den Zentren der Halbleiterindustrie (Erfurt, Berlin, Frankfurt/
Oder und Potsdam) die Kreis- und Bezirksleitungen sowie die Parteisekre-
täre und die Staatlichen Leiter der Elektronikbetriebe zusammen (Müller 
1989: 20ff.). Die Leitungen der Betriebe, des Staats-, Partei- und Gewerk-
schaftsapparates waren auf die neuen Beschlüsse auszurichten.

Parteioffensive und neue Planzahlen
Bei der Umsetzung der neuen Ziele spielten die Betriebsparteiorganisationen 
(BPO) eine wichtige Rolle. Sie waren eine der zentralen Machtstützen der 
SED in den Betrieben. Ihre wichtigsten Aufgaben: »ideologische Stählung 
der Mitglieder und Kandidaten« und die »Erziehung der Mitglieder und Kan-
didaten zur Unversöhnlichkeit gegenüber Mängeln« (Kreißig 1993: 119). In 
der letzten Jahre hatte die »Kampfkraft der Parteiorganisationen« nachge-
lassen. Der Organisationsgrad der Partei im Industriezweig Elektrontech-
nik/Elektronik war von 18,6% (1972) auf 16,4% (1976) gefallen (Müller 
1989: 17ff.). Das war ein Hindernis für eine erfolgreiche Produktivitätsof-
fensive, wie sie die SED plante.

Bereits ein halbes Jahr vor dem Mikroelektronik-Plenum führte das Mi-
nisterium für Elektrotechnik/Elektronik im November 1976 im VEB Funk-
werk Erfurt eine große Arbeitstagung zu Fragen und Aufgaben der Beschleu-
nigung des wissenschaftlich-technischen Fortschritts durch, an der hunderte 
Arbeiter, Ingenieure, Technologen, Leitungsmitglieder und Parteifunktio-
näre des Betriebes teilnahmen. Minister Otfried Steger forderte dort, den 
Plan für das Jahr 1977 zu korrigieren und »die ursprünglich für den Fünf-
jahrplanzeitraum konzipierten Ziele bereits in den Jahren 1977 und 1978 zu 
realisieren« (SAPMO-BArch DY 30/2870[b]: 1, 2, 8).

In der Mehrheit der Mikroelektronik-Betriebe rief man erst nach dem Mi-
kroelektronik-Plenum im Spätsommer und Frühherbst 1977 Parteiversamm-
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lungen ein. Dort kritisierten Leitungsorgane die ihrer Meinung nach unzu-
reichende Arbeit, insbesondere die bisher unterdurchschnittliche Auslastung 
der Maschinen. Die Betriebsparteiorganisationen verpfl ichteten sich dann zu 
neuen Zielen. Ein Beispiel dafür war der VEB Funkwerk Erfurt. Mit der In-
betriebnahme neuer hochproduktiver Fertigungsstätten verpfl ichtete sich die 
Parteigruppe, die Entwicklungs- und Überleitungszeiten der neuen Techno-
logie zu verkürzen und den »Kampf um die Steigerung der Arbeitsprodukti-
vität« in das Zentrum ihrer Aktivitäten zu rücken (Müller 1989: 22).

Auf den Plandiskussionen in den Betrieben verkündete man die neuen 
Produktionsziele. Im Betriebsteil Mikroelektronik des VEB Keramische 
Werke Hermsdorf gab der staatliche Leiter einen Monat nach dem Mikroe-
lektronik-Plenum bekannt, die bisherige Zielstellung für den Fünfjahrplan 
von 70 Mio. Mark sei überholt und »nach Abstimmung mit den zuständigen 
Stellen ein Bedarf von 110 Mio. Mark angemeldet« worden. Dazu müssten 
»zusätzliche Reserven« erschlossen werden. Für das Planjahr 1978 war die 
Produktion zusätzlich um 8,4% zu steigern, für den Export in das »Nichtso-
zialistische Wirtschaftsgebiet« (NSW) sogar um 51,3%. Zur Auslastung 
hochproduktiver Maschinen und Anlagen bemerkte er: »Die von der Indus-
trieabteilung vorgegebenen Kriterien sind unbedingt zu erreichen.« (SAP-
MO-BArch DY 46/5005)

Wegen Nichterfüllung des Plans besuchte ein Vertreter des Ministeriums 
für Elektrotechnik/Elektronik im Dezember 1977 den VEB Elektro-Appa-
ratewerke »Friedrich Ebert« in Berlin-Treptow. Mit dem lokalen Parteisekre-
tär, dem Generaldirektor und der betrieblichen Gewerkschaftsleitung legte 
man neue Wettbewerbsziele fest und veröffentlichte diese anschließend in 
der Betriebszeitung. Der »zentrale Vorbetrieb« hatte seine Leistung um 14% 
zu steigern (SAPMO-BArch DY 46/5006[a]). Seit Jahrzehnten diktierte man 
in der DDR die Zielstellungen von »oben« nach »unten«.

Die angestrebte Produktivitätsoffensive beruhte auf einer nicht abzustrei-
tenden Tatsache: Der Entwicklungstand der DDR-Industrie entsprach nicht 
den ehrgeizigen Zielstellungen des Mikroelektronik-Plenums. Eine Unter-
suchung in 20 ausgewählten Betrieben des Industriezweiges Elektrotech-
nik/Elektronik ergab, dass im Herbst 1977 von den 1.200 analysierten Ar-
beitskollektiven nur knapp jedes siebte Kollektiv nach den Plankennziffern 
arbeitete (SAPMO-BArch DY 46/5006[b]: 3).

FDGB: »keine Abstriche an staatlichen Aufgaben zulassen«
Die Staatsgewerkschaft FDGB und die entsprechenden Untergliederungen 
waren eng in die staatlichen Planungen eingebunden. Die oberste Führung 
des FDGB beteiligte man an den Vorbereitungen des Mikroelektronik-Pro-
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gramms. Der FDGB-Vorsitzende Harry Tisch saß in seiner Funktion im Po-
litbüro des ZK der SED. Auf betrieblicher Ebene war der FDGB über die 
sogenannten »Ständigen Produktionsberatungen« in die »sozialistische Ra-
tionalisierung« eingebunden. In diesen durften die Werktätigen an der Pla-
nung der Produktion »mitwirken« und an der Verbesserung des Produkti-
onsablaufes arbeiten (Belwe 1979: 161f.).

Das Präsidium des Bundesvorstandes des FDGB beriet Anfang Juli 1977 
die Konsequenzen des Mikroelektronik-Plenums für die »gewerkschaftliche 
Arbeit«. Unter der Leitung des IG Metall-Vorsitzenden Reinhard Sommer 
entstand im Bundesvorstand eine Arbeitsgruppe. Damit lag die Arbeit de 
facto in den Händen des Zentralvorstandes der IG Metall (SAPMO-BArch 
DY 46/5124). In Person des Vorsitzenden unterhielt dieser engen Kontakt 
zu der verantwortlichen Abteilung im ZK der SED und bildete mit Vertre-
tern des Ministeriums einen Arbeitsstab zur Umsetzung des Mikroelektro-
nik-Programms.

In der FDGB-Zeitung »Tribüne« erschien im Juli 1977 ein Interview mit 
dem IG Metall-Vorsitzenden. Darin sprach er über die neuen ökonomischen 
Zielstellungen und versicherte, im Gegensatz zum westlichen Kapitalismus 
werde die Mikroelektronik in der DDR im Einklang mit den Interessen und 
Bedürfnissen der Arbeiterklasse eingesetzt.

Die eingeleiteten Maßnahmen sprachen allerdings eine andere Sprache. 
Die BGL-Vorsitzenden der an dem Mikroelektronik-Programm beteili-
gten Betriebe wurden im August vom Zentralvorstand angeleitet, »im Mit-
telpunkt« stehe momentan, »das Entwicklungstempo in der Mikroelektro-
nik zu erhöhen und zwar in erster Linie durch die Forcierung der eigenen 
Leistungen« (SAPMO-BArch DY 46/6663: 10). Über die »Gewerkschafts-
politik« zur Umsetzung des Mikroelektronik-Programms berichtete im Sep-
tember 1977 ein BGL-Mitglied des VEB Elektronik Gera:

»Als BGL sind wir von Anfang an davon ausgegangen, keine Abstriche 
an der staatlichen Aufgabe zuzulassen. Wir sind der Meinung, auch das ist 
ein Stück gewerkschaftliche Interessensvertretung. Den Prozeß der Aus-
einandersetzung führten wir mit verschiedenen Kolleginnen und Kollegen 
in den Gewerkschaftsgruppen. Besonders mit solchen, die die Auffassung 
vertraten, daß die Aufgaben 1978 zu hoch bzw. nicht lösbar sind. Dazu ha-
ben wir eine klare Position geschaffen in zum Teil harten Diskussionen.« 
(SAPMO-BArch DY 46/5701: 2)

Das war die Rolle, die der FDGB beim Rationalisierungsprogramm Mi-
kroelektronik spielen sollte. Statt sich den sozialen Fragen wie Arbeitsbe-
dingungen oder Leistungsanforderungen anzunehmen, sollte die Staatsge-
werkschaft FDGB im Betrieb als Helfershelfer der Partei agieren und für 

2.4 Unerwiderter Aufbruch 1977
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die Umsetzung der neuen ökonomischen Zielsetzungen auf unterster Ebe-
ne sorgen.

Die Reaktion in den Betrieben: Unmut und Apathie
In den Betrieben stießen die ambitionierten Ziele des Mikroelektronik-Pro-
gramms auf wenig Gegenliebe. Die wirtschaftliche Situation der einzelnen 
am Mikroelektronik-Programm beteiligten Betriebe unterschied sich zum 
Teil beträchtlich. Die neuen Ziele wurden jedoch immer nach dem gleichen 
Muster umgesetzt. Während höhere Produktionszahlen und Arbeitsleistun-
gen auf der Tagesordnung standen, kamen die wirtschaftlichen, technischen 
und personellen Voraussetzungen kaum zur Sprache.

Selbst für den Vorzeigebetrieb VEB Funkwerk Erfurt räumte die IG Me-
tall ein: Entgegen der angekündigten Verkürzung der Entwicklungszeit 
sind »die übergebenen Kennziffern 1978 und damit die notwendigen Vor-
aussetzungen für das Mikroelektronik-Programm« nicht gesichert, da die 
Vorgaben für Material und Arbeitskräfte nicht eingehalten wurden. »Zur 
Zeit entsteht der Eindruck, daß in erster Linie in einer Reihe von Betrieben 
dieses Problem durch geplante Überstunden gelöst werden soll«, meldete 
der Erfurter Bezirksvorstand der FDGB-Spitze im September 1977 (SAP-
MO-BArch DY 46/6642: 3). Auf den Gewerkschaftsversammlungen kriti-
sierten Arbeiter die unzureichende Produktionsvorbereitung, die Arbeits-
bedingungen (u.a. Pausenversorgung, Raumprobleme und Sanitäranlagen) 
und forderten, die Busverbindung für Schichtarbeiter wieder einzuführen 
(SAPMO-BArch DY 46/5738: 6).

Unter diesen Bedingungen stießen die Appelle der SED zur Leistungs-
steigerung auf taube Ohren. Im Spätsommer 1977 berichtete der BGL-Vor-
sitzende des VEB Keramische Werke Hermsdorf, seit Monaten gebe es aus 
den verschiedenen Abteilungen Kritik und Unmut. Auch Gespräche einzel-
ner Kollektive zusammen mit dem APO-Sekretär (Abteilungsparteiorgani-
sation) haben die Lage nicht bereinigen können. Wie es die Ironie der Ge-
schichte wollte, war ausgerechnet im Kollektiv »VIII. Parteitag« aus dem 
Betriebsteil »Kondensatoren« die Lage am schwierigsten. Das Kollektiv 
trug seinen Namen nach dem Parteitag vom Juni 1971, der eine sozialpoli-
tische Wende einleiten und die Arbeiter stärker an das System binden sollte. 
Der BGLer berichtete:

»Das Kollektiv brachte zum Ausdruck, daß nach seiner Meinung ein Wi-
derspruch zwischen dem, was in der Zeitung geschrieben wird, und der Re-
alität besteht:

Auf der einen Seite: ständige Erhöhung der Produktivität, Erfüllung und 
Übererfüllung der Pläne.
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Auf der anderen Seite: zunehmende Verschlechterung der allgemeinen 
Versorgungslage. Immer wieder seien die allgemeinen Lebensbedingungen 
kritisiert worden.«

Insbesondere die schlechte Versorgung mit Kaffee, modischer Kleidung, 
Holzkohle und verschiedensten Ersatzteilen für Geräte des täglichen Bedarfs 
gerieten in die Kritik. Der BGLer gab die vorherrschende Meinung unter 
den Beschäftigten so wieder:

»Lohnerhöhungen bedeuten keine Erhöhung des Lebensstandards, da 
verschiedene Waren angeblich teuer geworden sind. [...] sozialpolitische 
Maßnahmen betr. Arbeitszeitverkürzung sind unwirksam, wenn durch lan-
ge Wartezeiten beim Einkaufen sie zunichte gemacht werden. [...] Diese 
hier genannten sozialpolitischen Probleme und lebensnahen Fragen traten 
nicht nur in diesem Kollektiv auf, sondern bewegen alle Kollektive unseres 
Werkes. Viele Fragen davon sind bereits seit Jahren Mittelpunkt vieler Ver-
anstaltungen oder gar der Grund mancher Veranstaltung.« (SAPMO-BArch 
DY 46/4999[a]: 5ff.)

Ähnliche Berichte kamen aus anderen Betrieben. Im VEB Uhrenwerk 
Glashütte diskutierte zum Beispiel eine »Vielzahl von Werktätigen«, dass 
»sie den Leistungsanforderungen seit Jahren ständig nachgekommen sind, 
die Arbeits- und Lebensbedingungen jedoch nicht verbessert werden, im Ge-
genteil sogar rückläufi g seien« (SAPMO-BArch DY 46/5006[c]: 7).

Der Unmut in den Betrieben bezog sich nicht allein auf das Mikroelek-
tronik-Programm. Der Schwenk zur Intensivierung 1976, als Reaktion auf 
die einziehenden Wettbewerbsprobleme und verschlechterte Situation auf 
dem Weltmarkt, wirkte sich zwangsläufi g negativ auf die Arbeits- und Le-
bensbedingungen aus. Teilweise kam es zu Preissteigerungen. Einfachste 
Dinge wie Kaffee wurden drastisch eingeschränkt oder mit minderwertiger 
Qualität verkauft (Wolle 1999: 197-201). Mit seinen ehrgeizigen Zielstel-
lungen brachte das Mikroelektronik-Programm jedoch die Unzufriedenheit 
zugespitzt zum Ausdruck.

Oberfl ächlich gesehen verlief die Übertragung der neuen Aufl agen des 
Mikroelektronik-Programms auf die Betriebe im Großen und Ganzen nach 
alter Routine. Obwohl in einigen Betrieben im südlichen Raum Gerüchte 
über angebliche Streiks kursierten (SAPMO-BArch DY 46/5006[d]), gab 
es nur wenige Betriebe, in denen Vertrauensleuteversammlungen gegen die 
neuen Wettbewerbsziele und Planvorgaben stimmten (SAPMO-BArch DY 
46/5124).

Was sich jedoch unter den Beschäftigten ausbreitete, war eine gleichgül-
tige Stimmung. Der IG Metall-Bezirksvorstand Dresden berichtete, es werde 
»oft die Meinung vertreten, sich zu [...] Problemen nicht zu äußern, es wird 

2.4 Unerwiderter Aufbruch 1977
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sowieso nichts verändert, es wird nur begründet und argumentiert« (SAPMO-
BArch DY 46/5006[c]: 7). Der Zentralvorstand zog im Januar 1978 ein ers-
tes Resümee zur Umsetzung der Beschlüsse des Mikroelektronik-Plenums: 
»Die Eingaben des letzten Halbjahres auf dem Gebiet der Lohnpolitik las-
sen die Vermutung zu, daß das Vertrauensverhältnis zwischen Gruppen von 
Werktätigen (Einrichtern, Werkzeugmachern, Forschungs- und Entwick-
lungsingenieuren) und den betrieblichen Leitungen teilweise gestört sind.« 
(SAPMO-BArch DY 46/4332: 4)

In den weiteren Monaten nach dem Start des Mikroelektronik-Programms 
blieb diese Stimmung bestehen. Im August 1978, also etwa ein Jahr nach 
dem Mikroelektronik-Plenum, erhielten der Wirtschaftssekretär im ZK der 
SED Günter Mittag und der Dresdener Parteisekretär Hans Modrow einen 
Brief aus dem VEB Messelektronik »Otto Schön« Dresden. Werksdirektor 
und Parteisekretär berichteten dort über wachsende Unzufriedenheit un-
ter den Arbeitern hinsichtlich der unzureichenden Ausrüstungen. Dies füh-
re bei der »Plandiskussion und Vorbereitung der Betriebskonferenz« dazu, 
»daß viele unserer Werktätigen die materielle Grundlage für die beschleu-
nigte Einführung der Mikroelektronik in Frage stellen« (SAPMO-BArch 
DY 30/2872[b]: fol.191).

Die Aufbruchstimmung für das Mikroelektronik-Programm von oben 
wurde von den Arbeitern nicht erwidert. Gemessen an den ersten ernüch-
ternden Reaktionen war das Mikroelektronik-Programm bereits gescheitert. 
Aber neben der kurzfristigen Produktivitätskampagne war die Strategie der 
SED auf eine längere Zeit ausgelegt.



3. Das Scheitern der mikroelektronischen 
Modernisierung

Der Beschluss der SED-Führung, eine eigene Mikroelektronik aufzubauen, 
setzte in der DDR eine enorme wirtschaftliche Umwälzung in Gang. Beste-
hende Produktionskapazitäten wurden erweitert, neue geschaffen. Allein in 
den ersten vier Jahren (1977-1980) wuchsen die Investitionen des Stamm-
betriebes des Kombinats Mikroelektronik Erfurt (KME) um mehr als das 
Dreifache. Im folgenden Jahrzehnt stampfte man vor den Toren Erfurts zwei 
neue Fertigungsbetriebe aus dem Boden (Beyermann 1999: 2f.). Zugleich 
wurde die Infrastruktur erweitert – vom Wohnungsbau über den Personen-
nahverkehr bis zu neuen Kindergärten (Müller 1989: 115,122).

Die Aufbaubemühungen wurden unterstützt durch die zeitgleich mit dem 
Start des Mikroelektronik-Programms vorgenommene Kombinatsreform, die 
die Konzentration und Zentralisation der DDR-Wirtschaft vorantrieb. Das 
Kombinat Mikroelektronik Erfurt bildete man eigens für das Mikroelektro-
nik-Programm 1978 aus verschiedenen Einzelbetrieben. Die drei bedeu-
tendsten Kombinate der Mikroelektronik, die Kombinate Mikroelektronik 
Erfurt, Robotron Dresden und Carl Zeiss Jena, gehörten gemessen an der 
Beschäftigungszahl zu den »top five« der DDR (Haase 1990: 43f.).

Industriepolitisch nahm die Mikroelektronik in der späten DDR somit 
den ersten Rang ein. Bereits zu Beginn der 1980er Jahre wendete man mehr 
als ein Drittel der Investitionen des Bereiches Elektrotechnik/Elektronik/
Gerätebau für die Mikroelektronik auf, am Ende des Jahrzehnts die Hälf-
te. Das waren gigantische Investitionen, die insgesamt mindestens 30 Mrd. 
Mark und zusätzliche 4 Mrd. Westmark betrugen (Klenke 2001: 93,137). 
Nach amtlichen Berechnungen flossen zum Ende der DDR etwa 7% der 
jährlichen Industrieinvestitionen in die Förderung und den Aufbau der neu-
en Technologie (Roesler 1999a: 325f.). Es waren Investitionen auf die Zu-
kunft, deren Rentabilität von dem Erfolg bzw. Misserfolg des Mikroelekt-
ronik-Projekts abhing.
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3.1 Die Mikroelektronik und der wirtschaftliche Niedergang der DDR

Mit den Aufbaubemühungen erweiterte sich die industrielle Basis der DDR-
Mikroelektronik beträchtlich. Das galt in quantitativer wie qualitativer Hin-
sicht. Zwischen 1980 und 1988 stieg die Produktion von Halbleitern um 
774%. Die Anzahl der produzierten integrierten Schaltkreise wuchs um 269% 
(Lee/Swain 1994: 279). Von den 1986 1.300 gefertigten Bauelementetypen 
war mehr als jeder Dritte ein integrierter Schaltkreis, 1977 war es von 274 
gefertigten Typen nicht einmal jeder Zehnte gewesen (Falter 1998: 27). Der 
Anwenderbereich der Mikroelektronik entwickelte sich ähnlich rasant. Die 
Produktion von EDV-Maschinen und -Ausrüstungen stieg zwischen 1980 
und 1988 um 340%. Laut Commerzbank steigerte sich damit der Produkti-
onswert der Maschinen und Ausrüstungen für die EDV und Bürotechnik in 
der DDR um »rund 240%« (Computerwoche, 16.3.1990).

Nationale Erfolge – internationale Rückstände
Bezogen auf die Nationalwirtschaft waren die erzielten Fortschritte groß. 
Sie verblassten aber gegenüber dem Entwicklungsstand führender westlicher 
Industrieländer. In den 1980er Jahren gelang es, die Schaltkreisproduktion 
von ca. 2 auf 16 pro Einwohner zu verachtfachen. Die Volkswirtschaft der 
BRD produzierte 1990 jedoch mit 30 Schaltkreisen je Einwohner doppelt, 
die japanische Wirtschaft mit 80 pro Einwohner fünfmal so viele (Kriwo-
luzky 1992: 94). Die DDR hinkte auf fast allen Gebieten der internationalen 
Entwicklung hinterher. In der Regel begann die Produktionsaufnahme einer 
Generation mikroelektronischer Bauelemente erst dann, wenn diese inter-
national als führende Technologie bereits abgelöst war (Tabelle 1). Über die 
1980er Jahre halbierte sich so der Anteil der DDR-Mikroelektronik an der 
Weltproduktion dieses Wirtschaftszweiges auf 0,4% (Dale 2004: 187).

Der Anwenderbereich der Mikroelektronik wies ebenso internationale 
Rückstände auf. Bei den CAD/CAM-Maschinensystemen blieb die DDR 
mit einem Ausstattungsgrad von 14 je 100.000 Beschäftigten (1986) gegen-
über der BRD mit 111 und der USA 215 weit zurück. Nicht anders verhielt 
es sich bei den modernen Industrierobotern, deren geringe Anzahl die SED 
durch die Einbeziehung einfacher Handhabungsautomaten zu vertuschen 
versuchte (Stinglwagner 1987: 505f.). Bei den Personal- bzw. Arbeitsplatz-
computern kamen auf 100.000 Berufstätige 393 Stück, in der BRD waren 
es mit 3.472 Stück fast zehnmal soviele (Kusch u.a. 1991: 59).
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Wirtschaftliche Krise und Verfall nationaler Wettbewerbsfähigkeit
Anfang der 1980er Jahre erreichte die weltweite Wirtschaftskrise auch die 
DDR, nachdem ihre Wirtschaft in den 1970er Jahren abgeschirmt durch das 
staatliche Außenhandelsmonopol unbeeindruckt von den Krisentendenzen 
westlicher Ökonomien weiter gewachsen war. Das im Inland verwendete 
Nationaleinkommen schrumpfte 1982 gegenüber dem Vorjahr um 3,4% und 
stagnierte im folgenden Jahr (Fritze 1993: 12; Baar u.a. 1995: 67).

Die Rezession war Teil einer bereits länger andauernden Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Lage in der DDR, die unter ähnlichen Vorzeichen ver-
lief wie im Westen. Das Wachstum des verwendeten Nationaleinkommens 
fiel in den 1980er Jahren unter 2,4%. In den 1970er Jahren lag es im Schnitt 
noch bei 4,3% (berechnet nach Baar, u.a. 1995: 67). Die Akkumulationsrate 
am verwendeten Nationaleinkommen fiel von 29% 1970 auf 25% 1981 und 
lag in den Jahren danach meist deutlich unter 22% (StJb-DDR 1990: 106).

Ironischerweise war so der Zeitraum, in dem die Wirtschaft mittels Mi-
kroelektronik eigentlich modernisiert werden sollte, von einer fortschrei-
tenden Alterung des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks geprägt. Zwi-
schen 1977 und 1989 stieg der Anteil der Ausrüstungen in der Industrie der 
DDR, die älter als zehn Jahre waren, von 43% auf 51%. Der Anteil moder-
ner Anlagen (zehn Jahre und jünger) ging von 57 auf 49% zurück (Roesler 
2003: 45).

Die aus der abnehmenden Investitionstätigkeit zunehmende Alterung des 
gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks schlug sich auf das Wachstum der Ar-
beitsproduktivität nieder. Zwischen 1981 und 1985 nahm diese noch jährlich 
um 4,5% zu, 1987 nur noch um 3,3%, 1989 schließlich um 2,0% (Marschall 

Tabelle 1: Entwicklungsstand der DDR-Mikroelektronik 
(Speicherbauelemente) und Prognosen (ab 1989)

Typ DDR-Einführung Internationale
Einführung

Forschungsmuster Laborfertigung Massenfertigung Massenfertigung

64-Kilobit 1981 1986 1988 1979/80
256-Kilobit 1987 1988 1990 1983
1-Megabit 1988 1989 1992 1986/87
4-Megabit 1991 1993 1994/95 1989/90
16-Megabit 1994 k.A. k.A. 1993/94
64-Megabit 1996 k.A. k.A. 1997/98

Quelle: Internes SED-Papier von 1989, zitiert nach Falter 1998: 28.

3.1 Die Mikroelektronik und der wirtschaftliche Niedergang der DDR
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1990: 574). Die infolge der Mikroelektronikförderung erhoffte gesamtwirt-
schaftliche Produktivitätssteigerung blieb aus. Neue Schlüsseltechnologien 
kamen nur punktuell als »Insellösungen« zum Einsatz, während der restli-
che Teil der DDR-Wirtschaft verfiel (Kupper 1999: 135f.). Das Problem der 
»Insellösungen« wurde durch die Lieferverpflichtungen im östlichen Wirt-
schaftsbündnis und die Bemühungen, im Westhandel Devisen zu erlangen, 
verschärft. Ein Großteil der neuen Technik, die im Inland fehlte, ging in den 
Export (Meske 1992: 53).

Die Krise der DDR-Wirtschaft schlug sich in einer hohen Verschuldung 
nieder. Zu Beginn der 1980er Jahre erreichte diese im westlichen Ausland 
mit 25 Mrd. Valutamark (Rechnungseinheit für fehlende Konvertibilität der 
DDR-Mark) ihren Höhepunkt.1 Die DDR stand kurz vor der Zahlungsun-
fähigkeit (Deutschen Bundesbank 1999: 60; Steiner 2004: 194). Sie war 
dabei einen ähnlichen Weg gegangen, wie die in die »Schuldenfalle« ge-
ratenen Entwicklungsländer. Angeregt durch niedrige Zinssätze setzte die 
DDR auf eine schuldenfinanzierte Modernisierung der Volkswirtschaft. Den 
Import von modernen Industrieprodukten, darunter auch zahlreiche Geräte 
für die Mikroelektronik, deckte man durch die Aufnahme westlicher Kre-
dite (Hertle 1995: 313; Schürer 1996: 242). Anfangs als ein Mittel zur Mo-
dernisierung gedacht wurden die Kredite mit steigenden Zinsen immer mehr 
zur Last. Am Ende der 1980er Jahre betrug der jährliche Schuldendienst 
der DDR das Anderthalbfache der Einnahmen ihres Westexports – oder in 
DDR-Währung ausgedrückt – etwa zwei Drittel des jährlichen Volksein-
kommens (Maier 1999: 122).

Die wachsende innere und äußere Verschuldung hing eng mit Problemen 
der DDR zusammen, der »Dritten technologischen Revolution« zu folgen. 
Der vorübergehende Abbau der Verschuldung, der nach dem abgewende-
ten Bankrott zu Beginn der 1980er Jahre gelang, resultierte nicht aus einer 
gesteigerten Ausfuhr hochwertiger Industrieprodukte. Er ging neben den 
ergriffenen Sparmaßnahmen maßgeblich auf Kompensationsgeschäfte mit 
sowjetischem Erdöl zurück. Als sich die Rahmenbedingungen dafür verän-
derten und das Erdöl als Devisenquelle versiegte, nahm die Verschuldung 
wieder zu.2

1 Valutamark wurde im Verhältnis zur DM stets 1:1 bewertet, 1989 entsprachen 4,40 
DDR Mark offi ziell einer VM.

2 Für die unmittelbare Zahlungsfähigkeit der DDR sorgten die »Strauß-Kredite« 
1983/84 mit knapp 2 Mrd. DM. Mittelfristig besaß jedoch das Erdöl als neue Einnahme-
quelle eine größere Bedeutung. Ursprünglich importierte die DDR für den eigenen Be-
darf aus der Sowjetunion Erdöl und lieferte im Gegenzug Fertigprodukte. Als aber der 
Erdölpreis auf den westlichen Weltmärkten zu Beginn der 1980er Jahre stieg, versuchte 
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Mit den anderen Ostblockstaaten verband die DDR eine positive Leis-
tungsbilanz (Deutsche Bundesbank 1999: 32). Aber im Westhandel, der 
wegen der benötigten Devisen eine besondere Bedeutung besaß, verlor die 
DDR zusehends an Boden. Zwischen 1970 und 1983 fielen die »Terms of 
Trade« gegenüber den westlichen Industrieländern um fast 20% (Dale 2005: 
149). Die so genannte Devisenertragskennziffer, die den Exporterlös in Va-
lutamark je aufgebrachte einheimische Mark für die Produktion bewertete, 
verringerte sich von 0,536 (1970) auf 0,246 (1988) (Kusch u.a. 1991: 54). 
Vor allem in den schnell wachsenden Märkten und Branchen hochwertiger 
Produkte verlor die DDR seit den 1970er Jahren Weltmarktanteile (Stehn/
Schmiedling 1990: 66). Genau jene aber zeichneten sich durch den Einzug 
neuer Technologien aus.

Wie bedeutend die Mikroelektronik wurde, zeigte sich anschaulich im 
Werkzeugmaschinenbau. Dort setzte die DDR bis in die frühen 1970er Jah-
re mit steigender Tendenz einen großen Anteil ihres Gesamtexports für har-
te Devisen in den Westen ab. Der Einzug einer neuen Steuerungstechnik 
(CNC), die auf der Mikroelektronik basierte3 und den Weltmarkt umwälzte, 
traf die DDR schwer. Der Westexport des Werkzeugmaschinenbaus stürzte 
von 17,5% (1970) auf 3,9% (1984) ab. Zudem baute man Ende der 1980er 
Jahre aufgrund der nicht konkurrenzfähigen einheimischen CNC-Technik bei 
über 80% aller Westexporte westliche Steuerungen ein, was den Exporter-
lös je Wareneinheit auf 40% reduzierte (Roesler 1999a; Hübner u.a. 1990b). 
Die Entwertung der DDR-Exporte durch die mikroelektronische Revolution 
erfolgte ebenso im EDV-Bereich. 1980 erzielte man mit den Exporten des 
Sektors »Büromaschinen und Datenverarbeitung« in die BRD bereits nur 
32% der vergleichbaren westdeutschen Erlöse, 1983 nur noch 17%, 1989 
nicht einmal mehr 7% (Stehn/Schmiedeling 1990: 67).

die SED aus dem Erdölimport anderweitig Gewinn zu erzielen. Da dem RGW-Preissys-
tem die durchschnittlichen Weltmarktpreise der letzten fünf Jahre zugrunde lagen, be-
zog man das Erdöl aus der Sowjetunion weiterhin billig zu früheren Preisen, verkaufte es 
aber gegen harte Devisen im Westen. Ein Großteil der erfolgreichen Exportanstrengungen, 
die erstmals seit den 1970er Jahren einen Handelsbilanzüberschuss brachten, basierte auf 
dem Verkauf von be- oder verarbeitetem Erdöl. Dieses Geschäft war jedoch nur von kur-
zer Dauer. Als die Erdölpreise wieder fi elen, sanken auch die Exportüberschüsse von 2,3 
Mrd. $ 1985 auf 0,1 Mrd. $ 1988, während die Verschuldung von 13,3 Mrd. $ auf 18,5 
Mrd. $ stieg (Deutsche Bundesbank 1999: 41f.; Kusch u.a. 1991: 53f.).

3 Im Gegensatz zu den alten NC-Steuerungen, wo die Neueinrichtung der Maschinen 
über die Hardware erfolgte, erreichte die CNC-Steuerung die Konfi guration durch den 
Austausch der Software und war somit fl exibler und wesentlich kostengünstiger (Roes-
ler 1999a: 7).

3.1 Die Mikroelektronik und der wirtschaftliche Niedergang der DDR
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Eine deutsch-deutsche Studie stellte trefflich fest, dass dem Verfall der 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der DDR nicht ein absoluter Qualitätsver-
fall der DDR-Erzeugnisse zugrunde lag. Aber der DDR gelang es weit weni-
ger als der BRD, »den Trend zu qualitativ und technologisch hochwertigen 
sowie materialsparenden Erzeugnissen mitzumachen« (Stehn/Schmiede-
ling 1990: 67).

Die mit der Verschuldung einziehende Krise in der DDR resultierte also 
aus ihrer unzureichenden Fähigkeit, den neuen Entwicklungen auf dem Welt-
markt zu folgen. Worin lag diese Entwicklung begründet?

3.2 Verspäteter Start?

Die SED-Führung ging erst 1976 dazu über, den Aufbau einer eigenen Mi-
kroelektronikindustrie zu planen, obwohl bereits kurze Zeit nach dem Er-
scheinen des ersten Chips 1971 der Minister für Elektrotechnik/Elektronik 
den engeren Kreis seiner Mitarbeiter zusammengerufen haben soll, um zu 
beratschlagen, was zu tun sei (Morgenthal o.J.: 74).

Der späte Start mit dem unzureichenden Entwicklungsstand der Mikro-
elektronik in der DDR ist auf drei wesentliche Gründe zurückzuführen.

Erstens das bestehende Technologieembargo: Unter dem von den USA 
Anfang der 1950er Jahre gegenüber dem Ostblock aus der Taufe gehobenen 
Technologieboykott litt auch die DDR. Der mehrjährige Rückstand im Be-
reich der Transistorherstellung zur Weltspitze in den 1960er Jahren basierte 
vor allem auf dem fehlenden Zugang »zu modernen technologischen Aus-
rüstungen zur Kristallherstellung, Strukturierung von Halbleitern und der 
Endfertigung« (Kirpal 1998: 115). Von den beiden deutschen Computerin-
dustrien war die westdeutsche bis zum Ende der 1950er Jahre keineswegs 
innovativer. Aber in den 1960er Jahre griff diese dann auf fortgeschrittene 
Technologien der USA zurück, während der DDR gleichwertige Möglich-
keiten durch das Embargo verwehrt blieben (Naumann 1997: 268f.).

Zweitens die zuvor betriebene Industriepolitik: In den 1960er Jahren för-
derte man innerhalb des NÖS die Elektronik, aber nicht explizit die Mikro-
elektronik. Eine Ausnahme bildete die militärische Nutzung.4 Hinsichtlich 
ihrer zivilen Nutzung galt die Mikroelektronik während der Wirtschaftsre-

4 Maßgeblich durch die Sowjetunion wurde 1967 entschieden, im Kombinat Carl Zeiss 
Jena für die Produktion integrierter Schaltkreise den entsprechenden wissenschaftlichen 
Gerätebau zu entwickeln. Die Schaltkreise wurden vor allem für Raketenleitsysteme und 
deren Rechentechnik benötigt (Pröger 2002: 87f.).
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formen der 1960er Jahre als eine Sparte der Halbleitertechnologie, der man 
kein übermäßiges Potenzial beimaß (Klenke 2001: 61-63; Schwärzel 1989; 
Augustine 2003: 7ff., 15). Die zurückhaltende zivile Förderung der Mikro-
elektronik schien auch mit dem zuvor gescheiterten Großprojekt einer ei-
genen Flugzeugindustrie zusammenhängen. Man wollte kein neues Risiko 
eingehen (Augustine 2003: 11). So produzierte man in der DDR zu Beginn 
der 1970er Jahre zwar erste integrierte Schaltkreise, aber nur auf niedrigem 
Niveau mit einfachen Strukturen (Bähr 2001: 415f.).

Drittens wirkte sich neben dem Embargo und dem Versäumnis der un-
zureichenden Förderung der politische Kursschwenk der SED zur »Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik« aus. In der ersten Hälfte der 1970er Jah-
re lenkte man die Investitionen zugunsten der Sozialpolitik um. Der Kurs-
wechsel war eine Reaktion auf die unter Ulbricht in den 1960er Jahren betrie-
bene Wachstums- und Technologieoffensive, die die Wirtschaft überforderte 
und auf Kosten des Konsums ging (Steiner 2004: 142-164). Die sozialpo-
litischen Maßnahmen sollten einer tieferen sozialen Gärung in der DDR 
vorbeugen. Und die Arbeiteraufstände in Polen 1970/71 bestätigten diesen 
Kurs. Zugleich erhoffte sich die SED gleichzeitig von der damit einherge-
henden Verbesserung der Lebensbedingungen eine höhere Arbeitsmotivati-
on (Deppe/Hoß 1980: 16ff.). Wie in der Wirtschaft insgesamt fi elen infolge 
des Kurswechsels die Investitionen im Bereich Elektronik/Elektrotechnik 
und betrugen 1974 68% des Jahres 1970 (Müller 1989: 11). Damit vergrö-
ßerte sich »der relativ hohe Rückstand des Zweiges im internationalen Ver-
gleich weiter«, so eine DDR-Untersuchung (Schwärzel 1989: 185). Erst als 
die sinkenden Exporterlöse die unzureichende Entwicklung der Mikroelek-
tronik anzeigten, riss die SED das Ruder herum und begann die neue Tech-
nologie zu fördern.

Die SED stand mit ihrer Linie, der Mikroelektronik zu wenig Bedeutung 
beizumessen, nicht allein da. In der bundesdeutschen Industrie verkann-
te man nicht weniger als in der DDR das Potenzial der neuen Technologie 
(Bähr 2001: 417-419; Dieterle 1991: 41-45). Selbst der Gründer der Firma 
»Intel«, Gordon Moore, glaubte nicht an einen Markt für Mikrocomputer, 
was er im Nachhinein als seinen größten Fehler bezeichnete (Rojas 1998: 
195f.). Bis auf einige US-amerikanische und japanische Firmen »verschlief« 
so gesehen der Rest der Welt die Entwicklung.

Der »verspätete Start« des DDR-Mikroelektronik-Programms war ohne 
Zweifel ein Nachteil. Ein Scheitern des Projekts war damit jedoch keines-
wegs vorgezeichnet. Hohe Kapitalintensität und Kontinuität in der Entwick-
lung der Chipgenerationen setzten dem Einstieg von Newcomern in der 
Mikroelektronikbranche enge, aber nicht undurchlässige Grenzen. Einige 

3.2 Verspäteter Start?
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südkoreanische Konzerne stiegen erst zu Beginn der 1980er Jahre, und da-
mit deutlich später als die DDR, in die Halbleiterindustrie ein. Sie erlangten 
ein Jahrzehnt später in einzelnen Segmenten dennoch Weltmarktführung. 
Hier waren Rahmenbedingungen, System und Strategie, auf denen der Er-
folg fußte, entscheidender (Hilpert u.a. 1994: 152ff.).

3.3 Die Ambivalenz der Zentralplanwirtschaft

Nach dem Scheitern des Stalinismus in Osteuropa feierte, wie der Chica-
goer Geschichtsprofessor Michael Geyer schrieb, eine Schule Hochkon-
junktur, »die von grundsätzlichen Strukturdefiziten der stalinistischen (im 
Unterschied zur kapitalistischen) Wirtschaftsorganisation ausgeht« (Geyer 
1994: 123). Der Sieg des modernen westlichen Kapitalismus erwies sich an-
gesichts eigener wirtschaftlicher Probleme bald als Pyrrhussieg.

Betrachtet man die Geschichte nicht von ihrem Ende, muss man einräu-
men, dass das Modell der Zentralplanwirtschaft sowjetischen Typs über Jahr-
zehnte große Erfolge feierte. In den 1930er Jahren trotzte die sowjetische 
Wirtschaft der weltweiten Wirtschaftskrise. Und auch über die Zeit der Welt-
wirtschaftskrise hinaus übte dieses Modell angesichts seines hohen stetigen 
Wachstums eine größere Anziehungskraft aus (Hobsbawm 1995: 468). Hin-
tergrund des Erfolges war das Projekt einer staatlich angeleiteten National-
wirtschaft, abgeschottet von den Unsicherheiten des Weltmarktes.

Die Sowjetunion unter Stalin war allerdings nicht das einzige Land, das 
den Weg einer staatlich geplanten Nationalökonomie einschlug. Sie stand 
an der Spitze eines weltweiten Trends. Gab es im Osten die »sozialistische 
Planung«, kam im Westen die staatlich angeleitete Planung in Form des 
»keynesianischen Interventionsstaates« in Mode, im Süden als »Entwick-
lungsstaat« mit der Strategie der importsubstituierenden Industrialisierung 
(Altvater/Mahnkopf 1996: 397ff.).

Mit der Entstehung des Ost-West-Konflikts und der bipolaren Weltord-
nung übertrug die sowjetische Besatzungsmacht ihr Wirtschaftsmodell auf 
die DDR (Dale 2004: 139ff., Steiner 2004: 51ff.). Bis in die 1970er Jahre 
verzeichnete die DDR-Wirtschaft ein ansehnliches Wachstum, das sich mit 
dem westlicher Industrieländer messen konnte (siehe Tabelle 2). Die DDR 
nahm an dem weltweiten Wirtschaftsaufschwung teil, dessen Grundlage der 
Rüstungskapitalismus des Kalten Krieges bildete. Die hohen Militäraus-
gaben entzogen dem Wirtschaftskreislauf Kapital und wirkten so der Ten-
denz zum Fall der Profitrate unbeabsichtigt entgegen (Deutschmann 1973; 
Kidron 1971; Harman 1999). Es war dasselbe System, was nach dem Krieg 
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den Wiederaufbau schulterte, bis in die 1960er Jahre größere Wachstums-
raten hervorbrachte und in den 1980er Jahren in eine tiefe wirtschaftliche 
Krise geriet. Will man eine Geschichte der Planwirtschaften sowjetischen 
Typs schreiben, so gilt es, nicht einfach die »Systemdefekte« zu benennen, 
sondern die Faktoren und Rahmenbedingungen, auf die sich Auf- und Ab-
stieg begründen.

Stärken des Systems
Die zentralstaatliche Planung des Ostens besaß gegenüber dem »marktwirt-
schaftlich« verfassten Kapitalismus des Westens, wie der Osteuropa-Exper-
te Alec Nove bemerkte, bei all ihren Mängeln »einen überwältigenden Vor-
teil: sie ermöglicht[e] der Führung, die Ressourcen auf ihre Prioritäten zu 
konzentrieren, ohne den Überlegungen von Profitabilität, privatwirtschaft-
lichen Interessen oder dem Druck der öffentlichen Meinung unterworfen zu 
sein« (zitiert und übersetzt nach Dale 2004: 90).

In der DDR hatte sich dieser Vorteil in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
bei der Wiederherstellung der Produktion geäußert. Angesichts der desola-
ten wirtschaftlichen Lage und geringer Gewinnaussichten traten die Unter-
nehmen im Westteil Deutschlands in einen »Produktionsstreik«. Die staat-
liche Planung in der damals noch »Sowjetischen Besatzungszone« (SBZ) 
setzte sich über diese Bedenken hinweg (Steiner 2004: 66f.). In den 1950er 
und 1960er Jahren brachte die Festlegung zentraler Investitionsschwerpunkt 
die Entwicklung wichtiger Branchen voran und ihre mehrjährigen Volkswirt-
schaftspläne ließen die DDR die weltweiten Produktionseinbrüche besser 
überstehen als den bundesdeutschen Nachbarstaat – ob nun die kleine Re-
zession der späten 1950er oder die erste große zu Beginn der 1970er Jah-

3.3 Die Ambivalenz der Zentralplanwirtschaft

Tabelle 2: Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten (in Prozent)
Vergleich der Wachstumsraten der DDR mit Ländern West- und Südeuropas 1950-1979

1950/52-1967/69 1967/69-1979
BRD 6,2 3,6
DDR 5,7 4,9 (Nettoprodukt)
Griechenland 6,0 5,6
Italien 5,4 3,5
Österreich 5,0 4,4
Portugal 5,1 5,0
Spanien 6,1 4,5
Quelle: Maier 1999: 152
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re. In der ersten Hälfte des Jahrzehnts wuchs die DDR-Wirtschaft pro Kopf 
mit etwa 3,6% mehr als doppelt so stark wie die von der Rezession 1974/5 
krisengeschüttelte Wirtschaft der Bundesrepublik mit 1,7% (Ritschl 1995: 
28; Merkel/Wahl 1991: 25). Die Stärke der staatlichen Planung gegenüber 
einer Marktwirtschaft zeigte sich beispielhaft im Werkzeugmaschinenbau. 
Trotz schlechter widriger äußerer Umstände gelang es, den westlichen An-
teil am Export über die 1950er Jahre von 5% auf 12% zu steigern. 1970 lag 
er schließlich bei 17,5% (Roesler 1999a: 4; Hübner u.a. 1990b: 26). Dass 
bis in die 1970er Jahre der Wettlauf zwischen ost- und westdeutschen Werk-
zeugmaschinenherstellern keineswegs entschieden war, lag vor allem dar-
an, dass manche westlichen Hersteller mit den in den 1960er Jahre auf-
kommenden flexiblen Fertigungssystemen zunächst große Risiken und eine 
geringe Wirtschaftlichkeit verbanden. Die staatliche Planung in der DDR 
ignorierte dagegen diese Bedenken (Roesler 1999a: 13).

Ein anderes zentrales Merkmal des Wirtschaftsystems bestand in der ho-
hen Zentralisation der Wirtschaft in Form weniger Kombinate. Der Trend 
zur Konzentration und Zentralisation war weltweit zu beobachten, erreichte 
aber in den stalinistischen Wirtschaften ein besonderes Ausmaß. Die Kom-
binatsreform in den späten 1970er Jahren, der westliche Beobachter zu-
nächst einigen Erfolg bescheinigten (Christ/Neubauer 1991: 46f.; Zwass 
1988: 231f.; Turowski 1990: 216), leistete diesem Trend noch einmal Vor-
schub. 1980 erbrachten 130 Kombinate fast 100% der Wirtschaftskraft 
(Stinglwagner 1989: 4).

Mit der Kombinatsreform nahm man zugleich eine Neuaufteilung der na-
tionalen Arbeitsteilung vor. Dies betraf insbesondere das Mikroelektronik-
Programm. Das Kombinat Robotron Dresden als quasi Monopol-Produzent 
von EDV-Technik fungierte neben einigen Kombinaten des Maschinen- und 
Anlagenbaus als Hauptanwender mikroelektronischer Bauelemente. Auf de-
ren Herstellung war wiederum das Kombinat Mikroelektronik spezialisiert. 
Das Kombinat Carl Zeiss Jena stellte zunächst die für die Bauelementepro-
duktion erforderlichen Ausrüstungen her und entwickelte und produzierte 
ab 1986 selbst Schaltkreise.

Die mit der Kombinatsreform in der DDR ergriffenen Maßnahmen äh-
nelten den Schritten, mit denen der japanische Staat die Entwicklung seiner 
Wirtschaft und seines »Mikroelektronik-Programms« vorantrieb. Die japa-
nische Halbleiterindustrie und der Staat waren durch ein enges Planelement 
verbunden, das auf eine Gestaltung der nationalen Arbeitsteilung abzielte. 
Jeder Konzern spezialisierte sich auf eine bestimmte Produktgruppe und be-
kam so Raum für die erforderlichen economies of scale (Lüthje 2001: 113-
330). Des weiteren zielte die Kombinatsreform darauf ab, die Forschungsein-
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richtungen enger an die Produktion zu binden (Cornelsen 1990: 72). Diese 
Verbindung in der japanischen Industrie war mit dafür verantwortlich, dass 
in den 1980er Jahren die Vorherrschaft der USA auf dem Gebiet der Mikro-
elektronik gebrochen wurde. Auch in der DDR-Mikroelektronik wirkte sich 
das Element der »Koordination von Produktion und Forschung« vor Ort po-
sitiv aus (Nuhn 2001b: 3).

Bei allen ähnlichen Maßnahmen unterschieden sich die Länder maßgeb-
lich dadurch, dass die Größe der japanischen Wirtschaft die der DDR um 
ein Vielfaches überstieg. Deutlich wurde dies bei den finanziellen Aufwen-
dungen in der DDR, die nicht an die intensive staatliche Förderung durch 
das Planungsministerium MITI und ihre Konzentration auf die Mikroelek-
tronik, insbesondere den Bereich der Höchstintegration heranreichte.

Schwächen des Systems
Lange Zeit schien die zentralstaatliche Planwirtschaft erfolgreich zu sein. 
Eine internationale Studie kam noch Ende der 1970er Jahre zu dem Urteil, 
die DDR habe mit ihrer wirtschaftlichen Entwicklung »bedeutende Markt-
wirtschaften ›ausgestochen‹« (Gregory/Leptin 1977: 539, eigene Überset-
zung). Allerdings hatte das Wachstum einen Makel. In der DDR wie in den 
anderen Ländern des Ostblocks brachte man für die gleiche Produktionsmen-
ge wesentlich mehr Ressourcen auf als im westlichen Kapitalismus (Heitger 
1990: 178ff.). Der marginale Kapitalkoeffizient, ein Ausdruck für die Effek-
tivität der Investitionen, lag in der DDR über den Zeitraum ihrer Existenz 
fast immer über dem der Bundesrepublik (Ritschl 1995: 28, 31, 35).

Das extensive Wachstum drückte eine im System vorherrschende Tendenz 
zur Verschwendung aus. Planzahlen der Betriebe machten sich an Produk-
tionsmengen fest, rechneten aber die dafür aufgewendeten Ressourcen nur 
ungenügend ein. So entstand eine »Tonnenideologie«: je größer der Auf-
wand zur Herstellung eines Produktes, desto größer der ausgewiesene Wert 
(Steiner 2004: 95). Der Staat verfügte über wenig sanktionierende Mittel. 
Über den zentralen Staatsapparat wurde der Finanzbedarf der Betriebe ge-
deckt. Dieser war als »Gesamtunternehmer« jedoch nicht bereit, Betriebe 
Konkurs gehen zu lassen. Die Folge waren »weiche Budgetbeschränkungen« 
(ebd.: 13, 61).

Der »Investitionshunger« der Betriebe führte zu einer Mangelwirtschaft, 
die wiederum die Betriebe veranlasste, Waren verschiedenster Art zu horten 
und die Eigenproduktion auszuweiten, um eine betriebswirtschaftlich ratio-
nale, aber volkswirtschaftlich ineffektive Autarkie zu entwickeln. Mitte der 
1980er Jahre beherrschten weltweit nur 45 Firmen die Produktion prozess-
flexibler Industrieroboter. In der DDR waren mit der Eigenfertigung solcher 
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Roboter fast 200 Betriebe beschäftigt (Kusch u.a. 1991: 48). International 
verringerte sich die Fertigungstiefe, in der DDR fiel der Anteil der Beschäf-
tigten eines Betriebes, die in der Endfertigung arbeiteten. Ein immer größe-
rer Teil arbeitete dagegen für den Bedarf an Zulieferungen und eigentlich 
extern zu erbringenden Leistungen (Meske 1992: 56).

Volkswirtschaftliche Ineffi zienz und »weiche Budgetbeschränkungen« 
gab und gibt es auch im westlichen Kapitalismus (Kidron 2002). »Harte 
Budgetbeschränkungen« des Marktes werden beispielsweise aufgeweicht, 
wenn der Bankrott bedeutende Teile der Volkswirtschaft gefährdet (Dale 
2004: 86). Aber insgesamt erreichte die damit verbundene Verschwen-
dung dort nicht solche Ausmaße wie in der DDR. Im Allgemeinen wirkte 
der Mechanismus der Markbereinigung, während in der DDR die unprofi -
tablen Bereiche von der ganzen Volkswirtschaft mitgetragen wurden. Die 
Versuche, »härtere Budgetrestriktionen« durchzusetzen, etwa bei dem Tech-
nologieimport im Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo), wo Be-
triebe bei Nichterfüllung der Rückzahlungsverpfl ichtungen mit Sanktionen 
belegt wurden (Hertle 1995: 333f.), waren systemuntypisch und entfalteten 
nur geringe Wirkung.

Das Problem der bestehenden Ineffizienz war auf der anderen Seite eng 
mit dem Element der fehlenden Demokratie verbunden. Der bekannte pol-
nische Planungsökonom Oskar Lange bemerkte: »Methoden der hochzen-
tralisierten administrativen Planung und Leitung, die weitgehend ... Zwang 
verwenden, sind keine charakteristischen Merkmale des Sozialismus, son-
dern vielmehr eine Technik der Kriegswirtschaft.« (zitiert nach Harman 
1999: 80) Das »Volkseigentum« in der DDR war keine Vergesellschaftung 
im Sinne freier Produzenten, sondern einer staatlichen Zwangswirtschaft 
von oben. In der Kommandowirtschaft entstanden Konflikte zwischen ver-
schiedenen Interessensgruppen. Die Betriebsleiter setzten ihre Ressourcen 
bewusst niedrig an, woraufhin die Planer nur verstümmelte Informationen 
erreichten (Ticktin 1973: 33). Die Zentrale entwickelte daraufhin bessere 
Kontroll- und Planmethoden.

Die administrative Kontrolle und die Staatssicherheit deckten immer wie-
der Fälle von Planmanipulationen auf, mit zum Teil abstrusen Situationen. 
Zum Beispiel verfehlte Ende der 1970er Jahre das Halbleiterwerk Frankfurt/
Oder (HFO) sein im Plan festgelegtes Sortiment integrierter Schaltkreise für 
Fernsehempfänger. Da es aber die Lieferfristen an sowjetische Abnehmer 
einhalten musste, initiierte die Betriebsleitung unerlaubt den Import von 
32.000 Bauelementen aus der BRD. Dann wurde »der Stempel der BRD-
Firma vom Bauelement abgewaschen und mit einem Produktionsstempel 
des Halbleiterwerkes versehen«, so 1978 ein Bericht aus dem Parteiapparat 
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(SAPMO-BArch DY 30/2872[a]: fol.129ff.). Über die 1980er Jahre deckte 
die Staatsicherheit zahlreiche Fälle von Planfälschungen auf, wie etwa die 
systematische Falschausweisung fehlerhafter Produktion als ordnungsge-
mäße Ware beim VEB Stern Radio Berlin (BStU MfS HA XVIII – 9261).

Die Staatliche Plankommission (SPK), die zentrale Planbehörde der DDR, 
versuchte sich die Neuerungen der Mikroelektrotechnik zur Behebung der 
Planungsmängel zunutze zu machen. Da aber die Mängel der Planung nicht 
auf technische Unzulänglichkeiten, sondern innergesellschaftliche Wider-
sprüche zurückgingen, wurden diese auch nicht durch die drei Großrech-
ner und ca. 250 Personalcomputer behoben, über die die SPK am Ende ver-
fügte (Schürer 1999: 81).

 An der Spitze der DDR war man sich des Defi zits des Systems bewusst 
und versuchte diesem durch stärkere Kontrolle beizukommen. Mit einer 
schärferen Überwachung und Kontrolle bekämpfte man allerdings nicht die 
Ursache, sondern nur die Symptome – und das zunehmend aussichtsloser. Je 
komplexer die Planung wurde, desto mehr wurde die Zwangsjacke der bü-
rokratischen Herrschaft zum Hemmschuh weiterer Entwicklung und desto 
mehr wurde zumindest eine partielle Reform des Systems notwendig.

Reformversuch »Eigenerwirtschaftung«
Einen gewissen Ausbruch auch dem bestehenden Planungssystem wagte die 
SED Ende der 1980er Jahre mit der Reform der »Eigenerwirtschaftung der 
Mittel«. Ähnlich wie das 20 Jahre zuvor gescheiterte »Neue ökonomische 
System« (NÖS) lief die »Eigenerwirtschaftung« darauf hinaus, den Betrie-
ben einige Freiheiten zu geben und gewisse Marktkriterien im Plan zu ver-
ankern (Steiner 2004: 129ff.). Die Betriebe sollten neben den laufenden 
Ausgaben auch ihre Investitionen durch eigene Einnahmen decken (Steiner 
1999a: 162). Bereits 1984 war der »Nettogewinn« als eine von vier »Haupt-
kennziffern« der Produktion eingeführt worden.5 Nach internen Verlautba-
rungen sollte der Gewinn die »Quelle für die mögliche Akkumulation und 
für weitere soziale Fortschritte« (SAPMO-BArch DY 34/27018 [a]: 26) bil-
den. 9 von 16 Kombinaten, die ab 1988 an dem Experiment teilnahmen, ge-
hörten im engeren Sinne zum Mikroelektronik-Projekt.

Die Reformbestrebungen erreichten allerdings insgesamt nicht das Aus-
maß der Reformen der 1960er Jahre (Cornelsen 1990: 70, Maier 1996: 263), 
zeigten aber die gleichen Probleme. Wie beim NÖS erwies sich die Einfüh-
rung gewisser Marktkriterien nicht als geeignetes Mittel zur Rationalisie-

5 Daneben noch »Nettoproduktion«, »Erzeugnisse und Leistungen für die Bevölke-
rung« und »Export« (Cornelsen 1990: 73).

3.3 Die Ambivalenz der Zentralplanwirtschaft
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rung der Wirtschaft. Bis auf wenige Vorzeigekombinate besaß die Mehrheit 
der Betriebe nicht die dafür notwendigen Voraussetzungen und Rahmenbe-
dingungen, sodass sich bereits in der Experimentierphase unzureichende 
Effekte bzw. ein Scheitern abzeichneten. Teilweise führte der Kostendruck 
dazu, dass Kombinate kurzfristig an Innovationen zu sparen begannen (Cor-
nelsen 1990: 73). Ein Phänomen, das man bei hohen Renditevorgaben auch 
von westlichen Firmen kennt (Eckardt 2003: 102).

Neben den geringen ökonomischen Erfolgen drohte der SED von einer 
anderen Seite politische Gefahr. Die mit den Reformmaßnahmen vorgese-
hene Stärkung der Kombinate und Betriebe begann eine gewisse Eigendyna-
mik zu entwickeln und so den Zentralismus zu untergraben. 1988 fragte der 
Generaldirektor von Carl Zeiss Jena, Wolfgang Biermann, an, ob das Minis-
terium für Wissenschaft und Technologie nicht besser abzuschaffen wäre, 
denn dieses fordere doch nur bürokratische Berichte an, löse aber »keiner-
lei inhaltlich strategische Impulse gegenüber den Kombinaten« aus (Maier 
1999: 172). Allein aufgrund dieser möglichen Entwicklung setzte die SED-
Führung den Reformmaßnahmen enge Grenzen und hielt an einem stark zen-
tralisierten Wirtschaftapparat fest (Stinglwagner 1989: 13).

»Just-in-time« made in GDR?
Der Reformversuch der »Eigenerwirtschaftung« beinhaltete auch Ratio-
nalisierungsmaßnahmen auf unterster betrieblicher Ebene. Was im Westen 
unter dem Namen »Just-in-time« bekannt wurde, strebte man in der DDR 
im Rahmen der »flexiblen Automatisierung« an: Eine schrittweise Ratio-
nalisierung der Transport-, Umschlag- und Lagerprozesse. Eine solche mo-
derne Produktionsorganisation besaß für die Wirtschaft der DDR, mit ihrer 
übermäßigen Materialhortung und Produktionsunterbrechung, eine beson-
dere Bedeutung. Im Wirtschaftsapparat nahm man teilweise direkt auf das 
»Just-in-time«-Prinzip und sein Motiv Bezug. »Bestände kosten den Ka-
pitalisten viel Geld, bei uns aber auch«, bekamen FDGB-Funktionäre zu 
hören. Danach lägen in der Elektronikbranche in der DDR die Material-
vorräte fast 50% höher als in der BRD, im Werkzeugmaschinenbau hätte 
1987 die durchschnittliche Durchlaufzeit (Beginn bis Ende der Fertigung 
eines Produkts) 210 Tage, in der BRD nur 65 betragen (SAPMO-BArch DY 
34/27018[a]: 26f.).

»Just-in-time« wurde allerdings in der DDR nie Wirklichkeit. Zum einen, 
weil einfach die wirtschaftlichen Voraussetzung einer guten Materialversor-
gung fehlten (Deppe/Hoss 1989: 83). Fälle wie im Werk für Fernsehelektro-
nik, in dem zu Beginn der 1980er Jahre eine moderne LCD-Fertigungsstre-
cke (Flüssigkristallanzeigen) aufgrund von Zulieferproblemen nur zu gut der 
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Hälfte ausgelastet war, waren typisch (Bachmann 1984: 179). Der Betrieb 
konnte noch so viele Anstrengungen unternehmen. Die neue vollautomati-
sierte Anlage nützte nichts, wenn das Material ausblieb. Im Gegenteil: Die 
bestehenden Probleme potenzierten sich, da sich die neue und teure Tech-
nik nur bei hoher Auslastung rentierte.

Darüber hinaus erforderte »Just-in-time« Flexibilität und größere Ei-
genverantwortung der Betriebe. Aber in der DDR behielt die zentrale Wirt-
schaftsbürokratie die Planungshoheit. Statt »Just-in-time« gab es dort eher 
das Prinzip »Erst-in-einem-Jahr«, denn Betriebe hatten ihren Bedarf an Res-
sourcen und anderen Produktionsmitteln bei dem zuständigen Ministerium 
ein Jahr im voraus anzumelden (Helfert 1990: 676). Kurz, der inner- wie 
überbetrieblichen Flexibilisierung der Produktionsstrukturen standen Hierar-
chie und Unbeweglichkeit des DDR-Systems entgegen (Deppe/Hoss 1989: 
245, 286). Insbesondere die neuen technischen Entwicklungen zeigten: Die 
politischen Verhältnisse wurden immer mehr zum Hemmschuh für die wei-
tere wirtschaftliche Entwicklung.

3.4 Das Scheitern an der Globalisierung

Die frühen 1970er Jahre waren ein »Wendepunkt« in der wirtschaftlichen 
Entwicklung der DDR. Laut dem ehemaligen Vorsitzenden der staatlichen 
Plankommission Gerhard Schürer fuhr der Zug mit der ansteigenden Ver-
schuldung seitdem in die falsche Richtung (Maier 1999: 120). Diese Zäsur 
betraf allerdings nicht nur die DDR. Mit dem Ende des »Goldenen Zeital-
ters« kämpften ebenso die westlichen Industrieländer mit Krise, Wachs-
tumsschwäche und »Strukturproblemen«, viele Entwicklungsländer mit der 
»Schuldenkrise« (Harman 1999: 84-88).

Innerhalb der gemeinsamen Krisenszenarien gab es jedoch eine Beson-
derheit: Die wirtschaftliche Schere zwischen Ost und West öffnete sich dra-
matisch. Mit ihrem extensiven Wachstum besaßen die östlichen Wirtschaf-
ten seit jeher einen Schwachpunkt. Dennoch hielten sich lange Zeit Stärken 
und Schwächen der jeweiligen Wirtschaftsysteme die Waage. Die wirtschaft-
liche Entwicklung in Ost und West driftete nicht in einem solchen Maß aus-
einander, wie es für die 1970er und 1980er Jahre der Fall sein sollte. Der 
Hintergrund dafür war ein tiefgreifender Wandel der Weltwirtschaft, der die 
Rahmenbedingungen, unter denen der Systemwettstreit zwischen Ost- und 
Westblock stattfand, nachhaltig veränderte.

Die Mikroelektronik drückte wie kaum eine andere Technik diesen wirt-
schaftlichen Wandel aus. Ihre Entwicklung fiel in eine Phase der Internatio-
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nalisierung der Weltwirtschaft. Zwischen 1950 und 1973 wuchs der Handel 
zwischen den westlichen Industrieländern (7,2%) mehr als anderthalbmal 
so schnell wie ihre Produktion (4,7%). Der Trend zur weltweiten Integrati-
on des Kapitals, später auch als »Globalisierung« bezeichnet, wurde auch 
nicht von der Krise gestoppt. Zwischen 1973 und 1987 wuchsen die Waren-
exporte (3,9%) weiterhin schneller als die Produktion selbst (2,9%) (Alt-
vater/Mahnkopf 1996: 23). Unter dem Druck der Krise und schrumpfender 
Märkte begannen große Konzerne, zunehmend transnational zu arbeiten, um 
neue Märkte zu erschließen und strategische Allianzen einzugehen. An der 
Spitze dieser Entwicklung stand die mehr und mehr von der Mikroelektro-
nik geprägte Halbleiterindustrie (Schulze 1987).

Mit der Vertiefung der Internationalen Arbeitsteilung seit den 1970er Jah-
ren bildeten sich weltweite Forschungs-, Entwicklungs- und Produktions-
linien heraus. Selbst große Konzerne konnten zunehmend nur noch schwer 
bestehen, wenn sie nicht über die nationalen Grenzen hinaus operierten. Ge-
rade die Mikroelektronik, bei der von Technikgeneration zu Technikgenera-
tion die Anforderungen enorm stiegen, drückte dies aus. Damit einher ging 
die zunehmende Dominanz des Weltmarktes durch wenige Großkonzerne. 
Die »Öffnung« der Nationalökonomien hob die Abhängigkeit der transna-
tional operierenden Konzerne von ihrer nationalstaatlichen Basis nicht auf, 
untergrub aber frühere nationalwirtschaftliche Steuerungsmöglichkeiten des 
Staates (Klenke 2001: 41-51).

Was bedeutete diese neue Entwicklung für die DDR? Der fortschreiten-
de Trend zur wirtschaftlichen Internationalisierung ging an der DDR wie 
dem Ostblock insgesamt nicht vorbei. Bereits in den späten 1960er Jahren 
vereinbarte man im östlichen Wirtschaftsbündnis, dem Rat für Gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (RGW),6 die arbeitsteilige Entwicklung einer gemeinsamen 
EDV-Technik, in der die DDR eine zentrale Rolle spielte (ebd.: 72f.). Dass 
die Mikroelektronik den neuen internationalen Charakter der Weltwirtschaft 
reflektierte, erkannte die SED auf dem Mikroelektronik-Plenum 1977, als 
sie darauf hinwies, dass die DDR die Mikroelektronik und die dazu erforder-
lichen Ausrüstungen niemals allein entwickeln und herstellen könne (Mül-
ler 1989: 69). Damit war zugleich eine Schwachstelle der DDR-Mikroelek-

6 Der RGW, 1949 als Antwort Moskaus auf den Marshallplan gegründet, stellte einen 
Versuch dar, sich vom Weltmarkt unabhängig zu machen. Dieses Anliegen scheiterte al-
lerdings bereits in den Anfangsjahren. Seit 1958 legte man der eigenen Preisbasis in un-
terschiedlichem Maße die westlichen Weltmarktpreise zugrunde. Seit 1975 bestimmten 
die Mittelwerte der Weltmarktpreise der vorangegangenen fünf Jahre die jährlichen In-
tra-RGW-Preise. Der RGW stand somit in modifi zierter Form in Beziehung zum Welt-
markt (Buchheim 1995: 355ff.).
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tronik benannt: Neben den Mängeln der eigenen Volkswirtschaft lagen die 
Problem in der westlichen Embargopolitik und der unzureichenden RGW-
Kooperation. Von diesen drei Feldern aus nahm man den forcierten Aufbau 
der Mikroelektronik in Angriff.

Erfolge und Grenzen des westlichen Technologietransfers
Seit ihrem Bestehen versuchte die DDR auf westliche Technologie zurück-
zugreifen. Dieses Bemühen der DDR war nicht unbedingt ein Beweis für 
die Unfähigkeit ihres Systems, eigenständig Innovationen zu entwickeln. 
In der Geschichte des Kapitalismus war und ist es gängige Praxis rück-
ständiger Länder und/bzw. Unternehmen, ihre Entwicklungslücken durch 
die Nutzung moderner ausländischer Technologien zu überwinden (Braun/
Kaiser 1999: 237-254). Wieso auch das Rad zweimal erfinden? Allerdings 
blieb der DDR der Weg des herkömmlichen Technologietransfers oftmals 
versperrt. Seit den 1950er Jahren bestand seitens westlicher Industrielän-
der gegenüber den Ostblockländern ein Technologieembargo (Cocom).7 Die 
DDR, die auch darunter litt, entwickelte daraufhin eine Praxis des illegalen 
Technologieschmuggels.

War der Versuch der DDR, auf westliche Technologie zurückzugreifen, 
also keineswegs ungewöhnlich, so zerschlugen sich schnell naive Pläne ei-
niger Funktionäre, für die Mikroelektronikentwicklung komplette Fabrikan-
lagen aus dem Westen zu importieren. Bereits im Vorfeld des Mikroelektro-
nik-Plenums stellte im April 1977 das Ministerium für Staatssicherheit (MfS) 
fest, die Mikroelektronik sei für die westlichen Länder »eine ... nationale 
und strategische Größe« und deshalb erschwert zu beschaffen. So habe die 
»USA-Regierung für die Mikroelektronik und einige angrenzende Gebiete 
die Embargobestimmungen verschärft und kontrolliert über diesen Mecha-
nismus die westeuropäischen und japanischen Konzerne« (zitiert nach Ro-
esler 1994b: 1032). Die Verschärfung des Systemwettstreits in den späten 
1970er Jahren schlug sich in strengeren Embargorichtlinien nieder. Mit der 
Ankündigung des Aufbaus einer eigenen Mikroelektronik rückte die DDR 
verstärkt ins Zentrum der Beobachtung. Der anwachsende Westhandel der 
DDR in den 1980er Jahren war dazu kein Widerspruch. Er betraf kaum das 

7 Das »Coordinating Committee for East West Trade Policy« (Cocom) wurde 1950 
auf Initiative der USA gegründet, um einen Technologieboykott gegen die UdSSR und 
ihre Verbündeten zu organisieren. Die Cocom-Liste trugen vor allem die NATO-Staaten 
und Japan. Sie untergliederte sich in drei Kategorien: Atom-, Munitions- und Industrie-
liste. Vor allem die letzte hatte erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen. Sie unterband 
den Transfer sogenannter »dual-use-Technologie«, die sowohl für militärische als auch 
zivile Zwecke verwendet werden konnte (Hanson 1984: 261ff.).
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Gebiet modernster Technologie (Kirchner 2000: 134f.; Schrader 1990: 204-
206). Hier war die »Abschottung des RGW von der Internationalen Arbeits-
teilung [...] am Ende total« (Nick 1999: 9).

Andere Wege des Technologietransfers wurden so notwendiger denn je. 
Das MfS schlug deshalb vor, unter Ausnutzung der Konkurrenzsituation ge-
genüber den US-Konzernen »die Aktivitäten auf die japanische elektronische 
Industrie [zu] konzentrieren«. Und vielleicht würden auch westeuropäische 
Elektronik-Hersteller aus »Profitgründen [...] eine Zusammenarbeit mit der 
DDR eingehen« (zitiert nach Roesler 1994b: 1032). Die Organisation des il-
legalen Technologietransfers übernahm das MfS mit der Herstellung direkter 
Firmenkontakte oder der Gründung ausländischer Tarnfirmen.

Für sich genommen waren diese Aktivitäten recht erfolgreich (Klenke 
2001: 68). Die Palette der Schmuggelware reichte von ganzen Fabrikanla-
gen bis zu mehreren Tonnen Silizium. Ohne den Import westlicher Techno-
logie lief bei der Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR fast nichts. 
Vielfach ermöglichte die westliche Technik erst die Entwicklung neuer Pro-
duktionsverfahren. Laut einem Insider wurde von den gesamten Investitionen 
in der Mikroelektronik zwischen 1986 und 1989 ca. ein Drittel für Westim-
porte aufgewendet (Ronneberger 1999: 133). Die notwendigen Produktions-
ausrüstungen für den 256-Kilobit-Chip beschaffte man zu fast zwei Drittel 
durch Embargoimporte (Macrakis 1997: 81).

Gegenüber dem konventionellen Technologietransfer stieß der illegale 
Technologietransfer jedoch zwangsläufig auf Grenzen. Einerseits konnte 
das Embargo unmöglich an allen Stellen umgangen werden. Anderseits la-
gen die Preise der Embargogüter deutlich über denen des legalen Marktes 
(Macrakis 1997: 80). Darüber hinaus fehlten in der Regel die Hilfestellung 
des Herstellers und seine Serviceleistungen, die für eine erfolgreiche An-
wendung der Technik notwendig waren (Roesler 1994b: 1033). Insbeson-
dere bei der Mikroelektronik, wo die Miniaturisierung einen Grad erreichte, 
der eine Entschlüsselung der geometrischen Struktur eines Chips ohne Hin-
weise der Hersteller kaum möglich machte, erschöpfte sich die »Strategie 
des Nacherfindens« (Barkleit 2001).

Der sogenannte »Toshiba-Deal« bestätigte als Ausnahme die Regel. Ähn-
lich wie das westdeutsche Unternehmen Siemens kooperierte die DDR mit 
dem japanischen Elektronikkonzern, um seine Defizite in der Chipfertigung 
zu verringern und das mit einigem Erfolg. Aber nach ersten positiven Ergeb-
nissen musste Toshiba Anfang 1988 die informellen Technologielieferungen 
und Hilfestellungen für den 256-KB-Chip abbrechen, als die japanische Re-
gierung und Industrie wegen anderer Embargogeschäfte unter Druck der US-
Regierung gerieten (Macrakis 1997: 80ff.). Die illegalen Aktivitäten konn-
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ten die negativen Folgen des Embargos lindern, aber nicht die bestehenden 
ungleichen Machtverhältnisse in der Weltwirtschaft umgehen und so dem 
legalen Technologietransfer gleichwertige Bedingungen schaffen.

Der RGW: die gescheiterte osteuropäische Globalisierung
Mit der Entwicklung einer gemeinsamen EDV-Technik hatte es im Ostblock 
in den frühen 1970er Jahren erste Ansätze transnationaler Kooperation ge-
geben, die auch das Gebiet der späteren Mikroelektronik berührten. Diesen 
Ansätzen folgend schloss die DDR zwischen 1978 und 1982 zur Entwick-
lung der Mikroelektronik eine Reihe bilaterale Verträge ab. Mitte der 1980er 
Jahre folgte mit dem »Komplexprogramm zur Förderung des wissenschaft-
lich-technischen Fortschritts bis zum Jahre 2000« ein RGW-weites Projekt 
(Meier 1988; Wiedefeld 1989). 

Die Anläufe zu einer vertieften ökonomischen Integration im RGW brach-
ten in einzelnen Bereichen Fortschritte, blieben insgesamt jedoch weit hin-
ter den Zielen zurück (Müller 1989: 143). Vor allem lösten sich nicht die 
Probleme, die sich bereits in der Vergangenheit aus der Zusammenarbeit im 
RGW ergeben hatten.

Objektiv war die DDR mit der Rückständigkeit des RGW und seinem 
starken wirtschaftlichen Gefälle konfrontiert. Das Entwicklungsniveau der 
DDR lag bei mehr als dem doppelten des RGW-Durchschnitts. (Machow-
ski 1987: 152.) Eine gemeinsame Entwicklung auf dem Gebiet der Mikroe-
lektronik fand nur mit der Sowjetunion, vereinzelt mit der ČSSR statt. Aber 
selbst da blieb der DDR, ob wegen unzureichender Erfüllung der Verträge 
oder wegen der Abschirmung des modernen militärisch-industriellen Kom-
plexes der Sowjetunion (SU), eine fortschrittliche Kooperation weitgehend 
verwehrt (Roesler 1994b: 1032). Innerhalb des RGW griff man dagegen ver-
stärkt auf ihre fortschrittliche Technik zurück, die sie im Rahmen der RGW-
Spezialisierung traditionell produzierte. So machten z.B. die Liefervorgaben 
der DDR-Chipproduktion innerhalb der sowjetischen »Kooperation« 1981-
1985 den 2,4fachen Umfang des inländischen Bedarfs von Technischen Spe-
zialausrüstungen aus (Barkleit 2000: 47). Ende der 1980er Jahre entsprach 
der Wert der SW-Exporte8 des Ministeriums für Elektrotechnik/Elektro-
nik dem doppelten Wert der SW-Importe – bei der SU sogar dem 40fachen 
(Hübner 1990a: 33). Diese stark einseitige Beziehung der DDR zum RGW 
trug den Stempel der imperialistischen Vormachtstellung der SU, die das 
»Bündnis« ökonomisch, militärisch und politisch dominierte.

8 Exporte in das »Sozialistische Wirtschaftsgebiet« (SW).
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Die Versorgerrolle der DDR im RGW hätte für diese nicht zwangsläu-
fig ein Nachteil sein müssen, wenn sich die späten Träume von Teilen der 
DDR-Nomenklatura, aus der DDR ein »Japan des RGW«9 zu machen, hät-
ten realisieren lassen. Den RGW über eine Monopolstellung zu versorgen, 
hätte für die DDR erfolgversprechend sein können. Sie erzielte aufgrund ih-
rer technologischen Spitzenposition im RGW-Handel Erlöse, die erheblich 
über ihren Investitionen lagen. Einzelne Kombinate wiesen im SW-Export 
eine Exportrentabilität des Faktors 2-4 aus (Hertle 1991: VI), das Ministe-
rium für Elektrotechnik/Elektronik insgesamt einen Faktor von 1,4 (Hüb-
ner 1990a: 33). Aber diesen Plänen stand einerseits das unzureichende Pro-
duktionsaufkommen der DDR-Mikroelektronikindustrie entgegen. Auf der 
anderen Seite griffen die RGW-Länder, soweit sie konnten, oftmals lieber 
auf westliche Waren zurück. Der Westen hob das Embargo an den Stellen 
auf, an denen es der DDR gelungen war, dieses zu durchbrechen (Klenke 
2001: 81; Steiner 2004: 210).

Dieser »nationale Egoismus« seiner Mitgliedsländer prägte und untergrub 
die »RGW-Zusammenarbeit«. Aufgrund der unterschiedlichen nationalen 
Interessen stritt man im RGW-Planungsprozess ständig über die Preisbe-
stimmung und Liefermengen. An ähnlichen strukturellen Problemen krank-
ten auch die Versuche zur westeuropäischen Integration. Allerdings konnten 
dort die Unternehmen weitgehend eigenmächtig eine transnationale Ko-
operation vorantreiben. Jegliche Zusammenarbeit im RGW basierte dage-
gen auf den nationalen Plänen der Mitgliedsländer, in die man einfach eine 
Abteilung »Integration« einfügte (Vincentz 1988: 55). Der Einfluss dieses 
wesentlichen Unterschieds zeigte sich an dem Experiment der »Direktbe-
ziehungen« zwischen einzelnen Kombinaten und Betrieben der jeweiligen 
Mitgliedsländer in den späten 1980er Jahren. Zur vertraglich vorgesehenen 
direkten arbeitsteiligen Fertigung von Gütern, wie sie auch für die transna-
tionalen Unternehmenskooperationen im westlichen Globalisierungsprozess 
kennzeichnend waren, kam es kaum. Bei allen Neuerungen genoss der ge-
samtstaatliche Plan gegenüber Eigeninteressen der Betriebe weiterhin Vor-
rang (Meier 1988: 55f.; Vincentz 1988: 57ff.; Kriwoluzky 1992: 74).

Letztlich vermochte so die DDR innerhalb des RGW weder auf neueste 
Technologien zurückzugreifen, noch aus ihrer Spitzenposition besonderes 
Kapital zu schlagen. Die einziehende Krise trieb die RGW-Staaten ausei-

9 So Hertle (1995: 335) zu den Überlegung des SPK-Vorsitzenden Gerhard Schürers, 
die Position der DDR auf den westlichen Märkten über eine Monopolstellung im RGW 
zu stärken. Diese Strategie ähnelte stark der Strategie westlicher Konzerne, die heimische 
Monopolstellung als Marktbrecher für ausländische Handelsplätze zu nutzen.
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nander. Die rückläufige Arbeitsteilung im RGW in den 1980er Jahren, die 
sich am schrumpfenden Intra-RGW-Handel von 51 auf 38% ablesen ließ 
(Lüdemann 1996: 142), schlug sich auch auf die Mikroelektronik nieder. 
Importierte das Kombinat Mikroelektronik Erfurt 1980 noch 70% seiner 
verwendeten Bauelemente aus dem RGW-Raum, waren es zehn Jahre spä-
ter nur noch 40% (Kriwoluzky 1992: 97). Damit war die DDR bei der Ent-
wicklung der Mikroelektronik zunehmend auf einen nationalen Alleingang 
zurückgeworfen.

Nationaler Alleingang
Der begrenzte westliche Technologietransfer, die unzureichende Arbeits-
teilung im RGW und das Zurückschrecken der SED-Spitze vor einer Öff-
nung zum Weltmarkt ließ die DDR eine tendenziell autark ausgerichte-
te Wirtschaftspolitik verfolgen, während die wirtschaftliche Verflechtung 
zwischen den westlichen Industrie- und einigen Entwicklungsländern zu-
nahm. Letztlich bedeutete dies, die internationale Weltwirtschaft im natio-
nalen Maßstab als Miniatur zu kopieren. Den Eigenbedarf an mikroelektro-
nischen Bauteilen brachte die DDR zu 70% aus einheimischer Produktion 
auf, die weitaus größere Bundesrepublik nur 20-30% (Küchler 1999: 36). 
Die Mikroelektronik war dafür nur ein Beispiel von vielen. Im Bereich der 
Metallindustrie fertigte man 65% des Weltsortiments in Eigenregie, die USA 
als größte Volkswirtschaft der Welt lediglich die Hälfte und die BRD, de-
ren Wirtschaftskraft ebenfalls die der DDR um einiges überstieg, nur 17% 
(Kusch u.a. 1991: 46). Mit einem Anteil am Welthandel von 1,1% deckte 
die DDR in den späten 1980er Jahren etwa 80% des Weltmarktsortiments 
ab (Baumann 1990: 259). Unabhängig vom jeweiligen Wirtschaftssystem 
musste eine einzelne Volkswirtschaft hinter den economies of scale einer 
sich vertiefenden Weltarbeitsteilung zurückbleiben. Das traf insbesondere 
auf die kleine Wirtschaft der DDR und ihre Mikroelektronik zu. Die Pro-
duktionszahlen der DDR lagen weit unter den internationalen Schwellen-
werten, beim 256-KB-Chip mit 0,5 Mio. Stück pro Fabrik gegenüber 120 
Mio. Stück auf Weltniveau. Das trieb die Kosten in die Höhe. Einem nati-
onalen Stückpreis des 265-KB-Chip von 534 Mark (1989) stand ein umge-
rechneter Weltmarktpreis von ca. 17 Mark gegenüber (Kusch u.a. 1991: 42; 
Maier 1999: 141). Die Unterspezialisierung mit einem zersplitterten Erzeug-
nissortiment ließ noch nicht einmal eine Deckung des eigenen Bedarfs zu. 
Die DDR produzierte 70% des Sortiments aller national benötigten Baue-
lemente, aber nur 50% der Bedarfsmenge (Hübner 1990a: 12).

Die Überforderung der nationalen Möglichkeiten durch die Maßstäbe der 
Weltwirtschaft zeigte sich an verschiedenen Aspekten. Einmal an den not-
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wendigen Kapitalmassen. Die Investitionen in die eigene Mikroelektronik 
waren für die DDR enorm, aber im Vergleich zu den Finanzmassen der glo-
bal players des Westens peanuts. Allein jeder der zehn führenden Mikroe-
lektronik-Konzerne Japans investierte jährlich mindestens ebensoviel in die 
neue Technik wie die DDR (Christ/Neubauer 1991: 44). Neben ihrer Un-
wirtschaftlichkeit bewies sich die Unmöglichkeit einer autarken Wirtschaft 
allein darin, dass es der DDR nicht gelang, die erforderliche Bandbreite der 
Mikroelektronik im Rahmen der eigenen Volkswirtschaft zu entwickeln. Die 
breite Einführung der neuen 32-Bit-Technik scheiterte an der Bereitstellung 
peripherer Technik: vom externen Massenspeicher über hochauflösende Farb-
monitore bis zur erforderlichen Software (Maier 1999: 140f.).

Während international führende Elektronikhersteller ihre Produkte zu-
nehmend durch grenzübergreifende Kooperation entwickelten und fertigten, 
blieb den DDR-Kombinaten die Eingliederung in die internationale Arbeits-
teilung verwehrt. Griffen die meisten westlichen Chip-Hersteller beim Sili-
ziumplattenbezug auf spezialisierte externe Halbleiterscheibenproduzenten 
zurück, fertigte die DDR selbst – mit einem Bruchteil der Weltkapazitäten. 
Ein Gegenbeispiel zur autarken Industriepolitik stellte der südkoreanische 
Konzern Samsung dar. Er stieg später als die DDR in die Chip-Fertigung 
ein, konnte aber dennoch Weltmarktführung erlangen, da er sich zunächst 
auf ein enges Segment beschränkte und zugleich die fehlende Halbleiter-
fertigungstechnologie nicht selbst herstellte, sondern aus dem Ausland im-
portierte, 1994 noch zu 91% (Kim 1997: 133). Freilich war damit der Preis 
einer großen Abhängigkeit verbunden.

In der DDR zeigten sich am Ende Ansätze einer transnationalen Pro-
duktion. So entwickelte die DDR für den 32-Bit-Rechner noch zahlreiche 
spezifische Schaltkreise (ASICs) selbst, übergab aber die Fertigung von 60 
ASICs über informelle Wege an den Siemens-Konzern (Ronneberger 1999: 
307). In der Zeit der kurzwährenden Kooperation mit Toshiba gelang es, 
die Ausbeute des 64-K-DRAM-Arbeitsspeichers von 6% (1987) auf 50% 
(1988) zu steigern (Kirchner 2000: 148f., 173; Barkleit 2000: 101). Dieser 
Bruch mit der nationalen Produktfertigung zeigte große Potenziale, blieb 
aber eine Randerscheinung.

Scheitern im Wandel der Weltwirtschaft
Rückblickend die Tendenz der DDR-Wirtschaft zur Autarkie der Tendenz 
zur Integration der Weltwirtschaft entgegenzusetzen, wäre allerdings eine 
unhistorische Sichtweise. Das weitgehend autarke Wirtschaftssystem stali-
nistischer Prägung erwies sich für eine bestimmte Entwicklungsphase der 
Weltwirtschaft durchaus als vorteilhaft. In einer Zeit, wo Krisenhaftigkeit, 
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Instabilität und der Zerfall des Weltmarktes vorherrschten, wandelte sich 
die zunächst ungünstige ökonomische Isolation der Sowjetunion Ende der 
1920er Jahre zu ihrem Vorteil. Die Sowjetunion schien sich, wie Eric Hobs-
bawm bemerkte, »immun gegen die gigantische Wirtschaftsdepression er-
wiesen zu haben, die die kapitalistische Weltwirtschaft nach dem Börsen-
krach von 1929 verwüstete« (Hobsbawm 1995: 468).

Nach dem Zweiten Weltkrieg trat die Weltwirtschaft in eine neue Pha-
se. Mit dem hohen und langanhaltenden Wirtschaftsaufschwung war ein er-
neutes Wachstum des Kapitals über die Grenzen des Nationalstaates hinaus 
verbunden, wobei die weltwirtschaftliche Internationalisierung diesmal we-
sentlich weiter ging als in der vorherigen Phase bis zum Ersten Weltkrieg. 
In einer Zeit, in der sich internationale Arbeitsteilung erneut vertiefte, wan-
delte sich der ehemalige Vorteil einer weltmarktabgeschotteten Entwicklung 
zum Nachteil. Die zuvor günstige enge formelle Verknüpfung von Politik 
und Ökonomie wurde für die Umstrukturierung des Verhältnisses zwischen 
Staat und Wirtschaft, die die Internationalisierung der Weltwirtschaft erfor-
derte, zum Hindernis (Harman 1999: 73-88).

Die Mikroelektronik demonstrierte, dass je stärker es zu einer globalen 
Produktentwicklung kam, umso offensichtlicher die autarke Industriepolitik 
der DDR unterlag. So wenig der wirtschaftliche Aufstieg der Sowjetunion 
und deren Satelliten-Staaten ohne die weltwirtschaftlichen Veränderungen 
erklärt werden kann, so wenig kann dies auch deren Abstieg.

3.5 Richtungsstreit in der Staats- und Parteiführung

Als 1989 die Destabilisierung der politischen Verhältnisse in der DDR und 
der Machtverlust der SED rasant zunahmen, wandelten sich viele ehema-
lige Pioniere des Mikroelektronik-Projekts zu seinen schärfsten Kritikern. 
Hochrangige Wissenschaftler, die wenige Jahre zuvor im Auftrag der SED-
Führung noch Broschüren verfassten, in denen die Bedeutung der »Schlüs-
seltechnologie Mikroelektronik« beschworen wurde, bezeichneten die bis-
herigen Aktivitäten und Bemühungen nun als »Effekthascherei, Berauschen 
an technisch-technologischen Teilerfolgen und Negation wirtschaftlicher Zu-
sammenhänge« (Krakat 1990a: 55). Die Debatte über das Für und Wider des 
Mikroelektronik-Programms, die nun öffentlich ausgetragen wurde, hatte an 
der Partei- und Staatsspitze bereits einige Jahre zuvor stattgefunden. Die be-
stehenden Meinungsverschiedenheiten erreichten am Ende der DDR dabei 
solche Ausmaße, dass Erich Honecker dahinter Tendenzen zu einer Frakti-
onierung auszumachen schien (Hertle 1995: 311, 339).

3.5 Richtungsstreit in der Staats- und Parteiführung
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Der Hintergrund
Über die 1980er Jahre zog der wirtschaftliche Niedergang in der DDR im-
mer breitere Kreise. Die Krise der Jahre 1982/83 machte selbst vor Vorzei-
gekombinaten wie Carl Zeiss Jena nicht halt. Die damalige persönliche Re-
ferentin des Generaldirektors schrieb rückblickend:

»1983 war es für Insider bereits ein offenes Geheimnis, daß die Wachs-
tumsjahre des Zeiss-Kombinates erst einmal vorbei waren. Die inneren 
Reserven waren ausgeschöpft, der Export ins kapitalistische Ausland war 
schon seit längerem nicht nur zu niedrig, sondern auch noch rückläufig.« 
(Schreiner 1999: 59)

Infolge der Schuldenkrise wurden Anfang der 1980er Jahre in der DDR 
die Investitionen gedrosselt. Auch die am Mikroelektronik-Programm be-
teiligten Kombinate waren betroffen. Dem Kombinat Carl Zeiss Jena wur-
den seine Investitionen halbiert. Eine Sonderegelung auf Ministerratsebene 
dämpfte jedoch die Kürzung ab, um die Investitionen für den Mikroelektro-
nikbereich einigermaßen abzusichern (Hellmuth 2004: 122, 138). Im Ge-
gensatz zum Schlüsselprojekt Mikroelektronik wurden die Investitionen in 
der Gesamtwirtschaft jedoch drastischer gekürzt und erholten sich kaum 
über die 1980er Jahre.10

Aufgrund der ungleichmäßigen Investitionspolitik nahm das wirtschaft-
liche Gefälle in der DDR wieder zu. Die jährlichen Zuwachsraten der mi-
kroelektroniknahen Branchen Elektronische Industrie und Datenverarbei-
tungsindustrie lagen in den 1980er Jahren (1980-88) bei 13,9% und 11,9% 
und damit über dem Niveau des Vorjahrzehnts (11,9%/10,8%). Die gesamt-
wirtschaftliche Wachstumsrate betrug hingegen nur 3,8%, nach 5,6% im vor-
herigen Jahrzehnt (Hübner 1990a: 18). Am Ende waren Ausrüstungen der 
Bauelemente-Hersteller und -Anwender der DDR zur Hälfte fünf Jahre alt 
oder jünger (Hübner 1990a: 37), in der Gesamtindustrie dagegen fast drei 
Viertel der Ausrüstungen über fünf Jahre alt, ein Fünftel sogar über 20 Jah-
re (Kusch u.a. 1991: 55f.).

Der Verfall der allgemeinen Produktionsbasis schlug sich unter anderem 
darin nieder, dass sich am Ende der DDR 15% der industriellen Produkti-
onsarbeiter mit Reparationsarbeiten beschäftigten (Krakat 1996: 147). Das 

10 In dem für das Mikroelektronik-Programm zentralen Bereich E/E/G fi elen die Inve-
stitionen von 1981 auf 1982 um etwa 14%, lagen aber aufgrund der vorhergehenden Stei-
gerungsraten immer noch bei 125% des Jahres 1979. Die Investitionen für die gesamte In-
dustrie fi elen dagegen unter das Niveau des Jahres 1979 (97%). Die Investitionen in den 
für das Mikroelektronik-Programm zentralen Bereich E/E/G erreichten bis 1989 verglichen 
zum Jahr 1982 ein Niveau von 240%, in der Industrie insgesamt dagegen nur 128%, der 
Gesamtwirtschaft 121% (Berechnungen nach Zahlen von Baar u.a. 1995: 69).
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Problem des Substanzverlustes betraf auch Bereiche, die selbst eng mit der 
Mikroelektronik verknüpft waren. So blieb teilweise die Zulieferindustrie 
der Mikroelektronik zurück. Von der Entwicklung eines für den effektiven 
Einsatz neuer Technologien erforderlichen digitalen Fernmeldenetzes konn-
te ebenso wenig die Rede sein (Kusch u.a. 1991: 61f.). Die Investitionen in 
das Post- und Fernmeldewesen fielen von 1975 bis 1984 um 14% (Kriwo-
luzky 1992: 101). Die DDR nahm gemessen an der Dichte der Fernsprech-
anschlüsse weltweit lediglich Platz 65 ein.

Eine solche »Heterogenisierung der Wirtschaftstrukturen« war nicht nur 
in der DDR, sondern ebenso in den Entwicklungsländern des Südens wie 
auch westlichen Industrieländern zu beobachten (Narr/Schubert 1994: 58). 
Die kombiniert ungleichmäßige Entwicklung, ein Merkmal kapitalistischer 
Entwicklung vor allem von Ländern mit rückständiger Wirtschaft, verstär-
kte sich mit dem Eintritt in das Zeitalter der Globalisierung. Ein kontrast-
reicher Fall von »Dritte-Welt-Verhältnissen« in der DDR fand sich im Raum 
Zehdenick (nördlich von Berlin). In der Nähe eines Werkes, das nach 150 
Jahre alter Technik Ziegel brannte und nur über eine löchrige Straße zu er-
reichen war (Falk 2003), befand sich das neu modernisierte Werk VEB Mi-
kroelektronik »Bruno Baum«, das Trägerstreifen für die Mikroelektronik 
produzierte.

Die Schürer/Mittag-Kontroverse
Die zunehmenden wirtschaftlichen Probleme und der absehbare weitere An-
stieg der Außenverschuldung veranlassten den Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission (SPK) Gerhard Schürer, im April 1988 an den Staats- und 
Parteichef Honecker ein Papier zu schicken. Der Titel lautete »Überlegungen 
zur weiteren Arbeit am Volkswirtschaftsplan 1989 und darüber hinaus« (Do-
kument in Hertle 1991). 

In einem neunseitigen Papier argumentierte er für einen Kurswechsel in 
der Wirtschaftspolitik. Unter anderem schlug er vor, den Ausbau der Mi-
kroelektronik zu stoppen und die freiwerdenden Mittel stattdessen auf Be-
reiche des Maschinenbaus zu konzentrieren (Hertle 1992: 128). Weitere 
Punkte regten das Einfrieren des Militärhaushalts und die Kürzung von 
Subventionen an.

Die »Überlegungen« waren ein Plädoyer für die Stärkung der produktiven 
Investitionen gegenüber den konsumtiven Ausgaben. Schürer kam allerdings 
mit seiner Initiative nicht weit. Der oberste Wirtschaftschef der DDR, Günter 
Mittag, an den Honecker das Papier zur Stellungnahme weitergeleitet hatte, 
lehnte die Vorschläge ab. Honecker schloss sich diesem Votum an und das 
Politbüro stimmte einem negativen »Prüfungsergebnis« zu.

3.5 Richtungsstreit in der Staats- und Parteiführung
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Die Meinungsverschiedenheiten um die Förderung der Mikroelektronik 
bestanden seit dem Beginn des Mikroelektronik-Programms. Im Startjahr 
hatte die SPK in ersten Planungen die Forderungen des Ministeriums Elek-
trotechnik/Elektronik abgelehnt, zusätzliche Mittel für die Mikroelektronik-
förderung bereitzustellen und erklärt, »daß die Forderungen zur materiellen 
Sicherung des Komplexes Mikroelektronik nicht akzeptiert werden können, 
weil Forderungen erhoben werden, die die Fonds der Staatlichen Aufgaben 
überschreiten« (SAPMO-BArch DY 30/2870[a]: 5). Wenn, dann sollten die 
»erforderlichen Mittel« außerplanmäßig bereitgestellt werden.

Ob Überforderung der Wirtschaft oder Vernachlässigung der Modernisie-
rung – jede der Parteien konnte für ihre Haltung triftige Argumente vorbrin-
gen. Schürer lehnte die Förderung der Mikroelektronik nicht grundsätzlich 
ab. Er kritisierte aber »die Art, wie wir in der Mikroelektronik investiert ha-
ben, unabhängig von der internationalen Arbeitsteilung« (Interview-Anhang 
in Hertle 1992). Mittag erwiderte, die breite Förderung der Mikro elektronik 
einzustellen, sei angesichts des Embargos und der unzureichenden Versor-
gung aus der Sowjetunion de facto ein Verzicht und für die DDR nicht mög-
lich. Auch das war ebenso wenig von der Hand zu weisen.

Die Frage der Mikroelektronik verdeutlichte das Dilemma, in dem die 
SED steckte. Es ging nicht ohne die Förderung der Mikroelektronik, aber 
der Art und Weise, wie sie unter den gegebenen Umständen erfolgte, war 
auch kein Erfolg beschieden. Das Dilemma war Ausdruck des weiter oben 
beschriebenen Widerspruchs: die DDR musste sich an den Neuentwick-
lungen der Weltwirtschaft messen lassen, ohne jedoch die Voraussetzungen 
und Rahmenbedingungen zu besitzen, die eine Teilnahme am Trend der Ver-
tiefung der internationalen Arbeitsteilung ermöglicht hätten.

Angesichts dieses unauflösbaren Widerspruchs hingen die in der Staats- 
und Parteispitze aufbrechenden Meinungsverschiedenheiten weniger mit 
unterschiedlichen Grundüberzeugungen zusammen. Noch ein Jahrzehnt zu-
vor hatten die Kontrahenten Mittag und Schürer anlässlich der steigenden 
Weltmarktpreise für Kaffe in einem gemeinsamen Brief an Honecker einen 
Vorstoß zur Drosselung der Verschuldung unternommen (Hertle 1995: 314). 
Gegner der »Überlegungen« Schürers ließen sich nicht automatisch einer 
Betonkopffraktion zuordnen, die starr an alter Politik festhielt. Unter Mit-
tag wurde in den 1980er Jahren mit der Gestattungsproduktion für bundes-
deutsche Konzerne eine gewisse Westöffnung der DDR-Wirtschaft durch-
gesetzt (Roesler 1993a: 565ff.).11

11 Bei der so genannten Gestattungsproduktion nutzten westliche Firmen die DDR als 
Billiglohnland. Es wurde den West-Konzernen »gestattet«, ihre Waren in DDR-Betrieben 
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In den unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Positionen spiegelten 
sich unterschiedliche Stellungen im Wirtschaftsapparat der DDR wieder. 
Während Schürer als Vorsitzender der Plankommission mehr auf Ausgegli-
chenheit der gesamtwirtschaftlichen und damit auch finanziellen Lage ach-
te musste, hatte Mittag als Sekretär für Wirtschaft im ZK der SED zunächst 
unmittelbare wirtschaftliche Erfolge im Auge.12

Der soziale Aspekt der Modernisierungsstrategie
Der Streit in der Partei- und Staatsführung war ein Streit um die richtige 
Strategie zur Modernisierung der Wirtschaft, die für die Sicherung der Herr-
schaft der SED notwenig war. Die Modernisierungs- und Rationalisierungs-
bemühungen der SED besaßen neben der wirtschaftspolitischen Orientie-
rung seit jeher einen sozialen Aspekt. Der soziale Aspekt, mit dem seit dem 
Juniaufstand 1953 vorsichtig umgegangen wurde, gliederte sich dabei in 
zwei zentrale Bereiche auf: In die Subventionen, die so genannte »zweite 
Lohntüte« in der DDR, und die Frage von Lohn und Leistung. Exakt dies 
fand sich auch in Schürers »Überlegungen« wieder.

Neben dem Stopp des Mikroelektronik-Projekts schlug Schürer vor, die 
Subventionen für Mieten, Energie und »Artikel außerhalb der Grundbedürf-
nisse« (Hertle 1992: 120) zu kürzen. Mit der Aussage, die Verschuldung zu 
stoppen, bedeute »eine Senkung des Lebensstandards um 25-30 Prozent« 
(Wolle 1999: 202), bekräftigte er im Herbst 1989 noch einmal diesen Ge-
danken. Das Thema Preissteigerungen kam im Politbüro 1988/89 nicht 
zum ersten Mal zur Sprache (Hertle 1995: 318). Aber aufgrund des sozi-
alen Sprengstoffs, die solche Maßnahmen enthielten, ging die Mehrheit der 
SED-Führung mit dieser Frage meist ablehnend um. Im Nachbarland hat-
te zu Beginn der 1980er Jahre der Versuch der polnischen Schwesterpartei, 

zu fertigen. Dafür musste ein kleiner Teil der Erzeugnisse im Lande verbleiben und wurde 
zur Verbesserung der Versorgungslage genutzt. Bekannte Beispiele solcher Gestattungs-
produktion waren die Schuhe der Marke Salamander (aus Weißenfels und Meißen), Pra-
linen und Kakaopulver Trumpf, Bosch (Blaupunkt-Autoradios), BAT (Zigaretten), Varta 
(Batterien), Triumph Miederwaren, Schiesser Unterwäsche, Beiersdorf (Niveacreme).

12 In der DDR gab es zwei Arbeitsgruppen, die die Devisenbestände überwachten. 
Eine unter Leitung von Mittag, die »die Leitlinien für die Gestaltung des Außenhandels« 
setzte, aber keinen »Einblick in alle außenwirtschaftlichen Transaktionen in Form einer 
umfassenden Zahlungsbilanz, auch nicht in die vorhandenen Liquiditätsreserven und of-
fenen Kreditlinien« erhielt. Die andere Arbeitgruppe unter Leitung von Schürer dagegen 
beriet »ab 1982 wöchentlich über die Liquiditätsreserven« (Deutsche Bundesbank 1999: 
17). Der Streit an der SED-Spitze ähnelte Auseinandersetzungen, wie sie im Westen in 
der Regierung zwischen Finanzressort und anderen Ministerium oder zwischen unter-
schiedlichen Abteilungen eines Unternehmens stattfi nden.

3.5 Richtungsstreit in der Staats- und Parteiführung
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Preiserhöhungen vorzunehmen, eine der mächtigsten Arbeiterbewegungen 
der jüngeren Geschichte hervorgerufen und die Parteidiktatur gestürzt (Bar-
ker 1986). Bis zum Ende der DDR schreckte die SED-Führung vor tiefgrei-
fenden sozialen Einschnitten zurück.

In seinen »Überlegungen« argumentierte Schürer darüber hinaus für 
eine Erhöhung der Lohndisziplin. Um das Verhältnis von Lohn und Leis-
tung »richtig« zu gestalten, müsse die Produktivitätsentwicklung gegen über 
dem Lohnanstieg gestärkt werden (Hertle 1992: 128f.; 1991: XLI). Verteu-
felte die SED solche Maßnahmen gegenüber dem Westen als Methoden der 
kapitalistischen Ausbeutung, nannte sie sie in der DDR »leistungsorientier-
te Lohnpolitik«.

Unabhängig davon, welche Probleme sich später bei der Umsetzung dieses 
Vorhabens ergaben, trugen die »Sozialistische Rationalisierung« und Inten-
sivierungsbemühungen der SED von ihrem Anliegen her denselben Charak-
ter wie die kapitalistische Rationalisierung im Westen – nämlich »als Prozeß 
einer permanenten Ökonomisierung« (Raehlmann 1996: 49). In Parteibro-
schüren wurde die Frage »Ist die Steigerung der Arbeitsproduktivität eine 
Schraube ohne Ende?« mit einem Ja beantwortet. Denn nur so – so sinn-
gemäß weiter – könne die Existenz der DDR gesichert werden. »Wer sein 
Lebensniveau nicht auf Kosten anderer halten und verbessern will, sondern 
durch eigene Leistungen, der muß sich dem Kampf um eine höhere Produk-
tivität stellen.« (Miethe 1982: 3)



»Sozialistische Rationalisierung« 
und sozialer Konfl ikt
Arbeitsbedingungen, Lohnpolitik
und Arbeitskonfl ikte



In der DDR, so die SED, würden die »Schlüsseltechnologien zum Wohle der 
Menschen« eingesetzt. Die »Sozialistische Rationalisierung« sei die Steige-
rung der Arbeitsproduktivität und Verbesserung der »Arbeits- und Lebensbe-
dingungen« zugleich (Deppe/Hoß 1980: XI). Im Gegensatz zum westlichen 
Kapitalismus, wo der Einsatz der Mikroelektronik zu wachsender Arbeits-
losigkeit führe, quäle die Werktätigen in der DDR kein »Mikroelektronik-
Syndrom«, so der Chefideologe der Partei Kurt Hager (zit. in Bickel 1983: 
5). Traten mit der neuen Technologie Probleme auf, läge dies »nicht an der 
Sache und erst recht nicht an der Gesellschaft«, sondern an der fehlenden 
Qualifikations- und Leistungsbereitschaft der Werktätigen, so der Betriebs-
direktor des bedeutsamen Zentrums für Forschung und Technologie Mikro-
elektronik in Dresden in einem Interview in der FDGB-Zeitung »Tribüne« 
(Tribüne, 5.12.1980).

Aber so wenig wie der Begriff »Volkseigentum« etwas über die soziale 
Realität in der DDR aussagte, so wenig tat dies die Vokabel »sozialistisch«, 
die den Rationalisierungsbemühungen in der DDR vorangestellt wurde. Tat-
sächlich war das Mikroelektronik-Programm in der DDR von tiefen sozialen 
Widersprüchen geprägt, die in den kommenden Kapiteln behandelt werden. 
Marx sah eine zentrale Charakteristik der kapitalistischen Produktion darin, 
dass »nicht die Arbeiter die Arbeitsbedingung, sondern umgekehrt die Ar-
beitsbedingung den Arbeiter anwendet« (Marx 1867: 446). Im Gegensatz 
dazu stehe der Übergang zur kommunistischen Gesellschaft, in der die »Ar-
beit nicht nur Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis« 
(Marx 1875: 21) wird. In welche Richtung entwickelte sich die DDR?



4. Neue Technologie =
neue Arbeitsverhältnisse?

4.1 Image und Realität der »sauberen« Technik Mikroelektronik

Oftmals werden die sozialen Auswirkungen einer Technologie erst im Zu-
sammenhang mit ihrem Einsatz betrachtet. Aber eine Technik entsteht nicht 
aus dem Nichts. Dem Einsatz mikroelektronischer Bauelemente und Aus-
rüstungen ging ein komplizierter Entwicklungs- und Produktionsprozess 
voraus. Die Arbeitsverhältnisse in der expandierenden Zuliefer- und Ferti-
gungsindustrie hatten in Ost wie West wenig mit Image der neuen, schönen 
Arbeitswelt zu tun. Das zeigte bereits die Herstellung von hochreinem Si-
lizium als Ausgangsmaterial für die Chip-Produktion.1

Die »Züchtung« entsprechender Halbleiterbauelemente ist ein hochgra-
dig chemisierter Prozess. Seit jeher sind elektronische und chemische Indus-
trie eng verbunden. In der DDR besaßen die größeren Elektronikkombinate 
oft eigene Betriebe, in denen man das jeweilige spezifische Ausgangsma-
terial für die Halbleiterproduktion gewann. Die Herstellung des hochreinen 
Siliziums für die mikroelektronischen Bauelemente oblag in der DDR dem 
VEB Spurenelemente Freiberg, einem Betrieb des Kombinates Mikroelek-
tronik Erfurt.

Der Beschluss, eine eigene Mikroelektronikindustrie aufzubauen, setzte 
die bestehenden Kapazitäten der DDR-Siliziumproduktion unter Druck. 
Auffällig stark häuften sich am Ende der 1970er Jahre die Unfälle in den 
chemischen Abteilungen der Halbleiterindustrie. Im VEB Spurenelemente 
Freiberg kam es im November 1977 zu einem »Massenunfall«, nur einen 
Monat später im selben Betrieb zu einer Explosion. In beiden Fällen erlitten 
Arbeiter durch freitretendes Trichlorsilan2 Verätzungen der Haut und Atem-

1 Zur Herstellung der Siliziumscheiben (Wafer) schmolz man das Rohsilizium zu-
nächst ein (Reduzieren) und reinigte es chemisch und physikalisch. Danach erfolgte die 
Züchtung eines stabförmigen Einkristalls (Kristallziehen), das man in dünne Schieben 
zerschnitt. Schließlich wurden diese in mehreren Arbeitsgängen feinstbearbeitet (Polie-
ren und Ätzen) (Lehmann 1987: 51).

2 Trichlorsilan (TCS) dient zur Herstellung hochreinen Siliziums. TCS ist leicht ent-
fl ammbar, bildet nach schneller Verdunstung mit der Luft hochgiftige Chlorwasserstoff-
schwaden, deren tödliche Konzentration mit ca. 1 Gramm pro Kubikmeter sehr nied-
rig liegt.
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wege (SAPMO-BArch, DY 46/6731[a]). Im März 1978 brach in der Abtei-
lung zur chemischen Herstellung von Leiterplatten des VEB Messelektro-
nik Berlin ein Brand aus, bei dem Arbeiter durch das austretende Chlorgas 
schwere Verbrennungen erlitten (SAPMO-BArch DY 46/6731[b]).

Auch wenn man infolge dieser Vorkommnisse in den Betrieben einiges 
veränderte, blieb die Arbeit in der Siliziumproduktion stark gesundheitsge-
fährdend. Die Staatssicherheit schätzte bis zum Ende der DDR das beste-
hende Unfallrisiko dort hoch ein (BStU MfS HA XVIII-12183: fol.5).

»Clean Rooms« für wen?
Die Gestaltung der Arbeitsbedingungen in den folgenden Zyklen des Fer-
tigungsprozesses der Mikroelektronik rüttelte nicht weniger stark an dem 
neuen Mythos einer arbeitsfreundlichen Technologie. Mit fortschreitender 
Miniaturisierung der Halbleitertechnik fand die Fertigung in sogenannten 
»Clean Rooms« statt. Wegen der Empfindlichkeit der Bauelemente herrschte 
in diesen speziellen Fertigungsräumen Staubarmut. Abbildung 2 (auf der fol-
genden Doppelseite) zeigt einen solchen Fertigungsbereich mikroelektro-
nischer Bauelemente im Halbleiterleiterwerk Frankfurt/Oder.

Die Fertigung der Bauelemente fand in voneinander abgetrennten Arbeits-
räumen statt, zwischen denen aufgrund durchsichtiger Wände Blickkontakt 
bestand. Bis auf den kleinen Bereich der »Drahtkontaktierung« waren die 
Räume fensterlos, es gab keine Sicht zur Außenwelt. Die Arbeit in den dor-
tigen Fertigungsräumen zeichnete sich durch eine äußerst beengende Tätig-
keit aus. Daneben waren die Arbeitsräume mit Gelblicht beleuchtet, welches 
– wie eine Untersuchung Anfang der 1980er Jahre feststellte – »mehr als 50% 
der dort Beschäftigten als belastend« (Welsch 1983: 47) empfanden.

Die künstliche Belüftung in den Reinräumen bedeutete für die Menschen 
einen unangenehmen Überdruck. Die Lautstärke der Klimaanlage lag oft-
mals nur gering unter den gesetzlichen Höchstwerten (Welsch 1983: 47; For-
schungsbericht 1984: 39; Bergmann u.a. 1990: 166). Ende der 1980er Jahre 
befragte man Arbeitskräfte der »Clean Rooms« mit folgendem Ergebnis:

»So gaben mehr als die Hälfte der Befragten an, an Müdigkeit, Abge-
spanntheit, schneller Ermüdbarkeit und Trockenheitsgefühl im Mund zu lei-
den. Mehr als ein Drittel bis fast die Hälfte gaben folgende Beschwerden an: 
Einschlaf- und Durchschlafstörungen, Zerschlagenheit, Geräuschempfind-
lichkeit (Klimaanlage!), Übelkeit, starkes Herzklopfen, Magenschmerzen 
bzw. Magendrücken. D.h. 12 von 25 Beschwerden weisen darauf hin, daß 
die Kombination von Schichtwechsel und clean-room wahrscheinlich zu be-
stimmten Symptomkomplexen führt, die unbedingt exakter arbeitsmedizi-
nischer Langzeituntersuchungen bedürfen.« (Sailer 1990b: 16, 65) Wegen 
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der »zum Teil extreme[n] Arbeitsbedingungen« in der Mikroelektronikher-
stellung der DDR gingen Arbeitswissenschaftler davon aus, »daß nur junge 
Menschen über einen relativ kurzen Zeitraum (bis ca. zehn Jahre) diesen Be-
dingungen gewachsen sein werden« (SAPMO-BArch DY 46/7329: 9). Spä-
ter verringerten man diesen Zeitraum auf fünf Jahre (Schier 1983: 113).

Der Fertigungsprozess der Mikroelektronik stellte hohe Maßstäbe an 
Technologie und Arbeitsumgebung. Großer Ehrgeiz galt den technischen 
Anforderungen der Produktionsmittel und dem Produktionsumfeld, nicht 
jedoch den Arbeitsbedingungen der dort arbeitenden Menschen. Für die 
Reinheit der Siliziumscheiben wurde die Luft permanent gesäubert und 
alle paar Sekunden einmal vollständig ausgetauscht. So gelang es, die An-
zahl von Staubteilchen eines Kubikfußes normaler Büroatemluft von meh-
reren Millionen auf wenige Dutzend zu reduzieren (Morgenthal o.J.: 142f.). 
Dass der chemisierte Herstellungsprozesses die Luft verunreinigte und sich 
auf die Beschäftigten auswirkte, spielte dagegen eine untergeordnete Rolle. 
Im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder fanden keine regelmäßigen arbeitshygie-
nischen Kontrollen statt, obwohl verschiedenste Beschwerden mit »Sauer-
stoffgehalt und Verunreinigungen der Atemluft durch gasförmige Medien« 
in Zusammenhang standen (Schier 1983: 175).

Den Einfluss menschlicher Bewegungen auf die Funktionsfähigkeit des 
Halbleiterelements untersuchte man dagegen gründlich (Bickel 1983: 21; 
Albrecht 1984: 48/49). Die isolierte Einzelarbeit im Sitzen erwies sich als 
das »effizienteste« Arbeitsverhalten bzw. geringste »Störquelle«, da Grup-
penarbeit »zu viel Staub aufgewirbelt« hätte.3

»Die clean rooms schützten die Chips vor Staub, nicht aber den Arbei-
ter vor toxischen Stoffen.«4 Diese Charakterisierung der Arbeitsverhält-
nisse in der kalifornischen Halbleiterindustrie traf ebenso auf die DDR zu. 
Im Herz der US-amerikanischen Mikroelektronik lagen dort die toxischen 
Belastungen ungleich höher als im Durchschnitt des verarbeitenden Gewer-
bes. Die Arbeiterinnen und Arbeiter waren stärksten gesundheitlichen Bela-
stungen und Erkrankungen wie Krebs ausgesetzt. 1980 waren dort fast die 

3 Danach wuchs mit einer Versammlung von 4-5 Personen die Verunreinigung der 
Luft bis auf das Dreifache an. Für die Staubteilchenemission pro Person in einer Minu-
te ergab sich folgende Skala: Sitzen mit leichter Kopf-, Hand- und Unterarmbewegung 
0,5 Mio., Sitzen mit mittlerer Kopf- und Arm- sowie etwas Fußbewegung 1 Mio., Auf-
stehen mit voller Körperbewegung 2,5 Mio., langsames Gehen 5 Mio., schnelles Gehen 
10 Mio. (Albrecht 1984: 48/49).

4 So ein Gewerkschaftsaktivist in einem Artikel über die Verhältnisse in der kalifor-
nischen Chip-Produktion im Mai 2002 im »The Environmental Magazine«: »The clean 
rooms protect the chips but seal toxic element in with the workers.« (Izakson 2002)

4.1 Image und Realität der »sauberen« Technik Mikroelektronik
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Abbildung 2: Darstellung des Fertigungsbereichs mikroelektronischer 
Bauelemente im HFO
Anfang der 1980er Jahre – Produktionsstätte, Gebäudegrundriss mit Beobachtungs-
einheiten und Schleuse

Quelle: Schier 1983: 109
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Hälfte aller Berufskrankheiten auf toxische Belastungen am Arbeitsplatz 
zurückzuführen (Lüthje 2001: 346). Mit der Grundwasserverunreinigung 
oder der Kontaminierung von Abfalllagerstätten entstand eine »toxische 
Zeitbombe« (Lüthje 2001: 154f.). Überhaupt war die Erzeugung halblei-
tertauglichen Siliziums ein äußerst ressourcenintensiver Prozess: Mitte der 
1980er Jahre gingen im Herstellungsprozess bis zum Wafer 99% des Silizi-
ums verloren, zur Herstellung von 1 kg Silizium benötigte man etwa 5.000 
kWh Energie, was dem Energiebedarf der Herstellung von 250 kg Alumi-
nium entsprach (Lehmann 1987: 51).

In den USA gelang es lokalen Umweltschutzgruppen und den in diesem 
Bereich schwach organisierten Gewerkschaften erst relativ spät, das saubere 
Image des »Silicon Valley«, dem Herz der amerikanischen Mikroelektro-
nik, öffentlich in Frage zu stellen (Lüthje 2001: 154f.). In der DDR fehlte 
jeglicher öffentliche Raum, um die Gefährdungen zur Sprache zu bringen. 
Die dunkle Seite der »New Technology« blieb dort mehr oder weniger ver-
borgen. Erst im Frühjahr 1989 entzündete sich um den Neubau eines Sili-
ziumwerkes bei Dresden eine Protestkultur.

4.2 »Bloody Taylorism« in der DDR-Mikroelektronikfertigung

Die schlechten Arbeitsbedingungen in den »Clean Rooms« der DDR-Mi-
kroelektronik gingen nicht auf eine wirtschaftlich rückständige Wirtschaft 
zurück. Wie in den USA behandelte man den Menschen im Produktionspro-
zess nachrangig. International dominierte in der Elektronikindustrie dieser 
Zeit die repetitive Teilarbeit (Voskamp u.a. 1989: 30). Lüthje sprach in sei-
ner Untersuchung des Standortes »Silicon Valley« vom »bloody Taylorism« 
(Lüthje 2001: 113ff.), der die dortige Produktionsarbeit der 1970er und frü-
hen 1980er Jahre prägte. Eine DDR-interne Untersuchung räumte ein, die 
Beschäftigten in Reinraum und Gelbraum hätten nur wenig Möglichkeiten, 
auf die Arbeit Einfluss zu nehmen. Es gebe nur einen begrenzten Freiheits-
grad des Handelns. Operationen und einseitige Tätigkeiten werden mit ho-
her Wiederholungsrate ausgeführt. Die monotonen Arbeitstätigkeiten erin-
nerten stark an Fließbandarbeit. Im Bereich der »Fotolithographie«, einem 
Teilbereich des Zyklus I der Mikroelektronikfertigung,5 in dem die Ober-

5 Der Produktionsprozess teilte sich in zwei Zyklen: Zyklus I (»Scheibenprozess«) mit 
den Teilschritten 1) Feinreinigung, 2) Schichtabscheidung, 3) Diffusion und Implantati-
on, 4) Beschichten, Entwickeln, Kontrollieren, 5) Justieren und Belichten, 6) Sichtkon-
trolle im Scheibenverband und Ätzen; und Zyklus II (»Montage- und Verschließtechnik«) 
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fläche des Chips bearbeitet wurde, wiederholten sich ständig folgende fünf 
Handgriffe:

Entnehmen der Siliziumscheibe mittels Pipette aus dem Magazin,
Auflegen der Siliziumscheibe auf den Justierteller,
Manipulieren und Kontrollieren der Lage unter dem Mikroskop,
Belichten,
Zurücknahme der Siliziumscheibe und Ablage in das Stapelmagazin. 
(Welsch 1983: 32)
Und erneut:
Entnehmen der Siliziumscheibe ... 

In der Montage im Zyklus II (der Drahtkontaktierung) war die Arbeit ähn-
lich eintönig geprägt. Mit dem so genannten Drahtbonden stellte man auf 
dem Siliziumchip den Kontakt her. Am Stereomikroskop war in Einzelar-
beit der Chip und das (vollautomatische) Kontaktierwerkzeug in eine rich-
tige Position zu bringen und anschließend die Kontaktierung auszulösen. 
Ende der 1970er Jahre betrug die Normzeit zum Kontaktieren eines Bau-
elements (Herstellung von zwei Drahtbrücken) sieben Sekunden, je Stun-
de also etwa 500 mal, je Schicht mehrere tausendmal (Schier 1983: 159). 
Etwa 50% aller Beschäftigten der Halbleiterproduktion arbeiteten in die-
sem Bereich der Montage.

Abschließend wurden die Leiterplatten bestückt. Über den Arbeitsprozess 
dort zog eine arbeitswissenschaftliche Untersuchung zu Beginn der 1980er 
Jahre ein ernüchterndes Fazit: Es bestünden noch »wesentliche Reserven zur 
Gestaltung sozialismusadäquater ›Arbeitsinhalte der Arbeitsaufgaben‹«. Das 
Bestücken von Leiterplatten habe »keine grundsätzlich positiven Wirkungen 
auf die Qualität der Arbeitsinhalte und die Qualifikationsnutzung«, sondern 
zieht »eher die einseitige Erhöhung der psychischen Beanspruchung sowie 
des Sehvermögens der Werktätigen nach sich« (Stieler 1990: 201).

In den 1980er Jahren wurde die Bestückung teilautomatisiert. Damit wur-
den jedoch Arbeitsinhalte nicht angereichert, sondern verringert, da die neue 
Maschine gerade die Arbeitsfunktionen übernahm, die bisher das geistige 
Leistungsvermögen der Arbeitskräfte beansprucht hatte. Dem Werktätigen 
verblieben nur noch »Restfunktionen« – eine Funktionalisierung des Ar-
beiters im Produktionsprozess, wie sie Marx im Kapital beschrieben hatte. 

mit den Teilschritten 7) Scheibentestung, -zerteilung und Chipmontage, 8) Drahtkontak-
tierung, 9) Sichtkontrolle am Bauelement, 10) Verschließtechnik und Dichtigkeitsprü-
fung, 11) Zentrale Fertigungsüberwachung, 12) Wartungs- und Instandhaltungsgruppe 
(vgl. Schier 1983: 142-166). Das fotochemische Verfahren der sogenannten »Fotolitho-
graphie« umfasste die Schritte 4-6.

■

■

■

■

■

■
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Wenngleich Einrichtung, Wartung und Instandsetzung der Anlagen mit der 
Zeit an Bedeutung gewannen und höhere Qualifikationsvoraussetzungen er-
forderten, war die Mikroelektronikfertigung über die 1980er Jahre stark von 
monotonen, einfachen und repetitiven Arbeitsinhalten bei Bedienungs-, Mon-
tage-, Kontroll- und Prüftätigkeiten geprägt (Weichert 1995: 9).

Nach Lesart der DDR-Arbeitswissenschaften hingen die Belastungen mit 
dem »naturwissenschaftlich-technisch begründeten Arbeitsprozeß« zusam-
men, in dem es »kaum Eingriffsmöglichkeiten für arbeitsorganisatorische 
Maßnahmen« (Bickel 1983: 108) gab. Im Gegensatz dazu hatte Marx die 
kapitalistische Produktion damit charakterisiert, dass »nicht die Arbeiter 
die Arbeitsbedingung, sondern umgekehrt die Arbeitsbedingung den Arbei-
ter anwendet«. Erst mit der Maschinerie habe »diese Verkehrung technisch 
handgreifliche Wirklichkeit« (Marx 1867: 446) erhalten.

Tatsächlich ging die einseitige Gestaltung des Arbeitsprozesses auf eine 
Arbeitspolitik zurück, die die sozialen Auswirkungen für den Menschen 
im Arbeitsprozess als nebensächlich behandelte. Auch in den neuen Ferti-
gungsabschnitten behielt man »aus technisch-organisatorischen und kurz-
fristig ökonomischen Gesichtspunkten die ›bewährte‹ Arbeitsteilung« (Sai-
ler 1990b: 102) bei. Dass die Einführung der neuen Technologie in Ost wie 
West unter »ökonomischen Gesichtspunkten« erfolgte, belegte die Auto-
matisierung des »Bondens«. Wie erwähnt, war die Arbeit am Handbonder 
einseitig und monoton. Mit neuen Maschinen wurde je nach Automatisie-
rungsstufe der Anteil der monotonen, einseitigen Tätigkeit am Mikroskop 
verringert und ein Großteil der belastenden Arbeitstätigkeit von der Maschine 
übernommen. In Ost wie West ließ die Automatisierung jedoch mehr als ein 
Jahrzehnt auf sich warten – obwohl die neuen automatischen Fertigungsge-
räte, die v.a. US-amerikanische Hersteller in der zweiten Hälfte der 1970er 
Jahre auf den Weltmarkt brachten, deutlich produktiver waren.

Die Ursache lag im Wesentlichen darin, dass es sich nicht zwangsläufig 
lohnte, diese neue Technik sofort einzusetzen. Aufgrund hoher Kapitalin-
tensität und des starken Preisdrucks in der Halbleiterindustrie schreckten im 
Westen viele Unternehmen vor einer frühen Automatisierung zurück. So blieb 
es über Jahre bei den schweren Arbeitsbedingungen in der Mikroelektronik-
fertigung, trotz alternativer technischer Lösungen. Erst als die Bauelemente 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre einen Integrationsgrad erlangten, de-
ren Präzisionsanforderungen die manuelle Fertigung nicht mehr gerecht wur-
de, ging man zur (dann meist) vollautomatisierten Fertigung über.6

6 Damit veränderten sich die Arbeitsbedingungen zum Teil enorm. Die Arbeitssitua-
tion in der heutigen Chip-Fertigung mit ihrer hochtechnisierten Umwelt ist inzwischen 
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Auch die DDR entwickelte eigene Geräte, wie etwa 1978 den Automa-
tischen Drahtbonder »ADB-US« an der Technischen Hochschule Ilmenau, 
der im Folgejahr für den Nationalpreis ’79 vorgeschlagen wurde (SAPMO-
BArch, DY 30/2923: 1). Die DDR besaß also technische Möglichkeiten, 
die Arbeitsbedingungen in ihrer Mikroelektronikfertigung deutlich zu ver-
bessern. Der Anteil der stark belastenden Mikroskoparbeitszeit konnte mit 
dem neuen vollautomatischen Gerät gegenüber dem Handbonder von 100 
auf 5% reduziert werden. Dennoch behielt die DDR die alten einseitigen 
Arbeitstätigkeiten bei, weil die höhere Produktivität zunächst nicht ganz die 
Kosten der neuen Maschinen aufwog. Gegenüber dem manuellen Produk-
tionsprozess sparte man mit einer Teilautomatisierung 84%, mit einer Voll-
automatisierung bei Dreimaschinenbedienung sogar 94% der Arbeitskräfte 
ein. Aber die Kosten der neuen Maschinen beliefen sich bis auf das Zehn-
fache (Welsch 1983: 86-88).

Die DDR mochte den Systemwettstreit unter der Fahne des »Sozialis-
mus« führen. Die Kriterien, nach denen man über die Einführung der neu-
en, arbeitserleichternden Maschinen entschied, waren keine anderen als im 
Westen.

4.3 Kein Abschied von alten Lastern

Die Einführung der neuen Technik feierte die Staats- und Parteipropaganda 
als großen ökonomischen und sozialen Fortschritt. Staatsmedien berichteten 
etwa über eine neue vollautomatische Tassenfertigungsanlage: Bis zur Mo-
dernisierung sei das Schneiden und Ansetzen des Tassenhenkels seit Jahr-
hunderten mit der Hand gemacht worden, »über siebeneinhalbtausendmal 
derselbe Handgriff – Monotonie verbirgt sich dahinter« (Autorenkollektiv 
1986b: 69). Nun würden diese Aufgaben zwei Industrieroboter überneh-
men. Über die technologische Modernisierung in der Automobilproduktion 
im Sachsenring-Werk Zwickau war zu lesen: Neue Roboter bewirkten nicht 
nur beträchtliche ökonomische Effekte hinsichtlich Produktmenge und -qua-
lität, »sondern darüber hinaus die Beseitigung der Schadstoffbelastung, eine 
Reduzierung einförmiger, ermüdender Tätigkeiten, den Wegfall der Bindung 
der Arbeitskräfte an den Arbeitstakt. Ohne Einsatz der Industrieroboter wä-
ren diese Effekte nicht möglich gewesen.« (Hütter u.a. 1984: 29)

kaum noch mit der Arbeitssituation der »clean rooms« der 1970er Jahre zu vergleichen 
(vgl. Lüthje 2001: 121).

4.3 Kein Abschied von alten Lastern
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Solche Berichte besaßen einen wahren Kern. Die neuen Industrieroboter 
und computergesteuerten Anlagen übernahmen einen Teil bisherige Routi-
netätigkeiten und körperlich schwerer und gesundheitsschädlicher Arbeiten. 
Zur Entwicklung klassischer Arbeitsbelastungen befragte man zwischen 1983 
und 1986 hunderte Werktätige, die an neuen Anlagen sogenannter »flexib-
ler Automatisierung«7 arbeiteten. Neun von zehn Befragten schätzten den 
allgemeinen körperlichen Schweregrad der Arbeit als gering oder sehr ge-
ring ein. In nichtflexiblen Maschinensystemen gab dies nur jeder Dritte an. 
Fast zwei Drittel dort empfanden die körperliche Arbeit als mittel bis sehr 
schwer. An der neuen Technik war dies nur jeder Zehnte (Miethe/Wienhold 
1989: 5). Auch einseitige körperliche Beanspruchung ging mit dem Einsatz 
der neuen Technik in der Regel zurück (ISS 1987b: 28).

Das bedeutete jedoch nicht, dass klassische körperliche Arbeitsbela-
stungen insgesamt verschwanden. In einzelnen Bereichen nahmen diese so-
gar zu. Ein Beispiel war die Textilindustrie, ein Zweig mit traditionell ho-
hen Arbeitsbelastungen. Die neue Technik erlaubte es, die Maschinen mit 
höheren Leistungsparametern laufen zu lassen (Forschungsbericht 1984: 
39). Mit der Auslastung der Maschinen nahm zugleich der Lärm sowie die 
Betriebstemperatur zu. In einzelnen Betrieben wurde mit einem Dauerlärm 
von 90 bis 115 dB der gesetzlich zulässige Lärmpegel von maximal 85 dB 
deutlich überstiegen, während gleichzeitig die Emission anstieg. Technische 
Veränderungen oder Schutzmaßnahmen wären durchaus möglich gewesen, 
wurden aber nicht realisiert, wenn sie der angestrebten Produktionssteige-
rung entgegengestanden.

Lärmbelastung, hohe Temperaturen, einseitige Belastung bestimmter Kör-
perteile – das gab es auch an den neuen modernen Fertigungsabschnitten. 
Beim Flexiblen Fertigungssystem im Elektromotorenwerk VEB Elmo Des-
sau fehlte eine ausreichende Be- und Entlüftung. Im VEB IFA-Getriebewerk 
Brandenburg und VEB Planeta Radebeul wurde an einzelnen Abschnitten 
der gesetzliche Lärmpegel überschritten. Im VEB Werkzeugmaschinenkom-
binat Schmalkalden traten Gesundheitsgefährdungen, sogenannte »Exposi-
tionen«, in diesem Fall giftiger Schleifzusatz, auf (Welskop 1988: 3f.; Wo-
lodtschenko 1989: 40).

Auch im westlichen Kapitalismus waren »alte« Formen der Arbeitsbe-
lastung wie Lärm oder Hitze/Kälte im Bereich der neuen Technik weitaus 

7 Wie eingangs skizziert waren die sogenannten Flexiblen Maschinensysteme (FMS) 
Anlagen, an denen man nicht lediglich isoliert Industrieroboter einsetzte, sondern auf Ba-
sis mikroelektronischer Computeranlagen verschiedene Teile des Produktionsprozesses 
miteinander verknüpfte.
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präsenter als in der herkömmlichen Produktion, wie Untersuchungen an 
manuellen und automatisierten Prozessabschnitten in den 1980er Jahren in 
der Bundesrepublik zeigten (Moldaschl 1992: 146-150). Aus dieser Sicht 
glich die technologische Modernisierung in der DDR erstaunlich stark der 
im Westen.

Der breitere Einsatz der neuen Technik in der Büro- und Verwaltungsar-
beit seit Mitte der 1980er Jahre war nicht weniger zwiespältig. Auf der einen 
Seite verbesserte die Einführung der neuen Technik einen Teil der Arbeits-
bedingungen. Im Bereich der Datenerfassung löste zum Beispiel die Bild-
schirmtechnik die alte Lochkartentechnik ab, die wesentlich geräuschvoller 
und körperlich anstrengender gewesen war. Auf der anderen Seite tauchte 
mit der sitzenden Tätigkeit, starrer Belastung des Bewegungsapparates oder 
der Sinnesorgane (Kopf-, Augen- und Rückenschmerzen) einseitige körper-
liche Belastungen in neuer Form wieder auf (Weichert 1995: 16).

In der industriellen Produktion wie in der Verwaltung waren bessere Ar-
beitsbedingungen meist nicht das Ergebnis einer bewussten Umgestaltung 
des Arbeitsprozesses, sondern ein Begleitprodukt der technologischen Mo-
dernisierung.

Nach 40 Jahren »DDR-Sozialismus« war ein Großteil der Beschäftigten 
in der Industrie weiterhin mit traditionellen Risikofaktoren konfrontiert. 
Dazu gehörten Lärm, mechanische Schwingungen, Hitze/Kälte, Gefahr-
stoffe, Schwerarbeit etc. In der unmittelbaren materiellen Produktion ar-
beiteten 37% der Werktätigen unter gesundheitsgefährdenden Bedingungen 
(Schweres 1990: 174f.). In der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, als einem 
Zeitraum des verstärkten Einsatzes der Technik Mikroelektronik, stagnierte 
das ohnehin geringe Abbautempo der Arbeitserschwernisse (Miethe/Wien-
hold 1989: 9). Von 1.000 gesundheitsgefährdeten Arbeitsplätzen wurden 
jährlich 15 abgebaut. Eine Beseitigung aller gesundheitsgefährdeten Ar-
beitsplätze, die neuentstehenden nicht eingerechnet, hätte dementsprechend 
mehr als weitere 40 Jahre gedauert (Arendt u.a. 1990: 274).

4.4 Neue Lasten an neuer Technik

Wenn die SED erklärte, die Arbeit an der neuen Technik sei im »Sozialismus« 
der DDR körperlich weniger anstrengend und geistig erfüllender, knüpfte 
sie nur bedingt an der realen Entwicklung an. In der Tat bedeutet die techno-
logische Modernisierung ein Weniger an körperlicher und ein Mehr an gei-
stiger Arbeit. Im Maschinenbau zum Beispiel halbierte sich mit der neuen 
CNC-Technik der Umfang und das Niveau der »Handfertigkeiten«, während 

4.4 Neue Lasten an neuer Technik
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das geistige Leistungsvermögen um das Zweieinhalbfache wuchs. Allgemein 
lagen die hohen bis sehr hohen geistigen Anforderungen bei Arbeit an den 
neuen Flexiblen Maschinensystemen (FMS) mehr als doppelt so hoch wie 
bei den herkömmlichen nichtflexiblen Maschinensystemen (NFMS) (ISS 
1987b: 24). Zum Teil wurden mit der neuen Technik geistige und körper-
liche Arbeit wieder zusammengeführt und die Teilung in planende, vorberei-
tende, organisierende Arbeit zurückgenommen (Thormeyer 1986: 119). An 
den Werkzeugmaschinen mit neuer CNC-Technik erfolgten die bisher ge-
trennten Arbeitsvorgänge Drehen, Bohren und Fräsen wieder an einer Ma-
schine. Die Steuerung der Maschine wurde im Gegensatz zur NC-Steuerung 
nun frei übernommen. Der Beschäftigte programmierte direkt am Arbeits-
platz und arbeitete eigenständiger als bisher. Er konnte den Produktionspro-
zess unterbrechen, optimieren oder verändern (Fischer 1987: 41).

Ein Mehr an geistiger Arbeit gab es jedoch nicht für alle Beschäftigten. 
Vor allem bedeutete sie nicht zwangsläufig eine erfüllende Arbeit. Es tra-
ten neue Phänomene wie Unterqualifikation, geistiger Taylorismus und psy-
chonervale Belastung auf.

»Lückenbüßer«
Der Wandel der Arbeitstätigkeiten von körperlicher zu geistiger Arbeit galt 
nicht für alle Beschäftigten, die im Umfeld der neuen Technik arbeiteten. 
In Bereichen, wo die Technologisierung noch begrenzt war oder als zu ko-
stenaufwendig betrachtet wurde, entstanden Arbeitsplätze, bei denen der 
Mensch die Funktionen eines technischen Lückenbüßers übernahm. Das 
galt vor allem für das Umfeld der Industrieroboter, die zum Ende der DDR 
in unterschiedlichster Art zu Zehntausenden eingesetzt wurden.

Die Tätigkeiten in der »technologischen Nische« waren gekennzeichnet 
durch einen geringen Grad an selbstständiger Arbeit, unattraktive monotone 
Arbeitsinhalte, einseitige körperliche Belastung und Daueraufmerksamkeit 
(Stahlhofen 1983: 59). Dazu gehörte zum Beispiel das Bestücken von Pa-
letten. Im VEB Büromaschinenwerk Sömmerda kam zu Beginn der 1980er 
Jahre mehr als jeder siebte Arbeiter beim Spulenwickeln zum Einsatz und 
besetzte damit an dieser »Hochtechnologie« einen Handarbeitsplatz mit 
geringem geistigen Anspruchsniveau (ISS 1987b: 25). Eine arbeitswissen-
schaftliche Untersuchung aus der DDR stellte dazu fest:

»Besonders deutlich wird diese Problematik derzeit in Bereichen, in de-
nen CNC-Maschinen und Robotertechnik Ersteinsatzfälle darstellen und zur 
Lösung bestimmter ökonomischer Engpässe genutzt werden. In solchen Fäl-
len (z.B. beim Einsatz von Schweißrobotern in der Kraftfahrzeugproduktion 
der DDR – VEB Sachsenring Trabantproduktion) verbleiben dem Werktäti-
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gen meist noch ›Restfunktionen‹, die der Automat noch nicht übernehmen 
kann, so daß der Mensch in einem weitestgehend automatisierten Produk-
tionsabschnitt nun im Takt der Maschine arbeiten muß. Hier stellen sich 
ähnliche Verhältnisse ein, wie ehemals am Fließband.« (Bickel 1983: 92f.)

Unterqualifi kation
Die Beschäftigten an neuer Technik besaßen eine weitaus höhere Grundqua-
lifikation und mehr Zusatzqualifikationen als der durchschnittliche Beschäf-
tigte in der DDR (ISS 1987b: 16; Tostschenko/Weidig 1987: 6). Schätzungen 
gingen davon aus, dass neu entstandene Arbeitsinhalte ein Drittel aller Be-
rufe der Elektrotechnik/Elektronik veränderten (Bickel 1983: 104).

Aber Qualifi kation ist keine absolute Größe. Sie misst sich an den An-
forderungen im Arbeitsprozess. Darauf bezogen war eine größere Zahl von 
Arbeitskräften an der neuen Technik unterqualifi ziert. Jeder vierte Beschäf-
tigte an rechnergestützten Arbeitsmitteln hielt sich nicht ausreichend für die 
neue Technologie qualifi ziert (Frank 1989: 70). Fast jeder fünfte Beschäf-
tigte an Flexiblen Maschinensystemen schätze seine Qualifi kation geringer 
ein als erforderlich. Im Gegensatz zur herkömmlichen Produktion lag hier 
der Anteil der Unterqualifi zierten über dem der Überqualifi zierten (Frank 
1989: 60; Bickel 1983: 102f.; ISS 1987b: 42). Im Arbeitsalltag ergaben sich 
so handfeste Probleme. In der Meisterschaft »Herrmann Duncker« des ZF 
ROTA im Stammbetrieb des Schwermaschinenkombinates »Ernst Thäl-
mann« Magdeburg konnten beispielsweise nur 3 von 17 Mitgliedern alle 
Steuerungen bedienen (Thormeyer 1986: 120).

Unterqualifi zierte Arbeitskräfte für neue Arbeitsaufgaben (wie Program-
mieren, Überwachen, Einrichten und Instandhalten) war kein Spezifi kum 
des DDR-Berufsbildungssystems, das sich international durch eine relativ 
gute Grundqualifi kation auszeichnete. Das Niveau der Grundqualifi kation 
der Arbeitskräfte in der DDR lag zum Beispiel über dem der Bundesrepu-
blik, was unter anderem der geringere Anteil ungelernter Arbeitskräfte be-
legte (Geißler 1993: 67f.). In allen Ländern der Welt begleitete die schnelle 
Expansion der neuen Branche zunächst ein Mangel an qualifi zierten Arbeits-
kräften. Auch der marktwirtschaftlich-organisierte Kapitalismus war nicht 
in der Lage, in kurzer Zeit entsprechende Ressourcen zur Verfügung zu stel-
len. Die IG Metall in der BRD kritisierte zum Beispiel die hohen Maßstäbe 
an die Arbeit, die an die neue Gruppenarbeit angelegt würden, aber die ge-
ringen Investitionen in die Qualifi kation der Beschäftigten. Erst allmählich 
glich sich dieses Ungleichgewicht aus (Benz-Overhage 1993: 175).

Die Qualifi kationsbemühungen in der DDR beeinträchtigte zudem der 
Mangel an Arbeitskräften. Der Großteil der an der neuen Technik eingesetz-
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ten Arbeitskräfte rekrutierte sich aus Arbeitskräften, die zuvor an der alten 
Technik gearbeitet hatten. Diese mussten weitergebildet und in die neue 
Technik eingeführt werden. Im Arbeitsalltag kam es jedoch nicht selten vor, 
dass Arbeitskräfte aufgrund ihrer »Unabkömmlichkeit« am alten Arbeits-
platz die Arbeit an der neuen Technik ohne ausreichende Vorbereitungszeit 
begannen. Im Idealfall sollte ein Bediener ein Jahr lang in die Einsatzvor-
bereitung integriert werden. In nicht wenigen Fällen war »die Vorbereitung 
gleich null. Die wurden hingestellt und los geht’s«, berichtete eine Betriebs-
studie (Fischer 1987: 45).

Letztlich entstand mit der Einführung der neuen Technik eine paradoxe 
Situation: In wirtschaftlich vernachlässigten Bereichen waren die Beschäf-
tigten im Vergleich zum veralteten Maschinenbestand überqualifi ziert, im 
modernisierten Bereich aufgrund vernachlässigter Fortbildung dagegen un-
terqualifi ziert. Dies bedeutete nicht nur eine Überforderung der Arbeitskräfte. 

Die Praxis, Arbeiter so lange wie möglich in der alten Produktion zu halten 
und dann an die neue Technik zu stellen, brachte zwangsläufi g Normerfül-
lungsprobleme und Konfl ikte mit sich (ebd.: 45).

Geistiger Taylorismus
Die Arbeit an der neuen Technik war geistig fordernder, aber nicht zwangs-
läufi g vielseitiger. Wie einseitig die geistige Arbeit war, hing von der kon-
kreten Arbeitsgestaltung ab. In der Industrie reduzierten sich beispielsweise 
einseitige Arbeitstätigkeiten nur bei der Bedienung verschiedener Maschi-
nen (ungleichartige Mehrmaschinenbedienung). In allen anderen Fällen, wie 
der Bediendung gleichartiger Maschinen oder einer Einzelmaschine, emp-
fanden die Beschäftigten die geistigen Anforderungen sogar einseitiger als 
bei der Arbeit ohne Maschine, so nach einer Befragung in 84 Projekten aus 
vier verschiedenen Branchen (Textilindustrie, Maschinenbau, Fahrzeugbau 
und Elektrotechnik/Elektronik) in 13 Betrieben, die u.a. mit »neuster Tech-
nik« arbeiteten (Forschungsbericht 1984: 62).

In Büro und Verwaltung gestaltete sich die Arbeit an der neuen Technik 
zunächst interessanter und vielseitiger. Aber auch hier blieben monotone 
Tätigkeiten weitgehend bestehen. In der Datenerfassung wurde »gegenü-
ber den herkömmlichen Lochkartentechniken mit der Einführung von Bild-
schirmtechnik noch kein wesentlicher Fortschritt hinsichtlich der Anforde-
rungsvielfalt und des Arbeitsinhaltes erreicht« (Forschungsbericht 1988: 
IV/11; Meier 1990: 18). An den neugeschaffenen Arbeitsplätzen im Ver-
waltungsbereich des Kombinates Mikroelektronik gab mehr als die Hälfte 
der dort beschäftigten Frauen an, die Arbeit sei nicht vielseitiger geworden. 
Für etwa jede Achte nahm die Monotonie zu, für jede Dritte ab (Weichert 
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1995: 1). Allgemein wurden die Arbeitsinhalte in dem Maß einseitiger, wie 
der Anteil der Computerarbeit an der Gesamtarbeitszeit zunahm (Schrei-
ber 1990: 217).

Die Arbeit an neuen Technologien in der DDR war weiterhin von mono-
tonen Arbeitstätigkeiten geprägt, weil man an den neuen technischen Syste-
men das Prinzip der Arbeitszerstückelung und starken Spezialisierung der 
Arbeitstätigkeit beibehielt, teilweise ausbaute. Ein DDR-Arbeitswissen-
schaftler wies auf die »ganz enorme tayloristische Arbeitszerstückelung« an 
den neuen CNC-Maschinen hin, bei denen »das Anforderungsprofi l über-
aus restriktiv ist, und zwar viel restriktiver, als das vorher bei anderen Auf-
gaben an einzelnen NC-Maschinen der Fall war, wo die Kollegen früher ge-
arbeitet hatten« (Plath 1992: 29).

Auch in der Bundesrepublik verschwand mit der neuen Technik nicht die 
monotone Arbeit. Die »neuen Produktionskonzepte« mit ihrer rückführen-
den Arbeitsteilung waren weit davon entfernt, den Großteil der industriellen 
Arbeitstrukturen zu prägen. Und mit »passiven« Arbeitstätigkeiten kehrten 
eintönige Tätigkeiten wie Beobachtungsaufgaben und gewisse Standard-
programmierungen an Bedienungsanlagen der neuen Technologie in neuer 
Form wieder (Böhle u.a. 1992: 105, 120). Eine Umfrage der Hans-Böckler-
Stiftung 1986 ergab, dass monotone Arbeitsinhalte bei 17% der Arbeitneh-
mer, die mit neuer Technik arbeiteten, abgebaut wurden, bei 9% aber neu 
hinzukamen. Hier zeigte sich ein Szenario, das die bundesdeutschen Ge-
werkschaften befürchtet hatten: Die geistige Arbeit wurde derselben Gesetz-
mäßigkeit unterworfen wie die körperliche, eine »Taylorisierung der Denk-
arbeit« setzte ein (Hans-Böckler-Stiftung 1986: 181).

Der Fortbestand monotoner Arbeit traf auch auf die »neue« Computerar-
beit zu (Evans 1982). Richard Sennett hat in den »modernen Arbeitsformen« 
des westlichen Kapitalismus des späten 20. Jahrhunderts eine »Ähnlichkeit 
mit den Arbeitsformen in der Nagelfabrik« des 18. Jahrhunderts ausgemacht, 
die seinerzeit Adam Smith beschrieb: »Computergebrauch bei der Arbeit 
[...] involviert gleichfalls stumpfe Routinearbeiten wie das bloße Eingeben 
von Daten.« (Sennett 1998: 56) Diese Feststellung gilt ebenso für die Ar-
beitsverhältnisse in der DDR.

Neue Belastungen
Die Zerstückelung der Arbeit war für Marx ein zentrales Element für die 
Entwicklung von entfremdeter Arbeit (Braverman 1977). Die »Entfrem-
dung« hing dabei eng mit der tatsächlichen Kontrolle am Arbeitsplatz zu-
sammen. Die Art der Arbeitsorganisation ist nur die äußere Hülle, unter der 
der Zugriff auf die Arbeitskraft realisiert wird. Das Heraustreten des Men-
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schen aus dem Produktionsprozess ist daher keine technische Frage, son-
dern hängt von der Möglichkeit der Beschäftigten ab, den Arbeitsprozess 
zu kontrollieren.

Beispielhaft für die fehlende Kontrolle der Beschäftigten in der DDR war 
die Büroautomatisierung. Facharbeiterinnen dort beklagten, in einem weit-
aus geringeren Maße die Arbeitsleistung durch eigene Erfahrung und Ge-
schicklichkeit beeinfl ussen zu können als bei ihrer früheren Tätigkeit an alter 
Technik (Weichert 1995: 16). Auch in der Industrie trat der Mensch mit der 
Einführung neuer Technologien nicht aus dem Produktionsprozess heraus. 
Im VEB NILES Dresden ging die Automatisierung für die Beschäftigten mit 
einer verstärkten Abhängigkeit von der Technik einher (Rüssel 1988: 91). 
Mit dem Einsatz von Industrierobotern wurden bestimmte Gruppen wie Ope-
rateure von »schwerer körperlicher Arbeit befreit«, jedoch »enger an einen 
monotonen Maschinenrhythmus gebunden« (Meier 1990: 18).

Da die Beschäftigten nur schwer den Arbeitsprozess kontrollieren konn-
ten, entstanden mit dem größeren Stellenwert geistiger Arbeit neue Arbeits-
belastungen. Neben und an die Stelle der »alten« Probleme rückten »neue«. 
Nahezu jede Studie über Arbeitsgestaltung an den neuen fl exiblen Ferti-
gungsabschnitten stellte fest, der Abnahme körperlicher Belastungen stand 
die Zunahme einer neuen Belastung »psychonervaler« Art gegenüber. Dies 
entsprach etwa dem, was die westdeutsche Arbeitswissenschaft als psy-
chische Belastung bezeichnete.

Eine arbeitswissenschaftliche Studie, die Mitte der 1980er Jahre die psy-
chonervale Belastung in fl exiblen und nichtfl exiblen Automatisierungsfällen 
in neun Betrieben der Metallindustrie und chemischen Industrie untersuchte, 
kam zu dem Ergebnis (vgl. Tabelle 3), die hohe bzw. sehr hohe psychoner-
vale Belastungen an den neuen, mit Mikroelektronik ausgestatteten Ferti-
gungsabschnitten sei dreimal so stark wie an der traditionellen Technik.

Nach einer Umfrage aus dem Jahr 1988 unter Werktätigen an neu in Be-
trieb genommenen fl exiblen Fertigungssystemen in fünf Kombinaten der 
metallverarbeitenden Industrie schätzte über die Hälfte der Befragten ein, 
die Arbeit sei körperlich leichter geworden, die nervlichen Belastungen hät-
ten jedoch zugenommen (Miethe/Wienhold 1989: 5; ISS 1989: 4-6, Anlage 
4). Eine höhere psychische Belastung »als Nachteil der Automatisierung« 
empfand jeder fünfte Werktätige im VEB NILES Dresden (Rüssel 1988: 
91). Der einzige Fall, in dem sich die nervliche Belastung verringert hat-
te, war der, in dem das Maschinensystem noch nicht fl exibel gestaltet war 
(ISS 1987b: 31).

Mit dem Wandel der Technik und der Arbeitsformen veränderte sich die 
Art der Belastungen. Die neuen Schlüsseltechnologien wiesen eine wider-
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sprüchliche Bilanz auf. Auf der einen Seite verringerten sich für einen Groß-
teil der Beschäftigten mit der fl exiblen Automatisierung die körperlichen 
Belastungen. Auf der anderen Seite beklagten diese nun geringere Hand-
lungsmöglichkeiten im Arbeitsprozess, weniger persönliche Verantwortung 
und eine zunehmende psychische Belastung (Frank 1989: 69f.). Auch wenn 
die Arbeiter in der DDR auf der betrieblichen Ebene einigen Freiraum besa-
ßen, ihre Interessen zur Geltung zu bringen, mit den »neuen Arbeitsformen« 
verblieb die Kontrolle über Rahmenbedingungen, Ziele und Tempo der Pro-
duktion beim Management.

Die DDR-Arbeitswissenschaft begriff Technik in der Regel als ein neu-
trales Element, ohne die gesellschaftlichen Verhältnisse zu hinterfragen, un-
ter denen die Technik zum Einsatz kam. Die neuen »psychonervalen« Be-
lastungen behandelte man zum Teil als ein kleineres Übel, das aufgewogen 
wurde durch die Verringerung von körperlich schwerer, gesundheitsgefähr-
dender und routinemäßiger Arbeit (Staatssekretariat für Arbeit und Löhne 
u.a. 1988: 324). Dabei lassen sich geistige und körperliche Arbeit nicht tren-
nen. Psychische Belastungen kamen nicht erst mit der »neuen Produktions-
arbeit« auf. Psychisch stark belastend kann auch ein manueller Arbeitspro-
zess mit hoher Monotonie und Zeitdruck sein (Moldaschl 1992: 165; Böhle 
u.a. 1992). Die »neue« qualifi zierte Produktionsarbeit (mit mehr geistigen 
Tätigkeiten) wurde wie die »alte Produktionsarbeit« (mit mehr Anteilen kör-
perlicher Arbeit) den Zwängen der Produktionssteigerung unterworfen, da 
sich die gesellschaftlichen Verhältnisse nicht grundlegend änderten, unter 
denen die neue Technik zum Einsatz kam.

Tabelle 3: Vergleich der psychonervalen Belastungen in fl exiblen und 
nichtfl exiblen Maschinensystemen
in neun Betrieben der Metall- und Chemieindustrie 1983-1986

psychonervale Belastungen Flexibles
Maschinensystem

Nichtfl exibles 
Maschinensystem

sehr gering/gering 40,8% 40,8%
Mittel 34,9% 50,5%
hoch/sehr hoch 24,3% 8,7%

Quelle: Tabelle umgestellt aus: Sozialstrukturelle Veränderungen (ISS 1987b: 31, Tabelle 1), fehlende 
Prozente stellen Restgrößen dar.
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Arbeitsintensivierung
Typisch für die Neugestaltung des Arbeitsprozesses im Zuge der Einfüh-
rung neuer Technologien war das Bestreben, mehr Arbeitsaufgaben auf den 
einzelnen Beschäftigten zu verteilen. Ein Beispiel dafür war die Mehrma-
schinenbedienung. Nach offi ziellen Angaben war ein Systembediener pro 
Schicht für 5-8 mehr miteinander gekoppelte Maschinen verantwortlich, in 
einigen Fällen sogar mehr (Autorenkollektiv 1986b: 68). Mit dem breiteren 
Produktionssortiment wuchsen die Anforderungen an die Bediener. Unter 
Umständen erforderte ein Sortiment von 40 verschiedenen Werkstückvari-
anten eine Kenntnis von 40 Rechnerprogrammen (Fischer 1987: 54). Das 
ROTA 1 im VEB Schwermaschinenkombinat »Karl Liebknecht« in Mag-
deburg war einer der ersten fl exibel gestalteten Fertigungsabschnitte in der 
DDR. Nach einer Umfrage zu den Arbeitsanforderungen gab die Hälfte der 
knapp 200 Befragten an, dass die »Anzahl der Dinge, die bei der Arbeit zu 
beachten sind«, jetzt »deutlich größer« geworden sind, für ein Drittel »et-
was größer«. Für jeden Dritten war die Dauerkonzentration jetzt »etwas grö-
ßer« geworden, für jeden Vierten sogar »deutlich größer« (Unger 1982: An-
hang Tabelle 3 und 4).

Notwendigerweise musste sich diese Entwicklung in der Arbeitsbelastung 
niederschlagen. Egal ob einfacher Industrierobotereinsatz oder fl exibel au-
tomatisierte Produktion: Die Einführung neuer Technologien in der DDR 
war von dem Bestreben geprägt, die Arbeit zu verdichten und zu intensi-
vieren. Die in den Umfragen genannten psychonervalen Belastungsformen 
wie »Konzentration«, »Stress« und »Hektik« machten deutlich, dass sich 
die Art der Arbeitstätigkeit änderte, nicht aber der Charakter des Produkti-
onsprozesses, möglichst viel Arbeitskraft auszupressen.

Angesichts fallender Wachstumsraten und eines verschärften Konkurrenz-
kampfes wurde der Arbeitsdruck seit den 1970er Jahren weltweit erhöht. Un-
erheblich war dabei, ob es sich um »traditionelle« Bereiche handelte oder 
solche, in denen die neue Technik zum Einsatz kommt. Eine Gewerkschafts-
studie dokumentierte Mitte der 1980er Jahre, dass in der Bundesrepublik bei 
aller Unterschiedlichkeit der jeweiligen konkreten Arbeitstätigkeiten an »al-
ter« und »neuer« Technik die Beschäftigten zu gleichen Teilen das zuneh-
mende Arbeitstempo als einen entscheidenden Grund für die zunehmende 
Arbeitsbelastung bezeichneten (Hans-Böckler-Stiftung 1986: 171).

Der Druck auf die Beschäftigten in der DDR wurde auch nicht dadurch 
gemindert, dass es infolge von Materialmangel immer wieder zu Produk-
tionsunterbrechungen kam. Die Unterbrechungen erschwerten die Umset-
zung der Rationalisierungsvorhaben und führten die Leistungsappelle an die 
Arbeiter ad absurdum. Aber der diskontinuierliche Produktionsprozess ent-
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lastete nicht die Arbeiter. Die Planaufl agen blieben bestehen und Ausfälle 
waren später nachzuarbeiten.

Der Wechsel von »Rumsitzen« und »Stress« erwies sich so unter Umstän-
den belastender als ein kontinuierlicher Arbeitsprozess. »Zulieferbedingte« 
Stresssituationen traten auch in den neuen Fertigungsanlagen auf. Nicht be-
reitgestellte oder fehlerhafte Materialen und Anlagen waren dort für etwa 
16% der organisatorisch bedingten Stillstandzeiten verantwortlich (Engel 
1990: 198). Für die Beschäftigten ergaben sich damit ähnliche Probleme. 
Anfängliche Befürchtungen, bei einem »störungsfreien Lauf« der FMS wür-
de der Bediener »nahezu beschäftigungslos« sein, zerstreuten sich bald. In 
Untersuchungen wies man vielmehr auf ein anderes Problem hin: 

»Nach Aussage von Experten sei künftig für die Bediener kaum ›Lange-
weile‹ zu erwarten, da selbst bei einer technischen Verfügbarkeit von 90% 
jeder einzelnen Baugruppe die der gesamten Anlage nur 30% betrage. Auch 
besagten die fünfzehnjährigen Erfahrungen des unmittelbar benachbarten 
Maschinensystems ›Prisma‹, daß dieses Problem zu keiner Zeit relevant war. 
Es dürften auch zukünftig nicht die Phasen relativer Ruhe sein, die proble-
matisch erschienen, sondern das Entstehen außergewöhnlicher Stresssitua-
tionen bis an die Grenze der Überforderung. In Experteninterviews wurde 
erläutert, daß besonders im Havariefall solche Belastungsspitzen auftreten 
können.« (Fischer 1987: 56) »Neue Arbeit« an neuer Technik war nicht we-
niger stressig als »alte Arbeit« in der herkömmlichen Produktion. Für gut 
die Hälfte der Werktätigen an fl exiblen Fertigungssystemen stieg zum Ende 
der DDR die Hektik mehr als erwartet (ISS 1989: 7). Der Wechsel von rela-
tiven Ruhephasen und angespannten Stresssituationen an den neuen Maschi-
nensystemen trat ebenso bei der technologischen Modernisierung im Wes-
ten auf. Dort bezeichnete man das Problem der Unter- und Überforderung 
als »Notfallsyndrom« oder in Anspielung an den AKW-Unfall in den USA 
1979 »Harrisburg-Syndrom« (Böhle u.a. 1992: 108), um zu verdeutlichen, 
dass die Arbeitskraft im Regelbetrieb auf eine Beobachtungseinheit reduziert 
wurde, sobald aber größere Probleme auftraten, es zu Überforderung bzw. 
Stress kam. Heute gilt Arbeitsstress nach den Arbeitsunfällen als zweitgröß-
tes berufsbedingtes Gesundheitsproblem (BZ 19./20.10.2002).

4.5 Ökonomisierung der Arbeitsbedingungen

Die Planungsbehörden der DDR besaßen bis zu ihrem Ende ein instrumen-
telles Verhältnis zu den Arbeitsbedingungen. Die »soziale Gestaltung neuer 
Technik« wurde, wie ein ehemaliger DDR-Arbeitswissenschaftler beklag-
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te, von der Wirtschaftsführung zuerst als »Kostenfaktor betrachtet« (Frister 
1992: 40). Offi ziell war das Programm der SED und die Verfassung der DDR 
ein Bekenntnis zum sozialistischen Charakter der Arbeit und zur bewussten 
Gestaltung der Arbeitsbedingungen. Die betriebliche Realität sprach eine 
andere Sprache. Die Gestaltung der Arbeitsbedingungen in der DDR unter-
schied sich kaum von dem, was Marx als Anwendung der Produktionsmittel 
im Kapitalismus beschrieben hatte: »Ersparnis an den Arbeitsbedingungen 
auf Kosten der Arbeiter«, als »Ökonomisierung der gesellschaftlichen Pro-
duktionsmittel« (Marx 1976: 98ff.).

Wie die Arbeitsbedingungen bei der technologischen Modernisierung 
vernachlässigt wurden, zeigte sich an den »einfachen Fragen« des Arbeit-
alltages. Ein Vorzeigeprojekt im Stammbetrieb des Werkzeugmaschinen-
baukombinates »Fritz Heckert« Karl-Marx-Stadt war dafür ein Beispiel. 
Mit der Errichtung eines neuen Maschinensystems Mitte der 1980er Jah-
re verschlechterte sich die Arbeitsumwelt in einzelnen Bereichen deutlich. 
Ein Problem war der Platzmangel:

»Da sich die Anlage in die vorhandene Bausubstanz einordnen mußte, sei 
die Anordnung der Maschinen viel zu eng. Zwar würden durch die Automa-
tisierung eine Reihe klassischer Arbeitsgefährdungen weitgehend beseitigt, 
gleichzeitig aber durch die räumliche Enge eine Reihe neuer Gefahrenquel-
len reproduziert.« (Fischer 1987: 119) Wegen »Platzmangel« wurde in meh-
reren Abteilungen »Pausenecken in Produktionsfl äche umfunktioniert«, so 
dass für die Beschäftigten längere Wegezeiten zur zentralen Pausenversor-
gung entstanden (ebd.: 124).

Im Arbeitsalltag gab es vielfältige Probleme, die von sanitären Einrich-
tungen bis zur Essensversorgung reichten. Nach einer Umfrage an fl exiblen 
Fertigungsabschnitten in Betrieben der chemischen und metallverarbeitenden 
Industrie (1988) waren drei von vier Befragten mit den sanitären Bedin-
gungen unzufrieden. Dazu gehörten Toiletten, Wasch- und Umkleideräu-
me. Vereinzelt existierten bei neueingerichteten Fertigungsabschnitten noch 
nicht einmal Wasch- und Umkleideräume, wie beim VEB Elektromotoren-
werk Dessau (ISS 1989: 9). Eine branchenübergreifende Untersuchung er-
gab: Am wenigsten genügten den Beschäftigten die Pausen- und Umklei-
deräume ausgerechnet in der Elektrotechnik/Elektronik als dem Zweig mit 
dem größten Modernisierungsgrad (Forschungsbericht 1984: 122). Die Un-
zufriedenheit der Arbeiter mit der Essensversorgung war ein altes Problem, 
das in der DDR-Industrie immer wieder Anlass für Konfl ikte bot. »Fehlpla-
nungen« traten auch bei den ersten neuen Fertigungsabschnitten auf (Unger 
1982: 41f.). Sie blieben bis zum Ende der DDR bestehen. Nach einer Be-
triebsumfrage zum Ende der DDR waren 55% der Befragten mit der Pausen-
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versorgung »absolut unzufrieden«, mit der Speiseversorgung in der Nacht-
schicht 42% (ISS 1989: 6).

Solche Probleme waren weder »Anfangsschwierigkeiten« noch Einzelfäl-
le, sie hatten System. Die Arbeits- und Lebensbedingungen spielten bereits 
in den staatlichen Vorgaben zur Neugestaltung des Produktionsprozesses 
eine untergeordnete Rolle (Staatssekretariat für Arbeit und Löhne 1988: 3, 
6f., 28ff., 92ff.). So stellte die Arbeitshygieneinspektion des Bezirks Karl-
Marx-Stadt 1986 fest, in keinem der neuen Automatisierungsvorhaben sei 
eine arbeitshygienische Begutachtung angefordert worden (Fischer 1987: 
121). Traten Konfl ikte auf, warf die Parteiführung der betrieblichen Leitung 
»Versäumnisse« bei der Gestaltung der Arbeits- und Lebensbedingungen vor. 
Dabei setzte diese die Rationalisierungsvorhaben nur nach der Maßgabe und 
unter den Rahmenbedingungen um, die sie von der Zentrale erhielten.

Im Prozess der technologischen Modernisierung traten die sozialen As-
pekte immer hinter die ökonomische Zielstellung zurück. Das zeigte sich 
beispielsweise im »Neuererwesen«, dem staatlich institutionalisierten Vor-
schlagswesen. Je weiter der technologische Prozess voranschritt, umso mehr 
verlor die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen an Gewicht. 
Bei untersuchten Automatisierungsprojekten in den 1980er Jahren lag de-
ren Anteil an den Gesamtaufgaben bei Aufnahme des Probebetriebes (der 
ersten Phase des neuen Technikeinsatzes) bei 15%, in der arbeitsbelasten-
den Phase des Überganges zum Dauerbetrieb bei 7%, in der letzten Phase 
(Verschleißprozesses der Technik, Erneuerung und Modernisierung des Fer-
tigungsabschnittes) bei nur noch 5% (Paschasius 1988: 117).

In den 1980er Jahren verschlechterten sich die Arbeitsbedingungen der-
art, dass die verantwortlichen Organe diese Frage des Öfteren diskutierten. 
Eine parteininterne Untersuchung benannte offen: »[S]oziale Zielstellungen« 
spielen »bei der Konzipierung der FMS gegenüber den ökonomischen und 
technischen Zielstellungen in der Regel eine vergleichsweise nach- bzw. un-
tergeordnete Rolle.« Sie wären wenig verbindlich, nicht exakt abrechenbar 
(Tostschenko/Weidig 1987: 14f.). Aufmerksame Beobachter der bundes-
deutschen DDR-Forschung bemerkten, dass sich für eine erhebliche Zahl 
der Beschäftigten mit der Anwendung der Mikroelektronik die Arbeitsbe-
dingungen verschlechterten (Stinglwagner 1987: 512).

Die Unterordnung des Menschen unter die technologischen Modernisie-
rungsvorhaben der SED ging nicht am Bewusstsein der Arbeiter vorbei. Ge-
rade im Bereich der Mikroelektronik, wo modernste Technik zum Einsatz 
kam, war der Kontrast zwischen den technischen Möglichkeiten und der Ge-
staltung der Arbeits- und Lebensbedingungen besonders groß. Die Praxis, 
bei »sozialen Zielstellungen« häufi g Abstriche zu machen, widerspräche 
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»den Bedürfnissen und Erwartungen der Werktätigen in das FMS und ruft 
Unzufriedenheit hervor«, so eine Studie (Tostschenko/Weidig 1987: 53, 15). 
Hinsichtlich »der arbeitshygienischen Bedingungen werden die Verände-
rungen zwischen neuer und traditioneller Produktion für die Anlagenfahrer 
weniger erkennbar« (Winzer 1988: 2), bemerkte eine andere Untersuchung. 
An dem modernen Fertigungssystem im »Fritz Heckert«-Werk Karl-Marx-
Stadt kritisierten die Kollegen, dass »zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des 
Systems kein Pausenraum vorhanden war. Es bestand Unverständnis darü-
ber, daß bei einem Investitionsaufwand von 17 Millionen Mark ausgerech-
net hierfür keine entsprechende Lösung gefunden wurde (›bis dahin hat es 
nicht gereicht‹).« (Fischer 1987: 119)

Beschränkte sich die DDR-Arbeitswissenschaft lange Zeit darauf, die 
schlechten Arbeitsbedingungen als subjektive Fehler betrieblicher Leitung 
abzuhandeln, nahm man die unzureichende soziale Gestaltung der neuen 
Automatisierungsprojekte in den 1980er Jahren stärker in den Blick. Der 
10. FDGB-Kongress kündigte 1982 an, soziale Parameter bei Rationalisie-
rungsvorhaben einzuführen (Frister 1992: 40). Mit dieser arbeitswissen-
schaftlichen »Wende« in der DDR, die sozialen Aspekte im Prozess der 
technologischen Modernisierung stärker zu beachten, refl ektierte man eine 
wichtige Entwicklung. Die Effi zienz der neuen Maschinensysteme hing in 
einem weitaus größeren Maße von der eigenständigen Arbeit und Eigeniniti-
ative der Arbeiter ab als im »herkömmlichen« Produktionsprozess und des-
halb besaßen die Arbeitsbedingungen einen besonderen Stellenwert.

Das war etwas anderes als der ökonomische Verlust, der sich »durch den 
vorhandenen Zustand der Arbeitsbedingungen« und dadurch verursachten 
Krankenstand ergab und zum Ende der DDR etwa 2,5 Milliarden Mark be-
trug (Miethe/Wienhold 1989: 7f.). Was man an den neuen fl exiblen Ferti-
gungsabschnitten problematisierte, war das verschenkte Arbeitspotenzial 
infolge geringer Arbeitsmotivation, die sich aus den schlechten Arbeitsbe-
dingungen ergab. Über diese »neue Sichtweise«, die ebenso im Westen auf-
kam, schrieben 1990 renommierte DDR-Arbeitswissenschaftler: »Erzeugte 
die Geringschätzung sozialer Parameter bzw. Kriterien bei der Entwicklung 
und Anwendung moderner Technologien bereits bisher – da der Einsatz fl e-
xibler Automatisierung noch mehr partiellen Charakter trägt – unnötige Wi-
dersprüche, so würden sie in den kommenden Jahren [...] ein ernsthaftes 
gesellschaftliches Hemmnis für weitere Fortschritte und die Erhöhung der 
Innovationskraft sein.« (Kretschmar/Weidig 1990: 9) Diese Sichtweise hielt 
in einzelne Pilotprojekte Einzug. Insgesamt war eine »sozialverträgliche« 
Arbeitsplatzgestaltung für die DDR jedoch nicht richtungsweisend. Man traf 
diese Regelung nur dort, wo sie mit dem Produktionsablauf zu vereinbaren 
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war und sich kostenneutral gestaltete. Das vorherrschende Prinzip der »so-
zialistischen Rationalisierung« in der DDR brachte ein leitender Mitarbei-
ter eines fl exiblen Fertigungsabschnittes (VEB Getriebewerk Kirschau) auf 
den Punkt: »Wenn die Funktion der Maschinen es verlangt, werden entspre-
chende Bedingungen geschaffen, für die Menschen nicht.« (ISS 1987a: 6)

Exkurs: Wohnungsmangel auch für Mikroelektroniker
Die SED erklärte zu Beginn der 1970er Jahre die Lösung der Wohnungsfrage 
zum »Kern der Sozialpolitik« und als neue Hauptaufgabe der »Einheit von 
Wirtschafts- und Sozialpolitik«. Neben den Arbeitsbedingungen und der Ver-
sorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs war dies eines der drängendsten so-
zialen Probleme. Unter dem gestürzten Parteiführer Ulbricht hatte der Woh-
nungsbau ein Schattendasein gefristet und war ein Grund für die bestehende 
Unzufriedenheit in der Bevölkerung. Insofern ist die Charakterisierung der 
neuen Sozialpolitik der frühen 1970er Jahre als »bismarcksches Rezept«, 
als Versuch, ein konservatives Regime mit sozialpolitischen Maßnahmen zu 
stabilisieren, durchaus zutreffend (Ihme-Tuchel 2002: 64-67).

Das ehrgeizige Wohnungsprogramm sollten den Wohnungsmangel als 
soziale Frage lösen. Neubauviertel wurden errichtet. Es entstanden gigan-
tische Trabantenstädte. Im Raum Erfurt entstanden mit den neuen Ferti-
gungsstandorten der Mikroelektronik 14.500 neue Plattenbauwohnungen 
(Neiberger 2001: 25). In Frankfurt/Oder begann man parallel zur weiteren 
Expansion des Halbleiterwerkes das größte Bauprojekt der Stadt »Neube-
resinchen« (neuer Stadtteil) mit 8.300 Wohneinheiten (1977-1986). Für den 
modernen DDR-Wohnungsbau typisch errichtete man dort Wohnkomplexe 
mit überwiegend sechsgeschossigen, im Stadtzentrum sogar zwölfgeschos-
sigen Hochhäusern für 20.000 Einwohner (Canders 2001: 57).

Das Wohnungsbauprogramm zielte nicht nur darauf, die sozialen Pro-
bleme zu entschärfen. Wohnungsmangel war ein wichtiges Hindernis für 
die Stabilisierung von Stammbelegschaften und führte zu einer ökonomisch 
problematisch hohen Fluktuation. Gerade die forcierte Entwicklung der 
Mikroelektronik zeigte dies (Barkleit 2000: 77). Wegen fehlenden Wohn-
raums oder Wohnungswechsel verließen allein im Jahr 1977 mehrere hun-
dert Werktätige die Betriebe des Kombinates Carl Zeiss Jena (SAPMO-
BArch DY 34/14295: 6).

Die Bevölkerung begrüßte angesichts des Mangels den Wohnungsneu-
bau, sprach aber hinsichtlich der zweckrationalen Unterbringung von Ar-
beitskräften spöttisch von »Arbeiterintensivhaltung«, »Arbeiterschließfach« 
oder »Schnarchsilos« (Ihme-Tuchel 2002: 65; Wolle 1999: 187). Die DDR-
Wohnungspolitik ähnelte der Baupolitik in der Frühphase des Kapitalismus, 
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bei der es, wie Friedrich Engels schrieb, nur darum ging, »Scharen von Ar-
beitern ... unterzubringen« (Engels 1845: 285ff.) und das möglichst billig 
und ohne Rücksicht auf Bauart und soziale Folgen.

Das Wohnungsbauprogramm wies eine zwiespältige Bilanz auf. Statt der 
geplanten drei Millionen Wohnungen wurden »nur« zwei Millionen gebaut 
(Ihme-Tuchel 2002: 66). Damit verbesserte sich die Wohnsituation deutlich. 
Mit einem Versorgungsgrad von 430 Wohnungen je 1.000 Einwohnern stand 
die DDR international gut da. Aber verglichen mit der Bundesrepublik blie-
ben die Wohnverhältnisse bescheiden. 1989 betrug der Wohnfl ächendurch-
schnitt 65 gegenüber 85 Quadratmeter, pro Kopf 27 zu 35 Quadratmeter 
(Wolle 1999: 183). Die einseitige Konzentration der Wohnungspolitik auf 
den Neubau führte auf der anderen Seite dazu, dass die bestehende Wohn-
substanz verfi el. Katastrophale Wohnverhältnisse häuften sich zunehmend 
(Merkel o.J.: 77f.). Trotz der großen Anstrengungen gelang es der SED nicht, 
die Wohnungsfrage als soziale Frage zu lösen.

Die Wohnungssituation der Beschäftigten der wirtschaftspolitisch ver-
nachlässigten Industriebereiche stellte sich meist am schwierigsten dar. Ein 
Arbeiter aus der Metallurgie und Metallverarbeitung besaß eine 2,6fach hö-
here Chance, eine Neubauwohnung zu erhalten, als ein Beschäftigter aus 
der Textilindustrie, bei der Elektrotechnik zur Lebensmittelindustrie lag das 
Verhältnis 1:2 (Mertens 2002: 152).

Aber auch in den geförderten Bereichen überstieg die Nachfrage das An-
gebot von Wohnraum und sozialer Infrastruktur (Kinderbetreuung, medizi-
nische Betreuung, Transportbedingungen). In dem neuerrichteten Produk-
tionskomplex der Mikroelektronik Erfurt-Südost war 1986 ein Viertel der 
Beschäftigten ohne eigenen Wohnraum. Im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder 
wurden Ende der 1980er Jahre zehnmal mehr Wohnungen beantragt, als dem 
Betrieb zur Verfügung standen (Kuhn 1988: 58-60).

Die Lehrlingsheime waren Massenquartiere in mehrstöckigen Wohnhäu-
sern, in denen die Wohnsituation oft katastrophal war. Nach der Ausbildung 
blieb das Problem fehlenden Wohnraums bestehen. Das bescheidene offi zi-
elle Ziel, Wohnungen für Verheiratete nach einjähriger Werkszugehörigkeit 
und ein Zimmer in Wohnheimen oder ähnlichen Einrichtungen für Ledige 
zur Verfügung zu stellen, erreichte man selten. Im Halbleiterwerk Frankfurt/
Oder fehlten den jungen Arbeiterinnen und Arbeitern in den Lehrlingshei-
men und außerhalb entsprechende Entspannungs- und Freizeitmöglichkeiten 
(fehlende Lese-, Studien-, Klub- und Fernsehräume) (SAPMO-BArch DY 
24/110246: 7, SAPMO-BArch DY 24/110239[a]: 6). Die Beschäftigten in 
den geförderten Zweigen waren in der Verwaltung des Wohnungsmangels 
»privilegiert«, aber nicht von dem Mangel an Wohnraum befreit.
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4.6 Neue Technik und »sozialistische« Schichtarbeit

In der DDR der 1980er Jahre arbeiteten vier von zehn Beschäftigten im 
Zwei- oder Drei-Schicht-System. Im Bereich Erzbergbau, Metallurgie und 
Kali waren es sechs von zehn, in der Leichtindustrie jeder dritte (SAPMO-
BArch DY 34/27009[a]: 141-143). In keinem anderen Bereich erreichte die 
Schichtarbeit allerdings ein Ausmaß wie im Umfeld neuer Technik. 1986 
arbeiteten im VEB Drehmaschinen Leipzig 92% der Beschäftigten an »fl e-
xibel automatisierten Maschinensystemen« drei-schichtig, gegenüber 25% 
des gesamten Produktionspersonals. Im VEB Büromaschinenwerk Sömmer-
da waren es 65% gegenüber 22%, im VEB Filmfabrik Wolfen 59% gegen-
über 34% – um nur einige zu nennen (Lindig 1987: 87).

In den 1980er Jahren arbeiten an »fl exibel automatisierten Maschinen-
systemen« etwa 60% der Beschäftigten im Drei-Schichtbetrieb (ISS 1987b: 
34). Die Drei-Schichtarbeit betraf vor allem die so genannte rollende Wo-
che, die die Wochenendarbeit einschloss. Eine Fallstudie zu fl exibel auto-
matisierten Maschinensystemen in neun Betrieben ergab, dass fast 22% al-
ler Schichtarbeiter in »rollender Woche« oder ähnlichen Schichtsystemen 
arbeiteten, an den nicht fl exibel automatisierten Maschinensystemen nur 
etwa 9% (ebd.: 34).

In den 1980er Jahren startete die SED eine neue Kampagnen zur Aus-
dehnung der Schichtarbeit. Schichtarbeit über den gesellschaftlichen Not-
bedarf (wie Verkehr, Energie- und Krankenversorgung) hinaus war in der 
DDR nichts Neues (Voigt 1986: 134ff.). In der zweiten Hälfte der 1960er 
Jahre stieg die Schichtarbeit mit den Automatisierungsvorhaben und stellte 
eine Ursache für die gesteigerte Kapitalproduktivität dar (Deppe/Hoß 1980: 
11f.). In den 1970er Jahren bildete der Übergang zur Mehrschichtarbeit im 
Werkzeugmaschinenbau einen entscheidenden Hebel zur Verbesserung der 
Kosten-Nutzen-Relation im Einsatzbereich der NC-Technik (Deppe/Hoss 
1989: 270). Im Ökonomischen Lexikon von 1970 wurde der Zusammenhang 
von Schichtarbeit und »Grenzkosten« explizit formuliert (Voigt 1986: 25).

Der Hintergrund für die neue Kampagne der 1980er Jahre war der »mikro-
elektronische Technologieschub« (Deppe/Hoss 1989: 270). Mit dem Kapital-
bestand wuchs der Druck, diesen in möglichst kürzester Zeit zu verwerten. 
Der »Grundfonds« je Berufstätigen war in der Industrie zwischen 1970 und 
1986 auf das Zweieinhalbfache gewachsen (Wolodtschenko 1989: 103). Die 
SED beschloss 1981 auf ihrem X. Parteitag, zur »besseren Kapitalverwer-
tung durch bessere Nutzung der Maschinen und Geräte« (Friedrich-Ebert-
Stiftung 1985: 11) die Schichtarbeit auszudehnen. Angesichts wirtschaft-
licher Probleme und knapper Investitionsmittel sah der Wirtschaftssekretär 
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des ZK der SED, Günter Mittag, 1983 in der Schichtarbeit die »größten Re-
serven«, um die »volkswirtschaftliche Leistung und Effektivität zu steigern« 
(Deppe/Hoss 1989: 270).

In demselben Jahr ereignete sich deswegen ein kleiner Eklat bei der 
FDGB-Zeitung »Tribüne«. Die Zeitung druckte den O-Ton des Leipziger IG 
Metall-Vorsitzenden ab, dass »Schichtarbeit nicht das erstrebenswerte Ziel 
im Sozialismus« (Tribüne, 8.6.1983) sei. Das Politbüro hatte jedoch gerade 
beschlossen, die Schichtarbeit auszudehnen. Der Wirtschaftssekretär Mittag 
intervenierte, es kam zu Disziplinierungsmaßnahmen in der Redaktion (Si-
mon 1990: 53). Und nachdem die westdeutsche Springerzeitung »Die Welt« 
diesen Fall aufgriff, reagierte der FDGB mit einer »Berichtigung«. Ein Bun-
desvorstand stellte einige Tage später in der »Tribüne« klar: »Schichtarbeit 
ist keine ›Notlösung‹, kein auf absehbare Zeit begrenzter Weg zur Ausnut-
zung der Grundfonds. Sie ist die weitsichtige bewusste Ausnutzung vorhan-
dener Produktivitäts- und Effektivitätsreserven. Deshalb ist die in der ›Tri-
büne‹ vom 8. Juni 1983 auf der Seite 1 getroffene Feststellung irreführend 
und falsch.« (Tribüne, 13.6.1983) Drei Tage darauf verkündet schließlich 
die »Tribüne« den Beschluss der 6. Tagung des ZK der SED, »die tägliche 
Nutzzeit der hochproduktiven Maschinen und Anlagen, insbesondere durch 
die Schichtarbeit, zu verlängern.« (Tribüne, 16.6.1983)

Es entbehrte nicht einiger Schizophrenie, dass die SED in ihrer Propagan-
da die Schichtarbeit kapitalistischen Musters im Westen verteufelte, von ihren 
schädlichen Auswirkungen in der DDR jedoch nichts wissen wollte. Typisch 
argumentierte die Broschüre »Leistungszuwachs durch Mehrschichtarbeit«, 
die sich 1988 an die kleinen Funktionäre des FDGB wandte: »Seit eh und je 
gibt es in der Wirtschaft Zweige und Bereiche, in denen von vielen Werktä-
tigen Schichtarbeit als etwas Selbstverständliches geleistet wird [...].

In solchen traditionellen Schichtbetrieben denkt heute kaum noch jemand 
darüber nach, ob ihm Schichtarbeit vielleicht schaden könnte oder aus ge-
sundheitlichen bzw. familiären Gründen gar nicht zugemutet werden dürfe. 
Wenn auch bei den meisten Werktätigen, die sich jetzt auf Mehrschichtarbeit 
einstellen, schon die Einsicht überwiegt, [...] so sind persönliche Bedenken 
und Skepsis keinesfalls ausgeräumt. Häufi g machen einem Vertrauensmann 
gerade die festverwurzelten Vorbehalte noch ganz schön zu schaffen. Man-
che befürchten neben gesundheitlichen Beeinträchtigungen ein vermeint-
lich hohes Schlafdefi zit, das ihre Leistungsfähigkeit einschränken könnte.« 
(Fischer/Zweigert 1988: 7f.)

Die Belastungen der Schichtarbeit dokumentieren DDR-interne Untersu-
chungen. Insbesondere Nachtschichtarbeit beeinträchtigt den biologischen 
Tagesrhythmus (z.B. mit der Folge von Schlafstörungen, Appetitstörungen) 
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und beschneidet die Möglichkeiten sozialer Kontakte und des Familienlebens 
(Zimmermann 2002; Voigt 1986; Evans 1982). Dazu hatten Schichtarbeiter 
einen längeren Arbeitsweg durch die ungünstigeren Verkehrsbedingungen. 
»Schichtarbeiterkinder« blieben oftmals zurück im Hinblick auf schulische 
Leistungen (Voigt 1986: 154).

Trotz oder wegen dieser Probleme drängte die Parteiführung darauf, die 
richtige »ideologische Position zur Schichtarbeit« einzunehmen. Der Über-
gang zur Schichtarbeit, »insbesondere zur Dreischichtarbeit«, so Günter Mit-
tag, sei jene Art und Weise der Organisation des Arbeitsregimes, die »den 
Erfordernissen der sozialistischen Ökonomie im Interesse der Erhöhung der 
Leistung für das Volk gemäß ist« (Schneider 1987: 404). Mit der Behaup-
tung, der »vermehrte Reichtum« komme allen zugute, versuchte die SED-
Bürokratie ihr eigenes Interesse als Gesamtinteresse der Gesellschaft aus-
zugeben (Sauer 1989: 57). Es hieß: Schichtarbeit sei notwendig, um »im 
ökonomischen Wettstreit der Systeme zu bestehen und besonders in wich-
tigen Punkten der Entwicklung und Anwendung neuester Technik, Techno-
logien und Erzeugnisse Vorsprung zu erreichen [...].«

In der DDR war von »höchstmöglicher Auslastung des Grundfonds« und 
der dafür »zwingenden produktiven Nutzung von Maschinen und Anlagen 
rund um die Uhr« die Rede und davon, dass »Zeit auch für uns Geld bedeu-
tet« (Fischer/Zweigert 1988: 4f.). Marx erkannte in solch einem Streben 
gerade den »vampirhaften« Drang des Kapitals, sich mehr Mehrarbeit ein-
zusaugen. Er verallgemeinerte: »Arbeit während aller 24 Stunden des Ta-
ges anzueignen ist daher der immanente Trieb der kapitalistischen Produk-
tion.« (Marx 1867: 271)

Die SED war sich der geringen ideologischen Zugkraft ihrer Argumente 
bewusst. Zur »Stimulierung« der Schichtarbeit gab es verschiedene mate-
rielle Vergünstigungen. Dazu gehörten u.a. ein höheres Arbeitseinkommen 
(Schichtprämien, höherer Leistungslohn, höhere Jahresendprämie), eine kür-
zere Arbeitszeit (Zwei-Schicht-System: 42h/Woche, Drei-Schicht-System: 
40h/Woche) höherer Zusatzurlaub (8-10 Tage je Schichtsystem), bevorzugte 
Bereitstellung von Wohnraum, Urlaubsplätzen und Kuren (o.V. 1988: 20). 
1988 lag der Verdienst von Schichtarbeitern (je nach Schichtsystem) 7 bis 
24% über dem der Normalschichtarbeiter (Stephan/Wiedemann 1990: 556). 
Dennoch war die Bilanz der Schichtkampagne bescheiden. In den 1980er 
Jahren gewann man für das Drei-Schichtsystem jährlich etwa 17.000 Be-
schäftigte (berechnet nach Schneider 1987: 403). Die Rate des mehrschich-
tig arbeitenden Produktionspersonals stieg nur geringfügig von 39% (1985) 
auf 40,4% (1989). Nach der DDR-Statistik nahm die dritte Schicht (Nacht-
arbeit) mit 3,7% (1981-1989) weniger zu als im Jahrzehnt zuvor mit 4,4% 
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und den 1960er Jahren mit 4,1% (Voigt 1986: 137; Zimmermann 2002: 40). 
Selbst für die wenigen Dutzend Flexiblen Maschinensysteme (FMS) ge-
wann man nicht genügend Werktätige für das Schichtsystem der »rollenden 
Woche«. Das Niveau der Schichtarbeit an Anlagen und Maschinen fi el von 
60,3% (1986) auf 59,2% (1989) (Arendt u.a. 1990: 276/7).

Die meisten Arbeiter lehnten eine »Rund-um-die-Uhr-Arbeit« ab. Nach 
einer Mitte der 1980er Jahre in drei Großbetrieben durchgeführten Unter-
suchung waren 45-60% der Werktätigen gegen einen Übergang zur durch-
gehenden Drei-Schichtarbeit (Thormeyer 1986: 104). Eine Studie von 1987 
schätzte ein, dass Arbeitskräfte für den Drei-Schichtbetrieb am FMS schwie-
rig zu gewinnen sind und dass sich der »Widerspruch zwischen der not-
wendigen Schichtarbeit und der Bereitschaft der Werktätigen hierzu weiter 
zuspitzen wird – trotz wachsender Aufwendungen für die fi nanzielle Stimu-
lierung der Schichtarbeit« (Tostschenko/Weidig 1987: 14f.).

Marx sah in der Festsetzung eines normalen Arbeitstages einen gesell-
schaftlichen Fortschritt als Ergebnis eines langen Kampfes zwischen Kapi-
tal und Arbeit. Das Kapital produzierte »mit der Verlängerung des Arbeits-
tages [...] die Verkümmerung der menschlichen Arbeitskraft« (Marx 1867: 
281). Aus dieser Sicht war die Einführung der neuen Technik in der DDR 
ein gesellschaftlicher Rückschritt. Sie steigerte den Druck zur Aufweichung 
des Normalarbeitstages und zum Übergang zur Nachtschichtarbeit.

4.7 Alte Arbeit an neuer Technik

Die SED hatte ihre ganz eigene »Marx-Auslegung«. Die Niederschlagung 
des Arbeiteraufstandes vom Juni 1953 zur Sicherung der Parteiherrschaft 
begründete sie mit der Verteidigung der Herrschaft der Arbeiterklasse ge-
gen einen »faschistischen Putschversuch«. Die Staatsreligion des »Marxis-
mus-Leninismus« war der Versuch der Parteibürokratie, ihre Herrschaft zu 
kaschieren. Ihre »Propaganda ist wie bei den englischen Konservativen das 
Mittel, das allgemeine Ideal mit dem Realen der Herrscher zu versöhnen« 
(Harris 1970: 181).

Ideologische Widersprüche
Die Ideologie, mit der die SED die »sozialistische Rationalisierung« mittels 
Mikroelektronik begründete, war zutiefst widersprüchlich. Mit der neuen 
Technik seien »soziale Wirkungen in neuer Qualität« zu verzeichnen. Ent-
stehen würden neue »inhaltsreiche, anspruchsvolle Aufgaben«, »Sicherung 
der Kommunikation zwischen den Kollektivmitgliedern«, »Erfolgserleb-
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nisse, Arbeitszufriedenheit, Bewusstseinsentwicklung« (Autorenkollektiv 
1986b: 70-71). Mitte der 1980er Jahre erschien in der DDR ein Buch, in dem 
es hieß: Die »Mikroelektronik und ihre Anwendungen« lösen die bisherige 
»unintelligente Technik« ab. Infolgedessen würde der Mensch noch mehr 
aus dem unmittelbaren Produktionsprozess heraustreten. »Seine Arbeit wird 
nicht mehr ›in den Produktionsprozeß eingeschlossen‹ sein. Er wird in ganz 
neuer Weise zum Projektanten, Überwacher und Regulator der Produktions-
prozesse, wie es Karl Marx weitsichtig vorausgesagt hat.« (Fraas u.a. 1985: 
5f.) Der wissenschaftlich-technische Fortschritt würde »den sozialistischen 
Charakter der Arbeit« (Autorenkollektiv 1986a: 33f.) vervollkommnen.

Ein »technologischer Determinismus«, wie er zum Teil in der DDR prak-
tiziert wurde, stand nicht in der Tradition des Marxismus (Callinicos 1998: 
132ff.). Nach Marx und Engels hing die Gestaltung des Arbeitsprozesses 
von dem Stand der Produktionstechnik bzw. der Entwicklungsstufe der 
»Produktivkräfte« ab. Die technologische Entwicklung vom Handwerks-
zeug über die Maschinerie bis zum Industrieroboter veränderte notwendi-
gerweise die Arbeit selbst, gab aber nicht vor, wie sich der Arbeitsprozess 
gestaltete. Marx zeigte am Beispiel der Maschinen, wie im kapitalistischen 
Produktionsprozesses der technische Fortschritt zu Lasten der arbeitenden 
Menschen gehen kann.

Einzelne soziologische Untersuchungen in der DDR erkannten bestehen-
de soziale Probleme und warnten vor einer »automatischen« Lösung (Schel-
lenberger 1980: 6ff.). Die Erklärungsansätze und Lösungsvorschläge für die 
sozialen Probleme erschöpften sich allerdings darin, die betrieblichen Lei-
tungen in die Verantwortung zu nehmen. Damit wurden die bestehenden Wi-
dersprüche auf subjektive oder planerische Fehlentscheidungen reduziert.

In ihrer Gegensätzlichkeit vereinigten die beiden Varianten des Volunta-
rismus und des »technologischen Determinismus« zwei Bestandteile »stali-
nistischer Gesellschaftstheorie«. Wie jede konservative Ideologie blendeten 
sie die vorherrschenden gesellschaftlichen Verhältnisse aus und degradierten 
die Betroffenen zum passiven Objekt. Die Ausführungen Nigel Harris’ zum 
zentralen Widerspruch im Stalinismus galten auch für die Propaganda der 
»sozialistischen Rationalisierung« in der DDR: »Determinismus für die 
Massen, Voluntarismus für die Führung. Diese Spaltung fi ndet ihre Paralle-
le im englischen Konservatismus, wo die Massen (wenn auch nicht längst 
so offensichtlich) ebenfalls im Determinismus gefangen sind [...], während 
die Herrscher fast völlige Freiheit genießen [...]. Diese Trennung ist eine 
Klassentrennung – in die zwangsläufi g passive Mehrheit auf der einen Sei-
te und die aktive herrschende Klasse auf der anderen, die ein Monopol le-
gitimer Handlungsfreiheit genießt.« (Harris 1970: 184)

4.7 Alte Arbeit an neuer Technik
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Die Staatspropaganda der SED blieb damit hinter dem Lösungsansatz des 
von ihr bekämpften Reformismus zurück. In den westlichen Industrieländern 
betonten Gewerkschaftsvertreter, neue Technik verschlechtere oder verbes-
sere nicht per se die Arbeitsplatzbedingungen. Dies sei »keine technische, 
sondern eine soziale Entscheidung« (Evans 1982: 180). Damit war die Fra-
ge der Machtverhältnisse im Betrieb und der Kontrolle am Arbeitsplatz an-
gesprochen. Es war kein Zufall, dass die SED diese Frage nicht stellte.

Proletarisierungstendenzen
Obwohl sich die Soziologie der DDR in den frühen 1980er Jahren zuneh-
mend von der Vorstellung einer »Annährung der Klassen und Schichten« 
verabschiedete (Lohr/Ettrich 1993: 60f.), ging man davon aus, dass die 
Schlüsseltechnologien insbesondere bei den Arbeitern »einen Schub der 
gesellschaftlichen Kreativität und damit der Universalität der Entwicklung 
des Individuums« (Haustein 1989: 154) bringen würde. Ausgangspunkt da-
für war eine selbstbestimmte und schöpferische Arbeit. Diese kennzeichnete 
bisher vor allem die Arbeit der technischen Intelligenz. Aber für genau diese 
gesellschaftlich Gruppe deuteten sich umgekehrte Entwicklung an.

Die Arbeit der technischen Intelligenz war mehrheitlich durch eine ver-
gleichsweise hohe Eigenständigkeit charakterisiert. Ausgebildete Hoch- 
und Fachschulkader, aus denen sich in der DDR diese Gruppe rekrutierte, 
leisteten eine wesentlich »schöpferische« und mit mehr »eigener Entschei-
dungsbefugnis« ausgestattete Arbeit als die Masse der Arbeiter. Das ergab 
eine Befragung 1987 zur Selbsteinschätzung der Arbeitstätigkeit nach Qua-
lifi kation (Grundmann 1997: 17). Die Rationalisierung, die mit der Automa-
tisierung auch in diesem Bereich einzog, begann dieses »Privileg« in Fra-
ge zu stellen.

Ein Beispiel war die Einführung der rechnergestützten Konstruktion. So-
genannte CAD-Stationen (Computer Aided Design) setzte man auch im Be-
reich der Mikroelektronikfertigung für die Leiterplattenentwürfe, Brenntech-
nologie und Kristallzüchtung ein. 1985 gab es im Kombinat Mikroelektronik 
24 CAD-Arbeitsstationen, nach zwei CAD-Arbeitsplätzen 1978 (Müller 
1989: 114f.). Traditionelle Konstruktionsarbeit, die sich bisher durch re-
lativ eigenständiges Arbeitshandeln der Konstrukteure auszeichnete, über-
nahm nun oftmals ein Computer. Im Maschinenbau der DDR übernahm die 
neue Technik über zwei Drittel der bisherigen Konstrukteurstätigkeit (Wel-
ler 1982, Bd. 3: 21), beim Entwurf von Schaltkreisen der Computer mehr 
als 25% der bisherigen Konstrukteurstätigkeit (Bickel 1983: 91).

Im Westen ging mit der Anwendung der CAD-Geräte zum Teil eine stren-
ge Arbeitsteilung einher. In deren Folge drohten Qualifi kationsverlust, Ver-
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ringerung der Arbeitsinhalte und zunehmende Spezialisierung. Das trat v.a. 
ein, wenn man die Arbeitskräfte in eine geringe Zahl von Systembetreuern 
und eine große Masse von CAD-Bedienern einteilte. Zugleich bestand die 
Gefahr einer starken Bindung an die Maschine und eines Verlustes von Hand-
lungsfreiheit. Mit den Vorgaben der Maschine war ein technisches Mittel zur 
Steigerung des Arbeitstempos gegeben (Burr 1984; Evans 1982: 187).

Auch wenn für die DDR zur Entwicklung der Arbeitssituation in diesem 
Bereich keine umfassenden Studien vorliegen, so deutet einiges darauf hin, 
dass die Einführung der neuen Technik in diese Richtung verlief. Ein For-
schungsbericht, der die Auswirkung des Einsatzes von CAD-Technik auf die 
Konstrukteursarbeit untersuchte, konstatierte einen Strukturkonservatismus 
in der Arbeitsorganisation, der lediglich den Softwareentwicklern bzw. -an-
passern als einziger Beschäftigungsgruppe größere Eingriffsmöglichkeiten 
eröffnete (Forschungsbericht 1988: II/16f.).

Die Technologen selbst besaßen gegenüber der neuen CAD-Technik ein 
distanziertes Verhältnis. Dies hing nicht nur mit den schlechten Rahmenbe-
dingungen, unter denen die neue Technik eingeführt wurde, und den zusätz-
lichen Arbeitsbelastungen, etwa »der sehr aufwendigen und langwierigen 
Dateneingabe« zusammen. Eine Studie stellte über die Vorbehalte fest: »Von 
größerer Bedeutung dürfte dabei das bisher erfahrene hohe Maß an mög-
licher Selbstorganisation der Arbeit sein, ein Wert, den man gerade durch 
die Computerisierung gefährdet sieht.« (ebd.: II/21, 17)

Mit einem zunehmend routinierten und verengten Handlungsspielraum 
ihrer Arbeit sowie der stärkeren Eingliederung in den unmittelbaren Produk-
tionsprozess schwächte sich dieser zentrale Unterschied von Ingenieurs- zu 
Produktionsarbeit im Zuge der Automatisierung ab. Und aufgrund der ange-
strebten hohen Auslastung der neuen Technik wurden nun auch Ingenieure 
und Technologen mit Schichtarbeit konfrontiert, die bisher fast ausschließlich 
den Produktionsarbeitern »vorbehalten« war. Ein Studie bemerkte dazu:

»Mit höherer Sensibilität nehmen die Ingenieure Bestrebungen war, ihr 
gewohntes Arbeitszeitregime zu verändern. Schichtarbeit stößt generell auf 
Ablehnung, weil nach Ansicht der Mehrheit der CAD-Nutzer unter diesen 
Umständen die projektgebundene Kommunikations- und Arbeitsbeziehungen 
nicht gewährleistet sind. Die Aussage macht deutlich, daß nach wie vor von 
der traditionellen Arbeitssituation des Konstrukteurs und Projektanten aus-
gehend argumentiert wird. Dafür ist in hohem Maße Kooperativität und ein 
nur geringfügig vorstrukturierter Arbeitsablauf charakteristisch, eine Situ-
ation, die es aus Sicht der Ingenieure nach Möglichkeit zu bewahren gilt.« 
(ebd.: II/16) Am Ende der DDR dürften 1989 von etwa einer halben Milli-
on Hoch- und Fachschulkader mehrere Zehntausende an CAD-Arbeitssta-
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tionen tätig gewesen sein.8 Insgesamt waren die Arbeitsbedingungen die-
ser Gruppe weiterhin heterogen. Ein Teil der technischen Intelligenz in der 
DDR näherte sich den Arbeitern hinsichtlich Arbeitstätigkeit und Position 
an. Diese Nivellierung betraf auch das Einkommen. Drei von vier Arbei-
tern verbesserten ihr Einkommen im Zuge der Übernahme einer Arbeitstä-
tigkeit an neuer Technik. Für die Gruppe der Hoch- und Fachschulkader 
traf dies nur auf jeden Dritten bzw. Zweiten zu (Tostschenko/Weidig 1987: 
33; Winzer 1988: 25).

Mit Einführung der neuen Technologien vollzog sich in der DDR eine alte 
Tendenz zur Proletarisierung bestehender Mittelschichten, wie sie Braverman 
für die Angestellten anhand der Mechanisierung der Büroarbeit am Anfang 
des 20. Jahrhunderts beschrieb. Die meisten Büroangestellten standen zuvor 
»in puncto Funktion, Machtbefugnis, Bezahlung, Beschäftigungsdauer (die 
Position eines Büroangestellten war gewöhnlich eine Lebensstellung) und 
Ansichten dem Arbeitgeber sehr viel näher als dem Fabrikarbeiter« (Braver-
man 1977: 226). Die zahlenmäßige Zunahme dieser Beschäftigungsgruppe 
durch die Ausdehnung der Büro- und Schreibarbeiten veränderte auch ihre 
soziale Stellung. Ihre Arbeit, die früher hauptsächlich in der Kontrolle und 
Überwachung der Industriearbeiter und des Produktionsprozesses bestand, 
war immer mehr selbst von Ausbeutung und Kontrolle geprägt. Sie selbst 
übten weniger Kontrolle über ihre Arbeit aus. Die manuelle Arbeit nahm zu. 
Im Büro- und Verwaltungsbereich hielten ebenso wie in der Industrie Be-
wegungs- und Zeitstudien Einzug (ebd.: 246ff.).

Frauenarbeit
Der Aufbau der Mikroelektronik fi el in eine Phase der DDR-Geschichte, in 
der die Frauenerwerbstätigkeit ihren Höchststand erreichte. In den späten 
1970er Jahren überstieg die Erwerbsquote der Frauen mit 78,0% erstmals 
die der Männer mit 77,7% und verblieb seitdem auf einem deutlich höheren 
Niveau. 1950 hatte die weibliche Erwerbsquote noch bei 44,1% gelegen, 
1960 bei 61,9% und 1973 bei 77,5% (Ritschl 1995: 15). In zentralen Be-
trieben der Mikroelektronikfertigung machten weibliche Arbeitskräfte ei-
nen Großteil der Beschäftigten aus. Im Kombinat Mikroelektronik stellten 
Frauen etwa die Hälfte der 54.000 Beschäftigten, im Halbleiterwerk sogar 
deutlich mehr (Weichert 1995: 7).

8 Laut den statistischen Jahrbüchern der DDR gab es 1989 481.200 H/F-Kader (StJb-
DDR 1990: 139) und 1988 in der Industrie 40.577 CAD/CAM-Arbeitsstationen (StJb-
DDR 1989: 109).
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Die Erwerbstätigkeit bedeutete für die Frau eine größere fi nanzielle Selbst-
ständigkeit und Unabhängigkeit. Aber ganz wie in der traditionellen Halb-
leiterfertigung der 1960er Jahre (Schwärzel 1989: 178f.) besetzten in der 
Mikroelektronik weibliche Arbeitskräfte meist geringqualifi zierte Arbeits-
plätze mit besonders monotonen Arbeitstätigkeiten. Im Zyklus I der Mikro-
elektronikfertigung, den »Clean Rooms«, arbeiteten zu etwa 80% Frauen. 
Im Zyklus II führten das manuelle Bonden unter dem Mikroskop ebenfalls 
fast ausschließlich Frauen aus. Der Anteil von Männern an Tätigkeiten mit 
qualifi zierter Arbeit (Einrichter, Warter und Instandhalter) war dagegen über-
durchschnittlich hoch (Kuhn 1988: 107; Weichert 1995: 10). Eine DDR-Be-
triebstudie merkte dazu kritisch an:

»Das vorherrschende Prinzip der Arbeitsorganisation ist die traditionelle 
Arbeitsteilung in Arbeitsvorbereiter, Anlagen- bzw. Mikroskopbediener und 
Einrichter sowie die überwiegend starre Zuordnung einer Bedienkraft zu ei-
ner Mikroskopanlage. Dabei zeigt sich eine vorherrschende Zuordnung der 
niedriger qualifi zierten Tätigkeiten zu Frauen und der höher qualifi zierten, 
abwechslungsreicheren Tätigkeiten zu Männern.« (Kuhn 1988: 100)

Eine ähnlich geschlechtsspezifi sche Arbeitsteilung setzte sich in der DDR 
in den Anwenderbereichen der neuen Technik durch. In den Produktions-
abschnitten, in denen bisher nur wenige Frauen gearbeitet hatten, blieb es 
so. Wo hingegen zuvor viele Frauen arbeiteten, wurden diese mit der Ein-
führung der neuen Technik verdrängt. Eine Untersuchung an automatisier-
ten Anlagen verschiedener Industriebereiche zeigte, dass mit Einführung 
der neuen Technik der Frauenanteil gegenüber der herkömmlichen Produk-
tion fi el: im Bereich der Elektrotechnik/Elektronik von 33% auf 24%, in 
der chemischen Industrie sogar von 80% auf 40% (Winzer 1988: 20; ISS 
1989: 48f.). Am Ende der 1980er Jahre war an verschiedenen Automatisie-
rungslösungen lediglich jeder neunte Arbeitplatz von einer Frau besetzt und 
dann meist in der weniger anspruchsvollen Tätigkeit als Bediener (Wels-
kopf 1988: 4; Adler 1990: 150).

Mit der geschlechtsspezifi schen Arbeitsteilung erwiesen sich die »neu-
en Arbeitsverhältnisse« der DDR als wenig »modern«. Die Zuteilung der 
Frauen auf geringqualifi zierte Arbeitsplätze begann bereits in der Lehrlings-
vermittlung, etwa wenn man den Frauen die »leichte« Mikroelektronikarbeit 
zuwies. Im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder handelten die Kaderleitungen in 
der Lehrlingsvermittlung einfach nach der Vorschrift: »körperlich schwe-
re Arbeit für Männer, ›leichte‹ Mikroelektronikarbeit für Frauen!« (Sailer 
1990b: 107). Auch in der Mikroelektronikfertigung im Westen wies man den 
Frauen geringqualifi zierte Arbeitsplätze zu (Lüthje 2001: 105f.), während 
ihnen der Zugang in neue höherqualifi zierte Arbeitsplätze weitgehend ver-
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wehrt blieb (Moldaschl 1992: 141, 146-150). Der geringe Anteil von Frauen 
an den neuen fl exibel automatisierten Fertigungsabschnitten ging vor allem 
darauf zurück, dass die Arbeit schwer mit der Reproduktionsarbeit der Frau 
in der Familie zu vereinbaren war. Bis zum Ende der DDR beeinfl usste die 
Belastung durch Kindererziehung und Hausarbeit entscheidend die beruf-
lichen Entwicklungschancen der Frauen (Weichert 1995: 17).

Die Benachteiligung der Frau in der DDR war auch ein Produkt der Frau-
enpolitik. Infolge des bestehenden Arbeitskräftemangels und rückläufi ger 
Geburtenzahlen hatte die Parteiführung seit den 1960er Jahren eine Reihe 
von Maßnahmen getroffen, um die Erwerbstätigkeit der Frau zu erhöhen. 
Funktionärsträger wie Inge Lange (Kandidatin des Politbüros und ZK-Se-
kretärin für das Ressort »Frauenfragen«) räumten ein, dass die sozialpoli-
tischen Maßnahmen damit zusammenhingen, dass seit Ende der 1960er Jah-
re die Geburtenentwicklung rückläufi g war und Frauen zunehmend Teilzeit 
arbeiteten (Weil 2000: 124).

Die umfassende Betreuung von Kindern in öffentlichen Einrichtungen 
förderte die hohe Beschäftigungszahl der Frauen und war eine Reaktion auf 
die seit Mitte der 1960er Jahre fallende Geburtenrate, die u.a. aus der zuneh-
menden Erwerbstätigkeit resultierte. Anfang der 1970er Jahre hatte die DDR 
eine der im internationalen Vergleich niedrigsten Geburtenraten. Das veran-
lasste die SED ein großes Programm zur Kindergartenbetreuung zu starten, 
um Erwerbstätigkeit und Mutterschaft zu gewährleisten (Ritschl 1995: 15; 
Wolle 1999: 178).9 Darüber hinaus gab es eine Vielzahl von Anreizen zur 
Mutterschaft in der Erwerbstätigkeit wie z.B. eine geminderte Arbeitszeit 
(40 statt 43½ Stunden) ohne Lohneinbußen, mehr Grundurlaub, bezahlten 
Schwangerschafts- und Wochenurlaub von 26 Wochen (seit 1976, zuvor 18 
Wochen), bezahlte Freistellung bis zu einem Jahr nach der Geburt (Wolle 
1999: 178f.; Ihme-Tuchel 2002: 64f.; BDA 1990: 4).

Der »Gleichberechtigung« waren in der DDR deutliche Grenzen gesetzt. 
Trotz aller »gesellschaftlichen Erziehung« pfl egte man ideologisch weiter-
hin das Bild der »Kleinfamilie«. Der größte Teil der Reproduktionsarbeit 
in der Kleinfamilie verblieb auf den Schultern der Frau. Täglich zu tun mit 
dem Haushalt hatte fast jede Frau, aber nur jeder dritte Mann (Grundmann 
1997: 57f.). Mitte der 1980er Jahre entfi elen auf sie von den wöchentlich 
38 Stunden Hausarbeit (die die Familienmitglieder für den Haushalt auf-
brachten) fast 27 Stunden und damit 70% (Aßmann 1985: 31). Bei der Kin-

9 Der Anteil der in Kindergärten betreuten Kinder: 1950: 20,5%; 1960: 46,1%; 1973: 
76,7%; 1979: 92,3% und 1988: 94,0%.



109

derziehung sah es ganz ähnlich aus (Wolle 1999: 176). Den typischen Ar-
beitstag einer berufstätigen Mutter beschreibt Wolle so:

»[U]m fünf Uhr morgens weckte sie die Kinder, machte sie für den Kin-
dergarten oder die Schule fertig und brachte sie dorthin. Die Einrichtungen 
der Volksbildung hatten dafür einen speziellen Frühhort eingerichtet, wo 
man die Kinder schon ab sechs abgeben konnte. Dann ging es mit einer 
ungeheizten und überfüllten Straßen- oder S-Bahn zur Arbeit. Nach Feier-
abend, also gegen 17 Uhr, holten die Mütter die übermüdeten und nervösen 
Kinder aus den ›Einrichtungen‹ ab, erledigten auf dem Nachhauseweg die 
oft mit ›Rennereien‹ und langem Anstehen verbundenen Einkäufe und hat-
ten dann gerade noch Zeit für das Abendbrot. Nach dem ›Sandmännchen‹ 
steckten sie die Kinder ins Bett und erledigten die wichtigsten Arbeiten im 
Haushalt.« (ebd.: 176)

Die schlechten Lebensbedingungen zum Ende der 1980er Jahre wirk-
ten sich besonders auf die Lage der Frauen negativ aus. Eine Studie über 
die Lage der vergleichsweise gut gestellten Frauen aus dem Forschungs- 
und Entwicklungsbereich des Kombinats Mikroelektronik kam zu dem Be-
fund, dass »die tägliche arbeitsfreie Zeit nicht mehr ausreiche, um die Ar-
beitskraft für den nächsten Tag zu reproduzieren« (Weichert 1995: 14). Die 
Probleme reichten von einem mangelhaften Warenangebot, welches oft zu 
längeren Erledigungen führte, über einen unzureichenden Berufsverkehr 
bis hin zu schlechten Wohnbedingungen und kulturellen Angeboten (Sai-
ler 1990b: 65).

Die sozialen Probleme der Frau waren für die Rationalisierung in den 
Augen der SED ein Störfaktor. Zu Beginn der 1980er Jahre hieß es in einer 
Studie: »Aufgaben und Probleme« entstünden daraus, dass »weibliche Ar-
beitskräfte im gesamten Prozeß der Bauelementeherstellung konzentriert 
sind sowie technologische und ökonomische Bedingungen die Schichtarbeit 
erfordern. Arbeitsausfälle durch eigene und Krankheit der Kinder belasten 
die Arbeitskollektive und stören stark den liegezeitbegrenzten Fluß« (Schi-
er 1983: 87f.). Die Schichtkampagnen der 1980er Jahre ignorierten die Be-
lastungen und Bedürfnisse der Frauen. Wie in der DDR insgesamt wurde in 
der Mikroelektronikindustrie die gesetzlich garantierte Möglichkeit, mit der 
Geburt des Kindes zur Einschichtarbeit überzugehen, durch verschiedenste 
Aufl agen zunehmend eingeschränkt (Weichert 1995: 11).

Die geschlechterspezifi sche Arbeitsteilung in der DDR führte zu unglei-
chen Löhnen. Nach der letzten Lohndatenerfassung der DDR aus dem Jah-
re 1988 bekamen Frauen insgesamt 16% weniger Lohn als Männer. Haupt-
sächlich weil Frauen überproportional niedrig bewertete Arbeiten ausführten 
und in typischen Frauenberufen niedrigere Löhne gezahlt wurden. Selbst 
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bei gleichen Lohn- und Gehaltsgruppen lag der Frauenlohn niedriger als bei 
den Männern (Stephan/Wiedemann 1990: 556, 562).10

Die höhere Erwerbstätigkeit der Frau in der DDR besaß so einen zwie-
spältigen Charakter. Einerseits zog sie eine größere fi nanzielle Eigenstän-
digkeit und Unabhängigkeit der Frau nach sich. Anderseits wurden Frauen 
mit der Belastung in der Familie und der staatlichen Familienpolitik (»Mut-
tipolitik«) mit ihrer Fixierung auf die gebärende Arbeitskraft systematisch 
benachteiligt (Ihme-Tuchel 2002: 56). Eine rein aus ökonomischen Ge-
sichtspunkten erfolgte Einbeziehung der Frau in die Erwerbstätigkeit führte 
eben nicht automatisch zu einer wirklichen Gleichberechtigung. Dafür hät-
te es einer politisch bewussten Gestaltung mit anderen gesellschaftlichen 
Zielen bedurft.

Freizeitverhalten
Das Leben der Menschen lässt sich nur schwer aufspalten in sinnlose Arbeit 
und sinnvolle Freizeit. Die SED hoffte, mit der neuen Technik würde eine 
neue, schöpferische Tätigkeit des Menschen im Arbeitsprozess entstehen, 
die außerhalb der Arbeit einen »neuen Persönlichkeitstyp« hervorbringe. Be-
triebsstudien stellten dagegen fest, die Arbeit für oder an der neuen Technik 
war weit davon entfernt, einen »neuen Persönlichkeitstyp« hervorzubringen. 
Die hochbelastenden Arbeitsanforderungen und Arbeitsbedingungen ließen 
die Beschäftigten auch nach der Arbeit nicht frei.

Junge Elektronikarbeiterinnen aus dem Halbleiterwerk Frankfurt/Oder 
konnten sich nach den Feierabenden weitaus geringer erholen als vergleich-
bare Beschäftigte in anderen Betrieben. Fast keine der jungen Arbeiterinnen 
konnte sich an »jedem Feierabend ausreichend« erholen, lediglich jede Drit-
te gab dies für »manchen Feierabend« an. In anderen vergleichbaren Betrie-
ben war das dagegen fast jede Zehnte bzw. Zweite (Sailer 1990b: 57).

Untersuchungen an Anlagen neuer Technik ergaben, die Einführung der 
neuen Technik brachte »spürbare Veränderungen im Anspruchsniveau« der 
dortigen Tätigkeiten. 58% der befragten Werktätigen brauchten mehr Zeit 
als bisher, um sich zu entspannen (Tostschenko/Weidig 1987: 34). Produk-
tionsarbeiter, die an fl exiblen Maschinensystemen arbeiteten, sprachen von 
negativen Auswirkungen des zunehmenden Leistungsdrucks und der Hek-
tik auf die Freizeit (Fischer 1987: 103).

10 Trotz vergleichbarer Qualifi kation arbeiteten 1989 in der DDR 57% der weiblichen 
Beschäftigten, aber nur 22% der männlichen Beschäftigten in den unteren Lohngruppe 4 
und 5. In den Hochlohngruppen 7 und 8 waren lediglich 14% Frauen (LG7: 12%, LG8: 
2%), aber 43% der Männer (LG7: 32%, LG8: 10%) beschäftigt (Wolle 1999: 175).
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Solche Befunde ähnelten stark den Beschreibungen Günter Wallraffs in 
seinen Industriereportagen über die Wirkung der Arbeitsbelastung auf die 
kulturelle Aktivität im modernen westlichen Kapitalismus. Über die Situati-
on eines Fabrikarbeiters, dessen Freizeit durch die extreme Arbeitsbelastung 
auf eine Wartezeit auf die nächste Schicht reduziert wird, schrieb er: Wer an-
gesichts der Arbeitsbelastung »von ›Freizeitplanung‹ redet, hat selbst noch 
nicht in Wechselschicht am Fließband gearbeitet. [...] Läßt seine Arbeit ihn 
[den Menschen] leer und unausgefüllt, so bringt er umgekehrt auch die Ini-
tiative nicht auf, seine Freizeit sinnvoll auszufüllen.« (Wallraff 1970: 17)

***
Nach mehr als einem Jahrzehnt Förderung der Mikroelektronik in der DDR 
zeigte praktisch jeder Aspekt der Arbeit, dass auch bei der Einführung neu-
er Technologien sich der Arbeitsprozess nach ökonomischen Erfordernis-
sen strukturierte und nicht nach den Bedürfnissen der menschlichen Ar-
beitskraft. Ohne eine Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse, unter 
denen die neue Technik angewendet wurde, entwickelte sich auch kein neu-
er Charakter der Arbeit.

4.7 Alte Arbeit an neuer Technik



5. Der Kampf um das »Arbeitsvermögen«

Anfang der 1980er Jahre beklagte eine arbeitswissenschaftliche Untersu-
chung das »Leistungsverhalten« von Produktionsarbeitern beim wissen-
schaftlich-technischen Fortschritt. Man hatte in verschiedenen Betrieben 
mit mikroelektronischen Anwendungen mehrere hundert Arbeiter zu As-
pekten der Arbeitsorganisation befragt und dabei festgestellt, dass die Mehr-
zahl zentrale Kriterien zur Steigerung der Arbeitsleistung ablehnten. Dazu 
gehörte: »Bereitschaft zur Schichtarbeit, Sparsamkeit im Umgang mit Ma-
terial und Energie, Streben nach höchster Auslastung der Grundmittel und 
schnellster Nutzung der Arbeitszeit, Bereitschaft zur Auseinandersetzung 
mit überholten Normen sowie zur Übernahme neuer Arbeitsaufgaben bzw. 
zum Kollektivwechsel.« (Stahlhofen 1983: 8) 

Deshalb, so die Schlussfolgerung, seien Maßnahmen zur Schaffung des 
richtigen »Leistungsverhaltens« zu ergreifen. Die Arbeiter müssten begrei-
fen, dass es betriebliche und gesellschaftliche Notwendigkeiten gebe, an de-
ren Erfüllung sie als »Eigentümer« ein eigenes Interesse hätten (ebd.: 115). 
Die Untersuchungsergebnisse bestätigten einen Umstand, den es seit Be-
ginn der DDR gab: das »Desinteresse der Arbeiter« an der Steigerung der 
Arbeitsleistung (Ewers 1985).

Zur »Ausschöpfung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens«, wie die 
SED die Versuche zur Stimulierung einer größtmöglichen Arbeitsleistung 
nannte, gab es in der DDR – nicht anders als im westlichen Kapitalismus – 
entsprechende Methoden und Mittel der Arbeitsorganisation.

Nach offizieller Lesart der SED gehörten zum Arbeitsvermögen geisti-
ge wie körperliche Fähigkeiten und Kenntnisse eines einzelnen Arbeiters 
oder einer Gruppe (Wörterbuch der Ökonomie des Sozialismus 1989). Di-
ese Definition knüpfte an einem Verständnis an, wie es Marx entwickelte 
(Marx 1867: 181). Allerdings beschrieb dieser das »Arbeitsvermögen« im 
kapitalistischen Arbeits- und Verwertungsprozesses. Marx unterschied dabei 
zwischen der Veräußerung des lebendigen Arbeitsvermögens als Ware und 
der tatsächlichen Verausgabung im Arbeitsprozess. Der Arbeiter bietet dem 
Kapital seine Arbeitskraft als Ware an. Um deren Verausgabung im Produk-
tionsprozess findet dann ein permanenter Kampf statt. Die SED übernahm 
die Sichtweise des Kapitals, wenn sie von potenziellem und tatsächlich ge-
nutztem Arbeitsvermögen sprach, und versuchte, bessere Kontrollmöglich-
keiten über die erbrachte Leistung der Arbeiter zu entwickeln.
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In den 1980er Jahren wurde es wichtiger denn je, das vorhandene Ar-
beitsvermögen intensiver zu nutzen, denn mit der hohen Erwerbsquote hat-
ten sich die Möglichkeiten zur extensiven Ausdehnung des »gesellschaft-
lichen Arbeitsvermögens« weitgehend erschöpft. Dieses Kapitel untersucht 
die arbeitsorganisatorischen Veränderungen. Es vergleicht deren Ergebnisse 
und Widersprüche mit den Resultaten und Problemen der westlichen Ar-
beitsorganisation dieser Zeit. Der Systemwettbewerb wurde auch auf die-
sem Gebiet ausgetragen.

5.1 Taylorismus: Tradition und Probleme der DDR-Arbeitsorganisation

Die einflussreichste Form der Arbeitsorganisation im 20. Jahrhundert war 
der Taylorismus. Die tayloristische Arbeitsführung, benannt nach dem Be-
gründer Frederick W. Taylor, kam zu Beginn des 20. Jahrhunderts zunächst 
in den USA auf und war eine Reaktion auf die unzureichende Kontrolle des 
Managements gegenüber dem Arbeiter (Braverman 1977: 74; Raehlmann 
1996: 84f.; Edwards 1981: 130-132; Héron 1976). Taylor selbst bezeich-
nete das »Sich-um-die-Arbeit-drücken« als das größte betriebliche »Übel« 
(Raehlmann 1996: 79). Wie gleich gezeigt wird, verband sich in der DDR 
die »langjährige deutsche Tradition kapitalistischer ›wissenschaftlicher 
Betriebsführung‹ und tayloristischer Arbeitsführung [...] mit den neu ein-
geführten hierarchisch-autoritären Organisationsstrukturen« (Deppe/Hoss 
1989: 84ff.).

Kernbestandteil des Taylorismus war die so genannte wissenschaftliche 
Betriebsführung. Diese untersuchte »nicht die Arbeit allgemein, sondern 
die Anpassung der Arbeit an die Erfordernisse des Kapitals« (Braverman 
1977: 74). Um dem Arbeiter seine zu verrichtenden Aufgaben sowie die da-
für »notwendige« Zeitspanne vorzuschreiben, wurde der Arbeitsprozess in 
einzelne Teile zerlegt und analysiert. Die Auffassung Taylors, den Arbeiter 
als Maschine zu betrachten, war nicht neu, sondern wie Braverman in An-
lehnung an Marx zeigte, ein typisches Kennzeichen des »modernen Produk-
tionsprozesses« (ebd.: 136).

Damit einher ging die Trennung von planender bzw. kontrollierender Ar-
beit einerseits und ausführender Arbeit andererseits. Die tayloristische Ar-
beitsgestaltung mit ihrem Akkord- bzw. Stücklohnsystem dominierte stark 
die industrielle Massenproduktion. Das Fließband in der Automobilindus-
trie wurde zum Symbol für die industrielle Arbeitszerlegung. Nach ihrer er-
sten breiteren Anwendung in den Betrieben des Industriellen Henry Ford 
bezeichnete man die Verknüpfung von tayloristischer Arbeitsgestaltung 

5.1 Taylorismus: Tradition und Problem der DDR-Arbeitsorganisation
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und aufkommender Massenproduktion als »Fordismus«. Vor allem mit der 
Kriegswirtschaft verbreitete sich eine solche Arbeits- und Produktionsorga-
nisation (Mikl-Horke 1991: 61ff.).

Unter der Losung »Akkord ist Mord« stieß die tayloristische Arbeitsor-
ganisation in der Arbeiterbewegung auf Protest. Für den italienischen Mar-
xisten Antonio Gramsci bedeutet Taylorismus »beim Arbeiter im höchsten 
Grade maschinelle und automatische Verhaltensweisen zu entwickeln, den 
alten psychophysischen Nexus [Zusammenhang, O.K.] der qualifizierten 
Berufsarbeit zu zerbrechen – der eine gewisse aktive Beteiligung der Intel-
ligenz, der Phantasie und der Initiative des Arbeiters erforderte – und die 
produktiven Operationen auf den bloß physisch-maschinellen Aspekt zu 
reduzieren« (Gramsci 1967: 393). Marx selbst hatte die Vision einer sozi-
alistischen Gesellschaft entworfen, in der »die geknechtete Unterordnung 
der Individuen unter die Teilung der Arbeit, damit auch der Gegensatz gei-
stiger und körperlicher Arbeit verschwunden ist« (Marx 1875: 21). Die An-
wendung fordistisch-tayloristischer Arbeitsformen in der DDR stand dazu 
im Widerspruch.

»Taylorismus in Rot«
Stück- bzw. Akkordlohnsysteme erlangten in der DDR seit den 1950er Jah-
ren wieder größere Bedeutung, nachdem sie in den unmittelbaren Nach-
kriegsjahren kaum noch angewendet wurden. Mit der Neukonstituierung des 
»Leistungslohns«, wie der Akkordlohn in der DDR genannt wurde, über-
nahm man alte Lohnformen aus dem deutschen Faschismus oder der Wei-
marer Republik und provozierte damit den Widerstand der Arbeiter. In den 
ersten Nachkriegsjahren waren zunächst Ansätze betrieblicher Selbstverwal-
tung entstanden. Zahlreiche Bestimmungen zur Arbeitsdisziplin kapitalisti-
schen Musters verloren faktisch ihre Bedeutung. Der Anteil der Arbeitsplätze 
mit Akkordlohn fiel in dieser Zeit (1947/48) nach unterschiedlichen Unter-
suchungen von 80 bis 50% auf etwa 20 bis 25% aller Arbeitsplätze (Roesler 
1993b: 123; Dale 2004: 146). Diese Entwicklung resultierte nicht nur aus der 
katastrophalen wirtschaftlichen Lage, die in den Betrieben meist keine Ein-
stufung in verschiedene Arbeitstätigkeiten und Lohngruppen zuließ und die 
Bezahlung mit naturalen Gütern wie Nahrungsmittel oder Kleidung in den 
Vordergrund rückte. Die Arbeiter rechneten bewusst mit alten Entlohnungs- 
und Arbeitsverhältnissen kapitalistischen Typs ab. Die gebildeten Betriebs-
räte setzten sich dafür ein, Privilegien der Werksleitung abzuschaffen und 
die obersten Gehälter zu kürzen (Ewers 1985: 6ff., 14, 29).

In den späten 1940er Jahren löste die Partei diese Formen betrieblicher 
Selbstverwaltung auf oder versuchte sie in das neue Staatswesen zu überfüh-
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ren. Mit der Etablierung der Parteiherrschaft führte man im Betrieb wieder 
eine zentralisierte Wirtschaftsleitung ein und setzte neue Arbeitsordnungen 
zur Sicherstellung der Arbeitsdisziplin durch. Bereits 1950 arbeitete wie-
der über die Hälfte der Produktionsarbeiter in der Industrie im Akkordlohn 
(Roesler 1993b: 123f.). Die »neuen« betrieblichen Verhältnisse glichen so-
mit stark kapitalistischen Herrschaftsstrukturen.

Zugleich war der sowjetische Einfluss unverkennbar. Es war die Sowje-
tische Militäradministration (SMAD), die im Herbst 1947 mit ihrem Befehl 
Nr. 234 die »Anwendung von Akkord- und Stücklöhnen« in den Betrieben 
der DDR verfügte (Ewers 1985: 33). Hübner bezeichnet das System der 
Arbeitsorganisation in der Sowjetunion, das später auf die DDR übertragen 
wurde, als »›Fordismus‹ in Rot« (Hübner 1996: 97).

Die Etablierung des Fordismus in der Sowjetunion ging auf die forcierte 
Industrialisierung in den späten 1920er Jahren zurück. Mit der modernen, 
ausländischen Technik adaptierten die Betriebsführungen amerikanische 
Managementmethoden. Vor allem im Maschinenbau und der Automobil-
industrie kam das Fordsche Fließbandsystem zur Anwendung (ebd.: 98f.). 
Dabei war es nicht erforderlich, mit der ausländischen Technik zugleich die 
kapitalistischen Ausbeutungsmethoden zu übernehmen. Diese Entwicklung 
hing mit den in der Sowjetunion neu etablierten sozialen Verhältnissen zu-
sammen. Die Arbeiterkontrolle, die sich mit den »Fabrikräten« in der rus-
sischen Revolution von 1917 gebildet hatte, war nur von kurzer Dauer. Ein 
ausbrechender Bürgerkrieg und wirtschaftlicher Zerfall zwangen die Bol-
schewiki, Maßnahmen zur wirtschaftlichen Zentralisierung und strafferen 
politischen Führung zu ergreifen. In den Betrieben wurde die Ein-Mann-Lei-
tung eingeführt und versucht, die Arbeitsdisziplin zu stärken. Lenin rechtfer-
tigte diese Politik des »revolutionären Realismus« mit der Notwendigkeit, 
die Produktion aufrechtzuerhalten. Zugleich verschwieg er nicht, dass der 
Zustand des Systems alles andere als sozialistisch war und die ergriffenen, 
provisorischen Maßnahmen dem eigentlichen Ziel völlig entgegenstanden. 
Erst unter Stalin wurde aus der Not eine Tugend gemacht. Mit dem Schei-
tern der internationalen Revolutionen und der Zerstörung des Arbeiterde-
mokratie durch den Bürgerkrieg erlangte zum Ende der 1920er Jahre eine 
Parteibürokratie die Kontrolle über Partei, Staat und Gesellschaft und etab-
lierte sich als neue herrschende Klasse. Deutliches Zeichen dafür war der 
erste Fünfjahrplan, der eine massive, »ursprüngliche« Akkumulation ein-
leitete und mit dem die neue herrschende Klasse in die Konkurrenzverhält-
nisse des Weltkapitalismus eintrat.

Stalin selbst rechtfertigte die in dem Plan enthaltene Unterordnung der 
Konsumtion unter die Akkumulation damit, dass Russland, wenn es jetzt 
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nicht aufhole, innerhalb weniger Jahre zerschlagen werde (Haynes 2002: 
81ff.).

Der tiefgreifende soziale Wandel, der sich mit der Stalinisierung voll-
zog und mit dem die letzten Überreste von Arbeiterkontrolle beseitigt wur-
den, schlug sich auch in der Arbeitsorganisation nieder. Hatte Lenin einst 
den Taylorismus als »ein ›wissenschaftliches‹ System zur Schweißauspres-
sung« (Lenin 1913) bezeichnet, sah er kurzfristig keine andere Möglichkeit, 
als einzelne Elemente zur Hebung der Arbeitskultur im rückständigen Russ-
land und im Interesse der Arbeiter zu nutzen (Lenin 1918: 249f.). Über die-
se Frage bildeten sich innerhalb der Gewerkschaften und der Partei »tay-
loristische« und »anti-tayloristische« Fraktionen (Traub 1976: 154). Zu 
Beginn des Bürgerkrieges billigten die Gewerkschaften den wiedereinge-
führten Stücklohn nur widerwillig und vorübergehend; und mit der Aufla-
ge, dass die Erhöhung der Arbeitsproduktivität nicht zur »Erschöpfung des 
Arbeiters« führe (ebd.: 148).

Der Aufstieg der neuen Parteibürokratie unter Stalin beendete die offene 
Debatte. Den Methoden der fordistisch-tayloristischen Betriebsorganisation 
wurde mit der Einführung des Fünfjahrplans offizielle Anerkennung zuteil 
(Gramsci 1967: 376). Die in den frühen 1920er Jahren in der Sowjetunion 
vertretenen arbeitswissenschaftlichen Programme verloren ihre Gültigkeit, 
die zu ihrer Umsetzung gegründeten Institute wurden geschlossen. »An die 
Stelle der in diesem Rahmen vorrangig angestrebten Verbesserung der Ar-
beitsorganisation trat die Steigerung des Produktionsergebnisses pro Arbei-
ter durch die Verbindung von drakonischer Fabrikgesetzgebung und admini-
strativ verfügter ›Wettbewerbsbewegung‹ (Stachanow-System), Methoden 
der Leistungssteigerung, an die auch in der DDR nach dem Krieg ange-
knüpft wurde.« (Deppe/Hoß 1980: 32) Spätestens 1932 arbeiteten wieder 
zwei Drittel der Arbeiter nach Akkord (Traub 1976: 155; Haynes 2002: 95; 
Cliff 1975: 23).

Schließlich unterschied sich »die Organisation der Arbeit in der Sowjetu-
nion [...] nur wenig von der Organisation der Arbeit in kapitalistischen Län-
dern.« Die »Arbeitsbevölkerung in der Sowjetunion trägt genau die gleichen 
Brandmale wie die westlichen Arbeiterklassen« (Braverman 1977: 21f.). Die 
Kehrseite dieser Entwicklung war, dass die Arbeiterklasse im Produktions-
prozess wieder zum Objekt wurde. Mit den in der Revolution gegründeten 
»Fabrikkomitees« wollten die Arbeiter die Betriebsleitungen kontrollieren 
und ihre Arbeitsbedingungen selbst gestalten (Franz 1985: 32f.). Zehn Jah-
re später befanden sie sich in einem rechtlosen Zustand. Nach den arbeits-
rechtlichen Regelungen der frühen 1930er Jahren konnte ein Arbeiter, der 
die Arbeitsdisziplin verletzte, zu einer Gefängnisstrafe verurteilt werden. 
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1932 wurde für Diebstahl von Staatseigentum sogar die Todesstrafe einge-
führt (Franz 1985: 43; Cliff 1975: 25; Haynes 2002: 94).

Auf den Trümmern der Arbeitermacht wurde ein neues Management er-
richtet. Damit kehrten aber auch »alte« Probleme der Leistungspolitik wie-
der.

Die Grenzen des Taylorismus ... 
Die tayloristische Arbeitsgestaltung war eine Antwort auf die unzureichende 
Kontrolle über die Arbeiter durch das Management. Gelöst wurde das Pro-
blem damit nicht. Wie Max Weber feststellte, verstärkte sich mit der »Rati-
onalisierung der Lohnsysteme« im frühen 20. Jahrhundert das Problem der 
Leistungszurückhaltung sogar (Raehlmann 1996: 88).

Nicht anders als im Westen entwickelten die Arbeiter in der DDR mit der 
Zeit ihre Methoden, der betriebenen Leistungspolitik entgegenzutreten und 
sie zu unterlaufen. Schon in den 1950er Jahren klagte man, »die Arbeiter 
würden bei der Zeitaufnahme Arbeitszurückhaltung üben« und die »›tech-
nologische Disziplin‹« verletzen (Bust-Bartels 1980: 93f.). Zu Beginn der 
1980er Jahre besaß laut einer Untersuchung jeder dritte bis vierte Produk-
tionsarbeiter »individuelle Leistungsreserven« (Stahlhofen 1983: 71). Den 
Einbau von »Zeitpolstern« im Arbeitsprozess, den man im westlichen Ka-
pitalismus kannte (Moldaschl 1992: 162; Manske 1991: 37), gab es ebenso 
in der DDR. Man problematisierte dort zum Teil ganz offen den bewussten 
Einbau von »Reserven« bei der Planvorbereitung, der von den Arbeitskol-
lektiven betrieben werde (Kroh u.a. 1983: 68ff.).

Der Grund dafür lag in der Natur des Produktionsprozesses: Es ist der 
Arbeiter, der die Arbeitskraft verausgabt. Dieser Umstand steht dem Ziel 
des Managements entgegen, eine vollständige Kontrolle über die Arbeits-
kraft zu erlangen (Hyman 1975: 25). »Trotz Beobachtung und trotz wis-
senschaftlicher Analyse existiert deshalb zu jedem gegebenen Zeitpunkt 
ein ›unbestimmter‹ Bestandteil der unmittelbaren Arbeitsausführung beim 
Arbeiter, der der Zentrale verborgen ist.« (Manske 1991: 260) Wie die Vor-
gabezeiten konkret festgelegt wurden, hing maßgeblich von den innerbe-
trieblichen Kräfteverhältnissen ab. In einigen westlichen Industrieländern 
begannen auf der Ebene des Arbeitsplatzes militante Gruppen von Arbei-
tern, die Zeit- und Bewegungsstudien zu ihren Gunsten zu manipulieren 
(Cliff 2002: 214f.).

Neben der Kontrollproblematik verband sich mit der tayloristischen Ar-
beitsgestaltung ein weiteres Problem: Die einseitige Ausrichtung auf die Er-
füllung von Stückzahlen ging systematisch zu Lasten der Produktqualität der 
Erzeugnisse (Bust-Bartels 1980: 93). Dies war ein wichtiger Grund für die 
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Einführung des Prämienlohns in den 1960er Jahren. Neben dem Stücklohn 
gab es ein Prämiensystem, das sich an Kennziffern wie Materialeinsparung 
und Auslastungszeiten orientierte. Der Anteil der Produktionsarbeiter, die 
in der DDR nach Prämienlohn bezahlt wurden, lag 1967 bereits bei 70% 
(1954: 10%). Der Anteil der Arbeiter, die ausschließlich nach Stücklohn ar-
beiteten, fiel zwischen 1958 und 1967 von 76% auf 25% (Bust-Bartels 1980: 
94). Aber auch die neue Leistungspolitik mit den qualitativen Kennziffern 
beließ es mit den direkten Vorgaben von Normen bei einer äußerlichen Ver-
änderung der Anreiz- und Sanktionsmechanismen.

... und die wissenschaftliche Arbeitsorganisation
Als Antwort auf die Probleme bei der Kontrolle der Arbeitsleistungen entwi-
ckelte man in der DDR die »Wissenschaftliche Arbeitsorganisation« (WAO), 
die seit den 1970er Jahren breitere Anwendung fand (Deppe/Hoß 1980). 
Wissenschaftliche Arbeitsorganisation hieß in diesem Fall, mehr als Vorga-
bezeiten für das Akkordsystem zu ermitteln. Gefragt wurde auch nach den 
Arbeitsbedingungen. Die WAO knüpfte konzeptionell an einem ähnlichen 
Punkt an wie die Humanisierungsstrategien des westlichen Managements.

Die sogenannte »human-relations«-Schule erlangte unmittelbar nach 
dem Aufstieg des Taylorismus und in Reaktion auf diesen in der westlichen 
Arbeitswissenschaft eine gewisse Popularität. Arbeitspsychologische Fra-
gestellungen gab es in den USA bereits während des Ersten Weltkrieges. 
Unternehmen standen einem knappen Arbeitsmarkt und erstarkenden Ge-
werkschaften gegenüber, die gegen tayloristische Methoden kämpften 
(Volpert 1974: 612ff.). Aber erst in den 1920er Jahren untersuchte eine Grup-
pe von Forschern unter der Führung des Wissenschaftlers Elton Mayo den 
Zusammenhang von Unzufriedenheit der Arbeiter und ihrer Arbeitsleistung 
(Raehlmann 1996: 90; Beckenbach 1991: 17ff.).

Ursprünglich wollte die Wissenschaftler-Gruppe den Einfluss der Arbeits-
bedingungen (wie Licht, Feuchtigkeit und Temperatur) auf die Arbeitsleis-
tung untersuchen, erkannte dabei jedoch die Bedeutung »informeller Grup-
penbeziehungen« jenseits der offiziellen Arbeitsorganisation. Statt sie zu 
zerschlagen, gelte es, informelle Gruppenbeziehungen für die Unternehmens-
ziele zu nutzen (Braverman 1977: 114; Raehlmann 1996: 91-97). Dies war 
allerdings eine sehr widersprüchliche Angelegenheit. Kam es zu einem ge-
stärkten Selbstbewusstsein der Gruppe gegenüber den übergeordneten Stel-
len, ging man schnell zur »Teile und Herrsche«-Praxis über.

Zwischen den »Schulen« des »Taylorismus« und der »human-relations« 
bestand kein prinzipieller Gegensatz. Auch letztere setzte eine betriebliche 
Hierarchie voraus, fragte aber danach, wie man die Leistungsbereitschaft 
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der Arbeiter erhöhen und zugleich ihre Loyalität behalten könne (Raehl-
mann 1996: 89). Im Gegensatz zur »wissenschaftlichen Betriebsführung« 
beschäftigen sich die«human-relations«-Ansätze »im großen und ganzen 
nicht mit der Organisation der Arbeit, sondern eher mit den Bedingungen, 
unter denen der Arbeiter am besten dazu gebracht werden kann, in der von 
dem Betriebsingenieur aufgestellten Arbeitsorganisation mitzuarbeiten« 
(Braverman 1977: 111).

Im WAO-Konzept der DDR versuchte man beide Ansätze zu vereinen. In 
den westlichen Industrieländern hatte man in den frühen 1960er Jahren mit 
einer Synthese von Taylor und Mayo ganz ähnlich experimentiert (Schumann 
1993: 187f.). Das in der DDR verfolgte WAO-Konzept zur »Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen« griff mit dem Aspekt »Kollektivklima« ähnliche 
Fragen hinsichtlich der sozialen Gruppenbeziehungen auf wie der human-
relations-Ansatz (Sailer 1987). Ein Beispiel war der Einfluss von »Kommu-
nikationsarmut« auf die Arbeitsleistung. 

Die »Kommunikationsarmut«, also wenige Kontakte zwischen den Be-
schäftigten, war das Ergebnis einer stärkeren Bindung an den Arbeitsplatz mit 
einer sozial isolierten Arbeitstätigkeit. Dieses Problem kannte man bereits aus 
der Chemischen Industrie in den 1970er Jahren. Mit dem fortschreitendem 
Einsatz der Mikroelektronik in der industriellen Fertigung verschlechterten 
sich tendenziell nun auch die Kommunikationsmöglichkeiten in anderen Be-
reichen, etwa dem Maschinen- und Fahrzeugbau oder der Leichtindustrie. 
Auf einer Skala von 1 (sehr gut) bis 5 (sehr gering) schnitt die Industriero-
botertechnik mit 4,5 am schlechtesten ab (Fischer 1987: 47, 62-64).

Die vorherrschende Meinung, man müsse dies als eine technisch notwen-
dige Begleiterscheinung in Kauf nehmen, stellten einzelne Untersuchungen 
in Frage. Sie wiesen auf die kontraproduktive Wirkung der Kommunikati-
onsarmut auf die Leistungsbereitschaft hin (Stahlhofen 1983: 59). Die iso-
lierte Tätigkeit demotivierte nicht nur. Sie führte auch dazu, dass Arbeiter 
sich einfach die Zeit für gewohnte Gespräche mit Kollegen nahmen und so 
unproduktive Ausfälle entstanden. Einzelne Experimente einer »größeren 
Kommunikationsfreiheit« führten zwar zu mehr Einzelgesprächen. Deren 
Gesamtumfang war jedoch kürzer und fanden vorwiegend zu Fragen der Ar-
beit statt. Die Einführung des Prinzips »Miteinanderarbeit« in der Monta-
geabteilung eines Elektrogerätewerkes führte zu einem Rückgang der Ge-
samtkommunikation um fast 10% (Fischer 1987: 69).

Bei allen »Humanisierungszügen« blieb ein zentraler Bestandteil der 
WAO-Politik, die »technisch begründeten Arbeitsnormen« anzuheben. Kri-
tische Arbeitswissenschaftler aus dem Westen mutmaßten zu DDR-Zeiten 
zurecht, dass die Veränderungen der Arbeitsnormen und Lohnformen einen 
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Großteil der WAO-Maßnahmen ausmachten (Deppe/Hoß 1980: 60). In der 
Einführungsphase der WAO 1974 wirkte der Zentralvorstand der IG Metall 
darauf hin, »daß die Normenarbeit als fester Bestandteil der Anwendung 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation in den Rahmen der Verwirkli-
chung von Maßnahmen der sozialistischen Rationalisierung« eingebettet 
wird (SAPMO-BArch DY 46/6683[a]: 15ff.).

Tayloristische Arbeitsgestaltung als Rationalisierungshemmnis
Hatten sich die Grenzen für die Erschließung des »Arbeitsvermögens« 
durch tayloristische Methoden bereits in wichtigen Kernsektoren der in-
dustriellen Produktion angedeutet, traf dies umso mehr auf zentrale Tätig-
keiten an der neuen Technik zu. Arbeitswissenschaftliche Untersuchungen 
in der DDR dokumentierten, dass, wenn man die neue Technik möglichst 
effizient nutzen wollte, der Arbeiter an der neuen Technik wesentlich öfter 
eigenständige Probleme lösen und Entscheidungen treffen muss, als zuvor 
an der »traditionellen« Technik (ISS 1987b: 24). Eine Studie über flexible 
Automatisierungslösungen in der metallverarbeitenden Industrie und in der 
Bekleidungsindustrie der DDR stellte fest, dass es unter »den heutigen Be-
dingungen der Produktion« immer schwieriger wird, »mit weithin auf dem 
Prinzip des Taylorismus organisierter Arbeit ökonomisch und sozial effek-
tiv zu produzieren« (Wincierz 1989: 133).

Dass es für das Management keinen Sinn machte, den Taylorismus im-
mer und überall anzuwenden, war nicht völlig neu. In vielen Bereichen der 
Lohnarbeit erlaubte es die Beschaffenheit des Produktionsprozesses nicht, 
die Arbeit derart zu reglementieren und die geistige und körperliche Arbeit 
in einem Ausmaß zu trennen, wie es in der Massenproduktion am Fließband 
der Fall war. In der westlichen Arbeitswissenschaft überschätzte man zum 
Teil die Ausbreitung des Taylorismus als »das Konzept kapitalistischer Kon-
trolle und Rationalisierung«. Tatsächlich machten Arbeitsplätze tayloristi-
schen Zuschnitts nach vagen Schätzungen knapp die Hälfte bis ein Drittel 
der Arbeitsplätze in der industriellen Produktion aus (Manske 1991: 45f., 
217-219, 247). In Bereichen mit vorherrschender Einzelstück- oder Klein-
serienfertigung wie dem Maschinenbau erwiesen sich tayloristische Ratio-
nalisierungskonzepte als ineffizient und fassten kaum Fuß.

In der DDR beklagten Arbeitswissenschaftler das verschenkte Potenzial 
bei der Anwendung der neuen Technologie Mikroelektronik infolge der Bei-
behaltung traditioneller Arbeitsteilung. Es gab »technologische Nischen«, 
bei denen sich ein tayloristischer Zuschnitt »ökonomisch« rechnete. In der 
Regel konnte jedoch die neue Technik mit einer streng spezialisierten und 
reglementierten Arbeitsgestaltung nur wesentlich ineffektiver betrieben wer-
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den, als wenn die Bediener auf den komplexeren Produktionsprozess eigen-
ständiger, flexibler und vielseitiger reagierten.

Mit Untersuchungen zur ökonomischen Effizienz der Arbeitsorganisation 
begann man seit den späten 1970er Jahren in der DDR an dem herkömm-
lichen Muster zu rütteln. Im Jahr 1979, wenige Tage bevor das Politbüro 
eine Neuausrichtung der Leistungspolitik für die Mikroelektronikindustrie 
beschloss, legte das Arbeitswissenschaftliche Zentrum am Institut für Ra-
tionalisierung der Elektrotechnik/Elektronik Material zur Reform der be-
trieblichen Arbeitsorganisation vor.

Danach müsse man die bisher »gesicherte Erfahrung sehr vieler Betriebe«, 
»durch hochgradig spezialisierte Arbeitsplätze und Arbeitskräfte besonders 
hohe Leistungssteigerungen zu erreichen«, revidieren. Bei einem Experi-
ment in einem Betrieb des Kombinats Robotron hätten die »Beseitigung 
anspruchsarmer Tätigkeiten« und veränderte Arbeitsinhalte die Arbeitszu-
friedenheit und Qualifikation der Werktätigen erhöht und die Produktivität 
gesteigert (SAPMO-BArch DY 46/6683[b]: 2-5). Im Schreibmaschinen-
werk Dresden wären die Arbeitsaufträge »nach selbstständiger Organisati-
on im Kollektiv auf die einzelnen Werktätigen verteilt, die Leistung indivi-
duell in Arbeitsbüchern abgerechnet und am Monatsende gemeinschaftlich 
bewertet« worden. In Zusammenhang mit arbeitsorganisatorischen Verän-
derungen (Reduzierung der bisherigen Arbeitsteilung, Beseitigung der takt-
gebundenen Fertigung, erweiterte Arbeitsaufgaben für die Werktätigen mit 
mehr Verantwortung) hätte sich die Arbeitsproduktivität um 25% erhöht 
(SAPMO-BArch DY 46/6683[b]: 5).

Die Tradition tayloristischer Arbeitsorganisation in der DDR wog aller-
dings schwer. Das zeigte die Einführung eines flexiblen Maschinensystems 
im VEB Planeta Radebeul, dem größten Druckmaschinenhersteller der DDR 
in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre. Trotz bestehender Vorschläge aus 
arbeitswissenschaftlichen Studien setzte man dort den einfachen Weg alter 
»Strukturen« fort. Die Zeitanteile einzelner Arbeitsverrichtungen teilte man 
nicht neu zu – mit der Folge, dass keine Arbeitszeitreserven herausgelöst 
wurden (siehe diesen Fall in: Wolodtschenko 1989: 54-57).

Allerdings war die Krise des Taylorismus kein DDR-spezifisches Pro-
blem, sondern eine weltweite Erscheinung, über die Klaus Dörre bemerkt: 
»Als die Wirtschaftskrisen der siebziger und frühen achtziger Jahre das un-
widerrufliche Ende des ›golden age of capitalism‹ signalisierten, erstreckten 
sich die Krisendiagnosen auch auf das jahrzehntelang dominierende Ratio-
nalisierungsparadigma, den Taylorismus. Das System von Produktivitätsstei-
gerungen durch eine immer weiter vorangetriebene Zerlegung und Techni-
sierung von Arbeitsaufgaben stieß an immanente Grenzen. Die Aufspaltung 
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in ausführende und dispositive Tätigkeiten förderte die Bürokratisierung der 
großen Unternehmen. Aufwendige Produktionsanlagen ließen sich nicht ge-
winnbringend von dequalifizierten Arbeitern bedienen. In den Fabriken nah-
men Absentismus, Leistungsverweigerung und stille Sabotage zu [...] Sub-
jektzentrierte Arbeitsorientierung konfrontierte die Managementseite mit 
Ansprüchen, die nicht mit routinisierten, abstumpfenden Teilarbeiten in Ein-
klang zu bringen waren.« (Dörre 2002: 17) Die Krise der Arbeitsorganisati-
on in der DDR kann nicht aus einem nationalbeschränkten Horizont erklärt 
werden, sondern steht im Kontext einer weltweiten Entwicklung.

5.2 Rationalisierung in Eigenregie in der DDR?

Dass unter Umständen ein weniger reglementierter Arbeitsprozess produk-
tiver war, erkannte man in Ost wie West. Ökonomischer und sozialer Fort-
schritt schien zugleich möglich. In der Bundesrepublik erschien 1984 ein 
vielbeachtetes Buch »Ende der Arbeitsteilung?«. Die Autoren Horst Kern 
und Michael Schumann vertraten die Ansicht, es bilde sich ein neues Rati-
onalisierungsparadigma heraus (Kern/Schumann 1984). Zeitgleich erschie-
nen international Veröffentlichungen mit ganz ähnlichen Grundthesen (Pi-
ore/Sabel 1985).

Mit ihrem Konstrukt »neuer Produktionskonzepte« konstatierten Kern/
Schumann einen Wandel der Arbeitsorganisation. Sie argumentierten, dass 
– ausgehend von der Krise – die wirtschaftliche Entwicklung auf einen Art 
»neuen Unternehmenstyp« dränge, der quasi als Träger einer »antitaylori-
stistischen Revolution« agiere (Schumann u.a. 1994a: 14; Mahnkopf 1988). 
Die veränderte Arbeitsorganisation zeige sich darin, dass man planende und 
ausführende Aufgaben wieder zusammenführte und die managerielle Kon-
trolle des Arbeitsverhaltens schrittweise zurücknahm. Eigenständigeres und 
kooperatives Handeln der Beschäftigten würden im Arbeitsprozess eine grö-
ßere Rolle spielen (Mahnkopf 1988: 126ff.).

Die Aufnahme dieser Thesen in wissenschaftliche Diskussionen enthielt 
einige politische Botschaften. In der Regulationstheorie gab es nicht weni-
ge, die in der neuen Entwicklung einen Aufbruch zu Demokratisierung sa-
hen (ebd.:). Hinsichtlich der Veränderung der Arbeitsorganisation in den 
fortgeschrittenen Industrieländern sprach man nicht selten von einer »par-
tiellen Befreiung der Arbeit«. Ländern der »Dritten Welt« empfahl man, der 
westlichen Modernisierung zu folgen (Meyer-Stamer 1990).



1235.2 Rationalisierung in Eigenregie in der DDR?

Ungleichheit als ökonomische Triebkraft
In der DDR postulierte man seit jeher eine Gleichzeitigkeit von wirtschaft-
lichem und sozialem Fortschritt. In der Reformphase der 1960er Jahre 
setzte man die wissenschaftlich-technische Revolution (WTR) mit sozi-
alem Fortschritt gleich, da im »Sozialismus« »ökonomische Leistungsstei-
gerung gleich wachsender Lebensstandard« bedeute. Danach hob die WTR 
bisherige Unterschiede im Arbeitsprozess auf und führte zu einer »sozial-
strukturellen Angleichung von Klassen und Schichten«, die in dem harmo-
nischen Miteinander einer »sozialistischen Menschengemeinschaft« im Be-
trieb münde (Lohr/Ettrich 1993: 45f.). Ähnlich deutete man in den 1950er 
und 1960er Jahren in der »Phase der Automation« im Westen die Rationa-
lisierung als technikdeterminierte Selbstaufhebung der sozialstrukturellen 
Ungleichheiten (Voskamp u.a. 1989: 5f.).

Mit dem Scheitern der Reformversuche der 1960er Jahre wuchsen in der 
DDR die wirtschaftlichen Probleme, und die bisherige Sichtweise wurde re-
vidiert. Es häuften sich die Stimmen, die erklärten, es gebe keinen zwangs-
läufigen Automatismus von technischem und sozialem Fortschritt (Lohr 
1992: 8). Kurt Hager, Chef-Ideologe der SED, kritisierte auf einmal die 
bisherige Vorstellung der »sozialistischen Menschengemeinschaft«. Statt 
Ungleichheiten zu verwischen, solle man in Anerkennung vorhandener so-
zialer Unterschiede vom »real-existierenden Sozialismus« sprechen (Lohr/
Ettrich 1993: 51).

Diese neue Argumentation beruhte auf mehr als der bloßen Anerkennung, 
dass in der DDR soziale Ungleichheit bestand. Der Rationalisierungsdruck, 
der seit Mitte der 1970er Jahre auf der DDR lastete, beeinflusste die sozio-
logische Forschung (ebd.: 60). Das Zurückfallen der DDR im Systemwett-
bewerb und die sich ausweitende technologische Lücke zum Westen trieben 
in der Soziologie die Diskussion über eine verbesserte Wirkung des »wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts« (WTF) voran. Zurecht verstand man 
die Technikentwicklung als einen Prozess, der auch Einfluss auf den Aus-
gang des Systemwettbewerbs nahm. 

In diesem Zusammenhang sprach man nun von der Zweckmäßigkeit so-
zialer Ungleichheit (gegenüber bisheriger »Gleichmacherei«) und entdeck-
te das »sozialistische Leistungsprinzip« als eine zentrale »Triebkraft« wie-
der (ebd.: 52). Zur Kurzformel der 1980er Jahre »Soziale Unterschiede als 
Triebkräfte ökonomischen Wachstums« bemerkten rückblickend ehemalige 
DDR-Industriesoziologen:

»Im Grunde ging es dabei um eine Gesellschaftsstrategie, die es ermög-
lichen sollte, soziale Ungleichheit zu reduzieren oder zu reproduzieren, je 
nachdem, ob sie den ökonomischen Fortschritt förderten oder hemmten.
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[...] Jene Strukturen sozialer Ungleichheit und sozialer Unterschiede seien 
zu reproduzieren, die sich eigneten, den wissenschaftlich technischen For-
schritt voranzutreiben.« (ebd.: 60)

Ideologisch rechtfertigte man die soziale Ungleichheit als im »Interes-
se aller« und der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (ebd.: 6f.). Trotz der 
neuen Argumentation hielt die SED an dem von ihr allgemein propagier-
ten Bild fest, die in der »sozialistischen« DDR betriebene Rationalisierung 
richte sich nicht gegen die Beschäftigten, da die gesellschaftlichen Trieb-
kräfte eine sozialverträgliche Entwicklung fördern würden.

Unter einem ideologisch anderen Vorzeichen interpretierten größere Teile 
der westdeutschen Arbeitswissenschaft die mit der neuen Technologie ver-
bundene Entwicklung. Nach Kern/Schumann wurde die »restriktive Arbeits-
gestaltung« im Zuge der Einführung neuer Technologien »nicht mehr nur 
aus der Perspektive der Beschäftigten, sondern auch aus der der Kapitalver-
wertung selbst in Frage gestellt« (Kern/Schumann 1984: 19). Über die Bot-
schaft der »partizipativen Wende« des Managements der »neuen Produkti-
onskonzepte« bemerkte Dörre: »Nicht sozialistische Revolutionäre oder die 
Gewerkschaften, der Kapitalismus selbst beseitigt entfremdete Arbeit. Die 
Firmenbürokratie mit ihren starren Hierarchien« dankt ab. Benötigt werden 
»denkende, kreative, selbständig agierende Mitarbeiter. In Unternehmen, die 
aus höchst egoistischen Motiven an der Pflege ihres Humankapitals interes-
siert sind, ist der Klassenkampf entgültig passé« (Dörre 2002: 15).

Die Argumentationsmuster der »neuen Produktionskonzepte« und der 
Konzeption des »wissenschaftlich-technischen Fortschritts« in der DDR 
gingen von verschiedenen Annahmen aus, liefen jedoch auf einen ähnlichen 
Punkt hinaus. Während man im Westen behauptete, das neue Organisati-
onsmodell an modernen Technologien löse alte soziale Probleme des kapi-
talistischen Arbeitsprozesses, sollten im Osten die neuen Technologien die 
»Vorzüge des Sozialismus« zur Geltung zu bringen.

»Neue Produktionskonzepte« im Westen
Die »DDR-Arbeitswissenschaft« orientierte sich stark an der bundesrepu-
blikanischen Diskussion der »neuen Produktionskonzepte« (Lohr 1992: 9; 
Meier 1990: 14), konnte aber nicht mehr miterleben, wie deren Annahmen 
und Behauptungen in den 1990er Jahre in Frage gestellt wurden.

Zehn Jahre nach der Veröffentlichung seines Buches räumte Schumann 
selbst ein, es sei nicht zu der prognostizierten Verbreitung »neuer Produkti-
onskonzepte« gekommen und es handle sich bei seinen Studien nur um ei-
nen »Ausschnitt des ›Gesamtrationalisierungsprozesses‹« (Schumann u.a. 
1994: 13).
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Tatsächlich wendete nur eine Minderheit von Unternehmen die »neu-
en« Arbeitsformen an. Anfang der 1990er Jahre fand die für »neue Produk-
tionskonzepte« typische Gruppenarbeit in etwa 2,5% der Betriebe des Ma-
schinenbaus statt. In der Investitionsgüterindustrie besaßen etwa 15% der 
Betriebe Fertigungsinseln (ohne dass alle die Prinzipien der Gruppenarbeit 
erfüllten) (Raehlmann 1996: 118). Mit der Wiederkehr der wirtschaftlichen 
Krise sprach man in der Arbeitswissenschaft zunehmend von der Wiederkehr 
des Taylorismus, der Beharrungskraft überkommener Arbeitsteilungen, die 
niemals wirklich überwunden worden seien (Dörre 2002: 19, 345ff.).

Der Hauptkritikpunkt betraf die angebliche Befreiung der Produkti-
onsarbeit selbst. Die Arbeit war an neuen Technologien oft weniger regle-
mentiert und restriktiv als an herkömmlicher Technik. Aber dieser Um-
stand war keineswegs identisch mit einem Schritt in Richtung »Befreiung 
der Arbeit«. Zum einen gab es weiterhin merkliche Arbeitsbelastungen. 
Die Arbeitsintensivität neuer Arbeitsformen der »lean production« drück-
te sich z.B. in hohen unfall- und arbeitsbedingten Krankheitsraten aus (Ra-
ehlmann 1996: 116). 

Zum anderen konnte man nicht von einer selbstbestimmteren Arbeit 
sprechen. Wie Manske am Beispiel des Maschinenbaus zeigte, spielte die 
»Ersetzbarkeit des Taylorismus durch moderne Kontrolltechniken« (so der 
Untertitel seiner Arbeit) eine zentrale Rolle (Manske 1991). Neue Kontroll-
formen und die Ausrichtung der Leistungspolitik auf den kurzfristigen »shar-
holder-value« gingen Hand in Hand (Dörre 2002; Wompel 1999).

Zentrale Entscheidungen wurden weiterhin an der Spitze des Manage-
ments gefällt, Rationalisierungsauflagen durch die Vorgabe einer zu erzie-
lenden Rendite verschärft. Wie ernst es das Management mit einer größeren 
Beteiligung der Arbeiter meinte, erfuhren diese, wenn sich nichts an den von 
ihnen kritisierten Punkten änderte (Moldaschl 1992: 150, 159). Das Bild ei-
ner »Enthierarchisierung, die die Arbeiter tatsächlich ein gutes Stück weit 
zu Herren des Geschehens« (Schumann u.a. 1994b: 18) macht, wie es Schu-
mann u.a. zumindest für den Bereich der unmittelbaren Ebene des Arbeits-
platzes festzustellen glaubten, war reichlich idealisiert – etwa wenn, wie 
Betriebsräte über die »lean production« bemerkten, durch schlechte Rah-
menbedingungen die Rationalisierungen der Gruppe die »Luft zum Atmen« 
nahmen (Dörre 2002: 348). 

Die neuen Arbeitsformen waren auch nicht frei von Konflikten um Fra-
gen der Gruppengröße, der Lohngruppe oder Stückzahlvorgaben für Ma-
schinenparks (Eckardt 2003: 183). »Arbeiter-Selbstverwaltung« unterschei-
det sich eben von tatsächlicher »Arbeiterautonomie«, wie Richard Edwards 
schrieb. Das »Fehlen unmittelbarer externer Kontrollen (Selbstverwaltung)« 
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wurde »mit der Freiheit verwechselt, Entscheidungen ausschließlich im ei-
genen Interesse zu treffen (Autonomie)« (Edwards 1981: 160).

Lange Zeit begriff die Industriesoziologie den Taylorismus als die best-
mögliche oder typische Rationalisierungsform im Kapitalismus (Manske 
1991; Beckenbach 1991). Oft berief man sich dabei auf Marx, weil er seiner-
zeit die Tendenz zur Aufgliederung des Arbeitsprozesses als vorherrschende 
Arbeitsüberwachungs- bzw. Kontrollform im kapitalistischen Produktions-
prozess analysierte. Marx machte daraus jedoch kein Dogma. Vielmehr war 
nach ihm das Kapital »gleichgültig gegen den besonderen Charakter des Ar-
beitsprozesses« (zitiert nach Manske 1991: 17, weiter: 244, 249, 258). Sei-
ne Kapitalismusanalyse ließ »die Frage nach der definitiven Verlaufsform 
des Evolutionsprozesses von gesellschaftlicher Arbeit und Arbeitsteilung of-
fen« (Beckenbach 1991: 10). Wie es ein Manager eines Elektronikbetriebes 
des ABB-Konzerns über ein Jahrhundert später auf den Punkt brachte: Es 
ist »aus Sicht der Zentrale ›völlig Schnuppe‹«, ob »der Gewinn tayloristisch 
oder mit teilautonomen Gruppen produziert wird« (Dörre 2002: 371).

Unzweifelhaft berührte aber die neue Managementstrategie einen wun-
den Punkt, den man in der industriesoziologischen Debatte mit dem Be-
griff der »Subjektivität« der Arbeit umschrieb: Arbeiter besitzen ein unab-
hängiges Arbeitswissen und wissen dieses beim Verkauf ihrer Arbeitskraft 
zu nutzen. Tayloristische Maßnahmen setzten darauf, solche Freiräume zu 
minimieren. Auf dieser Ebene vollzogen die neuen Managementstrategien 
einen Bruch, wenn ihre Bestrebungen darauf hinausliefen, die unentdeck-
ten Ressourcen zu nutzen und zu stimulieren, statt sie rigide zu verregeln 
und damit Initiative und Kreativität zu unterbinden.

Die Entdeckung dieser »informellen Seite« der Arbeit war nicht »neu«. 
»Informelle Arbeit« als unausgeschöpftes Potenzial des Arbeitsvermögens 
zu verstehen, war ein »industriesoziologisches Beispiel« für die von Marx 
analysierte prozesshafte Wertschöpfung. In der Marxschen Theorie ist der 
Gedanke fundamental, dass »Arbeit im ›flüssigen Zustand‹ (!) keinen ›Wert 
hat‹, sondern ›Wert bildet‹« (Bechtle 1994: 59).

Je komplexer die Arbeitstätigkeiten wurden, umso lohnender konnte es 
für das Management sein, die bürokratische und stark überwachende Ar-
beitsorganisation zurückzunehmen. Denn je weniger der Arbeiter für die 
Qualität verantwortlich war, desto aufwendiger gestaltete sich der Poli-
zeiapparat der Qualitätskontrolle (Moldaschl 1992: 156). Auf die Arbeiter 
bestimmte planerischer Tätigkeiten zu übertragen und eine »interne Leis-
tungskontrolle« einzuführen, konnte ein weitaus effizienterer Kontrollmo-
dus über die Leistungsverausgabung sein (Moldaschl 1992: 163; Böhle u.a. 
1992: 76, 88ff.). Mit neuen Arbeitsformen wie Teamarbeit ließ sich das vor-
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handene Arbeitsvermögens um bis zu einem Drittel besser ausnutzen (Jür-
gens 1995: 38). Mit der »Eigenrationalisierung« in Form der »Internalisie-
rung des Marktes« bleiben die vom Management gesetzten Kennzahlen als 
»Sachzwänge« bestehen. Aber im »Kapitalismus ohne Gesicht« sind die 
Grenzen weniger personalisiert und damit weniger sichtbar. »Der Markt 
entscheidet alles. Den kannst du prügeln, da triffst du keinen«, so ein Sie-
mens-Betriebsrat (Dörre 2002: 37).

Für die DDR war der arbeitsorganisatorische Umbruch von nicht zu un-
terschätzender Bedeutung. Die neuen Managementstrategien mit der »Ra-
tionalisierung in Eigenregie« bedeuteten unter Umständen eine weitaus 
»dichtere Ausfüllung der Poren der Arbeitszeit« (vgl. Marx 1867: 432 über 
die »Intensifi kation der Arbeit«) als die alte äußerlich reglementierte Arbeit. 
Wie ein Betriebsrat bei VW über die ersten Erfahrungen von »lean produc-
tion« und japanischer Form der Gruppenarbeit Mitte der 1980er Jahre fest-
stellte: »Die haben gezeigt, wie man mit Arbeitsorganisation die Menschen 
ausbeuten kann bis auf den letzten Tüpfel. Das haben die Unternehmen mit 
ihrer Stoppuhr nicht hingekriegt.« (Eckardt 2003: 149).

»Rationalisierung in Eigenregie«
Arbeitswissenschaftliche Studien der DDR wiesen – nicht anders als die Un-
tersuchungen zu den »neuen Produktionskonzepten« in Westdeutschland – 
auf eine größere Ausschöpfung des Potenzials der neuen Technik hin, das 
durch eine rückführende Arbeitsteilung und ein »fl exibles Reagieren« der 
Arbeitskräfte möglich sei. Etwa drei Viertel der Störungen in der fl exibel 
automatisierten Fertigungen erfasste man als organisatorisch (Engel 1990: 
198). Immer wieder betonte man die ökonomischen Effekte infolge kollek-
tiver Arbeitsformen. Nach Schätzungen der DDR-Arbeitswissenschaft ent-
sprachen die ökonomischen Effekte von rückführender Arbeitsteilung und 
der damit verbundenen Arbeitszufriedenheit einer 15-30%ig höheren Effi -
zienz des Systembetriebs (Plath 1992: 31; Plath u.a. 1990).

Diesen Erkenntnissen folgten praktische Maßnahmen. Die »kollektive 
Mehrmaschinenbedienung« in der DDR zielte auf »einen neuen Modus von 
Zeitökonomie« ab, der die freien Zeitanteile mit beweglicherem Arbeitskräf-
teeinsatz besser austarierte als bisher die konventionelle Bedienstrategie der 
individuellen Maschinenbedienung (Deppe/Hoss 1989: 240-245).

Ein häufi g genanntes Beispiel für größere Ausschöpfung des Potenzi-
als der neuen Technologien durch neue Arbeitsformen war ein Automati-
sierungsvorhaben im Stammbetrieb des Werkzeugmaschinenkombinates 
»Fritz Heckert« in Karl-Marx-Stadt, dem heutigen Chemnitz. Dort habe sich 
»eine Qualität der Kollektivbeziehungen entwickelt«, »wie sie in den Berei-



128       5. Der Kampf um das »Arbeitsvermögen«

chen mit Einzelarbeitsplätzen kaum anzutreffen« sei. Die Schichtkollektive 
würden sich durch eine außergewöhnliche »Disponibilität«1 auszeichnen. 
»Ausfälle durch Urlaub oder Krankheit werden in hohem Maße durch das 
Kollektiv selbst kompensiert. Auch ist die Zusammenarbeit mit den Repa-
raturkräften (zwei Schlosser, ein Elektriker) so eng, daß diese bei störungs-
freiem Ablauf mit bedienen bzw. die Bediener bei der Beseitigung von Stö-
rungen mit aktiv werden.« (Fischer 1987: 66f.)

Ginge es nach diesen Schilderungen, hielt auch in der DDR die »Rati-
onalisierung in Eigenregie« Einzug. So sei im Werkzeugmaschinenkom-
binat »Fritz Heckert« darauf geachtet worden, dass alle Arbeitskräfte jede 
Tätigkeit beherrschten, »schon allein um bei Ausfall eines Kollegen stän-
dig Springer zur Verfügung zu haben« (Fischer 1987: 52). Danach ist »die 
Teamwork dieser Gruppen zu einer Bedingung für das Funktionieren der 
Anlage geworden« (ISS 1987b: 21f.).

Alte Hierarchien und die Arbeitsteilung tayloristischen Typs hob man 
nicht nur im Umfeld der neuen Technik auf. Bereits in den 1970er Jahren 
gab es jenseits der teil- und vollautomatisierten Produktion Versuche, mit 
der »Nestmontage« eine spezielle Form der Montage einzurichten, in der 
Arbeitskollektive häufi g wiederholende Arbeitsaufgaben in weitgehend frei-
er innerer Organisation ausführten (Wincierz 1989: 194). So berichtete man 
1974, also deutlich vor der breiten Anwendungsphase der neuen Technik, 
von »Fortschritten« im VEB Mikromat Dresden, »wo sich Prozeßgestal-
ter gemeinsam mit Werktätigen Gedanken machen, um die Arbeitsteilung 
so sinnvoll vorzunehmen, daß Bedienungsfunktionen mit Instandhaltungs- 
und Wartungsfunktion verbunden werden und damit sowohl höhere Verant-
wortung als auch Qualifi kationsanforderungen mit sich bringen.« (SAPMO-
BArch DY 46/6683[a]: 7)

Mitwirkungsappelle
Unabdingbare Voraussetzung für eine »neue Qualität der Arbeit« war eine 
größere Eigenständigkeit im Arbeitsprozess. Kündigten Teile des Manage-
ments im Westen in den 1980er Jahre eine »partizipative Wende« an, the-
matisierte man in der DDR in diesem Jahrzehnt den Beteiligungsaspekt mit 
der Frage nach der »Teilnahme an der Leitung und Planung« (Lohr 1992: 

1 Disponibilität meint in diesem Zusammenhang Flexibilität. Nach offi zieller Lesart 
verstand man in der DDR unter der Disponibilität »vielseitige Fähigkeiten und Einsetzbar-
keit des Werktätigen im Arbeitsprozeß« (Wörterbuch der Ökonomie Sozialismus 1989). 
Die Disponibilität wirke – wobei sich die SED auf Marx berief – im kapitalistischen Pro-
duktionsprozess zerstörerisch, im »Sozialismus« der DDR dagegen produktiv.
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9). So wie »Beteiligung« zu einem Schlüsselwort des zeitgenössischen Ma-
nagementwissens des Westens wurde, so avancierte »Mitwirkung« zu einem 
Schlüsselbegriff der »sozialistischen Rationalisierung« in der DDR.

Laut Staatsdefi nition sollte »Mitwirkung« in der DDR auch den Pla-
nungsprozess umfassen und damit viel weitreichender sein als die »Betei-
ligung« im Westen, die sich auf die unmittelbare Ebene des Arbeitsplatzes 
beschränkte. Die Ende der 1950er Jahre geprägte Agitationslosung »Arbeite 
mit, plane mit, regiere mit« hob man quasi in den Rang eines verfassungsbe-
stimmenden Grundsatzes. Den Einzelnen konnten danach nur die »fehlende 
Einsicht« in die politischen Notwendigkeiten und »moralisch verwerfl icher 
Eigennutz« daran hindern, sich in die Diskussion und Entscheidungen ein-
zubringen (Enzyklopädie der DDR 2000: 4588).

In der Realität waren die Arbeiter in der DDR jedoch von Planungen auf 
Betriebs- geschweige denn Staatsebene ausgeschlossen. Die fehlende Einbe-
ziehung der Werktätigen war nicht neu und in der Vergangenheit Gegenstand 
verschiedener Untersuchungen gewesen. Aber unter den neuen Produktions-
bedingungen bekam sie eine besondere Brisanz. Die fehlende »Mitwirkung« 
im Produktionsprozess verhinderte, dass sich die Arbeiter mit den Rationa-
lisierungszielen identifi zierten.

An das betriebliche Management in der DDR stellte die Partei neue An-
forderungen. In einem parteiinternen Material von 1989 formulierte man 
schwer verständlich: »Die Herstellung der erforderlichen Übereinstim-
mung der gesellschaftlichen, kollektiven und individuellen Interessen bei 
der Einführung von Schlüsseltechnologien, bezogen auf die Bedingungen 
für die erfolgreiche Arbeitsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der Werktä-
tigen, führt zu neuen Anforderungen an die politische Führung sozialer Pro-
zesse« (Frank 1989: 56f.). Eine Untersuchung an der fl exiblen Automatisie-
rung in dem VEB Planeta Radebeul brachte es leicht verständlich auf den 
Punkt: »Es ist doch verständlich, daß der Grad der Identifi kation mit einer 
geforderten Leistung, einer gestellten Aufgabe größer ist, wenn der ›Ak-
teur‹ selbst die Entscheidungen über die Aufgaben mitgetroffen hat.« (Wo-
lodtschenko 1989: 105). Die Anstrengungen, die Beschäftigten in die be-
trieblichen Rationalisierungsmaßnahmen stärker einzubinden, verlief nach 
ganz ähnlichem Muster wie die »Sozialintegration« im Westen. Dort eta-
blierte man Qualitätszirkel und Vorschlagsgruppe, um Zustimmung und Ein-
bindung von den Arbeitskräften für Rationalisierungsmaßnahmen zu errei-
chen (Böhle u.a. 1992: 76).

Die Herrschaftspraxis in der DDR stand ganz in der Tradition bürgerlichen 
Denkens zur Stabilisierung gesellschaftlicher Verhältnisse. Ein zentraler 
Grundgedanke der Gesellschaftstheorie Emil Durkheims im ausgehenden 
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19. Jahrhundert lautete: um bei einer Modernisierung größere gesellschaft-
liche Konfl ikte zu vermeiden, ist es vielversprechender, ein für alle Grup-
pen umfassendes Wertesystem als »Kollektivbewusstsein« zu verankern, 
statt sich Methoden des Zwangs zu bedienen. Es müsse darum gehen, die 
gesellschaftlichen Beziehungen von der »äußeren« zur »inneren« Kontrolle 
zu verlagern (Kiss 1977; Callinicos 1999; Beckenbach 1991: 15f.).

Als Beispiel für die »Sozialintegration« in der DDR kann die eigenstän-
dig betriebene Rationalisierung am Flexiblen Maschinensystem des VEB 
»Fritz Heckert« gelten. Die neue Arbeitsorganisation dort hätte »ungemein 
erziehend« und disziplinierend gewirkt. Nach Aussagen des Leiters wurde 
»sich beispielsweise ohne sein Zutun mit Disziplinverstößen auseinander-
gesetzt, da diese die Arbeit des gesamten Kollektivs gefährden, oder wer-
den auch Prämien von den Arbeitern selbst aufgeschlüsselt, was besonders 
nachhaltige Wirkungen habe« (Fischer 1987: 66).

Das wiederholte und alleinige Anführen dieses Falles in der arbeitswis-
senschaftlichen Debatte der DDR vermittelte den Eindruck, dass es mit der 
Verbreitung solcher Erfolge im Allgemeinen nicht gut bestellt sein konnte. 
Nach einem in Wendezeiten veröffentlichten Artikel wurde dann auch ledig-
lich ein Betrieb genannt, in dem es gelungen sei, die Arbeitsteilung tatsäch-
lich zurückzuführen (Adler 1990: 147f.). Zudem fand die Einführung und 
Anwendung der neuen Technik im Heckert-Werk unter günstigen Rahmen-
bedingungen statt, die für technologische Modernisierung in der Breite kei-
neswegs typisch waren. Eine vorzeitige Freistellung der neuen Arbeitskräfte, 
wie sie dort erfolgte, trat sonst kaum auf (Tostschenko/Weidig 1987: 11).

Selbst wenn man annimmt, dass die Erfolge neuer Arbeitsformen übertrie-
ben wurden, war eines nicht zu übersehen: Der Ansatz, innerkollektive So-
lidaritätsmechanismen von innen aufzubrechen statt durch äußeren Zwang, 
bildete ein wichtiges Element des in der DDR-Arbeitswissenschaft neu dis-
kutierten Rationalisierungskonzeptes. Die »Ausdehnung der erzieherischen 
Wirksamkeit« war eine von sechs sozialen Wirkungen, die man sich in der 
DDR von der Gruppenarbeit erhoffte (Engel 1990: 200).

Grenzen der »partizipativen Wende« in der DDR
Die in der Theorie geforderte größere »Mitwirkung« der Beschäftigten war 
das eine, die Realität das andere. Eine 1986 in größerer Aufl age verbreite-
te Schrift »Technisch rational – sozial effektiv« vermittelte den Eindruck, 
an der Einsatzvorbereitung von Robotern seien deutlich mehr als die Hälfte 
aller Beschäftigungsgruppen »in vollem Umfang« beteiligt gewesen (Auto-
renkollektiv 1986a: 159). Tatsächlich aber stellten solche Behauptungen die 
Wirklichkeit auf den Kopf, wie unveröffentlichte Betriebsstudien zeigen. Be-
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reits an einem der ersten Fälle integrierter Fertigungssysteme, das ROTA 1 
im VEB Schwermaschinenkombinat »Karl Liebknecht« (SKL) Magdeburg 
1981/82, zeichnete sich eine fehlende »Mitwirkung« der Beschäftigten ab. 
70% der Befragten besaßen nach eigenen Angaben keinen Einfl uss auf die 
Zusammensetzung ihres Kollektivs, die Auswahl oder Gestaltung ihres Ar-
beitsplatzes – mit der Folge, dass »die hier praktizierte Art und Weise der 
Organisation [...] eine Reihe ökonomischer Leistungsreserven« (Unger 1982: 
12) verschenkte. In einer Vorstufe der fl exiblen Automatisierung im VEB 
Ernst-Thälmann-Werk Magdeburg 1983/84 war die Beteiligung so gering, 
dass sich die Werktätigen nur als »Ausführende« fühlten und »nie so rich-
tig angebunden an ZF ROTA« (Thormeyer 1986: 148). Nicht einmal die zu-
künftigen Leiter der Arbeitskollektive waren in die Pläne der neuen Maschi-
nenaufstellungen eingebunden.

Von einigen Ausnahmen abgesehen blieb das Problem der »fehlenden 
Einbeziehung« der Werktätigen in die betriebliche Rationalisierung über die 
gesamten 1980er Jahre bestehen. Nach offi ziellen, teils geschönten Zahlen 
in einer größeren Betriebsuntersuchung Mitte der 1980er Jahre gab ledig-
lich jeder vierte Befragte an, »in hohem Maße« über »Fragen und Probleme, 
die mit der Einführung und Anwendung von FMS« zusammenhingen, in-
formiert worden zu sein. Die neue Technik, deren erfolgreiche Anwendung 
gerade eine größere Eigenbeteiligung der Beschäftigten erforderte, wurde 
über die Köpfe der Werktätigen hinweg eingeführt. Deutlich mehr als jeder 
Zweite der Befragten (58%) gab an, nicht an der Einführung von FMS mit-
gewirkt zu haben. Der Rest wirkte zu weniger als die Hälfte (45%) an den 
technologischen und organisatorischen Veränderungen nach der Inbetrieb-
nahme des FMS mit. Und nur jeder Vierte bewertete die Qualität der Infor-
mation »als ausreichend«. Fanden Produktionsberatungen statt, trugen sie 
oft einen formellen Charakter (Tostschenko/Weidig 1987: 41, 52f.).

Das Problem der fehlenden »Mitwirkung« stand in einem direkten Zu-
sammenhang mit den Herrschaftsverhältnissen im DDR-Betrieb. Exempla-
risch lässt sich das an der umstrittenen Person des Meisters zeigen. Ähnlich 
wie sein westliches Pendant stand er innerhalb der betrieblichen Hierarchie 
über dem einfachen Arbeiter und besaß Eingriffsrechte in verschiedene De-
tails der Produktion (Jürgens 1995: 40).

Im Westen ging man mit der Team-Arbeit dazu über, die Verantwortung 
für die unmittelbare Gestaltung des Produktionsprozesses stärker auf die 
Gruppen zu übertragen (Böhle u.a. 1992: 88f.; Eckardt 2003: 184). Dazu 
gehörten bestimmte planerische Tätigkeiten, die bisher dem Meister oder 
der unteren Leitungsebene vorbehalten waren, aber auch Fragen der Arbeits-
gestaltung. Zu den Dingen, die die Gruppe nun selbstständiger regulieren 
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konnte, gehörten: die Freizeitentnahme, die Pausenzeiten, die Arbeitsplatz-
besetzung und Rotation.

In der DDR war man dagegen bestrebt, die Autorität des Meisters, die 
potenziell durch größere selbstständige Arbeit bedroht war, beizubehal-
ten. Angesichts wegfallender Aufgaben durch die neue Arbeitsorganisation 
mutmaßte eine Studie: Um die Autorität des Meisters zu erhalten, müssten 
seine Arbeitsaufgaben vor allem eine »administrative Funktion bei der Ar-
beitsplatzzuweisung, die disziplinarische Befugnis, seine Verantwortung 
für Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie sein politisches Wirken« (Thor-
meyer 1986: 127) umfassen.

Rückblickend scheint es fast so, dass gerade die größere eigenständige 
Arbeit an der neuen Technik einer stärkeren Kontrolle bedurfte. In vielen 
Fällen lag nämlich der Anteil der Leiter an den Beschäftigten an Flexiblen 
Maschinensystemen über dem herkömmlichen Niveau (ISS 1987b: 13; Lin-
dig 1987: 32-61). Nur bedingt lag dies an dem Übergang zur Schichtarbeit, 
mit dem man mehr Leiter ernannte. Eine Untersuchung deutete vorsichtig 
an: Möglicherweise hätte »das Bestreben einer stärkeren ›administrativen 
Absicherung‹ der neuen Technik, die für den Betrieb und die Gesellschaft 
eine Schlüsselfunktion darstellt und deren reibungsloses Funktionieren auch 
auf diese Weise gewährleistet werden soll, diese Tendenzen verstärkt.« (ISS 
1987b: 22).

Die Beibehaltung der alten Arbeitsgestaltung im Umfeld der neuen Tech-
nik produzierte Spannungen und Konfl ikte. Ansätze, die »vorhandenen Re-
gulierungskompetenzen« der Anlagefahrer gegenüber dem ingenieurtech-
nischen Personal zu unterbinden, verschärften die Frontstellung zwischen 
den beiden Beschäftigungsgruppen (Bluhm 1992: 50). In der Praxis immer 
wieder unterlaufen wurde der Versuch, im Heckert-Werk das alte Muster der 
Arbeitsteilung Programmierer und Bediener aufrechtzuerhalten (nur Tech-
nologen hätten die Qualifi kation zu programmieren), z.B. wenn ein Bedie-
ner in die Programmierung eingriff (Fischer 1987: 43/44). An Arbeitsplätzen 
von CNC-Maschinen holten sich vereinzelt Dreher das nun den Technologen 
zugewiesene Programmieren von CNC-Maschinen in die Werkstatt zurück, 
um einer Dequalifi zierung ihrer Arbeit zu begegnen (Meier 1990: 18).

Einer solchen Entwicklung blieben jedoch enge Grenzen gesetzt. Un-
geachtet aller Konfl ikte behielt man mit der alten Hierarchieform auch die 
alte Arbeitsteilung bei. Beispielsweise berichtete die Staatssicherheit über 
die Einführung der Industrierobotertechnik und neuer Lohnformen 1987/88 
in einem Zahnradwerk: »Nach anfänglichen Aufl ehnungen einzelner Pro-
duktionsarbeiter gegen Meister« akzeptierten aber schließlich »alle Werk-
tätigen« die durch den Meister vorgenommene »arbeitsplatzspezifi sche Be-
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wertung nach Ordnung, Sauberkeit, Sicherheit und Arbeitsdisziplin [...]. Die 
Autorität der Meister wurde dadurch gestärkt.« (BStU MfS HA XVIII AKG 
586: 118). Für eine Rationalisierung in Eigenregie war die Beibehaltung al-
ter Kontrollformen natürlich nicht förderlich.

Die Lehren der Brigadebewegung der frühen DDR
Die engen Grenzen, die in den 1980er Jahren der »Mitwirkung« gesetzt wur-
den, hing mit der Geschichte der frühen DDR zusammen. Ein ähnlicher Ver-
such, eine größere Eigeninitiative der Arbeiter in der Produktion anzuregen, 
war mit der Kampagne zur Bildung von »Brigaden der sozialistischen Ar-
beit« in den späten 1950er Jahren unternommen worden. Ausgangspunkt 
waren die Defi zite und die Unvollkommenheit der »Planung von oben«. 
Den von oben verordneten Planzielen und Verpfl ichtungen wurde oft nur 
formell zugestimmt, mit wenig konkreten Ergebnissen. Eine neue Brigade-
bewegung sollte dies ändern.

In einem internen Papier verlangte der Bundesvorstandes des FDGB, es 
müsse »die Bewegung von unten« kommen, »die Verpfl ichtungen von den 
Brigaden selbst formuliert werden« (Roesler 1993b: 126). Innerhalb eines 
Jahres wuchsen die Verbesserungsvorschläge um fasst das doppelte (Hüb-
ner 1995: 219). Insofern war die staatliche Initiative für mehr Eigenständig-
keit der Brigaden erfolgreich.

Aber das neue Eigenleben besaß eine Kehrseite. Die Brigaden nutzten 
die gewonnene Autonomie gegenüber der betrieblichen Leitung, der Par-
tei und ihren Organen. Bei den Gewerkschaftswahlen 1959 ging der An-
teil der gewählten Parteimitglieder zurück. Einige Brigaden begannen, ei-
gene Kassen anzulegen und die Prämienverteilung eigenständig zu regeln. 
Die Arbeiter artikulierten aus den Brigaden heraus verstärkt ihre Interessen 
und thematisierten selbstbewusst Fragen der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen. So setzte man sich für günstigere Lohn- und Arbeits-
zeitregelungen ein. In einem Fall schaffte man einfach die Stempelkarten 
ab (Hübner 1995: 225, 230, 235f.).

Ursprünglich als Integration der Arbeiter ins System gedacht, bekam 
so die Brigadebewegung eine Stoßrichtung gegen die bestehende betrieb-
liche Hierarchie. Leitungen sahen ihre Autorität in den Betrieben gefährdet. 
FDGB-Chef Herbert Warnke (1948-1975) sprach davon, dass Brigaderäte 
»die Macht dort an sich reißen«, die Parteileitung von Tendenzen zum »Syn-
dikalismus« und einer Arbeiterselbstverwaltung nach jugoslawischem Vor-
bild (Hübner 1995: 233).

Der Argwohn von Staatspartei und Staatsgewerkschaft war nicht unbe-
gründet. Die Brigaden erfassten zum damaligen Zeitpunkt zwar nur eine 
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Minderheit von Arbeitern (Roesler 1994a: 144), aber die Bewegung be-
kam eine gewisse Eigendynamik und drohte mit ihrer Verselbstständigung 
potenziell, der staatlichen Kontrolle zu entgleiten. Einzelne Brigaden for-
derten das Recht auf Personalentscheidungen wie Entlassungen und Ein-
stellungen und verlangten, die Arbeitsnormen selbst festzulegen sowie »als 
vollständige Beratungsmitglieder« an Werkleitersitzungen teilzunehmen 
(Roesler 1993b: 128).

Angesichts dessen ging die Staats- und Parteiführung dazu über, die Be-
wegung wieder »einzufangen«. Sie startete im Sommer 1960 eine Gegen-
kampagne zur Rezentralisierung. Damit stärkte man die Leiterposition in den 
Betrieben, bremste die Brigadebildung und versuchte die Brigadebewegung 
unter gewerkschaftlicher Leitung als »ständige Produktionsberatungen« zu 
institutionalisieren (Hübner 1995: 238; Roesler 1993b: 128).

Die »Syndikalismustendenz« der späten 1950er Jahre war eine Warnung 
für alle späteren Reformversuche in diese Richtung, die Selbstständigkeit 
der Arbeiter im Produktionsprozess systematisch und in einem größeren 
Ausmaß als »Produktivkraft« zu nutzen.

Systemunterschiede
Die »Arbeitsbrigaden« der DDR ähnelten äußerlich den Gruppen der west-
lichen Team-Arbeit. Nicht zufällig beobachtete man bei vietnamesischen 
Arbeitern in amerikanischen Hightech-Betrieben »besondere Angst vor der 
Teamarbeit, die sie mit kommunistischen Arbeitsbrigaden verglichen« (nach 
Sennett 1998: 149). Dabei unterschieden sich diese doch beträchtlich (siehe 
Tabelle 4). Neben den Arbeitsinhalten betraf dies vor allem die Frage von 
externer Kontrolle versus Selbstkontrolle. Die Unterschiede zwischen Ar-
beitsbrigaden der DDR und den Team-Gruppen westlichen Musters zeigten 
die Arbeitsbeziehungen im Automobilwerk Eisenach vor und nach dem Sys-
temwechsel. Tabelle 4 zeigt:

Im Westen war die Einführung der Teamarbeit alles andere als wider-
spruchsfrei. Ein Dilemma der »Beteiligung« bestand zwischen dem propa-
gierten »Mehr an Verantwortung« und den begrenzten Entscheidungsspiel-
räumen über Rahmenbedingungen und Leistungsziele (Böhle u.a. 1992: 90). 
Auch hier war man nicht verlegen, im Einzelfall an den Meister wieder Kom-
petenzen zurück zu delegieren und seine Position zu stärken (Eckardt 2003: 
84f., 184f.), wenn die Mitbestimmungsforderungen zu groß wurden. Aber 
insgesamt waren die Grenzen »eigenständiger Arbeit« nicht so eng.

Die neuen Arbeitsformen breiteten sich sehr unterschiedlich aus. In be-
stimmten Branchen wie der Elektronikfertigung blieb Teamarbeit lange Zeit 
auf den Ingenieursbereich begrenzt, während in der Produktion eine primi-



1355.2 Rationalisierung in Eigenregie in der DDR?

tive tayloristische Arbeitsgestaltung existierte (Lüthje 2001: 299f.). In Japan 
führte man in den 1980er Jahren die Teamarbeit in breiterem Maßstab ein, 
in der Bundesrepublik erst in den 1990er Jahren (Jürgens 1995: 38).

Die BRD hinkte wie die DDR dem neuesten Stand kapitalistischer Rati-
onalisierung hinterher. Aber die Entwicklung dort zeigte, dass man die »ja-
panische Herausforderung« verspätet nachholen konnte. Anders die DDR, 
hier blieben auch in den neuen technologischen Abschnitten die alten Ar-
beitsformen weitgehend bestehen. Im Prinzip betraf das den gesamten Ost-
block. In der Sowjetunion wie auch im wirtschaftlich »liberaleren« Ungarn 
sah es mit der Eigenbeteiligung der Arbeiter an der neuen Technik nicht bes-
ser aus (Tostschenko/Weidig 1987; Bogdàn 1990). 

Der Versuch, durch größere Eigenständigkeit der Arbeiter Produktivi-
tätsreserven zu erschließen, scheiterte an den engen und stark formell ge-
regelten Kontrollmechanismen in der DDR, auf denen die Herrschaftsver-
hältnisse der SED fußten. Zugleich waren die starren Strukturen direkter 
Kontrolle weitaus instabiler als die fl exiblere Form der Produktionspoli-

Tabelle 4: Vergleich der Brigade- und Teamorganisation

Arbeitsbrigade Team

5-15 Arbeiter 7-9 Arbeiter

Keine Selbstorganisation Selbstorganisation

Externe Kontrolle Selbstkontrolle

Spezialisierung Rotation (in allen Teams)

Ernannte Brigadeleiter mit der Autorität
zum Erteilen von Anweisungen

Gewählte Team-Sprecher ohne die
Autorität zum Erteilen von Anweisungen

Vorarbeiter weist Aufgaben zu Vorarbeiter (Gruppeningenieur/-techniker) 
bietet Unterstützung und Beratung an

Tayloristische Teilung der
Arbeitsaufgaben

Aufgabenanreicherung/
Aufgabenerweiterung

Gleichartige Qualifi kation Gemischte Qualifi kation

Monatliche Instruktion über Fragen der
Gesundheit und Sicherheit

Teamdiskussion

Transparente Leistungsindikatoren, aber
infl ationärer Gebrauch (z.B. durch
politische Kriterien)

Reale transparente Leistungsindikatoren

Quelle: Jürgens 1995: 41
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tik im Westen, die weit weniger auf direkten Zwang ausgelegt war. Größe-
re Eigenständigkeit am Arbeitsplatz drohte in der DDR potenziell die unte-
re Ebene des Machtapparats auszuhöhlen.

Mit der »Verstaatlichung« trat die »Ausbeutung« den Arbeitern in der 
DDR in einer viel direkteren Form als im Westen gegenüber. Die Konzen-
tration der politischen und ökonomischen Macht in einer kleinen Partei- und 
Staatsspitze stellte den Gegenpol einer wirklichen Vergesellschaftung dar. 
Wie Burawoy zur unterschiedlichen »Produktionspolitik« in Ost und West 
bemerkte: »Während der Markt das Wesen der Ausbeutung und den Ursprung 
des Profi ts verschleiert, präsentiert der zentral entworfene Plan Ausbeutung 
und Herrschaft als Prozesse, die bewusst und sichtbar vom Staat vollzogen 
werden.« (Burawoy 1983: 520)

In den »Marktgesellschaften« des Westens wurden die auf Marktmecha-
nismen bestehenden Kontrollformen und Hierarchien mit der neuen Form 
der Gruppenarbeit auf der untersten Ebene noch einmal entpersonalisiert. 
In der DDR hing der an der neuen Technik fortgeführte Taylorismus mit 
der Beibehaltung etablierter hierarchischer Strukturen und Formen direkter 
Herrschaft zusammen, in denen es keinen Platz für »Rationalisierung in Ei-
genregie« gab. Auch bei der Reform der Arbeitsorganisation ging es »um 
Machtfragen« (Frister 1992: 42).

In Zeiten, in denen der weltweite Krisendruck zu einer Flexibilisierung 
der Arbeit als neue Ausbeutungsform drängte, erwies sich die starre Herr-
schaftsform der SED in Betrieb und Gesellschaft mit der neu erforderten 
Dynamik nicht vereinbar. Das japanische Planungsministerium bezeichne-
te »die dynamische Teamarbeit als das Herz der schlanken Fabrik« (über-
setzt aus Jürgens 1995: 38). Die politische Entrechtung der Arbeiter in der 
DDR bedingte, dass man die Arbeiter ihres für die Produktion notwendigen 
Kreativitätspotenzials beraubte. Der stark auf direkter Kontrolle beruhende 
Herrschaftsapparat der SED vertrug selbst einen kleinen Grad von Selbst-
tätigkeit nicht.

Die SED befand sich so am Ende der DDR in einem Dilemma: Die alte 
Arbeitsgestaltung beizubehalten, war ökonomisch ineffi zient. Aber aus 
einem ökonomisch sinnvollen Reformanstoß konnte sich eine für die poli-
tische Herrschaft gefährliche Dynamik entwickeln. Die SED schreckte vor 
diesem Weg zurück. Dass es nur unzureichend gelang, die Beschäftigten 
für die Rationalisierungsvorhaben zu mobilisieren, hing erheblich mit dem 
mangelhaften Produktionsprozess zusammen – darauf wird gleich einge-
gangen. Die direktere Form der Herrschaftsverhältnisse in der DDR mit ih-
ren engen und stark formell geregelten Kontrollmechanismen spielte ohne 
Zweifel auch eine wichtige Rolle.
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5.3 Kampagnenwesen und Arbeitsstimulierung

Die misslungene »Rationalisierung in Eigenregie« bedeutete für die be-
triebliche Leitung in der DDR, auf traditionelle Methoden zur Leistungs-
steigerung zu setzen. Dazu gehörte an erster Stelle eine stärkere Arbeits-
überwachung.

Computergestützte Arbeitsüberwachung
Mit der neuen, auf der Mikroelektronik basierenden Technik ergab sich eine 
neue Kontrollmöglichkeit. Die EDV-Systemtechnik ermöglichte es, den Pro-
duktionsablauf detailliert zu dokumentieren (Evans 1982: 189f.; Edwards 
1981: 136ff.). »Arbeitsorganisation und operative Entscheidungen« waren 
»objektivierbar«, die Arbeitsleistung demzufolge transparenter zu erfassen 
(Thormeyer 1986: 127). Am Flexiblen Maschinensystem des VEB Planeta 
Radebeul wurde beispielsweise ein neues Datenerfassungs- und Informati-
onssystem eingesetzt. Über den Mikrorechner ließen sich nicht nur Infor-
mationen über die Anzahl und Termine der fertiggestellten Seitenwände und 
Durchlaufzeiten sammeln, sondern auch die Auslastung der Werkzeugma-
schinen und die Ausfallzeiten nach Ausfallursachen analysieren (Wolodt-
schenko 1989: 38).

Es lag auf der Hand, die neuen technischen Möglichkeiten zu nutzen. 
1988 referierte der stellvertretende Leiter des Staatsekretariats für Arbeit 
und Löhne zu den neuen Möglichkeiten der Rechentechnik:

»Die Zielfunktion ist klar und eindeutig. Es geht um die Nutzung der 
Anlage, um die Einhaltung der technologischen Parameter, letztlich um die 
optimale Nutzung der Anlage. Aber an diesen Anlagen arbeiten Menschen. 
Sie werden indirekt mit der Rechentechnik kontrolliert.« (SAPMO-BArch 
DY 34/27019[b]: 34)

Im westlichen Kapitalismus setzte das Management wesentlich früher auf 
die neuen Methoden der technischen Arbeitsüberwachung. Ende der 1970er 
Jahre kam es im dänischen Einzelhandel zu branchenweiten Auseinanderset-
zungen über die Frage elektronischer Registrierkassen, mit denen man unter 
anderem Daten über die Arbeitsleistung des Bedienpersonals erfassen konnte 
(Evans 1982: 189f.). Die Option einer computerüberwachten Arbeitskontrolle 
reichte, um den Arbeitsdruck auf die Beschäftigten zu erhöhen (Hans-Böck-
ler-Stiftung 1986: 171f.). In der US-amerikanischen Chip-Industrie spielte 
in den 1980er Jahren die Ersetzung des Aufsehers durch den Computer bei 
der »Qualitätsrevolution« eine wichtige Rolle (Lüthje 2001:295).

In der DDR ersetzte die computergestützte Arbeitsüberwachung kaum 
die personalisierte Überwachung und Kontrolle. Die »Verknüpfung moder-

5.3 Kampagnenwesen und Arbeitsstimulierung
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ner Fertigungssysteme mit Überwachungs-, Kontroll- und Rechentechnik«, 
resümierte man 1987, habe »bislang noch keine durchgreifende Verminde-
rung des Leitungspersonals zur Folge« (ISS 1987b: 22). Zudem reagierten 
Arbeiter mit erhöhtem Absentismus und steigender Fluktuation, wenn sie 
Nachteile aus einer verstärkten technologischen Kontrolle ihrer Arbeitsleis-
tung befürchteten (Meier 1990: 18).

Zugleich wuchs mit der Steuerungsfunktion der Arbeitskraft ihre Be-
deutung für die Produktion (Hauser/Klemm 1990). Auch hier kannten und 
fanden die Arbeiter ihre »Freiräume«, die sie gegenüber dem Management 
verteidigten. Bezeichnend für diesen Streit über die Arbeitsleistung waren 
Fragen, die mit der Einführung neuer Lohnformen und Leistungskennzif-
fern auftauchten: Was gehört zur produktiven Laufzeit der Maschine, was 
zur Umrüstzeit? Was sind »selbstverschuldete« und »produktionsbedingte« 
Unterbrechungen?

Wettbewerbs- und Kampagnenwesen
Zu verschiedenen Anlässen stieß die Partei in regelmäßigen Abständen Kam-
pagnen und Initiativen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität an, mit der 
Absicht, Reserven aus dem Produktionsprozess herauszulösen. Das traf auch 
auf den Start des Mikroelektronik-Programms zu. In den folgenden Jahren 
löste dort praktisch eine Kampagne die andere ab (Müller 1989: 116).

Im Nachhinein werden diese Aktivitäten wegen ihres rituellen Charakters 
oft belächelt. Vom Ansatz her besaßen sie jedoch eine ökonomische Bedeu-
tung. Ein Beispiel dafür war die Kampagne »10 Minuten von uns – 10 Mi-
nuten für uns«. Sie zielte darauf ab, den Arbeitsausfall um 10 Minuten pro 
Tag zu reduzieren. Sie erlangte in der 1980er Jahren größere Bedeutung, da 
mit der steigenden Kapitalintensität der neuen Maschinen auch der Druck 
auf eine längere Auslastung der Maschinen zunahm. Dieser Zusammen-
hang galt insbesondere für die Produktions- und Anwenderbetriebe der Mi-
kroelektronik, deren so genannter Grundfonds noch weitaus schneller stieg 
als in der Gesamtindustrie. Volkswirtschaftlich entsprach höhere zeitliche 
Auslastung der Grundfonds in der Industrie von täglich zehn Minuten 1975 
einer zusätzlichen Jahresproduktion von 3,4 Mrd. Mark, 1980 bereits 4,6 
Mrd. Mark (Kroh u.a. 1983).

Die »10 Minuten-Kampagne« war Teil der zuvor angelaufenen größeren 
Kampagne »Arbeitszeit ist Leistungszeit«. Für den Arbeiter bedeutete dies, 
dass er »alles zu tun hat, um Unterbrechungen des Arbeitsablaufes etwa 
durch Unachtsamkeit zu vermeiden, daß er keine nicht vorgesehenen Pau-
sen macht, daß er Arbeitszeitverluste durch die Benutzung der Toilette auf 
das unumgänglich Notwendige beschränkt etc.« (Friedrich-Ebert-Stiftung 
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1985: 30f.). Mit dem »sozialistischen Wettbewerb« und der »Neuererbewe-
gung« gab es weitere betriebliche Rationalisierungskampagnen.

Zu Beginn der DDR lehnte die große Masse der Arbeiter das Kampa-
gnen- und Wettbewerbswesen ab. Das betraf nicht nur den Beginn der Akti-
vistenbewegung mit ihrem prominentesten Träger Adolf Hennecke. Noch in 
den 1960er Jahren hatten ältere Facharbeiter »Intensivierungskampagnen« 
wie die Einführung der »Seifert-Methode« (Aufdeckung von Zeitreserven 
durch die Arbeiter selbst) als einen Weg zu »erhöhter Ausbeutung« gebrand-
markt und die beteiligten Brigadiere als »Arbeiterverräter« beschimpft. Für 
eine kleine Minderheit der Arbeiter ergab sich mit dem Kampagnenwesen 
allerdings ein möglicher Aufstieg in der betrieblichen Hierarchie (teilweise 
in arbeitsvorbereitende Prozesse oder Normenbüros), offenbar ohne jedoch 
hier einen tatsächlichen Einfl uss zu haben (Deppe/Hoss 1989: 130f., 149f.; 
Bust-Bartels 1980: 133; Ewers 1985: 142).

In den Kampagnen sollten sich Arbeitskollektive freiwillig auf neue Nor-
men verpfl ichten. Tatsächlich wurden diese aber von oben verordnet. In den 
seltensten Fällen lehnten die Kollektive die Wettbewerbsvorgaben ab, wie 
1977 im VEB Funkwerk Erfurt oder Fernsehgerätewerk Staßfurt. In der 
Regel wurde ein Kollektiv »bearbeitet«, bis es zustimmte, oder eine kleine 
Minderheit des Kollektivs oder die Gewerkschaftsleitung erklärten »stell-
vertretend«, an der Kampagne teilzunehmen bzw. sich zum Wettbewerb zu 
verpfl ichten (Ewers 1985: 164f.; Deppe/Hoss 1989: 275).

Mit der Zeit entwickelten die Arbeiter ihre Methoden, die Aufl agen for-
mell zu erfüllen, ohne dabei größere Anstrengungen zu entwickeln. 1977, 
im Startjahr des Mikroelektronik-Programms, kritisierten offi zielle Stel-
len, dass 30 Betriebe der Elektrotechnik/Elektronik sich verpfl ichtet hät-
ten, in einer neuen Kampagne die Arbeitsproduktivität zu steigern, jedoch 
in keinem Betrieb die Kampagne konkret angewendet würde (Deppe/Hoss 
1989: 190-197). Der Zentralvorstand der IG Metall beklagte zwei Jahre spä-
ter ein »Versacken« des Wettbewerbs: Die Abrechnungsmethode sei zu un-
konkret, jeder Betrieb »mogelt sich da so durch, d.h. zahlreiche Initiativen 
sind Auftakt zu Verpfl ichtungen – aber offen die Abrechnung.« (SAPMO-
BArch DY 46/6647: 3)

Der Grundgedanke, Arbeiter durch Wettbewerb zu höheren Leistungen 
oder Rationalisierungsvorschlägen zu treiben und anschließend »Bestleis-
tungen zu Dauerleistungen« (Müller 1989: 117) zu verallgemeinern wie 1985 
im Kombinat Mikroelektronik, unterschied sich nicht von dem Grundgedan-
ken des »Verbesserungswesens« und des »best practice«-Prinzips westlicher 
Rationalisierung (Eckardt 2003: 58f., 185f., 191; Lüthje 2001: 292). Aller-
dings fl ossen in der DDR in die Bewertung weitaus mehr politische Kri-
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terien ein. Nach 1990 griffen westliche Investoren in Betrieben der neuen 
Bundesländer mit ihren Team-Arbeits-Konzepten vom »Null-Fehler-Prin-
zip« und »Verbesserungsvorschlägen« auf alte Traditionen der DDR-Wett-
bewerbsführung zurück (Heismann 2000: 44).

In der Praxis führte der »Wettbewerb« in der DDR zu nicht beabsichtig-
ten Problemen. Gerade an den im Dauerbetrieb laufenden Maschinen war 
es erforderlich, eine Zusammenarbeit der Schichten mit fl ießender Über-
gabe der Produktion zu organisieren. Im Wettbewerb versuchten Arbeits-
kollektive ihre »eigene Strategie« zu entwickeln, um in »ihrer« Schicht die 
höchsten Ergebnisse zu erzielen. So entwickelten sie eine »schichteigene« 
Software und nahmen das Programm bei Antritt der neuen Schicht heraus 
(Fischer 1987: 67). Ähnlich kontraproduktive Effekte der Konkurrenz re-
gistrierte man im Westen.

Das eigentliche Problem des Wettbewerbs- und Kampagnenwesens be-
stand jedoch in seiner zunehmenden Formalisierung. Die Teilnahme an Wett-
bewerben wie dem Neuererwesen nahm rasant zu (Deppe/Hoß 1980: 51). 
Auszeichnungen wurden infl ationär. Trugen Mitte der 1960er Jahre noch we-
niger als 3% der Arbeitskollektive den Titel »sozialistische Brigade«, lag die 
Gesamtzahl der »Brigaden der sozialistischen Arbeit« 1988 bei 85% (Roes-
ler 1994a: 145). Abgesehen von kurzen Strohfeuern verlor der Wettbewerb 
immer mehr an Wirkung und verkam zunehmend zum Ritual (Deppe/Hoss 
1989: 133). Zu Beginn der 1980er Jahre übernahm nur jeder fünfte Arbeiter, 
der an Robotertechnik arbeitete, Wettbewerbsinitiativen (Stahlhofen 1983: 
7). In der Mikroelektronikfertigung im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder sah 
mehr als jeder zweite Beschäftigte vom Wettbewerb keine oder kaum eine 
Wirkung (8,3% bzw. 46,1%) ausgehen (Barsch/Eisenberg 1984: 13).

Diskontinuierlicher Produktionsprozess und Verfall
des Kampagnenwesens
Der Verfall des Kampagnenwesens in der DDR war eng verknüpft mit ihrem 
ökonomischen Niedergang. In den 1980er Jahren häuften sich die Produk-
tionsunterbrechungen und machten die Propaganda von einer notwendigen 
höheren Arbeitsdisziplin immer mehr zur Farce. Um Rückstände aufzuho-
len, wurden kurzfristig zusätzliche Ressourcen mobilisiert. Zu Beginn der 
1980er Jahre gaben neun von zehn Produktionsarbeitern an, »Störungen 
und hektische Arbeitsphasen seien charakteristisch in ihrem Tätigkeitsbe-
reich« (Fischer 1987: 100).

In den Betrieben des Mikroelektronik-Programms fanden solche Unter-
brechungen ebenso statt. Im VEB Robotron Buchungsmaschinenwerk Karl-
Marx-Stadt kam es Anfang der 1980er Jahre bei etwa 90% der Produktions-
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arbeiter infolge von Diskontinuität zu Arbeitsunterbrechungen (Stahlhofen 
1983: 33). Im VEB Schwermaschinenbaukombinat »Ernst-Thälmann« Mag-
deburg machte 1984 der technisch-technologische Ausfall 72% der Ausfall-
zeiten der hochproduktiven Anlagen und Maschinen aus (Thormeyer 1986: 
99). Daneben gab es Extremfälle wie das Flexible Maschinensystem im VEB 
IFA-Getriebewerk Brandenburg, an dem es 1987/88 über eine längere Zeit 
jede halbe Stunde zu Havarien kam (Welskopf 1988: 3).

Infolge wiederholter Unterbrechungen bewahrten sich die Arbeiter »Zeit-
polster« im Arbeitsprozess. Bereits Mitte der 1970er Jahre hielten es sechs 
von zehn Produktionsarbeitern für notwendig, Reserven in der Arbeitsnorm 
anzulegen, weil die Bereitstellung von Material und Werkzeugen nicht klapp-
te (Stahlhofen 1983: 83). Das Anlegen von Zeitreserven, um hohe Bela-
stungsspitzen abzufangen, kannte man ebenso im Westen (Moldaschl 1992: 
162). Aber in der DDR spielte dieser Faktor mit den häufi geren Unterbre-
chungen im Produktionsprozess eine viel größere Rolle.

Die Produktionsunterbrechungen besaßen eine nicht zu unterschätzende 
ideologische Dimension. Zur schädlichen Wirkung des »Hoch und Runter« 
der Kampagnen auf die Arbeitsmoral bemerkte Anfang der 1980er Jahre eine 
vertrauliche Untersuchung:

»Sehr enge Zusammenhänge bestehen zwischen der Kontinuität der Ar-
beit und der disziplinierten Auslastung von Maschinen und Anlagen. Un-
tersuchungen verdeutlichen, daß Diskontinuität in der Arbeit (›Stoßarbeit‹, 
Hektik, Überstunden bzw. ›Kampagnen‹) die Arbeitsmoral und Betriebver-
bundenheit untergraben. Diskontinuität ›wirkt‹ sich letztendlich in einer 
gewissen Gleichgültigkeit der Kollegen aus. Eine kontinuierliche Arbeit ist 
somit eine wesentliche Voraussetzung für diszipliniertes, gewissenhaftes Ar-
beiten, für Arbeitszufriedenheit allgemein.« (Stahlhofen 1983: 21)

Mit dem ökonomischen Niedergang insbesondere in der zweiten Hälfte 
der 1980er Jahre verfi el die Arbeitsdisziplin. Ein Bericht des Staatssekre-
tariats für Arbeit und Löhne vom Februar 1989 problematisierte die unzu-
reichende Arbeitsmoral der Beschäftigten: »Ihre leichtfertige Arbeitsein-
stellung wird mitunter begünstigt durch unkontinuierliche Produktion mit 
Warte- und Stillstandzeiten, unzureichende Kontrolle und liberale Haltung 
einzelner Leistungskader.« (SAPMO-Barch DY 30/2944).

Die SED konnte noch so viele Propagandabroschüren verfassen, in de-
nen sie die Notwendigkeit betonte, die Arbeitsleistung und Arbeitsdisziplin 
zu verbessern. Solange es zu ständigen Produktionsunterbrechungen kam, 
verhallten diese Appelle. Warum sollten Arbeiter ihre Arbeitsdisziplin ver-
bessern, wenn die Anstrengungen darauf hinausliefen, durch das Missma-
nagement verursachte Probleme zu beseitigen, ohne dass sich das Grundpro-
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blem änderte. Der Satz »Macht doch euren Mist allein!« stand beispielhaft 
für die Konstellation im Betrieb in den 1980er Jahren, wie Renate Hürt-
gen über die zunehmenden Probleme des Arbeitsalltages bemerkt (Hürt-
gen 2001a: 30).

Auch die Mikroelektroniktechnik lief nicht reibungslos. Im SKET-Werk 
Magdeburg mussten die Meister infolge der Unterbrechungen und nötigen 
Sonderschichten Zugeständnisse an die Arbeitsdisziplin während der nor-
malen Arbeitszeit machen (Thormeyer 1986: 99f.). Beim wichtigen Vor-
haben fl exibler Automatisierung im NILES-Werk Elektromotoren Dres-
den-Ost bezeichneten acht von zehn Beschäftigten die Arbeitsorganisation 
als »nicht genügend«, knapp die Hälfte bewertete den davon ausgehenden 
Einfl uss auf die Leistungsbereitschaft als negativ (Rüssel 1988: 66). An der 
neuen Technik wurden »kleine« Störungen zu einem großem Problem, da 
aufgrund der mikroelektronischen Bauteile der Defekt nicht mehr von den 
Beschäftigten selbst wie bisher »mit Brenner und Brechstange« behoben 
werden konnte (Hürtgen 2001a: 29).

Zum Ende der DDR war die SED mit der Situation konfrontiert, dass mit 
den zunehmenden Mängeln im Produktionsprozess unter der Masse der Ar-
beiter die Arbeitsdisziplin und Arbeitsmotivation nachließ, ohne dass die vor-
handenen Anreizmechanismen dieser Entwicklung entgegenwirken konnten. 
Grundsätzlich änderte daran auch nichts die »materielle Stimulierung«. Das 
waren die fi nanziellen Anreize, die bei den Arbeitern eine gewisse Bedeu-
tung besaßen. Aber auch hier war die Wirkung begrenzt. Wie gezeigt, war 
es schwierig, Schichtarbeitskräfte zu gewinnen, trotz eines möglichen Zu-
satzverdienstes von bis zu einem Viertel des Monatslohnes. Größere Vergü-
tungen standen lediglich einer kleinen Minderheit von Beschäftigten offen. 
So bot das Kombinat Carl Zeiss Jena im Zusammenhang mit Auszeichnungen 
8-10-tägige Reisen an, die oft im Ausland stattfanden (Schreiner 1999: 34; 
Pröger 2003: 225). Das Kombinat Mikroelektronik bot für »verdienstvolle 
Werktätige im sozialistischen Wettbewerb« eine fast dreiwöchige Schiffs-
reise mit dem Kreuzer MS »Völkerfreundschaft« an – mit 100 Plätzen bei 
etwa 50.000 Beschäftigten (SAPMO-BArch DY 46/6763).

Weitgehend wirkungslos war die »ideelle Stimulierung«. Kriterien wie 
»öffentliches Lob« und Auszeichnung als Beste(r) (z.B. Neuerer, Qualitätsar-
beiter) rangierten bereits Ende der 1970er Jahre auf der Liste der wirkungs-
vollsten Auszeichnungen für Leistungen im »sozialistischen Wettbewerb« 
ganz hinten (SAPMO-BArch DY 46/5127[a]). Über die 1980er Jahre stand 
die »ideelle Stimulierung« weiterhin am hinteren Ende der Rangfolge, wie 
einzelne Fallstudien an Arbeitsplätzen mit Computertechnik am Ende des 
Jahrzehnts zeigten (Frank 1989: 123).
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5.4 Die gescheiterte Mobilisierung des Arbeitsvermögens

Die Bilanz, die zum Ende des Jahrzehnts eine Studie über die Arbeit an au-
tomatisierten Anlagen zog, war ernüchternd. In Bezug auf nicht vorhan-
dene Unterschiede des »Leistungsverhaltens« von Arbeitern an neuer und 
alter Technik räumte sie ein: »Alles in allem scheint es noch zu früh, von 
einem besonderen Persönlichkeitstyp an diesen Anlagen zu sprechen.« (Win-
zer 1988: 16/17). Eigentlich hatte sich die SED von dem Einsatz der neu-
en Technik auch eine neue »Persönlichkeit« mit einem ausgeprägteren »Ei-
gentümerbewusstsein« versprochen. Doch hier war der Wunsch der Vater 
des Gedankens.

Das eigentliche Problem der SED war jedoch der dramatische Verfall der 
Arbeitsdisziplin. Im Februar 1989 unterrichtete das Staatsekretariat für Ar-
beit und Löhne den obersten Wirtschaftschef der DDR Günter Mittag, über 
die 1980er Jahre hätten die »Ausfallzeiten durch unentschuldigtes Fehlen« 
massiv zugenommen. In der zentralgeleiteten Industrie waren die Fehlzeiten 
je vollbeschäftigten Arbeiter und Angestellten von 3,9 Stunden (1983) auf 
6,3 Stunden (1988) angewachsen (SAPMO-BArch DY 30/2944). In der ört-
lichen Wirtschaft lag das Niveau noch höher. Umgerechnet entsprachen die 
Fehlzeiten einem Arbeitsvermögen von etwa 10.000 Werktätigen.

Die Beteiligung bzw. Nichtbeteiligung an der »sozialistischen Rationa-
lisierung« war eine Klassenfrage. Untersuchungen der Neuerertätigkeiten 
an Anlagen fl exibler Automatisierung aus den 1980er Jahren zeigten: Je hö-
her der Anteil der Produktionsarbeiter war, desto geringer die Beteiligung. 
Während sich gemischte Arbeitskollektive mit Ingenieuren und Arbeitern 
zu 70-100% beteiligten, waren das bei reinen Arbeiter-Kollektiven nur 25-
75% (Paschasius 1988: 86). Eine Untersuchung an Arbeitsplätzen mit Com-
putertechnik ergab, dass Facharbeiter deutlich weniger »intensivierungsge-
recht« denken und handeln als die »Fach- und Hochschulkader«. Letztere 
würden sich zu 62% zur Ausarbeitung und Durchführung von Rationalisie-
rungsmaßnahmen durch eigene Vorschläge bereiterklären, Facharbeiter je-
doch nur zu 25% (Frank 1989: 75).

Diese Entwicklung in der späten DDR legte ein Problem frei, das so alt 
wie die DDR selbst war. Mit den ersten ergriffenen Rationalisierungsmaß-
nahmen in der Nachkriegszeit stießen die Funktionäre in den Betrieben bei 
den Beschäftigten auf eine Auffassung, »daß der Arbeiter in den volkseige-
nen Betrieben genau wie im Kapitalismus seine Arbeitskraft so teuer wie 
möglich verkaufen muß« (Ewers 1985: 134).

Da die Arbeiter weder die Kontrolle über den Arbeitsprozess bzw. die 
Produktion besaßen, noch eine Einfl ussmöglichkeit auf die Festlegung der 

5.4 Die gescheiterte Mobilisierung des Arbeitsvermögens



144       5. Der Kampf um das »Arbeitsvermögen«

Plan- bzw. Produktionsziele und die Gestaltung der Arbeitsbedingungen, 
empfanden sie ihre Arbeit nicht als selbstbestimmt oder gar als selbstver-
wirklichend. Bestenfalls besaßen sie zu ihr ein gleichgültiges Verhältnis, 
nach dem die Lohnarbeit lediglich Mittel zum Zweck darstellte. In der Re-
gel erfuhren sie ihre Arbeit und deren festgelegten Ziele als fremde, durch 
die Partei aufgezwungene Macht.

In einem solchen Verhältnis zur Arbeit drückte sich aus, wie sehr sich 
die soziale Wirklichkeit der DDR von der Marxschen Vision einer sozialis-
tischen Gesellschaft unterschied und auf der anderen Seite der Entfremdung 
im Kapitalismus ähnelte. Die Kehrseite der entfremdeten Arbeit im kapita-
listischen Arbeitsprozess war das widerständige Verhalten der Arbeiter ge-
gen die Unterordnung unter den Produktionsprozess. Der »Klage über den 
Disziplinmangel der Arbeiter« (Marx 1867: 389f.), die das Kapital seit sei-
nem Bestehen erhob, schloss sich die SED an.

5.5 Exkurs: Jungarbeiter – »Kampfreserve« der Partei?
Die FDJ-Initiative Mikroelektronik

Zeichnete sich in den 1980er Jahren ab, dass es der SED immer weniger ge-
lang, die breite Belegschaft zu mobilisieren, so lag ihre letzte Hoffung auf 
den Jungarbeitern. An die Arbeiterjugend richteten die greisen Parteifunkti-
onäre die Erwartung, als zukünftige Generation in vollem Bewusstsein das 
»sozialistische Deutschland« aufzubauen (Kott 2001: 235).

In den Betrieben organisierte man die jungen Arbeitskräfte in der »Freien 
Deutschen Jugend« (FDJ). Die FDJ war dort nach Partei und Gewerkschaft 
die drittwichtigste Massenorganisation, die den Rationalisierungskurs der 
SED unterstützen sollte. Als »Kampfreserve der Partei«, wie es im Parteipro-
gramm der SED hieß, sollten die in der FDJ organisierten Jungarbeiter mit 
ihrer »Aufgeschlossenheit« insbesondere beim »sozialistischen Wettbewerb« 
eine wichtige Rolle spielen (Kreißig 1993: 124). Bei den Lehrlingen lag der 
Organisationsgrad der FDJ bei etwa 90%, bei den jungen ausgebildeten Ar-
beitskräften (bis 25 Jahre) etwa knapp der Hälfte (Kott 2001: 232).

In kaum einem anderen Teil der DDR-Wirtschaft gab es eine so junge 
Altersstruktur der Beschäftigten wie im Produktions- und Anwenderbe-
reich der neuen Technik. Im Kombinat Mikroelektronik lag der Altersdurch-
schnitt der Beschäftigten 1988 bei 35 Jahren. Im Halbleiterwerk Frankfurt/
Oder (HFO) war Anfang der 1980er Jahre jeder dritte Beschäftigte 25 Jahre 
und jünger (BArch DG 10/2357: 1, Anlage 1). In der gesamten DDR-Wirt-
schaft gehörte nur jeder Siebte dieser Altersgruppe an (Kott 2001: 229). In 
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den Anwenderbereichen der neuen Technik sah es ganz ähnlich aus. Von 
allen Beschäftigten, die Ende der 1980er Jahre an fl exibel automatisierten 
Maschinensystemen arbeiteten, waren mehr als drei Viertel 35 Jahre und 
jünger. An den Nichtfl exiblen Maschinensystemen (NFMS) ohne Mikro-
elektroniktechnik lag der Anteil dieser Altersgruppe nur bei einem Drittel 
(ISS 1987b: 51-54).

Das junge Alter der Arbeitskräfte ging auf den jungen Charakter der Mi-
kroelektroniktechnik zurück. Zugleich hofften Arbeitswissenschaftler, dass 
die jungen Arbeitskräfte stärker belastbar und eher zur Schichtarbeit bereit 
waren als der »durchschnittliche Werktätige«. Die jungen und dynamischen 
Kollektive sollten sich als »leistungsstark« erweisen (Fischer 1987: 57).

Die FDJ-Initiative »Mikroelektronik«
In der Mikroelektronikfertigung unternahm man zu Beginn der 1980er Jah-
re einen konzentrierten Versuch zur Mobilisierung junger Arbeitskräfte und 
ihres »größeren Arbeitsvermögens«. 1981 riefen das Ministerium für Elek-
trotechnik/Elektronik und der Zentralrat der FDJ die FDJ-Jugendinitiative 
»Mikroelektronik« ins Leben.

Der Initiative ging ein Beschluss des Sekretariats des ZK der SED vom 
26.11.1980 voraus, dem Halbleiterwerk Frankfurt/Oder (HFO) kurzfristig 
mehrere Hundert neue Arbeitskräfte zuzuführen, um das Erreichen des »ge-
planten volkswirtschaftlichen Leistungsanstieges« zu sichern. Die FDJ unter 
ihrem damaligen Vorsitzenden Egon Krenz sollte innerhalb von zwei Jah-
ren aus allen Bereichen der Republik »Jugendfreunde« für diese verantwor-
tungsvolle Aufgabe »delegieren« (SAPMO-BArch DY 30/J IV-3147; SAP-
MO-BArch DY 24/110238[a]).

Die Mikroelektronikinitiative besaß ein größeres ökonomisches Ge-
wicht. Die neu anzuwerbenden Jungarbeiter sollten zwischen 1981-1983 
zwar nur eine vergleichsweise geringe Warenproduktion von zusätzlich 71 
Mio. Mark realisieren. Doch die produzierten Schaltkreise kamen in Betrie-
ben vier großer Kombinate zum Einsatz (Robotron Dresden, Rundfunk und 
Fernsehen Staßfurt, Automatisierungsanlagebau Berlin und Elektro-Appa-
rate-Werke Berlin), sodass sie insgesamt »Finalerzeugnisse« im Wert von 
4,2 Mrd. Mark beeinfl ussten (SAPMO-BArch DY 24/110238[b]).

Versprechungen und Ernüchterung
Zur Anwerbung der neuen Arbeitskräfte und Auszubildenden wurden Bro-
schüren und Informationsmaterial im großen Stil produziert. Im HFO plante 
man Werbeaktionen in Form von Zeitungsartikeln und Kurzfi lmen. Statt mit 
einem gut bezahlten Job die »wissenschaftlich-technische Revolution« mitzu-
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gestalten, wie man den jungen Arbeiterinnen und Arbeiter versprach, wurden 
diese schnell mit der Realität harter Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen 
konfrontiert. Über die schnell einsetzende Desillusionierung hinsichtlich 
der versprochenen High-Tech-Arbeitsplätze meldete ein erster Rapport, den 
»Jugendfreunden« seien »solche Bedingungen wie Schichtarbeit, Arbeit am 
Mikroskop, gewisse Monotonie der Arbeit u.a. vor ihrem Einsatz unzurei-
chend erläutert« worden (SAPMO-BArch DY 24/110239[b]: 3).

Auch die Verdienstmöglichkeiten (die sogenannten materiellen Bedin-
gungen) gestalteten sich keineswegs so gut, wie die Propaganda-Broschü-
ren glauben machen wollten. Im Drei-Schichtbetrieb war auf qualifi zierten 
Arbeitplätzen mit hohen Lohngruppen (LG 6/7) ein vergleichsweise guter 
Monatsverdienst von 1.000 bis 1.150 Mark (brutto) möglich. In der Volks-
wirtschaft lag 1980 das durchschnittliche monatliche Arbeitseinkommen 
(inklusive Prämien) bei 1.030 Mark Brutto (StJb-DDR 1990: 144). Eine 
nicht geringe Anzahl angelernter Arbeitskräfte wurde jedoch in niedrigere 
Lohngruppen (LG 4/5) mit 880 bis 930 Mark eingestuft (SAPMO-BArch 
DY 24/110238[b]: 5). In einer Reihe von Werken und Ausbildungsbetrieben 
kam es deshalb wiederholt zu Unmut und Beschwerden (SAPMO-BArch 
DY 24/110239[a]: 6; SAPMO-BArch DY 24/110238[c]: 2).

Probleme gab es nicht nur in dieser Frage. Immer wieder wurde der nicht 
ausbildungsgerechte Einsatz der Lehrlinge beklagt. Mit dem »zweckent-
fremdeten Arbeitseinsatz« versuchten die Werksleitungen anscheinend ihren 
Arbeitskräftemangel auszugleichen (Kott 2001: 237). Die kurze Umschu-
lungszeit fachfremder Arbeitskräfte als auch eine unzureichende Grundaus-
bildung führte zu hohen Durchfallquoten bei der Ausbildung. Im Funkwerk 
Erfurt war im September 1981 fast die Hälfte des Jahrgangs prüfungsge-
fährdet (SAPMO-BArch DY 24/11039[c]: 5).

Drängende Probleme sozialer Natur bestanden zugleich hinsichtlich der 
Wohnsituation und der allgemeinen Lebensbedingungen. Die Betreuungs-
möglichkeiten für die Kleinkinder junger Mütter stellten sich seit Beginn 
der Initiative problematisch da.

Jugendliche Flexibilität und Leistungsbereitschaft?
All diese Faktoren zusammengenommen: die Arbeitsplätze mit den hohen 
Anforderungen, die Arbeit im Drei-Schichtsystem und die schlechten all-
gemeinen Lebensbedingungen belasteten die jungen Arbeiterinnen und Ar-
beiter enorm. Dies blieb nicht ohne Auswirkung auf die »Leistungsbereit-
schaft« der jungen Werktätigen.

Deutlichstes Zeichen war die zunehmende Zahl von Kündigungen. Ein 
Jahr nach dem Start der Initiative musste die Leitung des Halbleiterwerks 
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Frankfurt/Oder berichten, dass die Zahl der Kündigungen die Zahl der Neu-
zugänge überstieg. Diese Entwicklung setzte sich im kommenden Jahr fort 
(SAPMO-BArch DY 24/11039[d]; SAPMO-BArch DY 24/11039[e]). Kün-
digungsgründe waren z.B. die Ablehnung junger Mütter, ihr neugeborenes 
Kind in die Wochenkrippe zu geben, um im Drei-Schichtsystem zu arbei-
ten, was also eine Trennung von Mutter und Kind über eine ganze Woche 
bedeutet hätte, oder fehlender Wohnraum zur Familiengründung (SAPMO-
BArch DY 24/11039[f]).

In den Berichten des »Arbeitsstabes ›FDJ-Initiative-Mikroelektronik‹« 
vermeldet man schon relativ früh, dass in Mitgliederversammlungen »Aus-
einandersetzungen« »zu mangelnder Arbeitseinstellung und Leistungsbereit-
schaft einzelner Freunde« geführt würden (SAPMO-BArch DY 24/11024: 
3). Immer wieder thematisierte man das unentschuldigte Fehlen im Lehr-
betrieb und am Arbeitsplatz. Unter den schlechten sozialen Rahmenbedin-
gungen erwiesen sich die Jungarbeiter weitaus weniger fl exibel und dyna-
misch, als von der Partei gewünscht.

Die Hoffnung stirbt zuletzt
Die »FDJ-Mikroelektronik-Initiative« endete mit dem Jahr 1983, aber die 
sozialen Probleme junger Arbeiterinnen und Arbeiter blieben bestehen. Die 
Fluktuation stieg weiter. Im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder verließ 1982 
etwa jeder dreißigste junge Facharbeiter nach der Ausbildung das Werk, 
1987 bereits jeder achte.

Die Hoffnung und Erwartung der SED, die Jungarbeiter als »Kampfreser-
ve der Partei« im Ringen um eine höhere Arbeitsmoral einzusetzen, erwies 
sich als Illusion. Im Gegenteil, es war genau diese Gruppe von Beschäftigten, 
in der die Unzufriedenheit besonders schnell wuchs. Eine Studie in einem mit 
Mikroelektroniktechnik modernisierten Berliner Kabelwerk identifi zierte in 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre »vor allem männliche, junge (alle unter 
25 Jahre) Produktionsarbeiter, die im 3-Schichtsystem arbeiten und relativ 
kurze Zeit im Bereich tätig sind (unter ein Jahr)« als »die besonders Unzu-
friedenen« unter der Belegschaft (Forschungsbericht 1988: I/8).

Zur Unzufriedenheit mit der sozialen Lage trat eine zunehmende poli-
tische Entfremdung hinzu. Über die Situation in den Lehrlingswohnheimen 
des Kombinates Mikroelektronik führte Ende der 1980er Jahre ein Bericht 
auf, es würde eine Reihe von Lehrlingen geben, »die sich teilweise außer-
halb gesellschaftlicher Normen bewegen, die Hausordnung verletzen«. Zu-
dem würden »viele problemreiche Fragen existieren«, zu »den Unterschie-
den in der nationalen Entwicklung der sozialistischen Länder« und »dem 
ungeheueren ökonomischen Entwicklungstempo unseres Landes«, wie man 
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verklausuliert formulierte (BArch DG 10/2357: 3, 10). Offensichtlich wa-
ren insbesondere beim ersten Punkt die Meinungsverschiedenheiten mit der 
Sowjetunion gemeint. Der dortige Perestroika-Kurs und Umbau der poli-
tischen Herrschaft unter Gorbatschow wurde von der SED abgelehnt. Infol-
ge dessen entspann sich in der DDR eine ideologische Krise.

Die zunehmende soziale Unzufriedenheit und politische Entfremdung un-
ter den Jungarbeitern des Mikroelektronik-Programms war für die allgemei-
ne Entwicklung typisch (Kott 2001: 231-235). Es waren gerade die jungen 
Arbeiterinnen und Arbeiter, die über die 1980er Jahre die »Systemloyalität« 
aufkündigten. Nach einer DDR-internen Studie hatte sich 1984 noch etwa 
jeder zweite Lehrlinge und Jungarbeiter mit der DDR »eng verbunden« ge-
fühlt, 1988 gab dies nur etwa jeder fünfte an (Ihme-Tuchel 2002: 82).

Die Partei- und Staatsfunktionäre konnten sich bis zum Ende der DDR 
nicht mit der Vorstellung anfreunden, dass insbesondere die Jugend für das 
System verloren war. Ein Beleg für die Ignoranz dieser offenkundigen Ent-
wicklung lieferte noch 1989 ein Ministerratsbeschluss. Am 30. Juni ver-
merkte man dort über die auftretenden Probleme in den Lehrlingsheimen 
des Kombinats Mikroelektronik, es würde den »Heimerziehern« und »FDJ-
Aktivisten« immer besser gelingen, »Ordnung, Sicherheit und Disziplin« zu 
gewährleisten (BArch DG 10/2357: 10). Exakt auf den Tag hatten in diesem 
Jahr bereits 46.000 DDR-Bürger per Übersiedlung oder Flucht das Land ver-
lassen und der anschließende Flüchtlingsstrom im Sommer 1989 rekrutier-
te sich vor allem aus jungen Arbeitern. Neun von zehn Flüchtlingen, die ab 
Mitte Juli mit den ersten Botschaftsbesetzungen die DDR zu verlassen be-
gannen, waren unter 40 Jahre alt (Lindner 2001: 43).



6. Lohn- und Leistungspolitik unter dem 
Vorzeichen der Mikroelektronik

Der Beschluss der SED-Führung vom Juni 1977, eine eigene Mikroelektro-
nikindustrie aufzubauen, war von ökonomischen Vorgaben geprägt. Zur Ge-
staltung der künftigen Lohn- und Leistungspolitik gab das »Mikroelektronik-
Plenum« keine konkreteren Ausführungen.1 Allerdings fiel die Aufbauphase 
der Mikroelektronik in eine Zeit, in der man in der DDR das Lohnsystem 
mit der Einführung so genannter »neuer Grundlöhne« reformierte. 

Vor dem Hintergrund zunehmender wirtschaftlicher Probleme versuchte 
die SED, den sozialpolitischen Kursschwenk der ersten Hälfte der 1970er 
Jahre zu korrigieren. Hatte Erich Honecker noch zu Beginn des Jahrzehnts 
die Vernachlässigung der sozialen Frage beim Sturz von Walter Ulbricht in-
strumentalisiert (Hübner/Danyel 2002), bemerkte er 1979, dass der »wirt-
schaftliche Leistungsanstieg [...] heute nicht mehr mit den Mitteln und Me-
thoden vom Anfang der siebziger Jahre organisiert werden« kann. »Jeder 
sozialpolitische Fortschritt verlangt ein stärkeres Wachstum der Arbeitspro-
duktivität als damals.« (Deppe/Hoß 1980: 27)

Seit jeher verfolgte die SED-Führung das Ziel, die Arbeitsproduktivität 
stärker zu steigern als die Lohnsumme. Im Prinzip war dies nichts anderes 
als die beabsichtigte Ausbeutungsrate der Parteibürokratie. Die polnischen 
Dissidenten Kuroń  /Modzelewski schrieben in Anlehnung an die von Marx 
entwickelte Theorie von Lohnarbeit und Kapital: »Die sogenannte Aus-
beutungsrate hängt [...] von dem Verhältnis des erzeugten Produkts zu der 
Höhe des Arbeitslohns« ab (Kuroń  /Modzelewski 1969: 18). Bei dem Ver-
such, dieses Verhältnis nach ihren Interessen zu gestalten, stieß die SED im-
mer wieder auf erhebliche Hindernisse.

1 Es formulierte lediglich den Auftrag, eine neue leistungsabhängige Entlohnung und 
Prämienordnung für Forschungs- und Entwicklungskader einzuführen, um eine schnel-
le Entwicklung der Mikroelektronik in den Betrieben der Bauelementeindustrie anzure-
gen (Müller 1989: 17ff.).
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6.1 Lohnpolitik der SED in der Krise

Richtungsweisend für die in der DDR etablierte Lohn- und Leistungspoli-
tik war der Befehl Nr. 234 der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) 
vom 9. Oktober 1947. Dieser forderte eine Steigerung der Arbeitsprodukti-
vität und den »Kampf gegen das Bummelantentum« und verfügte ausdrück-
lich die »Anwendung von Akkord- und Stücklöhnen« (Ewers 1985: 33, 52; 
Steiner 2004: 57f.). Der SMAD-Befehl 234 war das Startzeichen für eine 
umfassende Kampagne zur Erhöhung der Arbeitsleistung.

Die Politik der SED, die Schwerindustrie auf Kosten des Konsums zu 
entwickeln, mündete in den Arbeiteraufstand vom Juni 1953. Den Auslöser 
für den Aufstand spielte bekanntlich der Beschluss der SED-Führung, die 
Arbeitsnormen um zehn Prozent zu erhöhen. Der Aufstand wurde nieder-
geschlagen, bewirkte aber, dass die SED nur noch mit größter Vorsicht an 
der Normenschraube drehte (Bust-Bartels 1980: 58ff.).

1954, im Folgejahr des Aufstandes, gab es mit einer durchschnittlichen 
Steigerung der Löhne um 9,2% eine der stärksten Lohnerhöhungen in der 
Geschichte der DDR (Ewers 1985: 208). Die starke Lohnentwicklung hing 
nicht nur mit dem Arbeiteraufstand zusammen. Es gab ein grundlegenderes 
Problem mit der Leistungspolitik der SED. Der Partei gelang es, den Akkord-
lohn als bestimmende Lohnform durchzusetzen, aber nur mit begrenztem 
Erfolg. Arbeiter versuchten, die Festlegung der Normen mit Arbeitszurück-
haltung zu beeinflussen (Ewers 1985: 132; Hübner 1995: 42). Im allgemei-
nen Maschinenbau stieg so zwischen 1954 und 1961 die durchschnittliche 
Normerfüllung von 133% auf 189% (Wieland 1980: 18).

Infolge der Übererfüllung der Normen kam es zu einer positiven Lohndrift 
(Schmiede/Schudlich 1981: 340ff.). Das Arbeitseinkommen nahm stärker zu 
als tariflich vereinbart. Ende der 1950er Jahre machte der Tariflohn nur noch 
zwei Drittel des effektiven Verdienstes (Effektivlohn) aus (Steiner 1999b: 
274). Versuche, der Lohndrift mit Kampagnen und »Produktionsaufgebo-
ten« entgegenzutreten, waren allenfalls von kurzfristigem Erfolg.

Der Bau der Mauer 1961 erfolgte auch aus der Absicht, mit der »offenen 
Grenze« eine wesentliche Bedingung für die »Lohnfondsüberschreitung« 
zu beseitigen, wie das Parteiorgan Einheit 1962 formulierte (Bust-Bartels 
1980: 71). Bis dahin hatten Arbeiter mit der Abwanderung in die Bundes-
republik drohen können. Nun war ihnen diese Möglichkeit genommen. 
Tatsächlich setzte die Partei im Folgejahr des Mauerbaus eine reale Lohn-
senkung durch (Steiner 1999b: 281). Die Tendenz zur Lohndrift, das Aus-
einanderklaffen von Tarif- und Effektivlohn, wurde jedoch nicht gestoppt. 
Der in den 1960er Jahren eingeführte Prämienlohn zielte unter anderem da-
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rauf ab, einzelne Lohnbestandteile stärker an die Erfüllung von Leistungs-
kennziffern wie Produktqualität, Material- und Energieverbrauch, Maschi-
nenauslastung zu binden (Bust-Bartels 1980: 94f.; Vortmann 1985: 69). Dies 
löste allerdings genauso wenig das Problem. Die Auszahlung der Prämie 
fand statt, wurde aber nur unzureichend an die neuen qualitativen Kennzif-
fern gebunden (Steiner 1999b: 303). Der Anteil des Tariflohns am Effek-
tivlohn sank weiter: 1958 betrug er 67%, 1963 63% und 1967 57% (Steiner 
1999b: 305, 327). Mitte der 1970er Jahre schwankte er schließlich zwischen 
35 und 50% (Deppe/Hoss 1989: 101; Vortmann 1985: 73ff.).

Auch in den westlichen Industrieländern kam in den 1960er Jahren die 
Lohn- und Leistungspolitik in die Krise. In der Bundesrepublik lag die 
jährliche Lohndrift bis in die frühen 1970er Jahre durchschnittlich bei 2-
3% (Detje 2003: 34). Und auch dort führte man in Reaktion darauf Prä-
mienlohnmodelle ein (Schmiede/Schudlich 1981: 403f., 415ff.; Cliff 2002: 
180ff.). Ausschlaggebend für diese Entwicklung in Ost wie West war nicht 
ein spezielles Lohnmodell, sondern die Situation der Vollbeschäftigung. Eine 
OECD-Studie stellte hinsichtlich der Probleme der Leistungspolitik in den 
westlichen Industrieländern 1970 fest, dass »Arbeitskräfteknappheit dazu 
tendiert, die Verhandlungsmacht der Arbeiter am Arbeitsplatz zu erhöhen« 
(Schmiede/Schudlich 1981: 342). Dennoch gelang es der SED fast durch-
gängig, die Arbeitsproduktivität deutlicher als die Lohnsumme zu steigern. 
Zwischen 1960 und 1973 reduzierten sich die Lohnstückkosten in der In-
dustrie um etwa 21% (Steiner 1999b: 575).

Abgesehen von einigen Ausnahmen waren die erzielten Ergebnisse der 
Lohnpolitik gemessen an den aufgestellten Planzielen unzureichend. Das 
eigentliche Ziel des ersten Fünfjahrplans (1951-55), die Arbeitsprodukti-
vität mehr als doppelt so stark wie die Lohnsumme zu steigern, verfehl-
te man deutlich. Statt 2,5:1 betrug das Verhältnis 1,2:1 (Ewers 1985: 208). 
1962, dem Jahr nach dem Mauerbau, gelang es der Partei, die Arbeitspro-
duktivität dreimal so stark wie die Lohnsumme zu steigern (Steiner 1999b: 
313). Über die 1960er Jahren insgesamt wurde jedoch nur eine Relation von 
knapp 2:1 erreicht bei einem ursprünglichen Zielverhältnis von 4:1 (ebd.: 
276, 313, 338).

Die SED-Führung und die zentralen Planungsinstanzen waren perma-
nent unzufrieden mit der Gestaltung der Ausbeutungsrate. An diesem Punkt 
setzten die neuen Lohnmodelle an.

6.1 Lohnpolitik der SED in der Krise
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6.2 Neue Grundlöhne, Mikroelektronik und 
Rationalisierungsbestrebungen

Wie bereits erwähnt, fiel der Start des Mikroelektronik-Programm in eine 
Reformphase des Lohnsystems. Als im Dezember 1976 der IX. Parteitag der 
SED die Lohnform der neuen Grundlöhne beschloss, war mit deren Einfüh-
rung längst begonnen worden. 1972 hatte FDGB-Chef Warnke die Einfüh-
rung der neuen Grundlöhne erstmals angekündigt. 1975 führte man diese im 
breiteren Maßstab ein. Bis dahin zog man es zunächst vor, mit einer Vorläu-
ferform, den »Basislöhnen«, in einigen Dutzend Betrieben zu experimentie-
ren (Zimmermann 1971: 114; Wieland 1980: 32; Vortmann 1985: 76).

Neue Grundlöhne und Lohnvereinbarung Mikroelektronik
Das neue Modell der Grundlöhne verband sich mit einer Lohnerhöhung und 
orientierte darauf, Effektiv- und Tariflohn wieder stärker zusammenzufüh-
ren. Der Unterschied zur bisherigen Lohnpolitik bestand darin, dass man 
versuchte, den neuen Grundlöhnen einen deutlich rationalisierungsorien-
tierteren Charakter zu geben. Als zentrale Vorbedingung für die Einführung 
der neuen Grundlöhne waren die Betriebe gefordert, entsprechende Voraus-
setzungen für einen »spürbaren Leistungsanstieg« zu schaffen. Die Auflage, 
den erhöhten finanziellen Aufwand der Lohnerhöhung in der Regel selbst 
zu erwirtschaften, erhöhte den Rationalisierungsdruck.

Für westliche Beobachter bot das »geschaffene Instrumentarium [...] gün-
stigere Voraussetzungen, als sie mit den früheren Regelungen gegeben wa-
ren« (Vortmann 1985: 82). Die Arbeiter sollten stärker an der Steigerung der 
Arbeitsproduktivität »interessiert«, die Beziehungen zwischen Lohn und Lei-
stung enger gestaltet werden (Vortmann 1985: 82; Wieland 1980: 45f.). Der 
erste Grundsatz für die Entlohnung der Produktionsarbeiter schrieb fest, den 
Grundlohn »entsprechend der klassifizierten Arbeitsaufgabe« zu gewähren. 
Was sich hinter dieser Formulierung verbarg, war ein aufwendiges Arbeits-
studium im Rahmen der »Wissenschaftlichen Arbeitsorganisation«, an des-
sen Ende – in Verbindung mit einer verbesserten Arbeitsumwelt – eine deut-
lich gesteigerte Arbeitsleistung stehen sollte (Wieland 1980: 34-35).

Abbildung 3 verdeutlicht, wie sich entsprechend der neuen Vorgaben die 
Entlohnung veränderte. Der Anteil des neuen Grundlohns erhöhte sich ge-
genüber dem Anteil des alten Leistungsgrundlohns deutlich. Die Mehrlohn-
prämie, die meist innerhalb einer Abteilung für eine Arbeitsgruppe gleicher 
Lohngruppe gewährt wurde, verringerte sich und wurde zugleich an qualita-
tive Kennzeichen und die Nutzung der Maschinenkapazität gebunden. Der 
Anteil des individuellen Mehrleistungslohns erhöhte sich. Wie der aus der 
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DDR in die Bundesrepublik übergelaufene Arbeitswissenschaftler Klaus 
Wieland feststellte, erhielten Personen mit »niedrigerem Leistungsgrad« 
eine weit geringere Lohnerhöhung als Personen mit »hohem Leistungsgrad« 
(ebd.: 44). Dies stand im Gegensatz zum in den frühen 1960er Jahre einge-
führten Prämienstücklohn, der gerade darauf abzielte, mit der Normüberer-
füllung nur eine unterproportionale Lohnerhöhung zuzulassen, um so das 
Problem der Lohnzuwächse in den Griff zu bekommen (ebd.: 25).

Die neuen Grundlöhne zielten darauf ab, Lohnzuwächse kontrolliert zu-
zulassen, aber dafür die Arbeitsproduktivität ungleich stärker zu steigern. 
Dieses Vorhaben glich stark der Leistungspolitik, die sich in Reaktion auf 
die Vollbeschäftigungssituation in den westlichen Industrieländern in den 
1960er Jahren entwickelte. Es gab kein Druckmittel von Massenarbeitslo-

Abbildung 3: Zusammensetzung des Prämienstücklohns nach alten 
Tarifsätzen und neuen Grundlöhnen

Übernommen und leicht verändert aus: Wieland 1980: 40.
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sigkeit, um die Arbeiter zu disziplinieren. Das Management bot den Arbei-
ter im Tausch gegen eine Leistungssteigerung Lohnerhöhungen oder Prämi-
enzuschläge an. Es war, wie es in einigen Gewerkschaften genannt wurde, 
die süße Pille eines »Produktivitätsdeals«, mit der eine Arbeitsintensivie-
rung erkauft werden sollte (Cliff 2002: 147ff.; Schmiede/Schudlich 1981: 
403f., 415ff.).

Bei der Grundlohneinführung (1975-77) besaß der mikroelektronikre-
levante Ministeriumsbereich Elektrotechnik/Elektronik zunächst keine he-
rausragende Bedeutung. 1975 entfielen lediglich vier der 42 Betriebe, in de-
nen neue Grundlöhne eingeführt wurden, auf diesen Industriebereich. Die 
Planzahlen der weiteren Jahre sahen vor, diesen Anteil in etwa beizubehal-
ten (1976: 5 von 96, 1977: 31 von 232) (SAPMO-BArch DY 34/11833[a]: 
1f.). Die Entwicklung der ersten Jahre entsprach den geltenden Kriterien, 
nach denen man bei der Einführung der Grundlöhne verfuhr. Neben einem 
hohen Anteil an Mehrschichtarbeit und an erschwerten Arbeitsbedingungen 
zählte bei der Auswahl der Betriebe vor allem ihre »vorrangige Bedeutung 
für die Erhöhung der Leistungskraft der Volkswirtschaft« (Deppe/Hoß 1980: 
134). Im damals aktuellen Fünfjahrplan stellte der Mikroelektronikbereich 
danach noch keinen Schwerpunkt dar.

Mit der Weichenstellung zum Aufbau einer eigenen Mikroelektronikin-
dustrie 1977 änderte sich dies. Die Zahl der Betriebe dieses Ministeriums-
bereiches schnellte nach oben. 1978 sollten bereits in 129 Betrieben des In-
dustriezweigs Elektrotechnik/Elektronik die neuen Grundlöhne angewendet 
werden. Diese Betriebe stellten zwei Drittel der Gesamtproduktion des In-
dustriezweiges (SAPMO-BArch DY 46/6684[a]: 7; SAPMO-BArch DY 
30/2939[a]: fol.171). Nach 8.500 im Jahr 1976 und 30.000 im Jahr 1977 
arbeiteten in diesem Industriezweig 1978 schließlich fast 100.000 Produk-
tionsarbeiter nach den neuen Grundlöhnen. Damit kam jeder fünfte Arbei-
ter, der 1978 in der metallverarbeitenden Industrie nach den neuen Grund-
löhnen bezahlt wurde, aus dem Bereich Elektrotechnik/Elektronik, zwei 
Jahre zuvor war es nicht einmal jeder zehnte gewesen (SAPMO-BArch DY 
30/2939[a]: fol.171; SAPMO-BArch DY 30/2939[b]: fol.531).

Neben den Grundlöhnen entwickelte die Arbeitswissenschaft für den Mi-
kroelektronik-Bereich eine eigene Lohnvereinbarung. Im September 1979, 
mehr als zwei Jahre nach dem Mikroelektronik-Plenum, fasste das Sekre-
tariat des ZK der SED den Beschluss zur »Weiterentwicklung der materi-
ellen Interessiertheit zur Stimulierung hoher Leistungen in der Mikroelek-
tronik« (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-2966).

Die neue Lohnvereinbarung war nur für den Fertigungsbereich der Mikro-
elektronik gedacht und ging im Wesentlichen auf die Erfahrungen zurück, 
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die seit 1975 mit der Einführung der neuen Grundlöhne in diesem Bereich 
gesammelt worden waren. Die Mikroelektronik-Lohnvereinbarung über-
nahm das Konzept der neuen Grundlöhne, entwickelte es gleichzeitig wei-
ter und brachte eigene Neuerungen hervor, die zum Teil in späteren Lohnre-
formen der DDR Eingang fanden. Für wichtige Fragen der Leistungspolitik 
wie Lohndifferenzierung, Arbeitsdisziplin oder Qualitätsorientierung stellte 
der Mikroelektronikbereich gewissermaßen ein Experimentierfeld.

Die gesonderte Lohnregelung für die Mikroelektronikindustrie war inso-
fern außergewöhnlich, als man mit der Grundlohnreform gerade dazu über-
gegangen war, das Lohnsystem der DDR zu vereinfachen und verschiedenste 
Sonderreglungen abzuschaffen. Dutzende Zweigtarife mit fast 200 verschie-
denen Tabellen für Produktionsarbeiter wurden durch zwölf Grundlohnta-
bellen mit sechs Lohngruppen ersetzt (BDA 1990: 113; Vortmann 1985: 79). 
Neben dem Bereich der Mikroelektronikfertigung besaß lediglich die SDAG 
Wismut einen eigenen Tarif.2 Aber anders als der Uranbergbau stand die Mi-
kroelektronik im Zentrum der Rationalisierungsbestrebungen der SED.

Mit der neuen Lohnvereinbarung wurden in der Mikroelektronikindustrie 
die Löhne, die mit der Einführung der neuen Grundlöhne Ende der 1970er 
Jahre bereits gestiegen waren, noch einmal erhöht. Die damit verbundenen 
Zuwachsraten waren nicht unbeträchtlich und lagen zwischen etwa 6% für 
die unterste und etwa 22% für die oberste Lohngruppe. Über die 1980er Jah-
re stiegen Grundlohnsätze wie Schichtzuschläge weiter, allerdings mit ge-
ringeren Steigerungsraten.

Die Stundenlöhne in der Mikroelektronikfertigung, die zuvor im Mittel-
feld des Lohnniveaus in der Industrie gelegen hatten, lagen nun an der Spit-
ze der DDR (BDA 1990: 12). Der Stundenlohn für die in der DDR gängigste 
Lohngruppe 6 betrug nach der Mikroelektronikvereinbarung (ohne Zuschlä-
ge) 3,85 Mark. Ein vergleichbar eingruppierter Chemiearbeiter bekam 3,40 
Mark, ein Produktionsarbeiter der Lohngruppe 6 im Fahrzeugbau 3,30 Mark 
(SAPMO-BArch DY 34/13646, DY 34/11833[b]: 9).

Hinter dem höheren Lohnniveau in der Mikroelektronikindustrie stand 
die wirtschaftspolitische Absicht, für diesen wichtigen Bereich eine entspre-
chende Anzahl von Arbeitskräften zu mobilisieren. In der DDR verordne-
te der Staat Lohnerhöhungen. In den westlichen Volkswirtschaften reagier-

2 Als »Gemeinschaftsbetrieb« (SDAG: Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft) von 
der Sowjetunion nach dem Krieg ins Leben gerufen, um Uranvorkommen auf dem Ge-
biet der späteren DDR zu erkunden, baute die SDAG Wismut das für die Kernkraft und 
die Atomwaffenproduktion wichtige Uran ab. Die Sonderregelungen, die die SDAG Wis-
mut aufgrund ihrer wirtschaftlichen und politischen Bedeutung besaß, erstreckten sich bis 
auf den Bereich der Entlohnung (Enzyklopädie der DDR 2000: 6650).

6.2 Neue Grundlöhne, Mikroelektronik, Rationalisierungsbestrebungen
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te der Markt auf einen Mangel an Arbeitskräften durch höhere Entgelte. 
Die Lohnerhöhungen in der Mikroelektronikindustrie galten allerdings nur 
für Beschäftigte, die in produktiven Bereichen arbeiteten. Beschäftigte in 
»ökonomisch unrelevanten« Bereiche wie der Küche, die am untersten Ende 
der Lohnskala der DDR rangierten, waren davon nicht betroffen (SAPMO-
BArch DY 34/13648[b]: 12).

In der Lohnvereinbarung der Mikroelektronik schlug sich der weltweite 
Konkurrenzdruck, der auch auf der DDR lastete, auf besondere Weise nie-
der. Laut Vereinbarung waren solche »wissenschaftlich-begründete Leis-
tungskennzahlen bzw. -kriterien auszuarbeiten und anzuwenden«, »die aus 
den steigenden internationalen Anforderungen an die Mikroelektronik ab-
geleitet werden« können. 

Noch stärker als bei den neuen Grundlöhnen enthielt die Lohnverein-
barung der Mikroelektronik zahlreiche Elemente, die der Forderung Erich 
Honeckers nach einem »schnelleren Wachstum der Arbeitsproduktivität« 
und einem neuen Tempo der Rationalisierung nachkamen.

Erstens gab man den Betrieben größere Anreize zur Rationalisierung. 50% 
der Lohnmittel, die durch eingesparte Arbeitskräfte frei wurden, durften zur 
»Anerkennung für die Arbeitskollektive eingesetzt« werden. Die Regelung 
der neuen Grundlöhne sah aber nur einen 25%igen Satz vor. Die neue Rege-
lung entsprach der so genannten »Schwedter Initiative«. Im Stammbetrieb 
des PCK (Petrolchemisches Kombinat) Schwedt war es 1978 zu verschie-
denen Rationalisierungsinitiativen gekommen mit dem Ziel, Arbeitsplät-
ze einzusparen. Daraus ging die 50%-Regelung hervor, die nun auf andere 
Betriebe der Volkswirtschaft übertragen wurde (SAPMO-BArch DY 30/J 
IV 2/3-2966: 5).

Tabelle 5: Grundlohntabelle und Mikroelektronikvereinbarung

Lohngruppe Alte Grundlöhne Mikroelektronikvereinbarung
1980 1988

3 2,40 2,55 –
4 2,70 2,95 3,10
5 3,00 3,40 3,60
6 3,30 3,85 4,10
7 3,60 4,30 4,60
8 3,90 4,75 5,10
(9) – – 5,40

Quelle: zusammengestellt aus: BDA 1990: 35 (Tabelle 4a) und SAPMO-BArch DY 34/13648[a]: Anlage 1 
(1986 LG 3 abgeschafft, LG 9 eingeführt). Bezirke der DDR
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Zweitens versuchte man, mit der neuen Mikroelektronik-Vereinbarung 
konsequenter die deklarierte Qualitätsorientierung und Intensivierung der 
Produktion durchzusetzen. Für die Produktionsarbeiter wurden statt dem 
herkömmlichen Prämienstücklohnsystem ein neues Lohnsystem eingeführt, 
»mit dem die für die Mikroelektronik entscheidenden Effektivitätsfaktoren 
wie Ausbeute, Qualität und Zuverlässigkeit stärker stimuliert werden« (SAP-
MO-BArch DY 30/J IV 2/3-2966: 2) sollten. Als Anreiz zur Ausweitung der 
Nacht- und Schichtarbeit und zur größeren Auslastung der Anlagen und Ma-
schinen erhöhte man die Schichtprämien. Herausragende Leistungen und 
Initiativen von Werktätigen (wie Neuerungen) konnten mit Erhöhung der 
Lohn- bzw. Gehaltsgruppe belohnt werden.

Drittens enthielten die Regelungen der Mikroelektronikvereinbarung eine 
größere Lohndifferenzierung. Die relativen Zuwächse zwischen den Lohn-
gruppen lagen bei der Mikroelektronik bei 10-16%, bei den Grundlöhnen 
dagegen bei 8-12%.

Viertens sahen die neuen Maßnahmen bisher neue disziplinierende Ele-
mente vor. Zwar rüttelte man offiziell nicht an dem Prinzip der »Lohnsicher-
heit«. Ganz in Erinnerung an den 17. Juni 1953 legte die Vereinbarung fest, 
dass mit veränderter Lohngestaltung »keine Lohnminderung für die Werktä-
tigen eintreten« (SAPMO-BArch DY 34/13648[a]: 3) dürfe. Aber der Mehr-
leistungslohn wurde strikter an die Erfüllung von konkreten Leistungs- bzw. 
Qualitätskennziffern geknüpft, die nun strenger zu kontrollieren wären. Die 
neuen Schichtprämien sollten bis zu 30% von der monatlichen Planerfül-
lung abhängen, unentschuldigtes Fehlen in einer Schicht den Verfall der ge-
samten monatlichen Schichtprämie nach sich ziehen.

Von den Leistungskennziffern über die Lohndifferenzierung bis zu den 
strengeren arbeitsdisziplinarischen Regelungen – die Mikroelektronikver-
einbarung folgte noch stärker dem Rationalisierungsgedanken als die neuen 
Grundlöhne selbst. Entsprechend formulierte man auch die Zielstellungen zur 
Steigerung der Arbeitsproduktivität ehrgeiziger. Gesamtwirtschaftlich soll-
ten im Planzeitraum 1981-85 mit der leistungsorientierten Lohnpolitik Lohn 
und Produktivität in einer Relation von etwa 1:2 wachsen (SAPMO-BArch 
DY 30/2940[a]: fol.325). In den Vorgaben zur betrieblichen Umsetzung der 
Mikroelektronik-Lohnvereinbarung im Kombinat Mikroelektronik hieß es 
dagegen: »Für jedes % mehr Lohn sind mindestens 3-5% höhere Leistungen 
als Maßstab zu konzipieren.« (SAPMO-BArch DY 34/13648[c]) 

Die neue Mikroelektronik-Lohnvereinbarung trat 1980 in Kraft (SAP-
MO-BArch DY 34/13648[a]). Die ersten zwei Betriebe, in denen im ersten 
Quartal 1981 die neue Lohnlinie angewendet wurde, waren die zwei füh-
renden Fertigungszentren der jungen DDR-Mikroelektronik, das Funkwerk 

6.2 Neue Grundlöhne, Mikroelektronik, Rationalisierungsbestrebungen
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Erfurt und das Halbleiterwerk Frankfurt/Oder. Ein Jahr später hatte die Mi-
kroelektronikvereinbarung die zuvor eingeführten Grundlöhne in über 40 
Betrieben aus sieben Kombinaten ersetzt.

Auf Rationalisierungskurs
Im April 1978 meldete der Zentralvorstand der IG Metall, mit den neuen 
Grundlöhnen seien »in der Elektrotechnik/Elektronik und auch in anderen 
Bereichen die Normuntererfüller« (SAPMO-BArch DY 46/6683[c]: 2f.) an-
gestiegen. Über 20% der Produktionsarbeiter würden die Norm nicht erfül-
len. Beispielhaft für die auftretenden Probleme war die Situation im Funk-
werk Erfurt. Als späterer Stammbetrieb des Kombinats Mikroelektronik war 
das Funkwerk einer der ersten Betriebe, in denen 1977 die Grundlöhne ein-
geführt und später 1980 die Lohnvereinbarung für die Mikroelektronik an-
gewendet wurden. Aus dem Werk, das nach dem Willen der Parteioberen ein 
Musterbetrieb sein sollte, erreichte den Vorsitzenden des Ministerrates im 
Dezember 1977 eine Eingabe von 18 Produktionsarbeitern. Mit der Einfüh-
rung der neuen Grundlöhne im Betriebsteil Mikroelektronik verfehlte fast ein 
Drittel aller 2.000 Beschäftigten die Norm und musste Lohnminderungen in 
Kauf nehmen (SAPMO-BArch DY 46/6684[b]). Im Mai 1977 war in dem 
Betrieb mit der Vorbereitung der Grundlohneinführung begonnen worden. 
Betriebsparteiorganisation (BPO) und Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL) 
bildeten dafür eigens Arbeitsstäbe. Diese sollten eine neue Arbeitsklassifizie-
rung vornehmen und die Normen und die Eingruppierung neu bestimmen. 
Offensichtlich war die »Kalterprobung« der neuen Normen und Kennziffern 
unter ausgewählten Bedingungen verlaufen. Mit der Übernahme in die lau-
fende Produktion im Oktober sank die durchschnittliche Normerfüllung, die 
Zahl der Normuntererfüller nahm deutlich zu. Die durchschnittliche Norm-
erfüllung im Bereich »Fertigung Halbleiter 1« (FH 1) ging von 107,2% auf 
102,3% zurück (SAPMO-BArch DY 46/6684[b]). Erfüllte im September 
noch fast jeder zweite Produktionsarbeiter die Norm über 109%, traf dies 
im Oktober nur noch auf jeden fünften zu. Die Zahl der Beschäftigten, die 
die Norm nicht erfüllten, stieg. Im September erreichte jeder Sechste weni-
ger als 95% der Norm, im Oktober war es bereits jeder Fünfte. Die Zahl der 
Normuntererfüller stieg mit der Einführung der neuen Lohnform flächende-
ckend. Im Industriebereich Elektrontechnik/Elektronik traf es 1979 fast je-
den sechsten Arbeiter, im Werkzeug- und Verarbeitungsmaschinenbau wie 
im Durchschnitt aller Industriebereiche fast jeden fünften.3 Das Staatsse-

3 1979 lag der Anteil der Normuntererfüller im Kombinat Mikroelektronik bei 20,2%, 
im Kombinat Elektronische Bauelemente Teltow bei 25,6%, im Werkzeugmaschinenkom-
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kretariat für Arbeit und Löhne stellte zu Beginn der 1980er Jahre in der ge-
samten Volkswirtschaft eine steigende Tendenz zur Normuntererfüllung fest 
(BStU MfS ZAIG 17229: fol.160). Der Grund für die Normuntererfüllung 
war meist derselbe. Die im Rahmen der forcierten Rationalisierung aufge-
stellten neuen Ziele standen in keinem Verhältnis zu den produktionstech-
nischen Voraussetzungen, die oftmals auf dem alten Stand blieben oder nur 
unzureichend modernisiert wurden. Das betraf sowohl die Ausrüstungen wie 
die Zulieferungen. Von dem lohnpolitischen Lehrsatz »Neue Technik, Neue 
Normen«4 wurde meist nur der letzte Teil eingelöst.

Die Diskrepanz zwischen den aufgestellten Planzielen und den produk-
tionstechnischen Voraussetzungen war ein altes Problem, das nun vor dem 
Hintergrund der neuen ehrgeizigen Ziele an Brisanz gewann. Im Funkwerk 
Erfurt kritisierten die Arbeiter der Mikroelektronik-Abteilung, es würden die 
den neuen Kennzahlen »vorausgesetzte[n] Bedingungen, wie Technologien 
und Ausrüstung und Qualitätsparameter der Materiallieferungen, nicht ein-
gehalten« (SAPMO-BArch DY 46/6684[b]: 7). Im Bereich »FH 1« sollte die 
Qualitätskennziffer um 15% erhöht und Arbeitszeit im Umfang von 8.000 
Stunden eingespart werden. Dafür umgestaltet wurden jedoch lediglich 80 
der über 225 Arbeitsplätzen. Im VEB Kondensatorenwerk Freiberg erfüllte 
nach der Grundlohneinführung jeder dritte Produktionsarbeiter die Norm 
nicht. Als erster Punkt im Ursachenbericht wurde die Einführung neuer tech-
nologischer Verfahren genannt (SAPMO-BArch DY 34/11833[c]: 3).

Die unzureichende technologische Modernisierung bedeutete besten-
falls, dass die Arbeiter die neuen Normen unter den alten Produktionsbe-
dingungen bzw. mit mangelhaftem Material und Maschinen nur mit zusätz-
lichem Arbeitsaufwand erbringen konnten. Nach dem Marxschen Verständnis 
war das eine Steigerung der Ausbeutung. »Diskrepanzen zwischen Aufga-
be und Ausführungsbedingungen« (Böhle u.a. 1992: 79) waren auch ein ty-
pisches Merkmal der Leistungspolitik in den westlichen Industriebetrieben. 
Eine bundesdeutsche Forschungsgruppe nannte dies einen »double bind«: 
die »Ungleichzeitigkeit« neuer Leistungsanforderungen und »alter« Lei-
stungsbedingungen (ebd.: 92). In der (gemessen an den Standards des Welt-
marktes) rückständigen DDR-Wirtschaft trat diese Diskrepanz hier beson-
ders stark auf.

binat Fritz Heckert bei 27,5%, im Kombinat Elektromaschinen Dresden sogar bei 30,0% 
(SAPMO-BArch DY 46/5704: 39f.).

4 Dieser war in den 1960er Jahren im Rahmen des Sozialistischen Wettbewerbs ent-
standen und wurde später im Arbeitsgesetzbuch von 1978 geregelt (AGB §78, 2), um 
»unberechtigte Lohnsteigerungen« im Zuge technologischer Veränderungen zu verhin-
dern (Enzyklopädie der DDR 2000: 899).

6.2 Neue Grundlöhne, Mikroelektronik, Rationalisierungsbestrebungen
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Die SED stand unter dem Druck, den Nachteil der technisch-ökono-
mischen Rückständigkeit der DDR durch eine höhere Leistung der Arbei-
ter auszugleichen; mit anderen Worten, die Arbeiter stärker auszubeuten. 
Inwiefern aus dieser Konstellation größere betriebliche Konflikte hervorgin-
gen, hing von der Konsequenz ab, mit der das betriebliche Management die 
Durchsetzung der neuen Leistungskennziffern betrieb.

Grenzen des betrieblichen Konfl iktmanagements
In den Leitungsorganen von Partei, Wirtschaft und Gewerkschaft war man 
sich dem Problem sinkender Normerfüllung durchaus bewusst. Oftmals be-
stand gerade ein enger Zusammenhang zwischen den auftretenden Proble-
men und einer von oben geforderten strafferen Lohnkontrolle. Offensichtlich 
war man bereit, Konflikte als Preis eines schärferen Rationalisierungskurses 
in Kauf zu nehmen, soweit sie in kontrollierbarem Rahmen blieben.

Eine wichtige Rolle spielte dabei die IG Metall, deren Führung darauf 
drang, die »leistungsorientierte Lohnpolitik« konsequenter durchzuset-
zen. Der Zentralvorstand wurde nicht müde, eine zu weiche Haltung der 
Betriebsgewerkschaftsleitung zu kritisieren und eine konkretere Abrech-
nung der neuen qualitativen Kennziffern einzufordern (SAPMO-BArch DY 
46/5751, DY 46/5752, DY 34/13648[b]). Im März 1981 betonte er in einer 
ersten Zwischenbilanz zur Mikroelektronik-Lohnvereinbarung: »Ein erstes 
Prinzip besteht darin: Der Grundlohn muß erarbeiteter Lohn sein! Damit 
sind Alternativen zur bisherigen Lohngestaltung gegeben.« (SAPMO-BAr-
ch DY 34/13648: 11). Es habe sich bewährt, den »Grundlohn nicht in vol-
ler Höhe« auszuzahlen, wenn die »Leistungsvorgaben nicht erfüllt sind«. 
Je % Nichterfüllung sei der Grundlohn um 3 Pfennig je Stunde zu mindern 
(SAPMO-BArch DY 34/13648: 17).

Die neuen Anforderungen an die Leistungspolitik drückten sich auch in 
den Schulungsvorträgen für die Parteisekretäre der neuen Grundlohnbetriebe 
aus. Ein höherer Arbeitsökonom der Abteilung Planung und Finanzen des 
ZK der SED führte 1980 aus: »Wir müssen uns darüber klar sein, daß heute 
höhere Anforderungen an die Durchsetzung des Leistungsprinzips gestellt 
werden.« (SAPMO-BArch DY 30/7061: 5) Auf den möglichen Einwand, 
das Leistungsprinzip widerspreche dem Marxschen Grundsatz »Jeder nach 
seinen Fähigkeiten«, entgegnete er: Gerade die »konsequente Anwendung 
des Leistungsprinzips« helfe bei der »Bekämpfung von Raffgier und klein-
bürgerlichem Strebertum« und der Überwindung »von überholten nichtbe-
gründeten Leistungskennziffern« (SAPMO-BArch DY 30/7061: 14).

In seinem Vortrag kritisierte der Arbeitsökonom die bisherige Lohnpolitik 
mit ihrem »falschen Verständnis« von Lohn und Leistung. »Probleme bis-
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heriger Lohnpolitik« seien: »ungenügende Normenarbeit« und die »durch 
Disziplinlosigkeit« stattfindende »unkontrollierte Entwicklung des Mehr-
lohns« (SAPMO-BArch DY 30/7061: 41). Diese Probleme gelte es mit der 
neuen Lohnpolitik zu überwinden:

»Wichtig ist, daß völlige Klarheit über das Ziel dieser Arbeit [der leis-
tungsorientierten Lohnpolitik] besteht. [...]

Genossen glauben, daß Lohnerhöhungen allein Leistungssteigerungen 
bringen. So hat z.B. ein Genosse Leiter zum Ausdruck gebracht, daß sie im 
Industriezweig – was den Tatsachen entspricht – Lohnerhöhungen von 50,- 
bis 80,- Mark monatlich durchführen. Und jetzt wörtlich: ›Wir haben das 
volle Vertrauen in unsere Arbeiterklasse, daß dann auch die entsprechenden 
Leistungen kommen.‹

Wir haben natürlich auch volles Vertrauen in die Arbeiterklasse. Aber so 
leicht können wir es uns nicht machen. Die Praxis auch in diesem Zweig 
zeigt, daß entscheidende, dauerhafte Leistungssteigerungen nur erreicht 
werden, wenn entsprechende Leistungsvoraussetzungen auch voll ausge-
schöpft werden. [...]

Es werden auch solche Auffassungen vertreten, die in der Überwindung 
dieser Hemmnisse die wichtigste Aufgabe der Lohnpolitik sehen.

Genossen, eine solche Auffassung ist nicht richtig. Warum? Wenn wir 
die Beseitigung der Disproportionen im Lohngefüge zum Ausgangspunkt 
unserer Arbeit nehmen, würden wir nicht die erforderlichen Leistungsstei-
gerungen erreichen. Natürlich sehen wir die Ungereimtheiten und Dispro-
portionen im Lohngefüge und wissen, daß sie stören. Sie werden im Prozeß 
der Verwirklichung der leistungsorientierten Lohnpolitik Schritt für Schritt 
mit beseitigt.« (SAPMO-BArch DY 30/7061: Bl 25)

Die Grundphilosophie des Vortrages lautete: »Die leistungsorientierte 
Lohnpolitik in den Betrieben beginnt mit der Aufdeckung der Leistungsre-
serven durch die Werktätigen.« (SAPMO-BArch DY 30/7061: 80) Die Hal-
tung des Arbeitsökonomen vom Sommer 1980 entsprach einer in der No-
menklatura verbreiteten Ansicht, auf die sich verschärfenden wirtschaftlichen 
Probleme mit einer »härteren« Leistungspolitik zu reagieren. An der Staats- 
und Parteispitze war man gewillt, die ehrgeizigen Zielstellungen umzuset-
zen. Umgesetzt wurde dieses Vorhaben jedoch auf der betrieblichen Ebene. 
Mit der Einführung der neuen Grundlöhne nahmen die Konflikte in den Be-
trieben zu. Zunächst schienen die Konflikte beherrschbar und im innerbe-
trieblichen Rahmen lösbar zu sein. Doch je weiter die Grundlohneinführung 
voranschritt, desto mehr stieß das Konfliktmanagement an seine Grenzen. 

Mit der Fortführung der Grundlohneinführung wuchs die Zahl poten-
zieller Konfliktfälle. Waren 1977 erst etwa 400.000 Produktionsarbeiter 
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nach den neuen Grundlöhnen bezahlt worden (knapp 100.000 davon im Be-
reich Elektrotechnik/Elektronik), lag deren Zahl zwei Jahre später bereits 
bei 1,4 Millionen, 1982 bei 1,8 Millionen. Anfang der 1980er Jahre wurde 
etwa ein Drittel aller Arbeitnehmer nach den neuen Lohn- und Gehaltstari-
fen bezahlt (SAPMO-BArch DY 34/11833[a]: 1f., DY 30/2940[b]: fol.337; 
Beyreuther 1984: 8; Vortmann 1985: 76f.).

Und im Unterschied zu den ausgewählten Musterbetrieben erfolgte die 
Grundlohneinführung nun in der breiten Masse durchschnittlicher DDR-
Betriebe. Dort gestaltete sich die Diskrepanz zwischen den neuen Zielstel-
lungen und den produktionstechnischen Voraussetzungen oftmals noch un-
günstiger.

Seit den späten 1970er Jahre nahmen die Eingaben zur Einführung neuer 
Grundlöhne merklich zu, insbesondere wegen der ungenügenden »Schaffung 
von Leistungsvoraussetzungen, die zur Nichterfüllung neuer Normen führ-
ten, oder der formalen Umrechnung der Arbeitsnormen«, wie der FDGB-
Bundesvorstand registrierte (SAPMO-BArch DY 34/23364: 2). Auffallend 
viele innerbetriebliche »Vorkommnisse« im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung der »neuen Gründlöhne« erfasste 1980/81 der Kontrollapparat des Mi-
nisterrates und der Staatsicherheit. In einigen Werken kam es deswegen zu 
Unruhen. Eingaben und Kündigungsdrohungen nahmen zu, Gewerkschafts-
austritte wurden angedroht oder vollzogen. Vereinzelt wurde die Arbeit nie-
derlegt (BStU MfS ZAIG 17229: fol.156-172, MfS HA XVIII 3402, MfS 
HA XVIII 3441: fol.145-146, BStU MfS ZAIG 17323).

Neben der zahlenmäßigen Ausweitung gewannen die betrieblichen Kon-
flikte auch deutlich an Schärfe. Ein Streikfall war im Dezember 1980 The-
ma der Sitzung des Sekretariats des ZK der SED. Der Konflikt in einem Be-
triebsteil des VEB Strickwaren Oberlungwitz in Neukirchen gestaltete sich 
ganz ähnlich wie im Funkwerk drei Jahre zuvor. Mit der Umstellung des 
Erzeugnissortiments kam es zu einer Neunormierung der Arbeitsleistung. 
Die 40 Näherinnen legten darauf die Arbeit nieder, weil der Werksleiter sich 
weigerte, »Lohnminderungen gegenüber den Vormonaten auszuschließen« 
(SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3154: fol.140-145). Für weitere Unruhe 
sorgte zwei Monate später eine Eingabe aus einem Glaswerk Schönau bei 
Cottbus. 70 Produktionsarbeiter lehnten die mit der Einführung der Grund-
löhne vorgesehenen Maßnahmen ab. Sie forderten, den Leiter der Abteilung 
Arbeitsökonomie abzulösen und die mit der Neunormierung verbundenen 
Lohneinbußen zurückzunehmen (SAPMO-BArch DY 30/2941[a]: fol.31-37, 
DY 34/13275[a]). In einem anderen Glaswerk (Döbern) hatte es bereits im 
Sommer 1980 die »Situation im Betrieb erfordert«, die Einführung der neu-
en Grundlöhne auszusetzen (SAPMO-BArch DY 30/2940[c]: fol.379f.).
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Die Information des Ministerrates an das Politbüro erweckte den Ein-
druck, es handle sich bei den Konflikten um spezifische »Mängel der Lei-
tungstätigkeit« im Bereich des Kombinates »Lausitzer Glas«, Weißwasser 
(SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2A-2385). Aber Lohnkonflikte wurden zu 
Beginn des Jahres 1981 ebenso aus Betrieben anderer Industriebereiche ge-
meldet wie dem Kombinat Lokomotivbau-Elektronische Werke Hennigs-
dorf, dem Schwermaschinenbaukombinat »Ernst Thälmann« Magdeburg 
oder dem Werkzeugmaschinenkombinat »Fritz Heckert«, wo jeder vierte Ar-
beiter die Norm nicht mehr erfüllte (BStU MfS ZAIG 17229: fol.158-161, 
BStU MfS ZAIG 17233[a]: fol.34-39, BStU MfS ZAIG 17233[b]: fol.22-
27). Im Funkwerk Erfurt kam es im Mai 1980 im Zusammenhang mit der 
Einführung der Mikroelektronik-Lohnvereinbarung erneut zu einem Kon-
flikt. Diesmal blieb es nicht bei einer Eingabe. Eine Abteilung mit 120 Be-
schäftigten legte für sieben Stunden die Arbeit nieder (BStU MfS ZAIG 
17219: fol.2f.).

Die Zunahme der Konflikte in Zahl und Schärfe sensibilisierte die Staats- 
und Parteibürokratie für ein mögliches Konfliktpotenzial. Die Herrschaft der 
SED war nicht ernsthaft bedroht. Vor dem Hintergrund der sich ausweiten-
den Streiks der Solidarność-Bewegung in Polen und angesichts einer sich 
vertiefenden wirtschaftlichen Krise im eigenen Land war die Situation aber 
nicht unproblematisch.

Was war die Antwort der SED-Führung? In seiner Sitzung vom 11. Feb-
ruar 1981 verabschiedete das Sekretariat des ZK der SED eine neue Richt-
linie über die Umsetzung der Lohnreform, die »Grundsätze über die Ver-
antwortung für die Ausarbeitung und Einführung von Leistungskennziffern 
und Produktivlöhnen in Verbindung mit der sozialistischen Rationalisierung 
und wissenschaftlichen Arbeitsorganisation« (SAPMO-BArch DY 30/J IV 
2/3-3177). Es handelte sich um ein fünfseitiges Papier, das vor dem Hin-
tergrund der Arbeitsniederlegung im VEB Strickwaren Oberlungwitz ent-
standen war und als Handlungsanweisung für Kombinats- und Betriebsdi-
rektoren dienen sollte.

Die »Grundsätze« waren widersprüchlich und vermittelten so einen Ein-
druck von Unentschlossenheit. Einerseits betonte man, die »Initiativen der 
Werktätigen« sei weiterhin »auf eine hohe Produktivität und Effektivität« 
auszurichten und die »konsequente Verwirklichung des sozialistischen Leis-
tungsprinzips« nehme nach wie vor einen hohen Rang ein. Andererseits ent-
hielten die Grundsätze eine Reihe von Einzelpunkten, die konfliktentschär-
fend wirkten (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3177: fol.101.).

Innerhalb des Staats- und Parteiapparates kam es zu unterschiedlichen 
Interpretationen des Beschlusses. In einem für die DDR-Geschichte außer-
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gewöhnlichen Vorgang lehnte es der Ministerrat im März 1981 ab, die Fest-
legung des Staatssekretariats für Arbeit und Löhne zur Umsetzung des Be-
schlusses zu bestätigen. Ohne einen größeren Kommentar nahm schließlich 
das Sekretariat des ZK am 1. April die von ihm fast zwei Monate und vom 
Politbüro einen Monat zuvor beschlossenen »Grundsätze« zurück (SAPMO-
BArch DY 30 J IV 2/3-3198: 6, DY 30/2940[d]: fol.40-43).5

In der Praxis wurden die Weichen mit Zugeständnissen an die Arbeiter 
in Richtung Konfliktentschärfung gestellt. Bereits der ZK-Bericht über den 
Streik im VEB Textilwaren Oberlungwitz beklagte »Erscheinungen bürokra-
tischer Arbeit« und die »Vernachlässigung der Arbeit mit den Menschen«, 
die »zu berechtigten Kritiken von Werktätigen in einigen Betrieben« (SAP-
MO-BArch DY 30/2940[e]: fol.46/47) geführt hätten.

Diese Kursrevision schlug sich auch in den Funktionärsschulungen der 
Partei nieder (SAPMO-BArch DY 30/7063). Betriebsleiter mussten sich mit 
dem Konfliktfall des VEB Textilwaren Oberlungwitz auseinandersetzen und 
wurden zu einem vorsichtigeren Umgang bei der Einführung neuer Grund-
löhne und Kennzahlen angewiesen. Der Zentralvorstand wies die Vorsitzen-
den der Bezirks- und Kreisvorstände wie der Betriebsgewerkschaftsleitung 
an, die Werktätigen bei der Einführung der neuen Grundlöhne stärker ein-
zubeziehen und bessere Voraussetzungen für die Erreichung der Leistungs-
kennziffern zu schaffen (SAPMO-BArch DY 46/5753[a]).

Die Einführung der Grundlöhne galt 1982 offiziell als abgeschlossen, ob-
wohl nur 2,4 Millionen und damit lediglich ein Drittel aller Arbeiter und An-
gestellten nach den neuen Grundlöhnen bezahlt wurden (Deppe/Hoss 1989: 
103). Über die Gründe dafür konnte die bundesdeutsche DDR-Forschung da-
mals nur mutmaßen, wobei die Erklärungen von fehlenden Finanzen (Vort-
mann 1985: 77) bis zu relativer Wirkungslosigkeit der neuen Lohnpolitik 
reichten (Deppe/Hoss 1989: 103). Mit Sicherheit ist das zwischenzeitliche 
Aussetzen der Lohnmaßnahmen auch mit den Problemen zu erklären, die 
es mit der Einführung der Grundlöhne gab.

5 Der Streit zwischen dem Ministerrat und dem Staatsekretariat für Arbeit und Löhne 
entzündete sich über die Verantwortlichkeiten bei der Umsetzung des Beschlusses und 
die Art der Fortführung der »leistungsorientierten Lohnpolitik«. Für eine genauere Ein-
schätzung der Hintergründe der Streitigkeiten wie auch der Aufhebung der »Grundsät-
ze« bedarf es weiterer Untersuchungen.
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6.3 Produktivlöhne in Zeiten des wirtschaftlichen Niedergangs

Mit der Neuorientierung in der Lohnpolitik war man von dem zuvor gefor-
derten härteren Rationalisierungskurs abgerückt. Über die 1980er Jahre ging 
man dazu über, das Modell der Grundlöhne weiterzuentwickeln und durch 
die so genannten Produktivlöhne zu ersetzen. Das Politbüro des ZK der SED 
beschäftigte sich im September 1985 und im März 1986 mit der Weiterent-
wicklung der »leistungsorientierten Lohnpolitik« (SAPMO-BArch DY 30 J 
IV 2/2-2131, DY 30 J IV 2/2-2157). Dabei gingen SED und Gewerkschaft 
vorsichtig vor. Die Vorsicht gründete sich aus dem Misstrauen, das ein Groß-
teil der Beschäftigten gegenüber Neuerungen technologischer und arbeits-
organisatorischer Art mitbrachte (Deppe/Hoss 1989: 130f., 149f.).

Produktivlöhne für die neue Technik
Wie zuvor die neuen Grundlöhne wurden die Produktivlöhne nur schritt-
weise in der gesamten DDR-Wirtschaft eingeführt. Und ebenso wie der 
Vorläufer zielten die Produktivlöhne zunächst auf ausgewählte Bereiche 
der Wirtschaft ab. Aber im Unterschied zu den Grundlöhnen verband man 
diesmal die Einführung der Produktivlöhne direkt mit der neuen Technik. 
Vor allem in den Bereichen mit vollautomatischen Maschinen und Anla-
gen, die mit mikroelektronischen Steuerungen und Geräten ausgerüstet wa-
ren, sollten die Produktivlöhne als erstes zur Anwendung kommen (Dep-
pe/Hoss 1989: 104). Eine Direktive zur Weiterführung der Produktivlöhne 
benannte dies 1984 so: 

»Den Schwerpunkt bilden hierbei Forschung und Entwicklung und ande-
re entscheidende Bereiche der Produktionsvorbereitung, sowie solche Pro-
duktionsabschnitte, in denen mit dem Einsatz neuer hochproduktiver Tech-
nologien wie der Robotertechnik und der Anwendung der Mikroelektronik 
ein maßgeblicher Leistungszuwachs für den gesamten Reproduktionspro-
zeß erarbeitet wird.« (SAPMO-BArch DY 34/12917: 14)

Die Produktivlöhne knüpften an zahlreiche Elemente der alten Lohnpo-
litik an. Das betraf zunächst den Grundgedanken des Produktivitätsdeals. 
Die unterste Lohngruppe (LG 3), die bereits 1984 zu weniger als 5% be-
setzt war, wurde 1986 abgeschafft und eine neue Lohngruppe (LG 9) ein-
geführt (SAPMO-BArch DY 34/27019[c]: Anlage 4). Wie bei den Grund-
löhnen und der gesonderten Mikroelektronik-Lohnvereinbarung sahen die 
Produktivlöhne vor, die Arbeitsproduktivität gegenüber dem Lohnzuwachs 
um ein Mehrfaches zu steigern. Die Direktive zur Weiterführung der Pro-
duktivlöhne von 1985 formulierte: »Jede Mark mehr Lohn, jedes % Lohnan-
stieg muß durch ein Mehrfaches an Zuwachs der Arbeitsproduktivität, durch 
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Senkung des Produktionsverbrauchs und der Kosten erarbeitet werden. [...] 
Jede Lohn- und Gehaltserhöhung muß erarbeitet sein [...]« (SAPMO-BAr-
ch DY 34/13260:8, 13).

Die bisherige »technisch begründete Arbeitsnorm« (TAN) wurde durch 
die »Leistungskennziffer« ersetzt, wie es Wirtschaftssekretär Mittag dem 
SED-Chef Honecker im Februar 1981 in einem Schreiben empfohlen hatte 
(SAPMO-BArch DY 30/2941[b]: fol.57). Beabsichtigt war damit eine Ab-
kehr von einer überwiegend quantitativen hin zu einer verstärkt qualitativen 
Arbeitsbewertung. Qualitative Kennziffern gab es bereits in den lohnpoli-
tischen Experimenten der 1960er Jahre in bezug auf die Prämienzahlung 
(Steiner 1999b: 286). Nun wurden diese Ansätze wieder aufgenommen und 
versucht, dieses Anliegen mit Leistungskennzahlen wie Kontinuität des Pro-
zessablaufes, Energieverbrauch, Qualitätsparameter der Erzeugnisse konse-
quenter durchzusetzen.6

Als zentrales Leistungsziel der Produktivlöhne wurde »die hohe Ausla-
stung der Maschinen und Anlagen, die Erhöhung des Anteils der produk-
tiven Arbeitszeit und der Produktionskontinuität« festgeschrieben (SAPMO-
BArch DY 34/13260: 11). Die neuen und teuren Anlangen sollten durch eine 
höhere »produktive Laufzeit« besser und damit effizienter ausgelastet wer-
den. Neben einer Ausdehnung der Schichtarbeit bedeutete dies auch, »unnöti-
ge Stillstandzeiten« oder »überzogene Pausen« zu reduzieren. Die Gesamtar-
beitszeit wurde in produktive Zeit (Laufzeit der Maschinen, Montagearbeiten, 
Werkzeugwechsel, Maschineneinstellung) und in unproduktive Zeit (Aus-
fallzeiten, Erholungszeiten außerhalb der Pausen, zum Teil Wartungszeiten) 
aufgeteilt. Beide Teile besaßen unterschiedliche Lohnprämien.

Die Anwendung des Kriteriums »produktive Maschinenlaufzeit« konn-
te bei Ausfall- und Verlustzeiten zu Lohnabzug führen (Deppe/Hoss 1989: 
104). Den Unterschied zur bisherigen Entlohnungsform verdeutlicht Tabel-
le 6. Nach dem alten Lohnmodell ergab sich auf der Basis von 8 Stunden 
ein Bruttolohn von 46,40 Mark. Nach dem neuen Produktivlohn erreichte 
ein Arbeiter nur bei einem gleichbleibenden Anteil von »produktiver« und 
»unproduktiver« Arbeitszeit einen Lohn von gleicher Höhe. Erhöhte sich die 
»unproduktive« Arbeitszeit, sank der Lohn, in diesem Fall bei einer ganzen 
Stunde auf 43,40 Mark und damit um 4,4%.7

6 Die neuen Normen betrafen Kriterien wie: Arbeitsaufwand bzw. Arbeitsmenge, Qua-
lität der Arbeitsausführung, Material- und Energieverbrauch, Ausnutzung der Maschinen 
und Arbeitszeit (Wörterbuch der Ökonomie Sozialismus 1989: 576).

7 Modellrechnung: Je vier Stunden »produktive« und »unproduktive« Zeit bedeutet 
viermal 7,30 M (29,20 M) und viermal 4,30 M (17,20 M) und ergibt 46,40 Mark. Dage-
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Tabelle 6: Neugestaltung des Lohns nach dem Modell des Produktivlohns

Bisherige Berechnung Berechnung nach dem Modell des Produktivlohns

Produktive nichtproduktive Stunde

Grundlohnsatz 3,80 M/h 3,80 M/h 3,80 M/h

Lohnprämie 2,00 M/h 3,50 M/h 0,50 M/h

Bruttolohn 5,80 M/h 7,30 M/h 4,30 M/h

Quelle: Arbeitskollektiv »Meisterschaft Schleicher« des Betriebes PF 13 im ETW-SKET an 4 CNC-
Maschinen vom Typ CDK, Produktionsarbeiter Lohngruppe 7 im ununterbrochenen Dreischichtsystem. 
Beispiel aus: Thormeyer 1986: 65.

Die Steuerung und Überwachung der Maschine und einen störungsfreien 
Produktionsablauf versuchte man auch gesamtwirtschaftlich als Leistungs-
kriterium gegenüber der Produktionsmenge pro Zeiteinheit zu verankern 
(Stahlhofen 1983: 96-97; Vollmer 1999: 344). Dies fand in der Stärkung 
des Prämienzeitlohns (PZL) gegenüber dem bisher dominierenden Prämi-
enstücklohn (PSL) einen Ausdruck.8 Am Ende der DDR lag das Verhältnis 
des Prämienzeitlohns gegenüber dem Prämienstücklohn bei 40:60 (BDA 
1990: 14).

Weiter wurde mit den Produktivlöhnen beabsichtigt, kollektive Lohn-
formen zu stärken. Ausgehend von einem gewandelten Arbeitsprozess und 
einer veränderten Arbeitsorganisation versuchte man mit den »Kollektiv-
löhnen« nicht anders als bei den leistungspolitischen Reformen im Westen 
(Stichwort Teamarbeit) die Arbeitsleistung zunehmend als Kollektivleistung 
zu messen (Deppe/Hoss 1989: 251; Enzyklopädie der DDR 2000: 4263). 
Auch bei der Umsetzung der Mikroelektronikvereinbarung wurde von »kol-
lektiven Kennzahlen« gesprochen (SAPMO-BArch DY 34/13648[b]: 18).

1988 wurden 1,74 Mio. Beschäftigte, 56% der Werktätigen in der Indus-
trie, nach den neuen Produktivlöhnen bezahlt (Stephan/Wiedemann 1990: 
551). Die Produktivlöhne waren mehr als die Fortschreibung der Grundlöh-
ne unter neuem Label. Es war der Versuch, qualitative Leistungskennziffern, 
kollektive Entlohnungsformen und die Ausschöpfung der Maschinenlauf-
zeit stärker in der Lohn- und Leistungspolitik zu verankern. Es war ein Teil 

gen ergeben drei Stunden »produktive« und fünf Stunden »unproduktive« Zeit nur 43,40, 
weil dreimal 7,30 M (25,55 M) und fünfmal 4,30 M (19,35 M).

8 Der PSL war im wesentlichen eine Verbindung von quantitativen und qualitativen 
Leistungskennzahlen und orientierte sich an der Ausnutzung der Grundfonds, Material- 
und Energieeinsparung, Reklamationsquote; der PZL dagegen stärker an der Kontinuität 
des Prozessablaufes wie der Zahl der Bearbeitungsfehler.

6.3 Produktivlöhne in Zeiten des wirtschaftlichen Niedergangs
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der Intensivierungsanstrengungen der SED. 1984 wurden für die Betriebe 
»vier Hauptkennziffern der Leistungsbewertung« eingeführt, mit denen der 
Gewinn gegenüber reiner Warenproduktion gestärkt wurde.9

Lohnpolitik unter Krisenbedingungen
Die Einführung der Produktivlöhne verlief über die Mitte der 1980er Jahre 
nicht ohne Probleme. Das alte Problem der Grundlöhne, die Diskrepanz zwi-
schen produktionstechnischen Voraussetzungen und Zielen, blieb bestehen. 
Einzelne Arbeiter oder Kollektive kritisierten die ungenügende Information 
über die Einführung neuer Lohnformen bzw. die Vorgabe von Kennziffern, 
die nicht beeinflussbar waren und zu Lohnminderungen führten (SAPMO-
BArch DY 34/13277[a]: 3). Die Konflikte erreichten allerdings nicht annäh-
rend das Ausmaß wie zu Beginn des Jahrzehnts. Die Beschwerden blieben 
vereinzelt. Im Jahr 1985 entfiel nur ein Fünftel der an den FDGB-Vorsitzen-
den Tisch gerichteten Eingaben zur Frage der »Entlohnung« auf die Einfüh-
rung neuer Produktivlöhne (SAPMO-BArch DY 34/13277[b]: 2). Es kam zu 
keinen größeren Vorfällen wie etwa Streiks. Das Politbüro behandelte die Fra-
ge der Produktivlöhne bis Mitte der 1980er Jahre nur einmal ordnungsgemäß 
mit dem Beschluss zur Weiterführung der leistungsorientierten Lohnpolitik 
(SAPMO-BArch DY 30 J IV 2/2-2131). Die Entspannung an der Lohnfront 
passte ganz in die Phase relativer Stabilität jener Jahre. Insgesamt gingen 
seit 1982 die vom FDGB registrierten Arbeitskonflikte zurück.

Für die krisengeplagte Parteiführung war die Zeit Mitte der 1980er Jah-
re eine Ruhephase. 1983 setzte eine verhaltene wirtschaftliche Erholung 
ein, die eine kurze Entspannung der Gesamtlage erlaubte. Vorübergehende 
Sondereinnahmen durch die Erdölexporte linderten den Druck auf Investi-
tionskürzung und Importdrosselung. Nach einem Rückgang im Jahr 1982, 
einem leichten Wachstum 1983 (0,6%) wuchs 1984 das im Inland verwen-
dete Nationaleinkommen mit 3,4% wieder deutlich (Judt 1997a: 100). Aber 
die scheinbare Stabilität stand auf tönernen Füßen. Die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage war die tragende Säule der vorübergehenden Entspan-
nung. Mit deren Verschlechterung kam diese gleichfalls ins Wanken.

9 Zu den vier Hauptkennziffern gehörten neben dem Nettogewinn (Kosten je 100 Mark 
Warenproduktion) die Nettoproduktion, die Erzeugnisse und Leistungen für die Bevölke-
rung und der Export. Je einprozentiger Übererfüllung der Planzahlen erhielten die Be-
triebe je nach Hauptkennziffer zusätzliche Gelder zum Prämienfonds, aus denen die Jah-
resendprämie und Sofortprämien für die Beschäftigten gebildet wurden. Je einprozentige 
Übererfüllung beim Nettogewinn 5 Mark je Vollbeschäftigungseinheit (VbE), bei der Net-
toproduktion 10 Mark je VbE, beim Export zu Valutagegenwert 20 Mark je VbE (Enzy-
klopädie der DDR 2000: 4270ff.; Kusch u.a. 1991: 104).
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Deutlich wurde dies in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, als die Ver-
schuldung wieder stieg und sich die wirtschaftliche Lage verschlechterte 
(Deutsche Bundesbank 1999: 42). Die Betriebe bekamen diesen Druck zu 
spüren. In den Berichten der Staatsorgane häuften sich Problemberichte über 
die Umsetzung der Leistungspolitik. 1987 gelang es lediglich der Hälfte 
der Betriebe, die die Produktivlöhne eingeführt hatten, aller Hauptkennzif-
fern überzuerfüllen (SAPMO-BArch DY 34/13276). Im April 1988 beklag-
ten das Staatssekretariat für Arbeit und Löhne und der Bundesvorstand des 
FDGB, dass »mit der Weiterführung der Produktivlöhne abgegebene Lei-
stungsversprechen nicht eingehalten«, aber Löhne ausgezahlt wurden. Die-
se »ernsthafte Verletzung der leistungsorientierten Lohnpolitik« untergrabe 
»das Leistungsstreben der Werktätigen« und störe »die volkswirtschaftliche 
Entwicklung« (SAPMO-BArch DY 34/27019[b]: 5). Noch im Mai 1989 
mahnte ein Vertreter des FDGB-Bundesvorstandes:

»Es muß noch mit größerer Konsequenz darauf bestanden werden, daß 
die mit dem Leistungsangebot abgegebenen Leistungsversprechen ohne Ab-
striche erfüllt werden. Zahlreiche Betriebe haben da in der Vergangenheit 
Versäumnisse zugelassen.

Die Hauptkennziffern des Planes wurden nicht vollständig erfüllt, 
die Lohnfonds zum Teil erheblich überschritten.« (SAPMO-BArch DY 
34/27019[d]: 4)

Natürlich gab es immer einzelne Fälle, die hinsichtlich der praktizierten 
Leistungspolitik als positives Beispiel herangezogen werden konnten. So be-
richtete der FDGB-Bundesvorstand im März 1987 an das Büro Mittag und 
den Ministerrat, dass die Festlegungen zur leistungsorientierten Lohnpoli-
tik in Betriebskollektivverträgen (BKV) »an Qualität weiter zugenommen« 
(SAPMO-BArch DY 30/2943: fol.134) hätten, und führte als ein Beispiel 
den VEB Messgerätewerk »Erich Weinert« Magdeburg an. Als ein Haupt-
anwenderbetrieb der Mikroelektronik unterschied sich dessen wirtschaft-
liche Situation aber von dem durchschnittlichen DDR-Betrieb. Wie üblich 
in solchen Berichten, wurde die Erfolgsmeldungen ergänzt durch die Be-
merkung, dass noch nicht in allen Betrieben die Lohnmittel gezielt für die 
»Stimulierung wissenschaftlich-technischer Spitzenleistungen« eingesetzt 
würden (SAPMO-BArch DY 30/2943: fol.134). Das Problem der unzurei-
chenden Erfüllung der Leistungsvorgaben vertiefte sich.

»Lohnerhöhung ohne Veränderung der Norm«
In einer Information an den FDGB-Bundesvorstand wurde 1987 berichtet, 
dass viele BGL-Vorsitzende »sich noch nicht im klaren sind, wie sie die 
Leistungsangebote durch Kollektive untersetzen sollen. Einige Kollegen 

6.3 Produktivlöhne in Zeiten des wirtschaftlichen Niedergangs



170       6. Lohn- und Leistungspolitik unter dem Vorzeichen der Mikroelektronik

waren sogar im Zweifel, ob sie überhaupt in der Lage sein werden, eine so 
hohe Leistungssteigerung zu erreichen« (SAPMO-BArch DY 34/27019[e]: 
3). Die von den BGL-Vorsitzenden geäußerten Bedenken reflektierten die 
Stimmung in den Betrieben. Die Unzufriedenheit mit der Einführung der 
Produktivlöhne wuchs langsam aber spürbar. Das Büro des Vorsitzenden 
des FDGB bekam dies über die Eingaben zu spüren. Seit 1986 nahmen 
dort die Eingaben zur Frage von Lohn und zur Prämie zu. Ein Großteil die-
ser Eingaben hing mit der Einführung der Produktivlöhne zusammen.10 An 
den Vorsitzenden des FDGB gingen nur wenige Beschwerdeschreiben im 
Vergleich zu den einzelnen Abteilungen des Vorstandes, die hunderte Ein-
gaben erhielten. Die gleiche Entwicklung fand auch dort statt. Von 1985-
1988 nahmen die Beschwerden zu Fragen von Lohn und Prämie um mehr 
als ein Drittel (37%) und damit deutlich stärker zu als die restlichen Einga-
ben (23%) (selbst berechnet nach SAPMO-BArch DY 34/13836). Verein-
zelt kam es im Zusammenhang mit der Einführung der Produktivlöhne so-
gar zu FDGB-Austritten (SAPMO-BArch DY 34/13265[a]: 3).

Die Beschwerden bezogen sich dabei sowohl auf die wachsende Kluft 
zwischen den Leistungsanforderungen und -voraussetzungen als auch auf 
eine verspätete Einführung der Produktivlöhne und damit ausbleibende Loh-
nerhöhungen. Die Unzufriedenheit über die Gestaltung von Lohn und Lei-
stung dort dokumentieren zahlreiche arbeitswissenschaftliche Studien. Im 
VEB NILES-Werk Dresden, in dem man seit 1986 mehrere Automatisie-
rungsvorhaben auf Basis der Mikroelektronik realisierte, wurde beispiels-
weise die »Einführung einer neuen, stärker an Leistungen gebundenen Lohn-
form« von vielen Werktätigen über längere Zeit nicht akzeptiert (Welskopf 
1988: 2).

Die Beschäftigten besaßen gegenüber den Lohnreformen eine zwiespäl-
tige Haltung. Die damit verbundene Lohnerhöhung wurde begrüßt, aber le-
diglich als Ausgleich für erfolgte Preiserhöhungen angesehen. Die vorgese-
hene Leistungssteigerung wurde dagegen vollständig oder in dem geplanten 
Ausmaß abgelehnt. Diese Haltung war insofern nachvollziehbar, als es im 
Gegensatz zur verkündeten Staatsdoktrin einer »Preispolitik zum Wohle des 
Volkes« immer wieder Bemühungen gab, die offiziell propagierte Preissta-
bilität »unter der Decke« zu durchlöchern (Maier 1996: 286ff.). Insgesamt 
entsprachen die Lohnzuwächse seit Mitte der 1970er Jahre bestenfalls den 
Preissteigerungen. Letztere stiegen um 40 bis 45%, die Arbeitseinkommen 

10 Das betraf 29 von 47 Eingaben zur Frage des Lohns im ersten Halbjahr 1986 (SAP-
MO-BArch DY 34/13277[c]: 4). 1985 bezogen sich lediglich 13 von insgesamt 64 Einga-
ben auf die Einführung neuer Produktivlöhne (SAPMO-BArch DY 34/13277[b]: 2).
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(netto) lediglich um knapp 40% (Manz 1992: 44). Der Stillstand der Reallöh-
ne wurde zum Teil durch das unzureichende Warenangebot verdeckt.

Es kam nicht von ungefähr, dass der erste Konfliktfall, mit dem sich 
das Politbüro im Zusammenhang mit Produktivlöhnen beschäftigte, aus 
einem Betrieb stammte, der bei den Modernisierungsanstrengungen der 
vergangenen Jahre vernachlässigt worden war. Im Herbst 1986 erhielt der 
Staatsrat der DDR eine Eingabe von 35 Arbeitern aus der Maschinenfab-
rik Großschönau mit der Forderung »Lohnerhöhung ohne Veränderung der 
Norm« (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2-2200). Das Politbüro beschäftigte 
sich zu Beginn des Jahres 1987 mit dem Fall und damit seit 1981 wieder 
das erste Mal mit einem Lohnkonflikt.

Der Betrieb gehörte zu dem Ministerium Werkzeug- und Verarbeitungs-
maschinenbau, das laut dem Volkswirtschaftsplan 1987 nach dem Mini-
sterium Elektrotechnik/Elektronik die höchsten Steigerungsraten der Wa-
renproduktion zu erfüllen hatte (Haase 1990: 303). Aber im Gegensatz zu 
zahlreichen anderen Betrieben des Kombinates Textima, zu dem die Ma-
schinenfabrik gehörte, war die mikroelektronische Modernisierung an dem 
Betrieb bisher vorbeigegangen. Wesentliche Fertigungsabschnitte stammten 
aus den 1950er und 1960er Jahren und befanden sich in einem fatalen Zu-
stand (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2-2200: fol.16).

Unmut bestand über den offensichtlichen Widerspruch der steigenden 
Leistungsanforderungen und den sich in letzter Zeit stetig verschlechternden 
Arbeits- und Lebensbedingungen: »Die am 11.11.1986 mit den Unterzeich-
nern der Eingabe durchgeführte Versammlung ergab, daß sie auf ihrem Stand-
punkt beharren, abweichend vom Leistungsprinzip Lohnerhöhungen als 
›Äquivalent für das sich verändernde Preisgefüge bei Konsumgütern‹ durch-
zusetzen. Gleichzeitig wiesen sie auf territoriale Fragen der Versorgung, der 
Wohnungswirtschaft, des Fernsehempfangs und andere sie bewegende Pro-
bleme hin. Trotz Bemühungen der Funktionäre konnte keine Klärung her-
beigeführt werden.« (SAPMO-BArch DY J IV 2/2-2200: fol.16)

Der Konflikt in der Maschinenfabrik Großschönau ging nicht auf die Ein-
führung neuer Produktivlöhne zurück. Aber er stand stellvertretend dafür, 
dass die staatlichen Planauflagen in den Betrieben auf zunehmenden Wi-
derspruch stießen, nicht akzeptiert oder einseitig ausgelegt wurden. Insbe-
sondere für kleinere, schlechter gestellte Betriebe traf dies zu. So vermerkte 
das MfS über die Einführungsprobleme der Produktivlöhne über die Jahres-
wende 1987/1988 in einem Zahnradwerk, in dem der Einsatz von Industrie-
robotern und Büro- bzw. Personalcomputer nur unzureichend stattfand: Die 
Werktätigen würden mit der Lohnerhöhung zufrieden seien, aber zugleich 
äußern: »Man könne sich [...] nicht leisten, die Normenzeiten zu verändern!« 

6.3 Produktivlöhne in Zeiten des wirtschaftlichen Niedergangs
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(BStU BV Pdm AKG 586: fol.118) Nichts anderes drückte die Forderung 
der Beschäftigten der Maschinenfabrik Großschönau nach »Lohnerhöhung 
ohne Veränderung der Norm« aus.

Die Probleme der Lohn- und Leistungspolitik der späten 1980er Jahre 
gestalteten sich ähnlich wie die zu Beginn des Jahrzehnts: Es wurde ver-
sucht, die neuen Leistungskennziffern über die Köpfe der Werktätigen hin-
weg einzuführen, die Leistungsforderungen standen in keinem Verhältnis zu 
den Voraussetzungen und konnte zu Lohneinbußen führen (SAPMO-BArch 
DY 34/13265[b]). Bereits der Kursschwenk zu Beginn der 1980er Jahre, die 
Kennziffern weicher auszulegen, zeigte, dass das bestehende Kräfteverhältnis 
zwischen Arbeiterklasse und SED sich zu ungunsten letzterer zu verschieben 
begann. Die Forderung der Eingabe aus der Maschinenfabrik Großschönau, 
die einen offensiven Charakter trug, war ein Ausdruck dafür.

Auch wenn es eine Minderheitenerscheinung blieb, es häuften sich die 
Fälle, in denen die Arbeiter von sich aus Lohnerhöhungen forderten. Die 
Staatssicherheit registrierte solche Vorkommnisse in den Betrieben mit lohn-
politischen Forderungen (BStU MfS ZAIG 17246: fol.1-4, BStU MfS ZAIG 
17208[a]: fol.3-6).

Das veränderte Kräfteverhältnis resultierte nicht aus einer deutlichen Zu-
nahme von Arbeitskonflikten. Die Verschiebung ging auf einen unterschwel-
ligen Machtverlust der SED zurück. Ihre schwindende Durchsetzungskraft 
begründete sich daraus, dass der wirtschaftliche Niedergang die leistungs-
politischen Vorhaben der SED untergrub bzw. ad absurdum führte. Die Ra-
tionalisierungsappelle konnten noch so oft verkündet werden. Sie mussten 
auf taube Ohren stoßen, wenn die entsprechenden Voraussetzungen fehlten. 
Leitungsmitglieder versuchten lieber die vorgegebenen Richtlinien zu um-
gehen, als angesichts der Rahmenbedingungen mit ihrer Umsetzung mög-
lichen Konfliktstoff zu provozieren. 

Im Staats- und Planungsapparat wechselten sich so Klagen über undis-
ziplinierte Betriebsleiter, die einer Lohnerhöhung trotz unzureichender Leis-
tungssteigerung zustimmten, mit Klagen über Ministerien ab, die Betriebe 
trotz unzureichender Leistungserfüllung für die Einführung und Weiterent-
wicklung der Produktivlöhne bestätigten.

Die Konfliktbewältigung im Fall der Maschinenfabrik Großschönau war 
für das erreichte Stadium der Lohn- und Leistungspolitik bezeichnend. Vor-
dergründig bereinigte man die Situation, indem man mit den Eingebern Ein-
zelgespräche führte und Teile der BGL auswechselte. Aber ein Weg, die sich 
vertiefende Krise aufzuhalten, war damit nicht in Sicht. Die SED forderte 
von den Werktätigen höhere Leistungen, konnte aber ihr eigenes Verspre-
chen, eine technologische Modernisierung vorzunehmen, nicht erfüllen. Das 
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musste das Selbstbewusstsein auf ihrer Seite untergraben, die Werktätigen 
in ihrer Weigerung aber bestärken.

Zur besseren Kontrolle der Lohn- und Leistungssteigerung beschloss der 
Ministerrat in einem letzten Anlauf im Frühjahr 1989, Lohnerhöhungen zu-
künftig ein Quartal später und erst dann vorzunehmen, wenn Betriebe die 
Erfüllung der Hauptkennziffern nachwiesen.11 Zuvor hatte das Politbüro 
des ZK der SED im Spätsommer 1988 festgelegt, mit der Weiterentwick-
lung der »Eigenerwirtschaftung« die Lohnentwicklung konsequent an eine 
zuvor erbrachte Steigerung der Arbeitsproduktivität zukoppeln (SAPMO-
BArch DY 34/27010[a]).

Aber es war ein zentrales Merkmal der Leistungspolitik der späten DDR, 
dass die SED sich nicht in der Lage sah, dies durchzusetzen. Im Gegensatz 
zur sowjetischen Schwesterpartei unter Gorbatschow, deren Perestroika-
Kurs vor allem eine wirtschaftliche Umgestaltung bedeutete,12 besaß die 
Parteiführung am Ende der DDR ein zu geringes Selbstbewusstsein, daraus 
folgende politische und soziale Spannungen in Kauf zu nehmen. Dies hatte 
sich in der Konfliktbewältigung der letzten Jahre gezeigt.

Experiment »Eigenerwirtschaftung«
Auf das grundlegende Problem der Überziehung des Lohnsfonds versuchte 
die SED letztlich, noch einmal im Rahmen der »Eigenerwirtschaftung der 
Mittel« zu antworten. Wie in Kapitel 3.3 gezeigt, stellte dieses Vorhaben 
eine gewisse Renaissance der wirtschaftspolitischen Reformversuche der 
1960er Jahre dar, mit der Absicht, durch eine größere Eigenständigkeit der 
Betriebe die Wirtschaft effizienter zu gestalten.

Erste Versuchsobjekte für das Experiment waren die Kombinate Carl Zeiss 
Jena und Mikroelektronik Erfurt, die beide im Mikroelektronik-Programm 
eine zentrale Rolle spielten. Beiden Kombinaten gestand man die Freiheit 
zu, den Prämienfonds selbst zu erwirtschaften, allerdings mit der Auflage, 
»bei Überschreitungen des Lohnfonds, die nicht durch Leistung kompensiert 
werden, Mittel des Prämienfonds in den Lohnfonds zu überführen« (SAP-

11 Danach wurde festgelegt, die bestätigten Betriebe dürften erst dann (ab 1. April) die 
neuen Produktivlöhne einführen, wenn die Hauptkennziffern der Leistungsbewertung er-
füllt sind. Andernfalls seien entsprechende Veränderungen vorzunehmen oder die Einfüh-
rung zu unterbrechen (SAPMO-BArch DY 34/27009[b]: Anlage 2, 6).

12 Nach einer zunächst zögerlichen Öffnung 1987 wurden in der Sowjetunion Ende 
1988 Reformen beschlossen, die auf eine vollständige Aufhebung des Außenhandels-
monopols hinausliefen und eine größere Eigenständigkeit der Betriebe bedeuteten. Für 
die Einhaltung des Rentabilitätsprinzips schloss man auch die Schließung von Betrieben 
nicht aus (Aganbegjan 1989; Machowski 1990; Saslawskaja 1989).
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MO-BArch DY 34/13275[b]: 3). Eine überplanmäßig starke Lohnentwick-
lung hätte so die Kürzung der Prämien nach sich gezogen.

Vorausgegangen war dem die 5. Tagung des ZK der SED im Novem-
ber 1987 mit dem Beschluss, »das Verhältnis der Leistungen für die Ge-
sellschaft und die Bereitstellung der Fonds durch die Gesellschaft besser in 
Übereinstimmung« (SAPMO-BArch DY 34/13275[b]) zu bringen. Eigens 
für die Weiterentwicklung des »sozialistischen Leistungsprinzips« bildete 
man eine Arbeitsgruppe mit hochkarätigen Mitarbeitern der obersten Ebe-
ne der Nomenklatura.13

Die in der Arbeitsgruppe angestellten Überlegungen enthielten zwei we-
sentliche Punkte. Betriebe, die ihren Lohnfonds überzogen, also überplan-
mäßige Lohnausgaben hatten, sollten zur Verantwortung gezogen werden. 
Statt aus dem Staatshaushalt sollten die zusätzlichen Mittel aus dem eigenen, 
betrieblichen Lohnfonds aufgebracht werden. Daneben musste der kleine, 
aber wachsende Teil der leistungsbezogenen Sofort- oder Initiativprämien 
in Zukunft vom Kombinat selbst erwirtschaftet werden (SAPMO-BArch DY 
34/13275[b]). Zugleich drohte bei Nichterfüllung der wichtigsten Plankenn-
ziffern Kürzung der Zuführungen aus dem Staatshaushalt von jeweils 25% 
(SAPMO-BArch DY 34/27018[b]).

1987 gelang es den Kombinaten Carl Zeiss Jena und Mikroelektronik Er-
furt die geforderten Planziffern zu erfüllen und damit eigenständig mit dem 
selbsterwirtschafteten Kombinatsprämienfonds umzugehen, ohne den Staats-
haushalt zu belasten (SAPMO-BArch DY 34/13275[c]). Dies wurde als Be-
leg herangezogen, dass auch jenseits verschärfter administrativer Kontrolle 
eine günstigere Entwicklung von Lohn und Leistung möglich wäre.

Gesamtwirtschaftlich enthielt das Modell jedoch einigen Sprengstoff. Mit 
den Maßnahmen verschob man die Verantwortung auf die betriebliche Ebe-
ne, aber das schlechte wirtschaftliche Umfeld blieb weiter bestehen. Und 
das machte es für die Kombinate schwer, die gesteckten Ziele zu erfüllen. 
Der FDGB-Vorsitzende Tisch gab zu bedenken, dass der Gewinn nicht un-
bedingt den tatsächlichen Leistungen entspricht. Dieser entwickle sich durch 
die »Bedingungen des Marktes« (Preise, Angebot-Nachfrage) keinesfalls 
immer stabil. Die Frage wäre, »wie zum Jahresbeginn mit solchen Größen 

13 Die Leitung der Arbeitsgruppe oblag dem Staatsekretärs für Arbeit und Löhne Wolf-
gang Beyreuther. Weitere Mitglieder waren: die stellvertretenden Vorsitzenden der staatli-
chen Plankommission (Siegfried Wenzel, Harald Rost), die stellvertretenden Minister der 
Finanzen (Joachim Klinke, Heinz Uteg). Mit Gerhard Muth, Leiter der Abteilung Arbeit 
und Löhne beim FDGB-Bundesvorstand, nahm daneben ein Vertreter der Staatsgewerk-
schaft an den Beratungen teil. Die Teilnahme hochrangiger Funktionäre an den Treffen 
zeigte die Bedeutung, die man dieser Neuerung beimaß.
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gerechnet wird. Denn Realität zeigt sich immer erst am Jahresende.« (SAP-
MO-BArch DY 34/13275[b]: 3)

Solche Bedenken wurden durch die Erfahrungen der anderen 14 Betrie-
ben bestätigt, die an dem Experiment der »Eigenerwirtschaftung« teilnah-
men. Obwohl extra ausgewählt und größtenteils in das Mikroelektronik-Pro-
gramm eingebunden, erfüllten sie ihre Planvorgaben nicht (SAPMO-BArch 
DY 34/13275[c]: 2, DY 34/13275[d]: 4). Die positive Erfahrung der Kom-
binate Carl Zeiss Jena und Mikroelektronik Erfurt hing weniger mit dem 
Experiment der »Eigenerwirtschaftung« zusammen als mit ihrer herausge-
hobenen Stellung in der DDR-Wirtschaft. Erfolgsmeldungen blieben eine 
Ausnahme.

6.4 Der Streit um das 13. Monatsgehalt

Die Absicht der SED, mit den neuen Lohnformen den Anteil des Grund-
lohns am Effektivlohn zu erhöhen, beeinflusste zwangsläufig die Prämien-
zahlungen. Die Auseinandersetzungen betrafen insbesondere die so genannte 
Jahresendprämie als größten Teil der Prämienzahlungen. Die Jahresendprä-
mie bildete eine Art 13. Monatsgehalt, das oftmals zur Anschaffung lang-
lebiger Konsumgüter verwendet wurde. Der Ursprung der jährlichen Ein-
malzahlung lag in den wirtschaftlichen Reformversuchen der 1960er Jahre. 
Einzelne leistungsabhängige Prämienformen und andere Lohnzusätze wur-
den damals in einer Zahlung zusammengefasst. Zum Ende der DDR machte 
die Jahresendprämie etwa 70-80% aller Prämienzahlungen aus.

Die Jahresendprämie sollte die Arbeitskräftefluktuation eindämmen und 
wurde deshalb erst bei einjähriger Betriebszugehörigkeit ausgezahlt. Ihre 
Hauptfunktion bestand jedoch darin, die Arbeiter an der Planerfüllung des 
gesamten Betriebes »materiell zu interessieren«.14 Bei Nichterfüllung des 
Plans drohte Kürzung oder Entzug. 1989 erinnerte sich eine Vertrauensfrau 
aus dem Kombinat Carl Zeiss Jena an die Disziplinierungsabsicht, die mit 
der Jahresendprämie verfolgt wurde:

»Es kam in manchen Jahren dazu, daß der Parteisekretär eines Betriebes 
mit BGL u. dem Betriebsleiter beim GD [Generaldirektor] sogenannte Bet-
telbriefe verteidigt haben um den Kollegen des Betriebes wenigstens die im 

14 Die Jahresendprämie für jeden Arbeiter bestimmte sich zunächst aus dem Gesamt-
ergebnis des Betriebes. In zwei weiteren Schritten wurde die Prämie nach einzelnen Be-
reichen und Abteilungen des Betriebes differenziert, dann nach individueller Leistung 
(Vortmann 1985: 93, 97; Bust-Bartels 1980: 105ff.).

6.4 Der Streit um das 13. Monatsgehalt
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BKV verankerte Prämiensumme pro Beschäftigten zu garantieren. Es ging 
also beim Näherrücken der Prämienzuführung, der Auswertung u. Zahlung/
Termin, immer heiß her in den Kollektiven.

Wir hatten 1983 mal als Zahlungstermin den 21.3.1983. In Rechenschafts-
legungen des BD [Betriebsdirektors] wurde im letzten Quartal eines Jahres 
das Wort Jahresendprämie immer dazu benutzt, die Werktätigen fast erpres-
serisch anzuhalten, mehr zu tun, damit die Prämie überhaupt in Aussicht ge-
stellt wurde.« (SAPMO-BArch DY 34/13645)

Einmal eingeführt, konnte die SED ihre Höhe und Auszahlungsmodalität 
nicht beliebig verändern. Seit Mitte der 1960er Jahre förderte sie gezielt die 
Prämien als Bonuszahlung, um stärkere Anreize zur Steigerung der Arbeits-
leistung zu schaffen (Steiner 1999b: 325). Diese Entwicklung bekam eine 
Eigendynamik. Bereits der 8. FDGB-Kongress 1972 kritisierte die »Fehl-
entwicklungen« im Prämienfonds (Vortmann 1985: 93). Zwischen 1971-
77 wuchs die Jahresendprämie jährlich durchschnittlich über 5% und da-
mit weitaus schneller als die Löhne – in der ersten Hälfte der 1970er Jahre 
angeblich etwa dreimal so hoch (SAPMO-BArch DY 30/7054: 2, SAPMO-
BArch DY 34/27019[c]: 12).

Die Jahresendprämie wird eingefroren
Im Zusammenhang mit der Einführung neuer Lohnformen und der damit 
beabsichtigten Lohnerhöhung beschloss das Politbüro des ZK der SED im 
Mai 1982, die Jahresendprämie nicht mehr an die Entwicklung des Monats-
lohns zu koppeln, sondern auf dem gegenwärtigen Stand einzufrieren. In den 
»Grundsätzen für die Arbeit mit dem Prämienfonds« hob sie hervor: Künf-
tig sollen »die Werktätigen bei Erfüllung ihrer Leistungskriterien eine Jah-
resendprämie annährend in gleicher Höhe wie im Vorjahr erhalten.« Und: 
»Die durchschnittlich bisher in den Betrieben gezahlte Jahresendprämie soll 
im Prinzip nicht weiter erhöht werden.« (SAPMO-BArch DY 34/13552: 4) 
Lediglich Jahresendprämien unter 800 Mark waren ausgenommen.

Dem Politbürobeschluss ging eine mehrjährige Experimentierphase vo-
raus. Bereits 1977 verfügte der Werksdirektor des Funkwerks Erfurt, die 
Jahresendprämie zu kürzen. Der Grund: Die Lohnerhöhungen, die mit der 
Einführung der neuen Grundlöhne verbunden waren, hätten den Lohnfonds 
»mehr in Anspruch genommen als geplant« (SAPMO-BArch DY 46/5127[b]: 
2). De facto lief diese Maßnahme darauf hinaus, einen Teil der Lohnerhö-
hung durch das Einfrieren der Jahresendprämie zu finanzieren.

Das Beispiel des Funkwerkes stellte zum damaligen Zeitpunkt eine Aus-
nahme dar, war aber richtungsweisend. Zur Umsetzung der neuen Lohn-
politik in der Mikroelektronik vereinbarten Gewerkschaft und Partei im 
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Oktober 1979 im Kombinat Mikroelektronik Erfurt: »Der Fonds für die 
Jahresendprämie entspricht der in den Jahren 1977-1979 im Durchschnitt 
in den einzelnen Betrieben je VbE erreichten Jahresendprämie, unter Ein-
beziehung der bisher anstelle der Jahresendprämie gewährten auftragsge-
bundenen Prämierung.

Im Prinzip wird sich die Jahresendprämie nicht weiter erhöhen. Ledig-
lich ungerechtfertigte Unterschiede in der Höhe der Jahresendprämie zwi-
schen den Kombinatsbetrieben werden schrittweise ausgeglichen.« (SAP-
MO-BArch DY 34/13648[c]: 12)

Mit der Regelung des Kombinates Mikroelektronik stellte man die Wei-
chen für die Arbeit mit dem Prämienfonds neu. Der Politbüro-Beschluss 
von 1982 sanktionierte die betriebliche Praxis dort und weitete sie auf die 
Gesamtwirtschaft aus. Die neue Prämienordnung vom 9. September 1982 
legte fest, »daß die durchschnittliche Jahresendprämie je VbE in der Regel 
in der gleichen Höhe wie im Vorjahr festzulegen ist, wenn der Betrieb mit 
der Erfüllung und Übererfüllung seiner Leistungsziele die erforderlichen 
Prämienmittel erarbeitet hat« (Lohn und Prämie 1984: 92ff.).

Abgekoppelt vom Monatslohn erfolgte die Auszahlung der Jahresendprä-
mie in Festbeträgen, die nun an vier statt bisher zwei rationalisierungsori-
entierte Leistungskennziffern gebunden waren.15 Jede Nichterfüllung einer 
Kennziffer konnte eine Minderung der Prämienzuführung um 25% statt wie 
bisher um 20% nach sich ziehen (BArch DY 30/2941[c]: fol.233).

Vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Probleme und einem gesamten 
Prämienfonds von 5,25 Mrd. Mark 1982 war der Grundgedanke, der mit 
den Maßnahmen verfolgt wurde, klar: Jede Mark »zuviel« für Lohn be-
schnitt die Möglichkeiten zu investieren und lief den Rationalisierungsan-
strengungen der SED entgegen. In einer Erläuterung zum Arbeitsgesetz-
buch wurde schließlich 1987 offen eingestanden, »ein Wachsen der Löhne 
und Prämien im gleichen Verhältnis würde unsere Möglichkeiten überstei-
gen« (Lohn und Prämie 1987: 113).

Über die 1980er Jahre (1981-1987) blieben die Steigerungsraten der Prä-
mienzuführungen mit durchschnittlich 1% im Jahr deutlich unter denen der 
Löhne mit 2,5%,16 nachdem bereits zuvor im Zuge der lohnpolitischen »Re-
formen« begonnen wurde, den Anteil der Prämienzahlungen am Arbeits-

15 Zu den zwei ursprünglichen Kennziffern Warenproduktion und Nettogewinn konn-
ten nun auch Nettoproduktion und Erfüllung des Exportplanes hinzukommen.

16 Selbst berechnet nach SAPMO-BArch DY 34/13275[d]. 1981 betrug die Prämienzu-
führung in den Industrieministerien 1.129 Mark, 1987 1.202 Mark, der durchschnittliche 
Arbeitslohn 1981 871 Mark, 1987 1.024 Mark. Spätere Rückrechungen (StJb-DDR 1990: 
144) ergaben ein etwas höheres Niveau, bestätigten aber den grundsätzlichen Trend. Die 
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einkommen zurückzuführen. Ende der 1980er Jahre lag der Anteil der Prä-
mienzahlungen am Gesamtlohn mit 9,2% (1988 – nach 11% 1985) wieder 
auf dem niedrigen Niveau der frühen 1970er Jahre (SAPMO-BArch DY 
34/27009[c]: 5).

Die Stagnation der Prämienzahlungen betraf mehr oder weniger nur die 
Jahresendprämie, da Sofortprämien etwa für die Schichtarbeit wuchsen. In 
der zentral geleiteten Industrie stieg die durchschnittlich gezahlte Jahresend-
prämie zwischen 1981 bis 1988 von 832 Mark auf 873 Mark (Tabelle 7) und 
damit um weniger als 1% jährlich (SAPMO-BArch DY 34/13275[d]: Anla-
ge 3). Infolgedessen fiel die Jahresendprämie in der Industrie gemessen am 
monatlichen Durchschnittslohn zwischen 1981 bis 1988 von 92% auf 82%. 
1977 hatte die Jahresendprämie 102% des durchschnittlichen Monatsein-
kommens betragen (SAPMO-BArch DY 34/13275[d]: 4).

Die Auseinandersetzungen um die Jahresendprämie nehmen zu
Die Abkopplung der Jahresendprämie von der allgemeinen Lohnentwick-
lung führte zu Spannungen und Konflikten in den Betrieben. Als einem von 
der Grundlohneinführung am stärksten betroffenen Bereich registrierte man 

Jahresendprämie ist dort allerdings nicht gesondert aufgeführt. Deshalb wird bei kom-
menden Erörterungen auf die internen Berechungen zurückgegriffen.

Tabelle 7: Gezahlte durchschnittliche jährliche Prämie bzw. Jahresendprämie 
je Arbeiter und Angestellten in der zentral geleiteten Industrie

Jahr
Prämie insgesamt
in Mark

Entwicklung in % 
zum Vorjahr

Jahresendprämie
in Mark

Entwicklung in % 
zum Vorjahr

1981 1.112 832

1982 1.107 -0,4 834 0,2

1983 1.118 1,0 841 0,8

1984 1.151 3,0 851 1,2

1985 1.182 2,7 859 0,9

1986 1.206 2,0 868 1,0

1987 1.218 1,0 870 0,2

1988 1.228 0,8 873 0,3

Quelle: SAPMO-BArch DY 34/13275[d] mit eigenen Berechnungen.
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im Ministeriumsbereich Elektronik/Elektrotechnik eine hohe Sensibilität der 
Belegschaften hinsichtlich der Entwicklung der Jahresendprämie.

Im Funkwerk Erfurt stimmte 1977 eine größere Zahl von Vertrauensleu-
ten gegen einen Betriebskollektivvertrag, der die vereinbarte Höhe der Jah-
resendprämie von 100% in Frage stellte (SAPMO-BArch DY 46/5127[b]). 
Beim Zentralvorstand der IG Metall beschwerte sich 1980 der stellvertretende 
BGL-Vorsitzende des VEB Geräte und Regler-Werk Teltow darüber, dass 
die Jahresendprämie trotz Planübererfüllung nur 92% betrage. Das »würde 
ganz eindeutig unserem sozialistischem Leistungsprinzip entgegenstehen« 
(SAPMO-BArch DY 46/5698[a]). Über die 1980er Jahre wuchs der Anteil 
der Eingaben zu Prämienfragen. Bei »Eingaben zu Prämierungen zeichnet 
sich vor allem eine steigende Tendenz zu Fragen der Gewährung und Höhe 
der Jahresendprämie ab. So erwarten die Werktätigen nach wie vor eine Be-
rechnung ihrer Prämie nach dem Monatsverdienst, obwohl dies mit der seit 
1982 geltenden Prämienverordnung bei der Einführung der Produktivlöhne 
keine Berechnungsgrundlage mehr ist«, wurde 1985 an den Bundesvorstand 
des FDGB berichtet (SAPMO-BArch DY 34/13836[a]: 5).

Mit der schlechten wirtschaftlichen Lage spitze sich die Situation weiter 
zu. Seit 1987 nahm die Zahl der Betriebe mit Planerfüllungsproblemen dra-
matisch zu. Auch Betriebe des Mikroelektronik-Programms tauchten des öf-
teren in den Problemmeldungen auf. In einem FDGB-Bericht über den Stand 
der Planerfüllung zu Beginn des Jahres 1988 wurde u.a. aufgeführt:

»VEB EAW ›Friedrich Ebert‹
Nicht ganz erreicht hat ihr Ziel die Erzeugnislinie Elektronik, obwohl 

große Leistungen der Kollektive vollbracht wurden. Durch zu späte Bereit-
stellung der Zulieferungen können bestimmte Erzeugnisse auf Grund ihres 
technologischen Durchlaufes nicht termingemäß fertiggestellt werden.

So z.B. fehlen beim Erzeugnis S 2000 passive Bauelemente aus dem 
Kombinat Elektronische Bauelemente Teltow. Für das Erzeugnis P 8000 feh-
len Baugruppen aus dem Kombinatsbetrieb EAW-Elektronik Dresden und 
Schaltelektronik Oppach sowie Zulieferungen von Robotron.

[...]
VEB Halbleiterwerk Frankfurt/Oder
Der NSW konnte nicht erfüllt werden (s. Statistik). Hauptursachen dieses 

Problems liegen in der Dollarabwertung und den durch den Konkurrenz-
kampf bedingten Preisen, die bei den RRC-Geräten die erforderliche Devi-
senrentabilität nicht sichern.

Ein weiteres Problem zeigt sich in der materiell-technischen Absicherung 
von Zuliefererzeugnissen. Das betrifft Trägerstreifen für Chips sowie benö-
tigte Lautsprecher für Radiocomputer.

6.4 Der Streit um das 13. Monatsgehalt
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Es sollen ca. 100.000 Radiocomputer hergestellt werden, aber nur für 
60.000 dazugehörige Lautsprecher werden geliefert (Bilanzierungspro-
blem).« (SAPMO-BArch DY 34/13275[e]: Anlage 1)

Die SED kam so mit ihrem gepredigten Leistungsprinzip in eine ideo-
logische Krise. Der Unmut unter Beschäftigten richtete sich dagegen, dass 
die SED höhere Leistungen forderte, aber die Jahresendprämie sich nicht 
dementsprechend entwickelte. Die Beschäftigten konnten die Erfüllung der 
Kennzahlen und damit die Höhe der Jahresendprämie kaum beeinflussen.

Zunächst rückte die Parteiführung nicht von ihrem Kurs ab, die Jahres-
endprämie von der Lohnentwicklung abzukoppeln. Allerdings tolerierte sie 
mehr »Ausnahmeentscheidungen zur Jahresendprämie«. Um die Jahresend-
prämie zu sichern, konnten die Betriebe staatliche Unterstützung beantragen, 
wenn sie einen geringen Prämienfonds besaßen oder unverschuldet den Plan 
nicht erfüllten.17 Damit wurde das Problem ein wenig entschärft, aber nicht 
gelöst. Anfang der 1980er Jahre betrug die Kürzung der Jahresendprämie in 
betroffenen Betrieben trotz Ausnahmeentscheidung bis zu 50 Mark, in Ein-
zelfällen auch mehr (SAPMO-BArch DY 30/2941[d]: fol.183).

Im Februar 1987 befasste sich das Sekretariat des ZK der SED mit einem 
Arbeitskonflikt, der mit der Jahresendprämie zu tun hatte. Im VEB Buchungs-
maschinenwerk Karl-Marx-Stadt, einem Betrieb des Kombinates Robotron 
Dresden, lehnte eine Vertrauensleuteversammlung einen Betriebskollek-
tivvertrag ab, der vorsah, die durchschnittlichen Jahresendprämie von 840 
Mark auf 800 Mark zu kürzen (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-4100, SAP-
MO-BArch DY 34/13265[c]).

Die Tatsache, dass die SED-Führung mit dem Buchungsmaschinenwerk 
den Problemfall eines Betriebes behandelte, der im Mikroelektronik-Pro-
gramm eine herausragende Rolle spielte, zeigte, welches Ausmaß das Pro-
blem der Jahresendprämie zu diesem Zeitpunkt angenommen hatte. Im 
selben Jahr häuften sich auf Vertrauensleuteversammlungen des FDGB Ge-
genstimmen oder Ablehnungen des Betriebskollektivvertrages (BKV) we-
gen Änderungen der Prämienmittel (Klenke 2003: 16). Im Stahlwerk Hen-
nigsdorf legten deswegen einige Abteilungen sogar kurzzeitig die Arbeit 
nieder (Gehrke 2001a: 211).

17 Innerhalb von zwei Jahren verdoppelte sich die Anzahl der Betriebe, für die Aus-
nahmeentscheidungen getroffen wurden von 381 (1985) auf 878 (1987), während der 
Mittelbedarf von 66,9 Mio. Mark auf 164,3 Mio. Mark stieg. Die Anzahl der betroffenen 
Beschäftigten betrug 1988 knapp 1 Mio. und erreichte damit fast wieder das Niveau der 
späten 1970er Jahre (SAPMO-BArch DY 34/13275[d]: Anlage 3 u. Anlage 6, SAPMO-
BArch DY 30/6252: fol.61, SAPMO-BArch DY 34/13275[f]: 1).
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Die Jahresendprämie wird wieder »aufgetaut«
Im letzten Jahr der DDR sah sich die Parteiführung allerdings gezwungen, 
zu reagieren. Der Unmut über die Entwicklung der Jahresendprämie blieb 
groß, wie Eingaben an den FDGB zeigten (SAPMO-BArch DY 34/13836[b]: 
3). Er brach sich im Frühjahr 1989 in Gewerkschaftsversammlungen Bahn 
(Klenke 2003: 15/16). Im Mai 1989 wurde der FDGB-Vorsitzenden Har-
ry Tisch in ungewöhnlich offener Weise darüber informiert, dass die Dis-
kussionen bei den Gewerkschaftswahlen und die gestiegenen Eingaben zei-
gen, dass die Kritik an der Handhabung zur Jahresendprämie weiter zunahm 
(SAPMO-BArch DY 34/13275[g]: 1). Erste kollektive Austritte aus dem 
FDGB in diesem Jahr gingen auf die Berechnung der Jahresendprämie zu-
rück (SAPMO-BArch DY 34/13248[a]: 8).

Auf Betriebsversammlungen machten die Arbeiter ihrem Unmut Luft. Da-
runter befanden sich auch viele Betriebe des Mikroelektronik-Programms: 
Dem FDGB-Bundesvorstand wurde berichtet:

»Die Werktätigen der Magdeburger Werkzeugmaschinenfabrik ›Hermann 
Matern‹ erklärten, daß es ihnen unverständlich ist, wie trotz jährlich erheb-
licher Leistungssteigerungen die Jahresendprämie über das festgeschriebene 
Niveau von 1982 nicht hinausgehen darf. Das widerspricht ihrer Meinung 
nach dem Leistungsprinzip. [...]

Im Fernsehgerätewerk ›Friedrich Engels‹ Staßfurt erwarten die Werktäti-
gen auf Grund der guten Planerfüllung 1988 auch eine höhere Jahresendprä-
mie, weil sie der Auffassung sind, daß die Höhe der Jahresendprämie auch 
ein Ausdruck der betrieblichen Leistungsentwicklung sein soll.« (SAPMO-
BArch DY 34/12375: Anlage 1, 1f.)

In der besagten Magdeburger Werkzeugmaschinenfabrik wurde der 1. 
Sekretär der SED-Bezirksleitung und zugleich Politbüromitglied Werner 
Eberlein »mit kritischen Fragen zur Jahresendprämie konfrontiert«. Gleiches 
wiederfuhr dem Bezirksvorsitzenden des FDGB im Stammbetrieb des 
Schwermaschinenkombinates »Karl Liebknecht«. Ende März beschäftigte 
sich das Politbüro mit »Vorkommnissen im Zusammenhang mit der Zah-
lung von Jahresendprämien« (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2-2320). Ne-
ben Austrittserklärungen aus dem FDGB war es zu einer Arbeitsniederle-
gung im Fuhrpark der Brauerei Eisenach gekommen (SAPMO-BArch DY 
30/J IV 2/2A-3204).

Angesichts der Entwicklung, dass die stagnierende, in Einzelfällen sin-
kende Jahresendprämie zunehmend an Anreizfunktion verlor und zugleich 
ein beträchtliches Konfliktpotenzial produzierte, dachte man in den Fach- 
und Führungsgremien von Partei, Staat und Gewerkschaft über eine Reform 
der bestehenden Prämienregelung an.

6.4 Der Streit um das 13. Monatsgehalt
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In Vorbereitung auf den geplanten XII. Parteitages der SED erarbeiteten 
das Staatssekretariat für Arbeit und Löhne und Teile des Bundesvorstandes 
des FDGB ein Papier zur Weiterentwicklung der Lohnpolitik.18 Hier wurde 
der Kurs, die Jahresendprämie einzufrieren, revidiert. Statt die Jahresend-
prämie auf dem Stand von 1982 festzuschreiben, sollte sich diese wieder 
dem Durchschnittslohn angleichen. In der letzten Fassung des Papiers vom 
Juni 1989 schrieb man: »Der Prämienfond soll stärker als bisher zur Stimu-
lierung des Leistungszuwachses der Kombinate und Betriebe beitragen. [...] 
Die Jahresendprämie der Werktätigen soll bei hohen Leistungen etwa einen 
Monatslohn erreichen.« (SAPMO-BArch DY 34/27009[c]: 17).

Sieben Jahre nach dem Beschluss des Politbüros, die Jahresendprämie 
einzufrieren, gab die SED dieses Vorhaben auf. Denn, wie an einer Stelle 
des Papiers vermerkt: Auf »Minderungen der Jahresendprämie reagieren 
die Werktätigen sehr sensibel« (SAPMO-BArch DY 34/13275[d]: 3). Be-
vor das neue Vorhaben jedoch umgesetzt werden konnte, war das SED-Re-
gime durch eine Massenbewegung von unten gestürzt.

6.5 Lohn- und Leistungspolitische Bilanz

Wie gezeigt, existierte in der DDR ein permanenter Konflikt um Lohn und 
Leistung. Dieser beeinflusste die Gestaltung des Verhältnisses der beiden 
Größen. Anschaulich zeigte dies schon der Arbeiteraufstand vom Juni 1953. 
Nach dem Massenprotest wurden die Normerhöhungen zurückgenommen 
und in den darauffolgenden Monaten stiegen die Löhne ungewöhnlich stark. 
Eine ähnliche Entwicklung konnte man in den westlichen Industrieländern 
beobachten, als es dort in den späten 1960ern und frühen 1970er Jahren ei-
nen deutlichen Aufschwung von Lohnkämpfen gab. In vielen Ländern er-
reichten die Streiktage den höchsten Stand seit den 1920er und 1930er Jahren 
und es kam in zahlreichen Ländern zu bisher einmaligen Reallohnsteige-
rungen (Lüdemann 1996: 262, 266).

Die Lohnkämpfe waren ein zentraler, aber nicht alleiniger Faktor für die 
Lohnentwicklung. Die Auseinandersetzungen um Lohn und Leistung fanden 
unter bestimmten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen statt. In den späten 
1970er und über die 1980er Jahre lag in zahlreichen westlichen Industrie-
ländern die Anzahl der Streiktage über dem Niveau der 1950er und 1960er 
Jahre. Aber dennoch wuchsen in diesem Zeitraum, der von wirtschaftlichen 

18 Verschiedene Versionen des Papiers befi nden sich in der Akte SAPMO-BArch 
DY34/27009.



183

Krisentendenzen gezeichnet war, die Realeinkommen weitaus geringer als 
in den zwei Jahrzehnten zuvor, als die Wirtschaft kontinuierlich wuchs und 
die Arbeitslosigkeit gering war.19

Wie gestaltete sich die Entwicklung von Lohn und Leistung in der DDR? 
Nach der Partei- und Staatsführung sollte mit der neuen Lohn- und Lei-
stungspolitik eine größere Leistungsorientierung der Bezahlung umgesetzt 
werden und die Produktivität stärker als die Löhne wachsen.

Lohnhöhe und Mikroelektronik-Programm
Die Recherchen dieser Arbeit stützten nicht die Annahme, dass Arbeit an, 
mit oder für die neue Technik generell mit einem höheren Lohn verbunden 
war.20 Vielmehr schien auch für den Mikroelektronikbereich die Feststel-
lung zu gelten, die Szydlik über den Zusammenhang von Arbeitseinkommen 
und Arbeitsstrukturen in der DDR traf, nämlich dass »geplante volkswirt-
schaftliche Bedeutsamkeiten« sich nicht »nicht generell in höhere Einkom-
men der entsprechenden Arbeitnehmer niederschlagen« mussten (Szydlik 
1993: 187).

Das Arbeitskommen der am Mikroelektronik-Programm Beschäftigten 
gestaltete sich sehr unterschiedlich. Beschäftigte in der Mikroelektronik-
fertigung des Halbleiterwerks Frankfurt/Oder erzielten 1986 ein monat-
liches Nettoeinkommen von 900-1.000 Mark bzw. 1.200 Mark (je nach 
mündlicher oder schriftlicher Befragung) (Sailer 1990b: 105). Das durch-
schnittliche monatliche Nettoarbeitseinkommen in der DDR betrug in die-
sem Jahr 1.018 Mark (StJb-DDR 1990: 144). Dass die Arbeit an der neuen 
Technik nicht zwangsläufig die materielle Lage der Beschäftigten verbes-
serte, zeigt das Beispiel der Datenerfasserinnen. Deren Arbeitstätigkeit wur-
de zunehmend durch die neue Informationstechnologie geprägt. Auch nach 
deren Einführung in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre wurde diese Grup-
pe mit 530,- bis 700,- Mark Brutto weiterhin schlecht bezahlt (Forschungs-
bericht 1988: IV/11).

19 In den 12 EG-Ländern lag die durchschnittliche Steigerung des Realeinkommen in 
den 1960er Jahren bei 5,1%, in den 1970er und 1980er Jahren bei nur noch 3,1% bzw. 
1,3%, in den USA bei 2,4% und 0,8% bzw. 0,6% (Lüdemann 1996: 266). Der Anstieg der 
1970er Jahre konzentrierte sich zudem auf die erste Hälfte des Jahrzehnts.

20 Schüle (1995: 304) schrieb in ihrer sehr lesenswerten Betriebsgeschichte des Bü-
romaschinenwerkes Sömmerda, die Beschäftigten dort hätten aufgrund des hohen wirt-
schaftspolitischen Stellenwertes des Werkes (einer der größten Computerproduzenten 
der DDR) »sehr gute Löhne« bekommen und sich von den anderen Branchen abgeho-
ben. Nach Adler/Kretzschmar (1993: 96) stellte dies einen Teil der Ungleichheitsstruk-
turen in der DDR dar.

6.5 Lohn- und Leistungspolitische Bilanz
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Der für das Mikroelektronik-Programm relevante Ministeriumsbereich 
Elektrotechnik/Elektronik war keinesfalls übermäßig mit höheren Lohn-
stufen besetzt (Tabelle 8). Ende der 1980er Jahre erreichte das Nettoein-
kommen in diesem Bereich nur knapp das durchschnittliche Niveau der 
gesamten Industrie (BDA 1990: 18). Das Lohnniveau in den am Mikroelekt-
ronik-Programm beteiligten Betrieben hob sich also keineswegs prinzipiell 
von dem allgemeinen Lohniveau ab. Nach wie vor spielte die Eingruppie-
rung der Tarife und Lohngruppen nach Arbeitstätigkeiten und Qualifikati-
on eine zentrale Rolle.

Zunächst sah es danach aus, dass sich die herausgehobene wirtschafts-
politische Bedeutung des Industriezweiges EEG auch in der Lohnentwick-
lung der dort Beschäftigten niederschlagen würde. Nach 100,8% 1978 be-
trug das durchschnittliche Bruttoarbeitseinkommen im Zweig EEG 1982 
102,4% des durchschnittlichen Bruttoarbeitseinkommens in der gesamt-
en Industrie (StJb-DDR 1984: 155, StJb-DDR 1990: 187). Das hing damit 
zusammen, dass die mikroelektronikrelevanten Betriebe entsprechend ih-
rer volkswirtschaftlichen Bedeutung bei der Einführung neuer Lohnformen 
zunächst Vorrang hatten. Das gesamtwirtschaftliche Wachstum der Einkom-
men ging überproportional auf die neuen Produktivlöhne zurück (Tabelle 
9). Über die 1980er Jahre wuchsen die neuen Produktivlöhne um rund 4% 

Tabelle 8: Anteil der Werktätigen ausgewählter Lohnstufen
an der Gesamtzahl der Arbeiter und Angestellten in ausgewählten Industriebereichen
und im Bauwesen 1984 (in %)

Lohnstufe Grundstoffi ndustrie Metallverarbeitende Industrie

(Brutto im
Monat)

K/E EMK Chemie E/E SMAB WuV Leicht-
indus-
trie

Glas/
Kera-
mik

Bau-
wesen

bis unter
600 M

2 2 2 1 2 2 5 2 2

600 M bis
unter 800 M

13 11 14 14 11 10 31 18 14

800 M bis
unter 1.000 M

28 30 30 28 25 23 37 33 36

1.000 M und 
darüber

58 57 55 57 63 65 28 47 49

Quelle: Repräsentative Lohndatenerfassung März 1984, SAPMO-BArch DY 34/27019[c]: Anlage 4
(K/E – Kohle und Energie, EMK – Erzbergbau, Metallurgie und Kali, E/E – Elektrotechnik/Elektronik, 
SMAB – Schwermaschinen und Anlagenbau, WuV – Werkzeug- und Verarbeitungsmaschinenbau)
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jährlich und damit etwa doppelt so schnell wie die alten Grundlöhne (selbst 
berechnet nach: SAPMO-BArch DY 34/27003).

Mit der Verbreiterung der neuen Lohnform ging dieser »Vorsprung« der 
frühen Lohnerhöhung wieder verloren. Seit Mitte der 1980er Jahre ver-
schlechterte sich die Position der EEG-Beschäftigten relativ. Das durch-
schnittliche Bruttoeinkommen fiel gegenüber dem der Industrie auf 100,3% 
1989 und damit auf den Tiefstand zu Beginn der 1970er Jahre mit 100,4% 
(StJb-DDR 1990: 187). Ein Spiegelbild dafür war die absolute Entwicklung 
der durchschnittlichen Bruttoarbeitseinkommen.21 Zwischen 1977-1989 
wuchsen diese in der Industrie der DDR um jährlich etwa 2,8%, in dem für 

21 Nach dem statistischen Jahrbuch der DDR umfasste das Bruttoarbeitseinkommen 
in der DDR neben dem Lohn bzw. Gehalt auch Prämien sowie leistungsunabhängige 
Vergütungen wie Ehegattenzuschläge, Kindergeld. Es entsprach etwa dem bundesdeut-
schen »Bruttoarbeitsverdienst« oder »Bruttolohn und -gehalt« (Vortmann 1985: 26, 56; 
BDA 1990: 9).

Tabelle 9: Unterschied der Durchschnittslöhne nach Lohnform
Bruttolohn je vollbeschäftigtem Arbeiter und Angestellten in Industrie und Bauwesen 1988, 
Mark/Monat

Beschäftigungsgruppe neue
Produktivlöhne

bisherige
Produktivlöhne
(alte Grundlöhne)

Differenz

Produktionsarbeiter 1.110 1.040 6,7%

Meister 1.370 1.218 12,5%

H/F-Kader 1.477 1.380 7,0%

Techn.-ökon. Fachkräfte 899 850 5,8%

Datenverarbeitung
– Facharbeiter
– Hoch- und Fachschulkader

1.015
1.458

PKW-Fahrer 1.178 1.104 6,7%

Küchenpersonal 842 793 6,2%

Betreuungspersonal 807 781 6,7%

Quelle: SAPMO-BArch DY 34/27003, Monatliche Durchschnittslöhne (Bruttolohnsumme) der voll-
beschäftigten Arbeiter und Angestellten nach Beschäftigungsgruppe (in Betrieben mit neuen Pro-
duktivlöhnen – Weiterführung – und in Betrieben, die noch nicht in die Weiterführung einbezogen 
sind), Anlage 4 des 1. Entwurfs »Analyse und Vorschläge zur weiteren Ausgestaltung der materiellen 
Interessiertheit der Werktätigen in Vorbereitung des XII. Parteitages der SED« [wahrscheinlich Ende 
Juni 1989].

6.5 Lohn- und Leistungspolitische Bilanz
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das Mikroelektronik-Programm zentralen Industriezweig Elektrotechnik/
Elektronik/Gerätebau (EEG) um 2,7% jährlich (selbst berechnet nach StJb-
DDR 1990: 144, 187, StJb-DDR 1984: 155).

Lohnpolitische Bilanz
Zentrales Vorhaben der neuen Lohnpolitik war es, dem Auseinanderlaufen 
von Tarif- und Effektivlohn entgegenzutreten und damit eine übermäßige 
Lohnentwicklung (Lohndrift) zu drosseln. Für das Vorhaben schien die An-
wendung mikroelektronischer Technik wie gemacht. Die Arbeitswissen-
schaft in der DDR hoffte, die veränderte Arbeitsweise und neue Technik 
ermöglichten eine bessere Lohnkontrolle, da die Arbeiter das Endergeb-
nis infolge der vorgebenden technischen Parameter weit weniger beeinfl us-
sen könnten als in der nicht- oder nur teilautomatisierten Produktion (Vgl. 
Schier 1983: 97). 

Die Anwendung der neuen Lohnform in den ersten Jahren schien die Er-
wartung zu bestätigen. Nach einer Studie hing die zögerliche Bereitschaft 
der Arbeiter zur Arbeit an der neuen Technik mit der Befürchtung zusam-
men, dass »wenn die Technik einmal ›läuft‹, in der Tendenz lediglich eine 
100%ige Normerfüllung möglich« sei (Stahlhofen 1983: 106). Zudem 
stieg mit der neuen Lohnform der Anteil der »technisch bedingten Arbeits-
normen« (TAN), die eine »härtere« Bewertung der Arbeitsleistung erlaubten. 
Ende der 1970er Jahre betrug der TAN-Anteil an der gesamten Arbeitszeit 
in den neuen Grundlohnbetrieben des Bereiches Elektrotechnik/Elektronik 
50-83% und lag damit deutlich über dem Durchschnitt des gesamten Mi-
nisteriumsbereiches von 34% (SAPMO-BArch DY 46/6683[c]: 6). Über 
die 1980er Jahre stieg der TAN-Anteil in der Gesamtwirtschaft und machte 
1988 durchschnittlich 64% der genormten Arbeitszeit aus (SAPMO-BArch 
DY 34/27019[c]: 2, DY 34/27019[b]: 9). 

Tatsächlich gelang es über die 1980er Jahre, den Anteil des Grundlohns 
am Bruttolohn zu erhöhen. Hatte der Grundlohn am Effektivlohn in den 
frühen 1970er Jahren je nach Bereich 35-50% ausgemacht, lag 1984 sein 
Anteil am Bruttolohn (ohne Lohnzuschläge) bei 70,4% und stieg 1988 auf 
76,0% (SAPMO-BArch DY 34/27019[c]: 8, Anlage 4, DY 34/27009[c]: 
12). Das war etwa das Niveau der frühen 1950er Jahre (Hübner 2004a). 
Mit der Lohnpolitik zu Beginn der 1980er Jahre gelang es der SED, den 
Tariflohn an den Effektivlohn heranzuführen und das Lohnwachstum ins-
gesamt zu drosseln. 

Zwischen 1981 und 1983 lag die jährliche Wachstumsrate des Bruttoar-
beitseinkommens mit 1,8% so tief wie kaum in einer anderen Periode der 
DDR-Geschichte. Nur in den zwei Jahren nach dem Mauerbau wurde die 
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Lohnentwicklung etwa genauso stark gedrosselt. 1983 kam es wie 1961/62 
zu einer negativen Entwicklung des Realeinkommen.22

Der Erfolg der Stabilisierung der Lohndrift im Bereich des Tarif- und Ef-
fektivlohns erwies sich jedoch als Pyrrhussieg. Der fortschreitende Verfall 
des Kapitalstocks führte dazu, dass die Mangelhaftigkeit und Diskontinu-
ität des Produktionsprozesses einen zunehmenden Einfluss auf die Lohn-
entwicklung ausübten. Dies äußerte sich in den Überstunden und Sonder-
schichten, die seit den frühen 1980er Jahren anwuchsen (Kirschner 1990: 
19f.). Daneben gab es Lohnzuwächse informeller Art. Um den Plan erfüllen 
zu können, zahlten Betriebsleitungen illegales »Handgeld« für das Erschei-
nen der Arbeiter zu Sonderschichten. Um einer Abwanderung von Arbeits-
kräften entgegenzuwirken, gewährten Betriebsleitungen staatlich nicht ge-
nehmigte Ausgleichszahlungen für den Fall, dass ihre Betriebe noch nicht 
in die Produktivlohneinführung einbezogen waren (SAPMO-BArch DY 
34/27019[f]; Stahlhofen 1983: 35).

Besonders dramatisch war dies im Jahr 1987. Infolge der gestiegenen 
und zusätzlich zu bezahlenden Mehrarbeit wurde die staatlich vorgesehene 
Lohnsumme beträchtlich überzogen. In der Industrie wuchs in den ersten 
drei Quartalen der durchschnittliche Lohn statt der geplanten 3,1% um 5,1% 
(SAPMO-BArch DY 34/27019[f]). Mit über 550 Mio. Mark entsprachen die 
zusätzlichen Mittel zum Lohnfonds 1987 etwa den jährlich eingeplanten 
Mitteln für die Produktivlohneinführung der kommenden Jahre (SAPMO-
BArch DY 34/27019[f]). Trotz seiner vergleichsweise besseren produktions-
technischen Ausstattung blieb auch der Bereich Elektrotechnik/Elektronik 
von den Folgen der wirtschaftlichen Misere nicht unbeeinflusst. Allerdings 
überschritt er den Lohnfonds um 0,5% relativ moderat verglichen mit dem 
Bauwesen mit 2,4% oder der gesamten Industrie mit 1,5%.

Aufgrund dieser Entwicklung wuchs das durchschnittliche monatliche 
Bruttoarbeitseinkommen in volkseigenen und genossenschaftlichen Be-
trieben je vollbeschäftigten Arbeiter und Angestellten in der zweiten Hälfte 
der 1980er Jahre deutlich schneller als in der ersten Zeit des Jahrzehnts: In 
der Gesamtindustrie jährlich um 3,7% (1985-89) nach 1,9% (1980-84), im 
Zweig EEG um 3,7 bzw. 2,2% (selbst berechnet nach StJb-DDR 1990: 187).  

22 1961-63 wuchs das monatliche Arbeitseinkommen nur mit einer Jahresrate von 
1,76%, 1980-83 mit 1,84% (berechnet nach Zahlen aus Steiner 1999b: 573 und StJb-
DDR 1990: 187). Zwischen Mauerbau und August 1962 sank das Realeinkommen in 
der DDR um 2,5% (Steiner 1999b: 281). 1983 lag das Wachstum des nominalen Brutto-
arbeitseinkommens gegenüber 1982 bei etwa 1% (StJb-DDR 1990: 144). Bei einer In-
fl ationsrate von etwa 2,5-3%% (vgl. Steiner 1999a: 167) bedeutete das einen realen Ein-
kommensverlust.

6.5 Lohn- und Leistungspolitische Bilanz
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Im gesamten Zeitraum der intensiven Förderung der Mikroelektronik 1977-
1989 wuchs das durchschnittliche Bruttoarbeitseinkommen in der Industrie 
der DDR mit jährlich etwa 2,8% geringfügiger als in den Jahrzehnten zu-
vor mit gut 3% pro Jahr (selbst berechnet nach StJb-DDR 1990: 144, 187, 
StJb-DDR 1984: 155; Steiner 1999b: 573).

Leistungspolitische Bilanz
Mit der stärkeren Lohnentwicklung in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre 
deutete sich in der DDR eine Rückkehr zu alten Problemen an. Aber letzt-
lich war diese Entwicklung eine relative. Entscheidend war das Verhältnis 
zur Entwicklung der Produktivität.

Betriebliche Rationalisierungsfälle in den kapitalistischen Ländern des 
Westens zeigten, dass bei entsprechenden Rationalisierungsergebnissen hö-
here Lohnsteigerungen »verkraftbar« waren. Im weltgrößten Motorenwerk, 
dem VW-Standort Salzgitter, waren z.B. im Zuge der Einführung einer com-
putergestützten Montage ab 1981 einzelne Beschäftigte weiterqualifiziert 
worden. Durch eine Einstufung in eine höhere Lohngruppe lag ihr Verdienst 
nun deutlich über dem der übrigen Beschäftigten in der Montage. Aber in-
folge der Rationalisierung produzierten sie mit 75% weniger Personal die 
gleiche Stückzahl von Motoren (Eckardt 2003: 108-110). So wie in diesem 
Fall spielte die Entwicklung der Arbeitsproduktivität für die DDR-Volks-
wirtschaft eine zentrale Rolle.

Die ersten Ergebnisse der neuen Lohnpolitik entsprachen den Erwar-
tungen. In den ersten drei Anwenderbetrieben der Mikroelektronik-Verein-
barung lag die Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität 1979/80 deutlich 
über der anderer Betriebe in diesem Bereich, 121,2% gegenüber 110,8% 
(SAPMO-BArch DY 34/11979: 2).

Im Ministeriumsbereich Elektrotechnik/Elektronik stieg 1977 in den 
Grundlohnbetrieben die Arbeitsproduktivität im Durchschnitt um 3% 
mehr als in den übrigen Betrieben des Ministerium (SAPMO-BArch DY 
46/6683[c]: 2).

Diese Entwicklung schlug sich auf die Entwicklung des Verhältnisses 
von Lohn- und Leistung nieder. Erfolgsmeldungen über ein Verhältnis von 
1:4 wie beim Funkwerk Erfurt 1978/79 waren Ausnahmen (SAPMO-BArch 
DY 30/2873: fol.65).23 Aber auch in anderen Industriezweigen entwickelte 
sich in den nächsten Jahren in den Grundlohnbetrieben das Verhältnis von 
Lohn und Leistung günstiger (Tabelle 10).

23 Von 1978 zu 1979 wuchs dort der Durchschnittslohn um 4,7%, die Arbeitsproduk-
tivität um 18,4%.
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Auch in der ersten Hälfte der 1980er Jahre wurde mit den neuen Lohn-
formen das »Entwicklungsverhältnis von Arbeitsproduktivität und Lohn 
[…] günstiger gestaltet«, so ein Papier zur Vorbereitung des XI. Parteitages 
der SED vom Sommer 1985. Danach wuchs die Arbeitsproduktivität fast 
doppelt so schnell wie der Lohn (1981-1984: 1:1,8 nach 1976-1980: 1:1,5) 
(SAPMO-BArch DY 34/27019[c]: 6).

Mitte der 1980er Jahre deutete sich allerdings eine Trendwende an. In den 
Berichten über die Einführung der neuen Lohnformen lösten zunehmend 
Problemschilderungen Erfolgsmeldungen ab. 1988 stellte eine Arbeitsgruppe 
»Produktivlöhne« unter Leitung des Staatssekretariats für Arbeit und Löhne 
fest: Die Betriebe, die neue Produktivlöhne einführten, würden sich »trotz 
ihres wesentlich über dem Durchschnitt liegenden Lohnfondszuwachses nur 
wenig in der Leistungsentwicklung der anderen Betriebe abheben« (SAP-
MO-BArch DY 34/13276: 1).

Je mehr die neue Lohnform auf breitere Teile der Volkswirtschaft über-
tragen wurde, desto deutlicher wurde, dass die anfänglichen Erfolge nur be-
schränkt auf eine neue Leistungspolitik zurückgingen. Aber die eigentliche 
Ursache lag darin, dass die ersten Anwenderbetriebe zum fortschrittlichsten 
Teil der DDR-Wirtschaft gehörten und deshalb entsprechend neue produk-
tionstechnische Ausstattungen erhielten.

Der zentrale Zusammenhang zu den produktionstechnischen Vorausset-
zungen war unverkennbar. Bereits 1980 stellte das Staatsekretariat für Arbeit 
und Löhne fest, solche Betriebe hätten deutliche Fortschritte gezeigt, bei de-
nen die Einführung der Grundlöhne »mit der Anwendung neuer Technolo-
gien verbunden werden konnte« (SAPMO-BArch DY 30/2940[b]: fol.339). 
Es war ein grundlegendes Charakteristikum der Leistungspolitik der späten 
DDR, dass die Erfolgsmeldungen immer mehr zur Ausnahme wurden, je 

Tabelle 10: Durchschnittliche Steigerungsrate von Lohn und 
Arbeitsproduktivität nach ausgewählten Ministeriumsbereichen 1979/80 
(Lohn = 1)

Ministerien Grundlohnbetriebe Betriebe insgesamt

Elektrotechnik/Elektronik 1: 2,20 1: 2,00

Schwermaschinen- und Anlagenbau 1: 2,60 1: 1,46

Werkzeug- und Verarbeitungsmaschinenbau 1: 2,90 1: 2,10

Leichtindustrie 1: 1,30 1: 1,03

Quelle: SAPMO-BArch DY 30/7061: 34.
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mehr die neue Lohnform zur Regel wurde (SAPMO-BArch DY 30/7061: 
34, SAPMO-BArch DY 30/2939[a]: 173, 176).

Das Wachstum der Arbeitsproduktivität im Zweig EEG unterschied sich 
sowohl hinsichtlich der Höhe als auch der Tendenz von der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung. Mit 7,7% jährlich wuchs die Arbeitsproduktivi-
tät im Zweig EEG über die 1980er Jahre mehr als doppelt so schnell wie in 
der gesamten DDR-Industrie mit 3%. Im Zweig EEG wuchs die Arbeits-
produktivität jährlich mit 7,7% etwa in dem gleichen Tempo wie im Jahr-
zehnt zuvor mit 7,6%.24 Im Gegensatz zur Gesamtindustrie, deren Arbeits-
produktivität in den 1980er Jahren um 3,0% wuchs, in den 1970er Jahren 
aber noch um 4,9% (vgl. Tabelle 11).

Das Konzept der »leistungsorientierten Lohnpolitik« war aus der unbe-
friedigenden Entwicklung von Lohn und Leistung in den 1960er und frühen 
1970er Jahre geboren worden. Aber gegenüber diesem Zeitraum gestaltete 
sich die volkswirtschaftliche Leistungsbilanz deutlich schlechter.

In der Gesamtindustrie betrug in den 1980er Jahren das Verhältnis der 
Steigerung des Lohns zur Arbeitsproduktivität 1,1 und lag damit deutlich 
unter den Ergebnissen der 1970er Jahre mit 1,6 und der 1960er Jahre mit 
1,9. Abgesehen von den Folgejahren des Arbeiteraufstandes, 1954/55 (Bust-
Bartels 1980: 65), gab es keine andere Phase der DDR-Geschichte, in der 
sich die Entwicklung von Lohn und Arbeitsproduktivität aus Sicht der SED 
so »ungünstig« gestaltete. Lediglich im Industriezweig EEG gelang es über 
die 1980er Jahre, das Verhältnis von Steigerung der Arbeitsproduktivität zum 
Lohn zu verbessern, auf 2,9 gegenüber dem Vorjahrzehnt mit 2,4.

Zentrale Ursache für die schlechte Leistungsbilanz war der wirtschaft-
liche Niedergang. Infolge der schleichenden ökonomischen Auszehrung 
sanken die Steigerungsraten der Arbeitsproduktivität. Angesichts einer fast 
halbierten Arbeitsproduktivität in der Gesamtindustrie verpuffte die gerin-
gere Lohnentwicklung der 1980er Jahre (vgl. Tabelle 11).

Die Ausgaben für den Lohn waren allerdings nur ein Teil der konsum-
tiven Ausgaben. Der andere Teil betraf den so genannten »gesellschaftlichen 
Fonds« oder »gesellschaftlichen Konsumtionsfonds«. Mit seinen Mitteln 
wurden insbesondere Preisstützungen finanziert. Die Ausgaben umfassten 
verschiedene Bereiche wie Wohnungswesen, Bildung und Erholung. In die-
sem Punkt ähnelte der »gesellschaftliche Fonds« dem Sozialbudget west-
licher Industrieländer. Hinzu kamen allerdings Preisstützungen für Waren 

24 In einzelnen Bereichen wie der EDV-Technik (Datenverarbeitungs- und Büroma-
schinenindustrie) wuchs die Arbeitsproduktivität jährlich mehr als doppelt so schnell wie 
im Jahrzehnt zuvor (1980-1989: 14,4%, 1970-1980: 6,6%).
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des täglichen Bedarfs (Enzyklopädie der DDR 2000: 3795f.; Judt 1997a: 
161).

Die in den niedrigen Preisen enthaltenen Subventionen wurden auch als 
»2. Lohntüte« bezeichnet. 1981 bestand das aggregierte Realeinkommen zu 
etwa 55% aus Nettoarbeitseinkommen und zu 42% aus Leistungen des »ge-
sellschaftlichen Fonds« (Boyer 2003: 636).

Während es der SED seit den späten 1970er Jahren gelang, die Zuwachs-
raten der Löhne zurückzuführen, stiegen die Aufwendungen für die »2. 
Lohntüte«. Zwischen 1971 und 1989 nahmen die Aufwendungen für die »2. 
Lohntüte« nach internen Rechnungen von 26,2 Mrd. Mark auf 114,0 Mrd. 
Mark zu. Mit 51 Mrd. Mark entfiel am Ende fast die Hälfte der Ausgaben 
auf die Sicherung stabiler Preise für Grundnahrungsmittel, Mieten und Ver-
kehr (Judt 1997b: 161; Maier 1996: 288).

Tabelle 11: Steigerungsraten der Arbeitsproduktivität, des Lohns und 
Entwicklung des Leistungsfaktors im Industriezweig Elektrotechnik/
Elektronik/Gerätebau und der Gesamtindustrie

1960er 
Jahre

1970er 
Jahre

1980er 
Jahre

1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989

Lohn

Gesamt-
industrie

3,0 3,1 2,7 2,5 2,0 1,1 2,1 2,2 3,5 5,6 3,1 2,5

Industrie-
zweig EEG

– 3,2 2,6 2,9 2,8 0,9 2,2 2,0 2,8 4,9 3,2 1,9

Arbeitsproduktivität

Gesamt-
industrie

5,1 4,9 3,0 3,0 1,0 2,9 3,7 3,6 3,5 3,4 3,3 2,4

Industrie-
zweig EEG

– 7,6 7,7 9,0 2,8 7,1 5,8 9,4 7,2 10,7 10,3 7,1

Verhältnis Lohn zur Arbeitsproduktivität (Lohn = 1)

Gesamt-
industrie

1,9 1,6 1,1 1,2 0,5 2,6 1,8 1,6 1,0 0,6 1,0 1,0

Industrie-
zweig EEG

– 2,4 2,9 3,2 1,0 7,9 2,6 4,7 2,5 2,2 3,2 3,7

Berechnet nach: StJb-DDR 1990: 168, 187; StJb-DDR 1989: 142; Steiner 1999b: 573. Obwohl in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1989 die ökonomischen Zahlen maßgeblich von Ausreisebewegung und revolutionärem 
Umbruch geprägt waren, wird dieses Jahr in der Statistik mit aufgeführt. Auch dieses letzte Jahr gehört 
zur Geschichte der DDR.

6.5 Lohn- und Leistungspolitische Bilanz



192       6. Lohn- und Leistungspolitik unter dem Vorzeichen der Mikroelektronik

Die Subventionen waren keine Wohltat der Parteiführung an das Volk, 
sondern ein Instrument zum Machterhalt. Die Parteiführung unter Hone-
cker schreckte aus der Erfahrung des 17. Juni 1953 und den Streiks im pol-
nischen Nachbarland, die sich an Preiserhöhungen entzündeten, davor zu-
rück, die Subventionen grundlegend in Frage zu stellen. Dennoch gab es in 
der DDR »schleichende Preiserhöhungen«. Alte Waren in niedrigen Preis-
gruppen wurden durch neue Waren in höheren Preisgruppen ersetzt. Gerade 
die Preise auf mikroelektronischen Bauelementen beruhender Konsumgü-
ter wie Farbfernseher oder Kassettenrecorder standen in keinem Verhältnis 
zum Lohn. Die dort erzielten Extraeinnahmen sollten einen Teil der Sub-
ventionen für den Grundbedarf refinanzieren (Maier 1996: 286-291; Stei-
ner 2004: 157f.; Zimmermann 1971: 114).

Die Subventionen komplett zu streichen, hätte bedeutet, das Einkommen 
pro Kopf um 300 Mark zu kürzen (BDA 1990: 19). Um dies auszugleichen, 
hätten zwei berufstätige Eltern mit zwei Kindern und einem durchschnitt-
lichen Nettoarbeitseinkommen von 1.136 Mark 1989 eine 50%ige Lohner-
höhung erhalten müssen.

Die Subventionsausgaben stiegen. Der Anteil der Preisstützungen aus 
dem Staatshaushalt an den öffentlichen Ausgaben betrug 1975 knapp 17%, 
auf dem Höhepunkt 1986 27% (Baar u.a. 1995: 67, 71). Dass sich zum Ende 
der DDR die Versorgungssituation trotzdem verschlechterte, war ein Beleg 
dafür, dass die DDR nicht an einem überbordenden Sozialstaat, sondern an 
der Ineffizienz des Wirtschaftssystems scheiterte.

Die SED hatte ihre leistungspolitischen Ziele nicht willkürlich beschlos-
sen, sondern unter dem Druck weltwirtschaftlicher Entwicklungen. Wie Wirt-
schaftssekretär Mittag 1980 erklärte, sei es eine »Grundvoraussetzung hoher 
Effektivität«, dass »der gesellschaftlich notwendige Arbeitsaufwand in der 
DDR internationalen Maßstäben entspricht« (Müller 1989: 47).

Mit dem Tempo führender westlicher Industrienationen hielt die DDR 
nicht Schritt. Die Bundesrepublik Deutschland wie auch Japan leisteten 
sich ihre im Vergleich zu anderen fortgeschrittenen Industrieländer über die 
1980er Jahre stärkeren Lohnzuwächse, die sie mit einer überdurchschnittlich 
hohen Steigerung der Arbeitsproduktivität mehr als ausglichen (Lüdemann 
1996: 58, 266). In den USA entwickelte sich dagegen die Arbeitsproduk-
tivität im Vergleich zu den anderen OECD-Ländern unterdurchschnittlich. 
Diesem »Manko« stand jedoch ein unterdurchschnittlicher Lohnzuwachs 
und die Ausdehnung der Jahresarbeitszeit gegenüber, während die Regie-
rung die Sozialleistungen drastisch senkte und somit den Druck zur Auf-
nahme geringer bezahlter Arbeit erhöhte (Brenner 2003: 93-122, 131f.; Har-
man 2001: 48/49).
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Der DDR gelang es dagegen aufgrund ihrer ökonomischen Problemen 
weder, die Arbeitsproduktivität überdurchschnittlich zu steigern (Ritschl 
1995: 16f.), noch traute sich die SED, Arbeitskosten und soziale Ausgaben 
in dem Maß zu kürzen wie etwa in den USA.

Exkurs: Intentionen und Ergebnisse der »leistungsorientierten Lohnpolitik«
Die »leistungsorientierte Lohnpolitik« zielte neben dem Verhältnis von Lohn 
und Leistung auf ein verändertes »sozialistisches Leistungsprinzip«. Eine 
stärkere Lohndifferenzierung war eine erklärte Absicht der »neuen Grundlöh-
ne«. Die Eingruppierung sollte stärker nach Qualifikation und Verantwortung 
vorgenommen werden und das Kriterium der berufsbedingt schweren Arbeit 
wurde aus der Eingruppierung herausgenommen (Vortmann 1985: 79).

Die mögliche Lohndifferenzierung der Bruttolöhne der DDR lag mit 
einem Mittelwert von 147% über dem der bundesdeutschen Tariflöhne mit 
140% (BDA 1990: 24-25). Gegenüber der Lohndifferenzierung in den USA 
nahm sich die Lohndifferenzierung der DDR allerdings bescheiden aus. Die 
größtmögliche Lohnspreizung des Grundlohns in der DDR-Mikroelektronik-
fertigung betrug 186% (nach der Mikroelektronik-Lohnvereinbarung 1979). 
In der Chipfertigung der USA konnte Anfang der 1990er Jahre der Stunden-
lohn allein für angelernte Arbeitskräfte (in der DDR vergleichbar mit Be-
schäftigten der Lohngruppe 3 und 4) zwischen 8 bis 14-18 Dollar schwan-
ken – also mit einer Spanne von 225% (Lüthje 2001: 122, 298f.).

Eine bei weitem größere Bedeutung für die von der SED angestrebte 
Stärkung des »sozialistischen Leistungsprinzips« als die Lohndifferenzie-
rung innerhalb der Beschäftigungsgruppen besaß die Lohndifferenzierung 
zwischen den Beschäftigungsgruppen, zuallererst zwischen Arbeitern und 
wissenschaftlicher Intelligenz. Auch in den Betrieben der Mikroelektronik-
Fertigung beklagte man zum Teil, dass die »in den Lohngruppen 6-8 tätigen 
Produktionsarbeiter [...] einschließlich der Zuschläge in etwa so viel« ver-
dienen, »wie die ihnen vorstehenden Gruppenleiter« (Schier 1983: 132).

Die neuen Grundlöhne sollten dieses Problem angehen, indem sie durch 
unterschiedliche Einkommenserhöhungen die Einkommensabstände zwi-
schen den verschiedenen Beschäftigungsgruppen ausweiteten. Im Ministeri-
umsbereich Elektrotechnik/Elektronik lag 1978 die monatliche Grundlohn-
steigerung je Produktionsarbeiter bei durchschnittlich 52 Mark, und damit 
deutlich unter der Grundgehaltserhöhung der Hoch- und Fachschulkader, 
die im Bezirk Karl-Marx-Stadt bei durchschnittlich 90 Mark lag (SAPMO-
BArch DY 34/11833[d]: 4, DY 46/6683[c]: 2). Die Mikroelektronik-Verein-
barung sah ähnliches vor. Danach sollte die durchschnittliche monatliche Ge-
haltserhöhung für Meister, Hoch- und Fachschulkräfte 120 Mark betragen, 
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die Lohnerhöhung für Produktionsarbeiter nur 75 Mark (SAPMO-BArch 
DY 30/J IV 2/3-2966: fol.42/43). Die Fortführung der »leistungsorientierten 
Lohnpolitik« in Form der neuen Produktivlöhne seit Mitte der 1980er Jahre 
beabsichtigte ebenso, größere Einkommensunterschiede zwischen den Be-
schäftigungsgruppen mit unterschiedlichen Lohn- und Gehaltserhöhungen 
zu fördern (Winkler 1990: 118).

Die Bilanz zweier 1984 und 1988 durchgeführter Lohndatenerfassungen 
fiel ernüchternd aus. Nach amtlichen Berechnungen verringerte sich der Ab-
stand der Bruttogehälter der H/F-Kader gemessen am durchschnittlichem 
Bruttolohn der Produktionsarbeiter (= 100) von 140% (1984) auf 133% 
(1988). Der Lohnabstand der Meister blieb mit 123% gleich, der der tech-
nisch ökonomischen Fachkräfte verbesserte sich leicht von 80% auf 81% 
(SAPMO-BArch DY 34/27009[c]: 18).

Die Ergebnisse der Lohndatenerfassung beschrieben den Zustand des 
Lohnssystems der DDR zutreffend. Trotz einiger kleiner Veränderungen 
war es der SED nicht gelungen, die Einkommen der wissenschaftlich-tech-
nischen Intelligenz im Durchschnitt stärker zu steigern als das Einkommen 
der Facharbeiter. Dass es trotz der unterschiedlichen Lohn- bzw. Gehalts-
erhöhungen nicht zu einer stärkeren Einkommensdifferenzierung kam, lag 
im Wesentlichen an zwei Gründen.

Zum einen die Lohndrift: Mit den neuen Grundlöhnen seit 1976 stieg der 
Anteil des Grundlohns am Gesamteinkommen. Dennoch machte der Grund-
lohn bei den Produktionsarbeitern weiterhin einen kleineren Teil des Brut-
tolohns aus als bei den Ingenieuren oder fachtechnischen Angestellten, die 
nach Gehalt bezahlt wurden. Von einer Mark seines Bruttolohns 1988 erzielte 
ein durchschnittlicher Arbeiter etwa 67 Pfennig durch den Grundlohn, bei 
den Meistern waren es 82 Pfennig, bei dem Hoch- und Fachschulkader so-
gar 89 Pfennig. Der Anteil des restlichen Lohns entfiel größtenteils auf die 
sogenannte Lohnprämie. Für die Gehaltsempfänger wurden als Ausgleich 
die so genannten Leistungsorientierten Gehaltszuschläge (LOZ) eingeführt 
(BDA 1990: 15; SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-2966: 3).

Der Arbeiter konnte durch Erfüllung bzw. Übererfüllung der Normen die 
Höhe der Lohnprämie eher beeinflussen als der Angestellte den leistungsori-
entierten Lohnzuschlag. Die Lohnprämie, auch Mehrleistungslohn genannt, 
war ein Sammelbegriff für alle von Arbeitsnormen (Zeitgrad) oder anderen 
Kennzahlen der Leistungsbemessung (z.B. Qualität, Auslastung) abhängigen 
Lohneinkünfte. Die Prämie lag deutlich über dem Zuschlag (Tabelle 12).

Das andere wesentliche Element, das einer stärkeren Lohndifferenzierung 
entgegenstand, waren die Zuschläge für Schichtarbeit und erschwerte Ar-
beitsbedingungen. Für alle Beschäftigungsgruppen existierten im Wesent-
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lichen die gleichen Schichtzuschläge (Winkler 1990: 123; SAPMO-BArch 
DY 34/12917). Aber es waren vor allem Produktionsarbeiter, die im Schicht-
dienst arbeiteten und dementsprechend einen höheren Lohnzuschlag erhiel-
ten.25 Je nach Schichtsystem und Lohngruppe konnte dieser zwischen 6% 
und 30% des Bruttolohns ausmachen (Stephan/Wiedemann 1990: 561).

Diese zwei Faktoren, die günstigeren Bedingungen der Produktionsar-
beiter in der Produktion zur Lohndrift und der materiellen Ausgleich für 
erschwerte Arbeitsbedingungen, von denen Produktionsarbeiter stärker be-
troffen waren, wirkten der ungleichen Grundlohn- bzw. Grundgehaltsanhe-
bung entgegen (vgl. Tabelle 12). Die Bilanz der Lohndifferenzierung rück-
wirkend aus einer Politik zur Gleichmacherei zu erklären, wäre falsch und 
würde den Widerspruch zwischen der verfolgten Absicht der SED-Lohnex-
perten, eine stärkere Einkommensdifferenzierung durchzusetzen, und dem 
Ergebnis verkennen.

Am Ende der 1980er Jahre gab es in der DDR weiterhin Einkommens-
unterschiede zwischen den verschiedenen Beschäftigungsgruppen, die 
aber aus Sicht der Lohnexperten der SED unzureichend waren. Nach amt-

25 Schichtarbeit betraf kaum höherqualifi zierte Arbeitskräfte (Stephan/Wiedemann 
1990: 556). Es war nicht ungewöhnlich, dass in Betrieben die Hälfte der Produktionsar-
beiter, aber nur 1% der Ingenieure im Schichtsystem arbeitete (Fuller 1999: 89).

Tabelle 12: Lohn- und Gehaltsbestandteile 1988 Bereich Industrie/Bauwesen 
(Mark/Monat)

Bestandteile Lohn/
Gehalt

Produktions-
arbeiter

Meister Hoch-, Fach-
schulkader

Techn.-ökonom. 
Fachkräfte

Mark % Mark % Mark % Mark %

Grundlohn/
Grundgehalt

770 66,8 1.163 82,0 1.321 88,6 795 87,9

Lohnprämie/
leistungsorientierter 
Gehaltzuschlag

251 21,8 160 11,3 151 10,1 94 10,4

Lohnzuschlag 132 11,4 95 6,7 19 1,3 15 1,7
– darunter Schichtzu-

schlag
51 4,4 36 2,5 4 0,3 5 0,6

– darunter Erschwer-
niszuschlag

26 2,3 12 0,9 3 0,2 – –

Quelle: zusammengestellt nach Daten aus Winkler 1990: 119.
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lichen Berechnungen lag 1988 in der Industrie und im Bauwesen der Net-
to-Mehrverdienst eines durchschnittlichen Hoch- und Fachschulkaders ge-
genüber einem durchschnittlichen Produktionsarbeiter bei 15% (nach 1984 
22%), der der Meister bei 8% (1984 7%) (Winkler 1990: 120; SAPMO-
BArch DY 34/27019[c]: 10). In der Bundesrepublik, die international kei-
neswegs die größten Einkommensunterschiede besaß, verdiente die Grup-
pe der Angestellten, die etwa den H/F-Kadern der DDR entsprach, Netto 
20-70% mehr als Arbeiter in der höchsten Leistungsgruppe (Stephan/Wie-
demann 1990: 554).

Nichtsdestotrotz bestand in der DDR analog zur betrieblichen Hierarchie 
eine Einkommensdifferenzierung, die aber durch eine spezifische Struktur 
des Lohnsystems und eine ungleiche Lohn- und Gehaltsbesteuerung ver-
zerrt wurde.26 Dafür gab es politische Gründe. Die ungleiche Besteuerung 
war symptomatisch für die geringe soziale Bedeutung, die die SED den An-
gestellten im Gegensatz zu den Arbeitern beimaß.

6.6 Die Grenzen des Produktivitätsdeals in der DDR

Mit dem Arbeiteraufstand im Juni 1953 nahm die SED-Führung davon Ab-
stand, durch Normerhöhung reale Lohnkürzungen vorzunehmen. Statt das 
Verhältnis von Lohn und Leistung durch absolute Lohnkürzungen zu ver-
ändern, versuchte man eine kontrollierte Lohnentwicklung zuzulassen, aber 
gleichzeitig eine ungleich höhere Leistungssteigerung durchzusetzen.

Diese Methode ähnelte stark einer Strategie, die Teile des westlichen Ma-
nagements zur Zeit der Vollbeschäftigung in den 1960er Jahren anwandten. 
Aufgrund des Tausches von höherem Lohn gegen (noch) höhere Leistung 
wurde diese im Westen praktizierte Leistungspolitik auch als »Produktivitäts-
deal« bezeichnet (Cliff 2002; Schmiede/Schudlich 1981: 403f., 415ff.).

Das Vorhaben der SED, die Arbeitsproduktivität ungleich stärker zu stei-
gern als den Lohn, scheiterte. Die Parteibürokratie besaß ein ausgefeiltes 
Unterdrückungs-, Kontroll- und Überwachungssystem, das Konflikte und 
Widersprüche im Keim ersticken sollte. Die Ausbeutungsrate nach ihren In-
teressen zu gestalten, gelang der Partei- und Staatsbürokratie jedoch nicht.

26 Am Ende der 1980er Jahre wurden Arbeiterlöhne im Schnitt zu 5,5%, Angestelltenge-
hälter zu 17,5% besteuert (Kusch u.a., 1991: 108f.; Stephan/Wiedemann 1990: 557f.).
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Arbeitermacht statt Parteiherrschaft?
Die relative Stärke, mit der die Arbeiter in der DDR Lohn und Leistung aus-
handeln konnten, hat zu einer Interpretation der dortigen industriellen Be-
ziehungen geführt, die die Herrschaftsverhältnisse am Ende auf den Kopf 
stellt. Die Charakterisierung der Arbeitswelt reicht dabei von der eher neu-
tralen Beschreibung der »passiven Vetomacht der Beschäftigten« (Kreißig 
1993: 119ff.) über den Befund, »der Spielraum und das Widerstandspoten-
tial der Beschäftigten im Betrieb« der DDR sei »höher als in der Bundes-
republik« (Kohli 1994: 49; Kocka 1994: 551) gewesen, bis hin zu der Fest-
stellung, im Betriebsalltag sei »die absonderliche Theorie von der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse in der DDR auf eine verquere Art Realität gewor-
den« (Wolle 1999: 229). Die Arbeiter hätten »politökonomisch gesehen ... 
im realexistierenden Sozialismus eine viel größere Möglichkeit« gehabt, 
»die ›Gesamtgesellschaft‹ zu erpressen, als die Gewerkschaften im Kapita-
lismus« (Voskamp/Wittke zitiert nach Hürtgen 1999: 317). 

Angesichts der Tatsache, dass jede Form kollektiver Interessensartikula-
tion in den Betrieben sofort unterbunden wurde, ist es abwegig, in irgendei-
ner Weise von der Arbeiterklasse als herrschender Klasse zu sprechen. Diese 
Rolle fiel der SED zu, die mit dem Staatsapparat auch die Wirtschaft kon-
trollierte. Die Arbeiter und Angestellten waren dagegen von allen wesent-
lichen Entscheidungen ausgeschlossen.

Arbeitszurückhaltung und Disziplinverweigerung waren ein beliebtes 
Mittel, den Leistungsvorgaben von oben zu begegnen, konnten jedoch nicht 
beliebig weit betrieben werden. Es existierten deutliche Grenzen. Wurden 
diese überschritten, drohten Strafen und Entlassung. 1983 waren z.B. mehr 
als 15.000 Beschäftigte und damit bald jeder achte DDR-Bürger ohne Ar-
beitsverhältnis aus diesem aus disziplinarischen Gründen entlassen worden 
(SAPMO-BArch DY 34/13246[a]).

Die Arbeitsbeziehungen in der DDR gestalteten sich widersprüchlich. 
Auf der einen Seite stand die politische Atomisierung der Arbeiter. Auf der 
anderen Seite bestand ein Mangel an Arbeitskräften, was den Beschäftigten 
eine gewisse ökonomische Stärke gab.27 Diese Konstellation beeinflusste 
die Möglichkeiten der SED, ihre Rationalisierungsvorhaben durchzuset-
zen, änderte jedoch nichts an den ungleichen machtpolitischen Verhältnis-
sen in der DDR.

27 So Gehrke auf einer Tagung am Zentrum für Zeithistorische Forschung (ZZF) Pots-
dam im Herbst 2003. In die anschließende Schriftfassung hat dieser Gedanke allerdings 
keinen Eingang gefunden (Gehrke 2003a).

6.6 Die Grenzen des Produktivitätsdeals in der DDR
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Vollbeschäftigung und relative Stärke der Arbeiter in Ost und West
Seit der industriellen Expansion in den 1950er Jahren überstieg in der DDR 
die Nachfrage das Angebot an Arbeitskräften. Anfänglich war die Flucht 
von Arbeitskräften in den Westen eine Ursache dafür. Aber auch nach dem 
Mauerbau, der eine Arbeitskräftemigration unterband, blieb der Arbeits-
kräftemangel bestehen. Das lag im Wesentlichen an der Funktionsweise des 
Wirtschaftssystems. Der Strukturwandel blieb unvollständig, alte Produk-
tionsstätten wurden weitaus weniger und später geschlossen als im Wes-
ten (Maier 1999: 176-182). Der unvollkommene »Planungsprozess«, der 
immer wieder zu Unterbrechungen im Produktionsprozess führte, förderte 
eine Hortung von Arbeitskräften in den Betrieben als »stille Reserve« zur 
Nacharbeitung der Lücken (Vollmer 1999: 348).

So entstand in der DDR die widersprüchliche Situation von zeitweiliger 
Unterbeschäftigung und verdeckter Arbeitslosigkeit, die nach Schätzungen 
etwa 15% betrug (ebd.: 330). Der strukturelle Arbeitskräftemangel verschärf-
te sich in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre, als das absolute Arbeitskräf-
tepotenzial aufgrund fallender Geburtenraten sank (Wolle 1999: 171f.).

Der Arbeitskräftemangel führte dazu, dass Betriebe um Arbeitskräfte 
konkurrierten. Das beschnitt die Durchsetzungsmöglichkeiten des Manage-
ments und gab den Arbeitern gewisse Freiräume. Sie konnten im Arbeits-
alltag Forderungen stellen, solange es sich um soziale Probleme handel-
te und keine politischen Fragen angesprochen wurden (Kretschmar 1991: 
47f.). In der Regel war es nicht ein größerer sozialer Konflikt, der die Lei-
tungen an strittigen Punkten nachgeben ließ. Angesichts fehlender Arbeits-
kräfte reichte das Vorhaben einer größeren Gruppe von Arbeitern, sich ei-
nen anderen Arbeitsplatz zu suchen, aus, um die Planerfüllung in Gefahr zu 
bringen und so die Betriebsleitung unter Druck zu setzen.

Das aus dem Arbeitskräftemangel folgende soziale Kräfteverhältnis war 
allerdings weniger DDR-spezifisch, als ein Großteil der DDR-Forschung in 
ihrer sehr auf den Forschungsgegenstand reduzierten Sichtweise nahelegt. 
Eine ähnliche Problemlage gab es auch im modernen Kapitalismus.

Seit Bestehen des Kapitalismus war die Gestaltung der Leistungspolitik in 
den Betrieben nicht nur eine Frage der Kontrolltechniken, sondern stets eng 
mit der Arbeitsmarktsituation verknüpft. In seiner Untersuchung des Wan-
dels der »Herrschaft im modernen Produktionsprozess« schrieb Richard Ed-
wards: Seit ihren Anfängen im späten 19 Jahrhundert motivierte »die tech-
nische Kontrolle die Arbeiter vor allem durch die Angst vor der wichtigsten 
Sanktionsmöglichkeit überhaupt, der Entlassung. Diese Angst setzte jedoch 
voraus, daß es genügend verfügbare und fähige Ersatzkräfte gab. Umgekehrt 
hatte ja deren Mangel den früheren Facharbeitern zu ihrer Macht verholfen. 
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Dasselbe gilt für Zeiten hoher Arbeitskräfteknappheit (wie im Krieg), in de-
nen die Arbeiter sowohl sicher sein konnten, dass sie nur schwer ersetzbar 
waren und dass sie im Falle der Kündigung mühelos eine andere Stelle fin-
den würden.« (Edwards 1981: 139)

In Zeiten hoher Arbeitslosigkeit erwies sich die Akkordarbeit mit dem 
Druckmittel der »Reservearmee« als wirksame Methode, in Zeiten des Ar-
beitskräftemangels jedoch als weitaus stumpfere Waffe (Schmiede/Schud-
lich 1981: 293-299). Die »Situation der Leistungsverhandlungen« im »Re-
alsozialismus« glich »der des Kapitalismus während der langen Periode 
der Vollbeschäftigung« (Edwards 1986: 307, eigene Übersetzung). Als zum 
Beispiel der Volkswagen-Konzern in der BRD Anfang der 1970er Jahre das 
Motorenwerk bei Salzgitter errichtete, konkurrierte er mit den ansässigen 
Stahlbetrieben um Arbeitskräfte und bot höhere Haustarife und Sonderbe-
dingungen an (Eckardt 2003: 22, 39f.). Das Unterangebot an Arbeitskräf-
ten verbesserte die Aushandlungsbedingungen des Faktors Arbeit, ohne dass 
der Warencharakter aufgehoben wurde.

Nicht anders als im Westen zu Zeiten der Vollbeschäftigung drückte sich 
in der DDR die größere Verhandlungsmacht der Arbeiter in einer positiven 
Lohndrift aus. Ähnlich wie in Westdeutschland (Detje 2003: 30) liefen wäh-
rend der 1950er und 1960er Jahre die gezahlten Effektivverdienste den ta-
riflich vereinbarten Entgelten weit voraus.

Umbruch West: »Reservearmee« und Marktmacht
In Ost wie West hatte die Situation der Vollbeschäftigung während des 
»goldenen Zeitalters« eine ähnlich starke ökonomische Position der Ar-
beiter hervorgebracht. Seit den 1970er Jahren deutete sich jedoch mit der 
Wiederkehr der Krisen ein rapider Umbruch an. Während in der DDR die 
Krise durch das staatliche Außenhandelsmonopol und Verschuldung abge-
schwächt wurde, reagierte man in den westlichen Industrieländern mit Ent-
lassungen und Betriebsschließungen. Das erste Mal seit der tiefen Krise der 
1930er Jahre gab es wieder eine »Reservearmee«, die Druck auf die Ware 
Arbeitskraft ausübte.

In der Bundesrepublik stieg das Heer der Arbeitslosen mit der Wirtschafts-
krise von 1974/75 auf eine Million, mit der Krise 1982/83 auf zwei Millio-
nen (Bontrup 1998: 349). Parallel dazu kehrte sich, abgesehen von einzel-
nen Jahren eines stärkeren Aufschwungs, die Lohndrift vom Positiven ins 
Negative um. Immer öfter lagen die jährlichen Effektivlohnsteigerungen 
unterhalb der Tariflohnsteigerungen (Detje 2003: 34). Das bestätigte Marx’ 
Analyse von Krise, Arbeitslosigkeit und Lohndruck, wonach der »Druck 
der Reservearmee als Anbieter von Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt« die 
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Bedingung dafür ist, »daß auch die Ausbeutung der noch beschäftigten Ar-
beitskräfte gesteigert werden kann«, wie Elmar Altvater in den 1970er Jah-
ren feststellte (Altvater 1976: 53). Die zentrale Rolle des krisenhaften Ar-
beitsmarktes, »der die Belegschaft diszipliniert« (Dörre 2002: 355), wird 
in der Diskussion um neue Arbeitsformen und eine Steigerung der Ausbeu-
tung bis heute vernachlässigt.

Industrieller »Patt« Ost
In der DDR waren sich die Parteistrategen sehr wohl der »Marktmacht« 
der Arbeitslosigkeit und ihrer Wirkung als »Peitsche« zur Steigerung der 
Arbeitsleistung bewusst. In der Schrift »Wie steht es um die Arbeitsdiszi-
plin?« nahmen die Autoren der Broschüre gleich zu Beginn darauf Bezug. 
Im Westen würde das Kapital dieses Druckmittel gegenüber den Arbeitern 
zur Erhöhung der Arbeitsleistung einsetzen, während in der DDR »der öko-
nomische Zwang, aus dem die kapitalistische Disziplin der Arbeit erwuchs, 
beseitigt« sei. Dies stelle die »Herausbildung« einer neuen Arbeitsdisziplin 
vor »komplizierte Probleme« (Kroh u.a. 1983: 22).

Um die Situation des Arbeitskräftemangels zu entschärfen, verfolgte die 
Parteiführung in der DDR verschiedene Wege. Einer bestand darin, die Ar-
beitskräfteknappheit durch ausländische Arbeitskräfte auszugleichen. Dies-
bezüglich gab es starke Parallelen zur Arbeitsmigration in den westlichen 
Industrieländern in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die auslän-
dischen Arbeitskräfte wurden meist auf niedrigqualifi zierten Arbeitsplät-
zen mit geringer Entlohnung und schlechten Arbeitsbedingungen eingesetzt. 
Nicht anders als die »Gastarbeiter« des Westens waren die »Vertragsarbei-
ter« in der DDR systematisch benachteiligt und schlechter gestellt (Schüle 
2002; Geißler 2002: 305). Aber auch die Verdoppelung ausländischer Ar-
beitskräfte in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre auf etwa 90.000 linderte 
den akuten Arbeitskräftemangel kaum (Röhr 2001).

Einen anderen Weg der Arbeitskräfteeinsparung ging die SED mit der 
technologischen Rationalisierung. Nach einer DDR-Studie von 1981 lag das 
Einsparpotenzial der Mikroelektronik in den nächsten 20 Jahren im Schnitt 
bei etwa 70.000 Arbeitskräften und damit fast 1% der Beschäftigten jähr-
lich (Weller 1982, Bd. 3: 34f.). Die Einsparung von Arbeitskräften mittels 
technologischer Modernisierung verlief ähnlich erfolglos wie der Versuch, 
das Arbeitsvermögen selbst stärker zu mobilisieren. Man blieb hinsichtlich 
der Arbeitskräfteeinsparung hinter den Zielstellungen zurück. In der Volks-
wirtschaft lag die Anzahl der eingesparten Arbeitskräfte pro Industriero-
boter 1985 nach offi ziellen Angaben bei 1,5 – angestrebt waren jedoch 2,5 
(Autorenkollektiv 1986a: 146). Letztlich verbesserte sich das Verhältnis von 
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eingespartem zu neugeschaffenem Arbeitsplatz von 1:1,7 (1986) auf 1:1,1 
(1988) zu langsam (SAPMO-BArch DY 34/27009[a]: 8). 

Weder Arbeitskräftemigration noch technologische Rationalisierung lin-
derten spürbar den Arbeitskräftemangel. Die Situation des Renommierpro-
jekts des 1-Megabit-Speichers im Kombinat Carl Zeiss Jena am Ende der 
1980er Jahre war für die Gesamtlage in der DDR bezeichnend. Bereits im 
Bereich der Verfahrensentwicklung wies nach den Planungen von 1987 der 
Arbeitskräftebestand ein Minus von 35% auf. Für den Bereich der Pilot-
produktion waren erst knapp 4% der notwendigen Arbeitskräfte bestätigt 
(Buthmann 1997: 103).

Mit dem Problem des Arbeitskräftemangels in der DDR blieb auch die 
relative ökonomische Stärke der Arbeiter bestehen. Im Gegensatz zu den 
sowjetischen »Reformbestrebungen« unter Gorbatschow, die die Liqui-
dierung unwirtschaftlicher Betriebe in Kauf nehmen wollten (Saslawskaja 
1989), rüttelte die SED bis zum Ende der DDR nicht an der Grundlage der 
Vollbeschäftigung. Im Rahmen des letzten Reformversuches der »Eigen-
erwirtschaftung« sollte für einzelne Betriebe zwar der Gewinn als »Quel-
le für die mögliche Akkumulation« (SAPMO-BArch DY 34/27018[a] 15) 
dienen. Aber wie das Mitglied des FDGB-Bundesvorstandes Horst Heintze 
noch im April 1989 vor Funktionären der Betriebsgewerkschaftsleitungen 
versicherte, kam die Stilllegung unrentabler Betriebe nicht in Frage (SAP-
MO-BArch DY 34/27018[a] 17).

Durch die Vermeidung größerer sozialer Auseinandersetzungen etablierte 
sich in der DDR ein »Patt« der industriellen Beziehungen. Die Erinnerung 
an den 17. Juni und der Alptraum vor einem erneuten Arbeiteraufstand wa-
ren so nachhaltig, dass die SED davor zurückschreckte, das etablierte ge-
sellschaftliche Kräfteverhältnis mit tiefergehenden Maßnahmen zu ihren 
Gunsten zu ändern – anders als die politische Klasse in den USA, aber auch 
im Gegensatz zur polnischen Schwesterpartei. Die Politik der SED, sozi-
ale Auseinandersetzungen größeren Stils zu vermeiden, zeigte sich bei der 
Nichtantastung der Subventionen ebenso wie auf dem Gebiet der Lohnpo-
litik mit der Fortführung des Modells des »Produktivitätsdeals«.

Es war ein Ausdruck für die politische Schwäche der SED, dass sie ein 
Modell der Leistungspolitik verfolgte, das aus der Zeit des weltweiten Auf-
schwungs stammte. Vor dem Hintergrund von Krise und Umstrukturierung 
besaß die westliche Konkurrenz mit der »Reservearmee« ein wirkungs-
volleres Mittel zur Steigerung der Ausbeutung.

6.6 Die Grenzen des Produktivitätsdeals in der DDR



7. Kein Abschied vom Klassenkampf

Nach Marx und Engels ist die bisherige Geschichte die Geschichte eines teils 
versteckten, teils offenen Kampfes zweier gegensätzlicher Klassen (Calli-
nicos 1998: 128ff.). Ging es nach der SED, hatte sich der Klassenkampf in 
diesem Sinne in der DDR erledigt. Arbeiterklasse und SED, die stellvertre-
tend für diese zu regieren vorgab, besaßen danach keine grundlegenden In-
teressensunterschiede. Nach der Partei- und Staatsführung fanden deshalb in 
der DDR keine sozialen Auseinandersetzungen und Konfl ikte statt, wie sie 
für den westlichen Kapitalismus bezeichnend sind. Anlässlich des westdeut-
schen Metallerstreiks 1978 behauptete die Staatsgewerkschaft IG Metall, die 
Arbeiterklasse in der DDR hätte solche Kämpfe nicht nötig: »Uns, den Me-
tallern der sozialistischen Deutschen Demokratischen Republik, sind Streik 
und Aussperrung wesensfremd.« (SAPMO-BArch DY 46/5702: 37)

Die gesellschaftliche Realität sah allerdings anders aus. Juristische For-
meln und Bekenntnisse von »Volkseigentum« und »Arbeiterstaat« waren 
das eine, die tatsächliche Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel und 
politische Macht das andere. Es gab einen grundlegenden sozialen Wider-
spruch zwischen der Arbeiterklasse und der als Staatspartei organisierten 
herrschenden Klasse. Den Beweis erbrachte nicht erst die Revolution 1989, 
als Arbeiter und einfache Angestellte für den Sturz der Parteiherrschaft auf 
die Straße gingen. 

Seit jeher waren die von der SED verfügten Maßnahmen und ihre Durch-
setzung in den Betrieben konfliktbehaftet. Im Rahmen des Mikroelektro-
nik-Programms widmet sich das folgende Kapitel den sozialen Konflikten 
in den Betrieben der DDR.

7.1 Konfl iktformen – vom Witz bis zum Streik

Im Gegensatz zur Streik- und Aufstandsbewegung von 1953 und vereinzel-
ten spektakulären Arbeitsniederlegungen in den 1950er und 1960er Jahren 
ist über die betrieblichen Konflikte der 1970er und 1980er Jahre relativ we-
nig bekannt.1 In diesem Zeitraum ging das Niveau sozialer Auseinanderset-

1 Den Betriebsalltag der 1970er und 1980er Jahre ins Auge nehmen: Hürtgen/Reichel 
2001, einzelne Beiträge dazu in Hübner/Tenfelde 1999, Gehrke/Hürtgen 2001, Eckel-
mann u.a. 1990 sowie die Betriebsstudien: Weil 2000 und Schüle 2001.
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zungen zurück. Zugleich ist der Protest und Widerstand im Betrieb in den 
überlieferten Quellen der Leitungsorgane und Gliederungen der Massenor-
ganisation in der DDR nur dürftig dokumentiert. Ein Grund dafür ist, dass 
den Funktionären auftretende Konflikte als mangelhafte Führungstätigkeit 
ausgelegt wurde. Sie versuchten daher, »Vorkommnisse« gegenüber über-
geordneten Stellen zu verbergen und vor Ort zu lösen.

Bis auf wenige Ausnahmen war die DDR-Forschung jedoch auch nicht 
sonderlich an den sozialen Auseinandersetzungen im Betrieb in den 1970er 
und 1980er Jahren interessiert und thematisierte verdeckte oder halb offene 
Formen des Widerstandes nur wenig. Rückblickend erscheint es deshalb so, 
als habe sich der Widerstand nach dem Arbeiteraufstand von 1953 auf einen 
kleinen Kreis politisch Oppositioneller beschränkt. In seiner umfassenden 
»Geschichte der Opposition in der DDR 1949-1989« beschreibt Neubert das 
Verhältnis von SED und Bevölkerung als »Kumpanei« und sieht die Verwei-
gerung gegenüber der von der SED ausgeübten Herrschaftspraxis nicht als 
einen »Ausdruck oppositionellen Handelns« an, sondern als Teil einer An-
passungsstrategie (Neubert 2000: 23ff.).

Widerständiges Verhalten gab es jedoch auch in den Betrieben. Der Par-
tei- und Staatsführung gelang es nicht, die Arbeiterklasse nach ihren Vorstel-
lungen zu formen. Wenn auch oftmals atomisiert, handelten die Arbeiter als 
Subjekt und forderten an einzelnen Stellen die staatliche Autorität heraus. 
Die Marxsche Feststellung, der Kampf des Proletariats beginnt »mit seiner 
Existenz« (Marx/Engels 1848: 470), galt ebenso für die DDR.

Der Witz als kleine Form des Protestes
Als Opp/Voß die Ereignisse des Revolutionsjahres 1989 untersuchten und 
auf die Protesterfahrungen der DDR-Bevölkerung vor 1989 zurückblickten, 
entdeckten sie die Witzkultur in der DDR. In dieser drückte sich die Un-
zufriedenheit der Bevölkerung aus. Mit seiner Kritik an den politischen 
und sozialen Verhältnissen war der Witz eine Reaktion auf die realitäts-
verzerrende Staatspropaganda und eine Möglichkeit, »mit geballter Faust 
in der Tasche (leise) seine Wut« (Opp/Voß 1993: 91) zu äußern. Der poli-
tische Witz der DDR war eine Form, die Staatspropaganda in Frage zu stel-
len und die Rangordnung in »Die da oben« »Wir hier unten« anzusprechen 
(Brie 2004: 44).

Auch über das Vorzeigeprojekt Mikroelektronik gab es Hohn und Spott.2 
Nach der Devise »Unsere Mikroelektronik ist einfach nicht klein zu kriegen!« 

2 Neben verschiedenen teilweise vergriffenen Büchern sind diese in zahlreichen Internet-
Seiten dokumentiert, z.B. unter http://witze.vx6.net/archiev/ddr (Zugriff 25.5.2004).

7.1 Konfl iktformen – vom Witz bis zum Streik
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zielte ein Großteil der Witze auf die Probleme der DDR ab, dem internatio-
nalen Trend der Miniaturisierung der Bauelemente zu folgen. Den Aufbau-
versuch einer modernen Computerindustrie unter dem Dach des Kombinates 
Robotron bedachte man mit: »Robotron: Unsere Lösung – Ihr Problem!«, 
oder: »Rechnen Sie mit dem Schlimmsten – rechnen Sie mit Robotron!«. 
Den sich in der Größe der Chips ausdrückenden Rückstand gegenüber dem 
Westen kommentierte man »stolz«: »Hinter unserer Mikroelektronik kön-
nen sich die Japaner verstecken«. Der Sarkasmus stellte eine Reaktion auf 
die Kluft zwischen Propaganda und Realität dar, der bis in die Führungse-
tagen reichte (Simon 1990: 22; Brie 2004: 52f.).

Ein weit verbreiteter Witz in den 1980er Jahren verband die ökonomische 
Rückständigkeit der DDR-Mikroelektronik mit einer Kritik an dem Unterdrü-
ckungsapparat der SED: »Woran merkt man, daß die Stasi Robotron-Wanzen 
bei einem einsetzt? Man hat einen neuen Schrank im Zimmer und ein Tra-
fohäuschen vor der Tür.«3 Wenngleich weniger thematisierte man auch die 
Belastungen im Arbeitsprozess. Fehlerhafte CAD/CAM-Anlagen, die oft-
mals Unruhe und Probleme in den Arbeitsprozess brachten, übersetzte man 
in Computer Am Dienstag und Chaos Am Mittwoch (Staritz 1996: 320).

Die sozialpsychologische Funktion des Witzes, den Sigmund Freud als 
»Waffe der Wehrlosen« beschrieb, galt auch für die DDR: Dieses Protest-
mittel sensibilisierte die Bevölkerung für die Schwachpunkte des Systems. 
Mit Lachern konnten die Menschen ihre Solidarität in der Ablehnung von 
Personen und Programmen bekunden (Wolle 1999: 154f.; Opp/Voß 1993: 
92). Die Staatssicherheit registrierte zu Zeiten politischer, ökonomischer und 
sozialer Krisen in der DDR eine Zunahme »politischer Witze und Texte« 
(BStU MfS ZAIG 4131).

Im kleinen Kreis erzählt, suchte der Witz nicht die direkte Auseinander-
setzung mit der herrschenden Ordnung, zählte jedoch zu den einfachsten 
Mitteln der Konfl iktaustragung. Vor dem falschen Publikum erzählt, konn-
te er durchaus disziplinarische Konsequenzen nach sich ziehen. Der Witz 
drückte oft ein fehlendes kollektives Selbstbewusstsein aus, konnte aber 
auch Konfl ikte am Arbeitsplatz begleiten.

Fluktuation als Teil des sozialen Konfl ikts
Eine kaum öffentliche, aber massenhafte Form des Konfl ikts war die Arbeits-
kräftefl uktuation. Anders als der Streik übt sie keinen unmittelbaren Druck 
auf die Gegenseite aus. Daher neigt die Arbeits- und Industriesoziologie bis-
weilen dazu, die Fluktuation nicht als Teil der Arbeitskonfl ikte zu begreifen. 

3 http://witze.vx6.net/archiev/ddr/16/(Zugriff: 19.11.2004).
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Dabei ist die Kündigung meist eine Reaktion auf eine belastende Arbeits-
situation. Oft bildet die Neusuche eines Arbeitsplatzes das letzte Glied ei-
ner Kette von Bemühungen, die Arbeitssituation zu verändern (Brock u.a. 
1969, Mikl-Horke 1991: 98ff.).

Auch in der DDR war die Fluktuation ein Ausdruck des sozialen Kon-
fl ikts, wie Katharina Belwe bereits Anfang der 1980er Jahre auf Grundlage 
von DDR-Literatur herausarbeitete (Belwe 1982). In der DDR-Wirtschaft 
mit ihrem chronischen Arbeitskräftemangel war die Drohung von Arbei-
tern, sich einen anderen Arbeitsplatz zu suchen, ein verbreitetes Druckmit-
tel. In einzelnen Fällen gab es einen Zusammenhang zwischen hohen Kün-
digungsquoten und einem »Massencharakter der Arbeitskonfl ikte«, so die 
Staatssicherheit (BStU MfS JHS MF VVS 01-1440/83). Hohe Fluktuations-
raten konnten aber auch geringe offene Arbeitskonfl ikte bedeuten, wie Schü-
le (2001: 245) am Beispiel eines Leipziger Textilbetriebes gezeigt hat.

In der Elektronikindustrie der DDR mit ihren außerordentlich monotonen 
Arbeitstätigkeiten wechselten die Beschäftigten überdurchschnittlich oft ih-
ren Arbeitsplatz. Hohe Fluktuation trat vor allem dort auf, wo schlechte Ar-
beitsbedingungen und hohe Arbeitsbelastung mit schlechten Lebensbedin-
gungen zusammenkamen (Bust-Bartels 1980: 111; Wincierz 1989: 153). 
Betriebliche Fluktuationsraten von mehr als 20% waren in den 1960er Jah-
ren in der Elektronikindustrie keineswegs untypisch (Schwärzel 1989: 171). 
Das kannte man auch aus dem westlichen Kapitalismus. In den Fertigungs-
betrieben der US-amerikanischen Mikroelektronik lag Anfang der 1980er 
Jahre die Fluktuationsrate bei etwa 50% (Lüthje 2001: 129).

Auch in vielen Betrieben der DDR-Mikroelektronik reagierten die Be-
schäftigten auf individuell unlösbare Probleme am Arbeitsplatz mit einem 
Wechsel des Arbeitsplatzes. Im VEB Elektronik Gera, der EDV-Technik 
produzierte, verließ Ende der 1970er Jahre jeder zehnte Beschäftigte das 
Werk. Die Ursache: schlechte Arbeitsbedingungen, viele Überstunden und 
Sonderschichten (SAPMO-BArch DY 46/6638). Über die steigende Fluk-
tuation beim Vorzeigekombinat Carl Zeiss Jena zu Beginn der 1980er Jahre 
vermerkte die Staatssicherheit: »Zirka 80% der Werktätigen geben als Kün-
digungsgrund Unzufriedenheit mit dem Arbeitsklima und den Arbeitsbe-
dingungen an.« (Buthmann 1997: 73) In den Bereichen, in denen die neue 
Technik angewendet werden sollte, stieg teilweise die Fluktuation, weil die 
Beschäftigten eine verstärkte technologische Kontrolle der Arbeitsleistung 
oder mehr Schichtarbeit befürchteten (Meier 1990: 18).

Einen Einfl uss auf die Arbeitskräftefl uktuation übte auch die Einfüh-
rung neuer Lohnformen aus. 1977 wanderten viele Arbeitskräfte aus den 
Bereichen der zentralgeleiteten Industrie zu Betrieben der Mikroelektronik 
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ab, da dort wegen der Einführung neuer Lohnmaßnahmen zum Teil höhere 
Löhne gezahlt wurden (SAPMO-BArch DY 46/5615). Es gab auch umge-
kehrte Fälle. In einigen Betrieben der Mikroelektronikfertigung bereitete 
Ende der 1970er Jahre die verspätete Einführung der Grundlöhne »erheb-
liche Schwierigkeiten«. Das geringe Lohn- und Gehaltsniveau wirkte nega-
tiv »fl uktuationsfördernd« (SAPMO-BArch DY 46/7329: 60). Das gleiche 
Phänomen beobachte man Ende der 1980er Jahre für die Betriebe des Mi-
kroelektronik-Programms, in denen die »neuen Produktivlöhne« vergleichs-
weise spät eingeführt wurden.

Konfl iktinstitutionalisierung
Die Arbeiter in der DDR konnten keine freien Interessensvertretungen bil-
den. Unter den Bedingungen der Parteidiktatur gab es dennoch bestimmte 
Räume im System, in denen sie ihre sozialen Interessen artikulierten. Die-
se Räume waren begrenzt, wurden aber angesichts mangelnder Alternativen 
zahlreich genutzt.

Ein Beispiel dafür war das Anrufen der »Konfl iktkommission«. Ur-
sprünglich verfolgte die SED mit der Einrichtung der Konfl iktkommissi-
on »erzieherische Zwecke«. Die Betriebsgewerkschaftsleitung bestimm-
te die Vertreter für die Konfl iktkommission, die die Beschäftigten dann zu 
bestätigen hatten. Lange Zeit bestanden die Tätigkeiten der Kommissionen 
hauptsächlich darin, Straftaten und Disziplinlosigkeit zu ahnden. Seit den 
1970er Jahren sank jedoch der Anteil disziplinarischer Maßnahmen von 
über 50% auf 20% 1989. 

Stattdessen »verhandelte« man in den 1980er Jahren vor allem Arbeits-
streitigkeiten, die von Beschwerden der Beschäftigten ausgingen. Am Ende 
der DDR gab es jährlich etwa 15.000 Rechtsstreitigkeiten, mit denen sich 
über 25.000 Konfl iktkommissionen mit mehr als 250.000 Mitgliedern be-
schäftigten (Kohte 2001: 252-256; Weil 2000: 100).

Einen anderen Versuch, das bestehende Konfl iktpotenzial zu kontrollie-
ren, bildete das Eingabewesen. Die Eingabe war eine schriftliche Beschwer-
de, die unter Ausschluss der Öffentlichkeit an Partei-, Staats- und Gewerk-
schaftsorgane gerichtet wurde und keinen Rechtsanspruch besaß (Elsner 
1999; Merkel o.J.; Mühlberg 2004). In ihrer Gesamtheit vermitteln die Ein-
gaben rückblickend ein Bild über die sozialen Problemlagen der Beschäf-
tigten. Die Zahl der überlieferten Eingaben belief sich im letzten Jahrzehnt 
der DDR auf mindestens eine Millionen (Mühlberg 2004: 175). Die Ein-
gaben an den Präsidenten und den Staatsrat der DDR behandelten das Pro-
blem der Wohnraumversorgung und die fehlende Reisefreiheit, aber auch 
die allgemeine mangelhafte Versorgungssituation (ebd.: 178).
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Der größte Posten der Eingaben an den FDGB dagegen behandelten die 
Frage der »Feriengestaltung«, für die der FDGB zuständig war (Hürtgen 
2001b: 198). Die Urlaubsplätze waren in Anzahl wie Qualität oft unzurei-
chend. Ende der 1980er Jahre kamen etwa drei Werktätige auf einen Feri-
enplatz. Für Betriebe mit größerer wirtschaftspolitischer Bedeutung (etwa 
der Mikroelektronik) gestaltete sich dies teilweise etwas weniger ungünstig. 
Im VEB Herrenbekleidung Fortschritt Berlin mit neuer CAD/CAM-Technik 
betrug das Verhältnis 2:1 (SAPMO-BArch DY 34/13248[b]).

Neben diesem Problem enthielten die Eingaben an FDGB und IG Me-
tall die klassischen Fragen des betrieblichen Konfl ikts um Lohn und Lei-
stung.4 Dazu gehörten insbesondere Streitigkeiten um die Eingruppierung 
oder die Neubestimmung der Normen, wie sie mit der Einführung neuer 
Lohnformen auftraten. So verfassten z.B. 1979 Beschäftigte aus dem VEB 
Robotron Radeberg aus Protest eine Eingabe, da sie nach ihrer Meinung 
Tätigkeiten der Lohngruppe 7 ausführten, aber nur nach Lohngruppe 6 be-
zahlt wurden (SAPMO-BArch DY 46/7360[a]). 1983 beschwerte sich ein 
Arbeiter aus dem VEB Werk für Elektronische Bauelemente Teltow über 
eine mit den Grundlöhnen vollzogene Rückgruppierung in die Lohngrup-
pe 6 (SAPMO-BArch DY 46/7363). Oft ging es in den Eingaben auch um 
Ungleichbehandlung innerhalb eines Betriebes bzw. Kombinates. 1977 ver-
fassten Arbeitskollektive des Technischen Kundendienstes des Kombinates 
Robotron einige Eingaben, weil man sie von der Lohnerhöhung ausnahm 
oder zurückstufte (SAPMO-BArch DY 46/5690).

Auch einfache Fragen des Arbeitsalltages spielten in den Eingaben eine 
Rolle. Oft drohten solche Dinge wie Essensversorgung, Arbeitsbedingungen, 
Berufsverkehr oder Arbeitszeitregelungen für Frauen im Produktionspro-
zess hinten runterzufallen.

Die sozialen Probleme dominierten eindeutig das Eingabewesen des 
FDGB und seiner Abteilungen. Politische Eingaben zu Fragen der Reise-
freiheit, der fehlenden Demokratie oder Solidarność in Polen 1980/81 mach-
ten eine kleine Minderheit aus und stiegen erst zum Ende der DDR deutlich 
an (Hürtgen 2001b: 199f.). 

Das Instrument der Eingabe nutzten alle Beschäftigten. Allerdings griff 
die Gruppe der Intelligenz häufi ger zu dieser Protestform als die der Arbei-

4 Beschränkt man sich auf das unmittelbare Eingabewesen und lässt damit verbrei-
tete Form von »Hinweisen, Vorschlägen, Kritiken« außer acht (Gehrke/Hürtgen 2001: 
533), erhielten der FDGB und seine Einzelgewerkschaften jährlich tausende Eingaben. 
Die folgenden Schilderungen beruhen v.a. auf Eingaben an den FDGB-Bundesvorstand, 
seinen Vorsitzenden, seine Rechtsabteilung sowie an den Zentralvorstand der IG Metall 
und seine Abteilungen.

7.1 Konfl iktformen – vom Witz bis zum Streik
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ter (ebd.: 200). Und mit dem Unterschied, dass sie häufi ger ihre Benachtei-
ligung in der betrieblichen Hierarchie beklagten, insbesondere die unzurei-
chende fi nanzielle Bezahlung im Vergleich mit qualifi zierten Facharbeitern. 
Arbeiter sprachen dagegen eher den Widerspruch zwischen der betriebenen 
Betriebspolitik und ihren Interessen an.

Die Eingabe: mehr als ein »institutionalisierter« Konfl ikt
Das Eingabewesen war für Partei- und Staatsorgane ein Informationssy-
stem und der Versuch, potenzielle Konfl ikte in die Institutionen des Sy-
stems zu integrieren. In diesem Sinne stand die Eingabe in der Tradition 
der Verwaltungsbeschwerde und »Bittschrift« an die adlige Obrigkeit des 
19. Jahrhunderts (Merkel o.J.: 16). Das Eingabewesen einseitig als einen 
»Stabilisierungsmechanismus diktatorischer Herrschaft« (Elsner 1999: 75) 
zu beschreiben, erfasst allerdings die tatsächliche Rolle der Eingabe ebenso 
wenig, wie sie als »Form der Kommunikation der Bürger mit ihrem Staat« 
(Mühlberg 2004: 99) zu verklären.

Eingaben in der DDR waren oft mehr als ein Bittschreiben, insbesondere 
dann, wenn sie in einem betrieblichen Zusammenhang formuliert wurden. 
So verfasste ein Beschäftigter eines Betriebes des Kombinates Fahrzeugelek-
tronik Ruhla zu Beginn der 1980er Jahre eine Eingabe und trat zugleich aus 
dem FDGB aus, weil sich die BGL im Betrieb bei arbeitsrechtlichen Fragen 
nicht für ihn eingesetzt hatte (SAPMO-BArch DY 46/5698[b]). Solche prak-
tischen Schritte konnten disziplinarische Maßnahmen nach sich ziehen. So 
zog 1976 am Institut für Nachrichtentechnik eine Eingabe mit FDGB-Aus-
tritt und allgemeinen politischen Äußerungen Untersuchungen der Staats-
sicherheit nach sich (Gehrke/Hürtgen 2001: 199, 328f.).

Oft verbarg sich hinter einer Eingabe ein über längere Zeit schwelender 
Konfl ikt. Beschäftigte griffen zu diesem Mittel, wenn ihre bisherigen Be-
mühungen, ein vorhandenes Problem im Betrieb zu beheben, erfolglos blie-
ben. Das war 1977 bei der Eingabe von Arbeitern aus dem Funkwerk Erfurt 
der Fall, die gegen die Erhöhung der Normen protestierten. Seit Monaten 
gab es dort mit der Ankündigung neuer Lohnformen eine Unzufriedenheit. 
Im Vorfeld der Gewerkschaftswahlen drohten einzelne Kollektive mit Wahl-
boykott, der BGL-Vorsitzende bekam schließlich die für DDR-Verhältnisse 
hohe Zahl von 128 Gegenstimmen (SAPMO-BArch DY 34/11948: 3).

Die Absicht des Staates, mit dem Eingabewesen die Bevölkerung ins Sys-
tem zu integrieren, besaß eine Kehrseite. Das Verfassen einer Eingabe setzte 
eigenständiges Handeln voraus und stand damit dem totalen Herrschaftsan-
spruch der SED entgegen. Wie Bernd Gehrke über den Entstehungsprozess 
einer kollektiven Eingabe bemerkte:
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»Schließlich musste sich, um eine kollektive Eingabe zu schreiben, zu-
vor verabredet und über ein gesellschaftliches Problem diskutiert und ver-
ständigt werden. Eben dies war aber der Sache nach bereits eine subversive 
Praxis. Eine Aktionsform autonomer Verständigung über gemeinsame In-
teressen stellt praktisch die Grundlage einer Diktatur in Frage, die sich an-
maßt, an Stelle ihrer als Mündel behandelten Bürger deren Interessen zu 
vertreten.« (Gehrke 2001a: 210)

Auch hinter einer individuellen Eingabe konnte ein kollektiver Zusam-
menhang stehen. Eine Bauelementefertigerin des VEB Gleichrichterwerk 
Stahnsdorf, die wegen einer Normerhöhung und damit verbundenen Lohn-
senkung im Januar 1977 eine Eingabe einreichte, schildert ihr individuelles 
Problem als das des gesamten Kollektivs. Die anderen hätten sich jedoch 
nicht getraut, sich zu beschweren, da sie ihre bisherigen Verdienste nicht 
nachweisen konnten (SAPMO-BArch DY 46/5689). Der Zentralvorstand der 
IG Metall stellte 1976 fest, dass aus »einer Reihe von Eingaben« ersichtlich 
wird, dass »hinter den vorgebrachten Anliegen Einzelner ganze Kollektive 
standen, die auf eine Entscheidung des Zentralvorstandes warteten« (SAP-
MO-BArch DY 46/6669).

Kollektive Eingaben wurden fast ausschließlich von Arbeitern verfasst. 
Seit den späten 1970er Jahren lag der Anteil der kollektiven Eingaben an 
den Gesamteingaben beim FDGB-Bundesvorstand je nach Vorstandsbereich 
zwischen 3 und 6%, beim Zentralvorstand der IG Metall bei etwa 20%. Die 
höheren Zahlen der IG Metall hängen damit zusammen, dass fast die Hälf-
te der Eingeber dort Arbeiter waren, beim FDGB dagegen nur 20-25%. Un-
abhängig davon stieg in beiden Fällen am Ende der 1980er Jahre der An-
teil kollektiver Eingaben.5

Das Moment der Selbstorganisation, einer kleinen, scheinbar »nichtpoli-
tischen« Handlung einer Eingabe konnte unter bestimmten gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen eine größere Bedeutung erlangen. Im faschistischen 
Spanien der 1960er Jahre gab es ein ähnliches Beschwerdewesen. Mitte des 
Jahrzehnts verbreiteten sich dort »Arbeiterkommissionen« auf Betriebsebe-
ne, die zunächst oft nicht mehr als ein Beschwerdenwesen beim Management 
darstellten. In einzelnen Fällen gelang es für kurze Zeit den Aktivisten, auf 
unterster Ebene die gelben Gewerkschaften zu übernehmen, indem sie bei 
den Gewerkschaftswahlen ihre Kandidaten durchbrachten (Harman 1998: 

5 Je nach Abteilung (Büro des Vorsitzenden, Abt. Arbeit und Löhne, Rechtsabteilung) 
und Zeitraum schwankte der Anteil kollektiver Eingaben beim FDGB-Bundesvorstand 
zwischen 2,5% und 5,7%. Zusammengestellt aus SAPMO-BArch DY 34/11749, DY 
34/13277, DY 46/5754, DY 46/7256.

7.1 Konfl iktformen – vom Witz bis zum Streik
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21ff.). In der DDR gingen im Herbst 1989 neugebildete Gruppen betrieb-
licher Aktivisten oft auf zuvor existierende Zusammenhänge zurück. Die-
se waren wiederum auch über die Formulierung von Eingaben entstanden 
(Gehrke 2001a: 209-212).

Proteste in der Betriebsöffentlichkeit
Jenseits der nichtöffentlichen Eingabe existierten vielfältige Protestformen 
in der Betriebsöffentlichkeit. Dazu zählte beispielsweise die anonyme Mei-
nungsbekundung. Im Stammbetrieb des Kombinates Elektronische Bauele-
mente Teltow wurden im Sommer 1984 »Schmierereien« auf einer Toilet-
te entdeckt, mit »herabwürdigenden Äußerungen gegen den Vorsitzenden 
des Staatsrates der DDR«, wie ein Stasi-Bericht festhielt. Der Täter wur-
de in Zusammenarbeit mit der örtlichen Polizei gefasst (BStU MfS – HA 
XVIII 14056). Die Nutzung dieses halböffentlichen Raumes für Unmuts-
bekundungen in bundesdeutschen Betrieben beschrieb auch Günter Wall-
raff in seinen Industriereportagen (Wallraff 1972: 14f.).

Eine andere Störung der Betriebsordnung und -öffentlichkeit war der 
Streit um die Wandzeitung. Die Wandzeitung spielte in der Parteipropagan-
da eine wichtige Rolle. Insbesondere bei betrieblichen Veränderungen wie 
der Einführung neuer Technologien, veränderter Arbeitsorganisation oder 
neuen Wettbewerbs- und Produktivitätskampagnen sollte die Wandzeitung 
propagandistisch und erzieherisch wirken. Ein Beispiel dafür war die Kam-
pagne zur öffentlichen Aufdeckung »subjektiver Arbeitsfehler«. Zu Beginn 
der 1980er Jahre wurde diese Kampagne auf die Betriebe des Kombinats 
Mikroelektronik übertragen und führte dort zu erheblichen Konfl ikten. Von 
den Wandzeitungen, an denen täglich die »Arbeitsfehler« »ausgewertet« 
wurden, verschwanden nach kurzer Zeit immer wieder Zettel und Artikel. 
»Es dauerte mehrere Monate, ehe die meisten Werktätigen von der Notwen-
digkeit und Richtigkeit solcher Führungsmethoden überzeugt waren«, wur-
de aus dem Erfurter Stammbetrieb und dem Halbleiterwerk Frankfurt/Oder 
berichtet (Müller 1989: 98; Kuhn 1988: 110f.).

Im Jahr 1989 war nicht selten der Streit um die Wand der erste Schlagab-
tausch, den sich Oppositionelle mit den Parteisekretären lieferten (Gehrke/
Hürtgen 2001: 34; Roesler 2002a: 57). Der bekannt gewordene erste Auf-
ruf zur Gründung unabhängiger Gewerkschaften im Oktober 1989 im Ge-
räte- und Reglerwerk Teltow verband sich mit einem solchen Fall. Ein Akti-
vist berichtete: »Wir haben versucht, Leute zu fi nden, etwas zu organisieren, 
und haben natürlich Zettel geschrieben. Die haben wir dann an’s Schwar-
ze Brett rangemacht [...]. Eine halbe Stunde später war der natürlich wieder 
weg. Und ich stand dann um die Ecke, habe dann aufgepasst: unser Genos-
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se Parteisekretär aus dem Bereich, der stand da an der nächsten Ecke, hat 
den Zettel wieder abgemacht und ich bin dann hin, hab’ den nächsten ange-
bracht.« (Gehrke/Hürtgen 2001: 34).

Eine weit verbreitete Form des nichtanonymen Protestes im Betrieb war 
es, den Unmut offen auf Betriebs- und Gewerkschaftsversammlungen zu 
äußern. Wie die Informationsberichte der Gewerkschaften belegen, wurde 
dieser in teilweise sehr direkter Art vorgebracht. Etwa wenn auf einer Ver-
trauensversammlung die Einführung neuer Grundlöhne auf massiven Wi-
derstand stieß, weil unter den Beschäftigten die Ansicht bestand, »daß neue 
Lohnformen meist mit Lohnminderungen behaftet sind«, wie 1979 im Funk-
werk Köpenick (SAPMO-BArch DY 46/5616: 3).

Solche Unmutsäußerungen, denen oft eine Diskussion im kleinen Kreis 
des Arbeitskollektivs vorausging, konnten in widerständiges Verhalten um-
schlagen. Ein Beispiel dafür war die Stimmenverweigerung auf den Wahl-
versammlungen der Gewerkschaften. Eine größere Zahl von Gegenstimmen 
oder Enthaltungen konnte die Bestätigung des vorgegebenen Funktionärs 
öffentlich beschädigen oder gar verhindern. Die Nichtwahl eines BGL-Vor-
sitzenden war selten und lag bis in die späten 1980er Jahre bei weniger als 
1% der aufgestellten Kandidaten. Wesentlich häufi ger wurden Kandidaten 
mit einem schlechten Ergebnis abgestraft. Eine Zustimmung von weniger 
als 90% galt in den Gewerkschaftsvorständen schon als kleine Rebellion. 
Dazu kam es über die Jahre schwankend bei 7 bis 10% der Wahlversamm-
lungen (zusammengestellt aus: SAPMO-BArch DY 34/13856, SAPMO-
BArch DY 34/13246[b], SAPMO-BArch DY 34/13248[a]).

Ein anderes Protestmittel war die Weigerung unterer Gewerkschaftsglie-
derungen, den Wettbewerbsbeschlüssen oder dem »Betriebskollektivvertrag« 
(BKV) zuzustimmen.6 Das Ritual, die jährlich aufgestellten Planzahlen ab-
zusegnen, wurde vereinzelt in Frage gestellt. Im VEB Elektrogeräteschalt-
werk Görlitz wollten Betriebsleitung und Betriebsgewerkschaftsleitung 1981 
eine Leistungssteigerung durchsetzen. Die Vertrauensleutevollversammlung 
lehnte jedoch die Wettbewerbsziele ab. Von den anwesenden 20 Vertrau-
ensleuten (der eigentlich 34) stimmten lediglich 7 dafür, 10 enthielten sich 
und 3 stimmten dagegen (SAPMO-BArch DY 34/13268[a]). Im VEB Bu-
chungsmaschinenwerk Karl-Marx-Stadt lehnte die Vertrauensleuteversamm-
lung 1987 den BKV ab, nachdem im Vorfeld »viele Hinweise der Werktäti-
gen« weder von der Betriebsleitung, noch der Betriebsgewerkschaftsleitung 

6 Der BKV regelte die Arbeits- und Lebensbedingungen, nicht die Lohnfragen. In ihm 
vereinbarten BGL und Betriebsleitung Wege und Methoden zur Realisierung der Plan-
ziele (Enzyklopädie der DDR 2000: 7824).

7.1 Konfl iktformen – vom Witz bis zum Streik
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»Beachtung gefunden« hatten (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-4100, DY 
34/13265[c], DY 46/7256[b]).

Der Streik und Widerstand im Arbeitsprozess
Die deutlichste und offenste Form des Widerstandes im Arbeitsprozess war 
der Streik. Der SED gelang es nie, dieses klassische Kampfmittel der Ar-
beiter vollständig zu unterbinden. Aber als Konfl iktform waren Arbeitsnie-
derlegungen in der späten DDR eine absolute Ausnahme. Die Zahl der vom 
FDGB-Bundesvorstand jährlich registrierten Arbeitsniederlegungen sank von 
etwa zwei Dutzend in den 1970er Jahren auf einzelne wenige in den 1980er 
Jahren (Hürtgen 2001b: 187f.). Erst in den Revolutionsmonaten schnellte 
ihre Anzahl sprunghaft nach oben (Gehrke 2001b: 251). 

Von den insgesamt wenigen Dutzend gezählten Arbeitsniederlegungen 
der 1980er Jahre fanden auch einige in den Betrieben des Mikroelektronik-
Programms statt. 1982 verweigerten Arbeiter im VEB Kondensatorenwerk 
Görlitz die Arbeit. Eine parteiinterne Untersuchung berichtete über »eine 
Reihe von Widersprüchen«, zu denen es mit der Inbetriebnahme einer neu-
en Produktionsanlage im Betriebsteil Klötze kam: »Die Automaten sollten 
im Dreischichtsystem bedient, eine 3-4 Maschinenbedienung sollte reali-
siert werden. Eine exakte Normierung wurde durchgeführt, Stillstandzeiten 
und Ausschuß in die Leistungsbewertung einbezogen. Hierbei zeigte sich, 
daß die Leitung des Betriebes und die Parteiorganisation nicht genügend 
die Werktätigen über die neuen Anforderungen informiert hatten. Lohnbe-
dingungen, Arbeitsbelastungen und andere Probleme wurden für die Mehr-
zahl der Beschäftigten erst mit Produktionsbeginn ›sichtbar‹. Die Werktäti-
gen fühlten sich überfordert und hintergangen. Sie verweigerten unter diesen 
Bedingungen die Arbeit.« (Müller 1989: 91)

Zu einer weiteren Arbeitsniederlegung, die ausführlicher weiter unten be-
handelt wird, kam es 1985 in einem Betrieb des Kombinates Robotron. Im 
VEB Glühlampenwerk NARVA Berlin wurde 1987 mehrere Stunden an ei-
ner modernen Fließbandreihe gestreikt (Gesprächsnotiz 2004). Gemessen 
an ihrer Zahl sowie der Zahl der Beteiligten spielten Streiks in der späten 
DDR keine größere Rolle. 

Aber auf sie traf letztlich dasselbe zu, was Lüthje über die geringe Zahl 
von Streiks in der amerikanischen Halbleiterindustrie in den 1980er Jahre 
bemerkte: Sie signalisierten eine weitverbreitete Unzufriedenheit (Lüthje 
2001: 361). Öfter als zum Streik kam es zur »Arbeitsbummelei«. Bei ihr 
drohten weitaus weniger disziplinarische und politische Konsequenzen. Wie 
Max Weber seinerzeit über das »Bremsen« der Akkordarbeiter bemerkte, 
war dies überall dort anzutreffen, wo »irgendwelches Maß von Solidaritäts-
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gefühl in einer Arbeiterschaft oder doch einem hinlänglich bedeutenden Teil 
ihrer existiert« (zitiert nach Raehlmann 1996: 96f.).

Ob Eingabe, Ablehnung von Kollektivverträgen oder Streik – solche bri-
santen »Vorkommnisse« in den Betrieben wurden immer wieder auf höchster 
Partei- und Staatsebene behandelt. Von den etwa ein Dutzend betrieblichen 
»Vorkommnissen«, mit denen sich das Politbüro oder das Sekretariat des 
ZK der SED in den 1980er Jahren befasste, stammten zwei unmittelbar aus 
Betrieben des Mikroelektronik-Programms: 1983 Vorkommnisse in einem 
Saalfelder Mikroelektronikbetrieb7 und 1987 die Ablehnung des Betriebskol-
lektivvertrages durch die Vertrauensleuteversammlung des VEB Buchungs-
maschinenwerk Robotron (der Fall wurde in Kapitel 6 behandelt). Ein Groß-
teil der restlichen in der Parteispitze behandelten »Vorkommnisse« betraf 
Probleme, die ebenso in den Betrieben des Mikroelektronik-Programms auf-
traten, etwa Konfl ikte bei der Einführung neuer Lohnformen.

7.2 Der kollektive Konfl ikt und sein Potenzial

Die geringe Zahl kollektiver Konfl ikte in der DDR ging wesentlich auf die 
»Durchherrschung der Gesellschaft« zurück (Kocka 1994). Auch die Be-
triebe waren davon nicht ausgenommen (Reichel 2001). Im Gegenteil – der 
Machtapparat war dort besonders stark:

»Partei, Kampfgruppen, Massenorganisationen wie FDGB oder FDJ 
– vor allem die staatliche Leitung selbst, die die politische Macht mittels 
Arbeitsgesetzbuch unmittelbar in ökonomische Macht über die abhängig 
Beschäftigten umsetzte. Alle Kommunikationswege über die des eigenen 

7 Das Politbüro befasste sich im Juni 1983 mit Aufl ösungserscheinungen in der Partei-
organisation in einem Betrieb für mikroelektronische Bauelemente in Saalfeld. Es han-
delte sich wahrscheinlich um einen Betrieb des Kombinates Carl Zeiss Jena, der in die 
»spezielle«, d.h. militärische Produktion eingebunden war. In den vergangenen zwei Jah-
ren war dort die Arbeitsproduktivität und Produktion mikroelektronischer Bauelemente 
um ein Viertel gestiegen. Sie sollte in diesem Tempo weiter wachsen, obwohl die ökono-
mische Lage im Werk katastrophal war und »zu Hektik im Plangeschehen und zu Rei-
bereien zwischen Leitern und Werktätigen in den Arbeitskollektiven« führte (SAPMO-
BArch DY 30/J IV 2/2 A-2571). Der Plan wurde manipuliert (Haupt 1999: 244-250). 
Arbeiter schoben Sonderschichten. Angesichts dieser Situation gab es eine hohe Arbeits-
kräftefl uktuation. Innerhalb von zwei Jahren verlor die SED-Grundorganisation 16 Mit-
glieder durch Ausschluss oder Austritt. Sogar die Parteiorganisatorin trat aus der SED 
aus, die örtliche Kreiskontrollkommission der SED verlor ein Mitglied, der Parteisekre-
tär des Betriebes reichte Anfang 1983 seinen Rücktritt ein (SAPMO-BArch DY 30/J IV 
2/2A-2571, DY 30/J IV 2/3-3508 und BStU MfS ZAIG 17288[a]).

7.2 Der kollektive Konfl ikt und sein Potenzial
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Arbeitsumfeldes, die Brigade, die Schicht oder Abteilung hinaus waren ver-
sperrt und jede öffentliche Kommunikation den Regeln des Regimes unter-
worfen. Der Kampf um die Betriebsöffentlichkeit, um die Bekundung der 
eigenen politischen Ansicht der Werktätigen gegenüber dem Parteistaat war 
seit Jahrzehnten zugunsten des Staates und der Partei entschieden.« (Gehr-
ke 2001a: 228)

Der Herrschaftsanspruch der SED erlaubte keine Selbstaktivität der Arbei-
terklasse. Aber das Herrschaftssystem war weit davon entfernt »totalitär« zu 
sein. Es existierten informelle Strukturen und »Widerstandsstrategien«. Die 
von dem System gesetzten Regeln wurden mit kollektiven Aktionen immer 
wieder durchbrochen. Im folgenden werden beispielhaft zwei solcher kol-
lektiven Aktionen dargestellt. Anhand einer kollektiven Eingabe und eines 
Streiks wird gezeigt, welches Ausmaß und potenziell gefährliche Entwick-
lung solche Aktionen für das SED-Regime annehmen konnten.

Eine kollektive Eingabe und ihr Ausmaß
Im VEB Elektro-Apparate-Werke Treptow, dem Stammbetrieb des gleichna-
migen Kombinates, leitete im Februar 1980 eine Eingabe mehrerer Vertrau-
ensleute für die Betriebsleitung ein unruhiges Jahr ein (SAPMO-BArch DY 
46/5698[c-e]). Die Eingabe an den FDGB-Bundesvorstand stammte aus einer 
Abteilung, die in die Vorfertigung mikroelektronischer Produkte (»Herstel-
lung von Pressformen für das digitale Zeitrelais«) eingebunden war. In der 
Eingabe forderten die Vertrauensleute der Abteilung 860, einen geplanten 
Umzug in einen anderen Werksteil zurückzunehmen.

Die Vertrauensleute formulierten die Eingabe stellvertretend für die Be-
schäftigten der Abteilung. Und wie bei fast allen kollektiven Eingaben lag 
auch dieser ein über längere Zeit schwelender Konfl ikt zugrunde. Ausgehend 
von einer geplanten Produktionserweiterung war bereits im Februar 1979 
ein neues Gebäude bezogen worden. Laut den Eingebern verschlechterten 
sich bereits durch diesen Umzug die Arbeitsbedingungen und die Arbeits-
belastung nahm zu. Ein weitgehend alter Maschinenpark entsprach genauso 
wenig den gestiegenen Produktionsanforderungen wie die personelle Stär-
ke der Abteilung. Im gesamten Stammbetrieb gab es seit den späten 1970er 
Jahren Probleme mit der Planerfüllung und den Arbeits- und Lebensbedin-
gungen (SAPMO-BArch DY 46/5006[a]).

Der Formbau, zu dem die Abteilung 860 gehörte, erfüllte 1979 nach 20-
jährigem Bestehen erstmals nicht den Plan. Erste Kollegen begannen, sich 
nach anderen Arbeitsplätzen umzusehen. Die erhebliche Unzufriedenheit 
unter den Beschäftigten, die mit dieser Entwicklung entstand, war vor der 
Eingabe bereits während der Gewerkschaftswahlen zur Sprache gekommen. 
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Wie eine Notiz beim Zentralvorstand der IG Metall vermerkte, nahm »die 
Diskussion während der Arbeitszeit um das Problem große Ausmaße« an 
(SAPMO-BArch DY 46/5698[d]).

Trotz der ablehnenden Haltung des Kollektivs hatte der Generaldirektor 
auf einer Vertrauensleutevollversammlung im Februar 1980 angeordnet, den 
Umzug nicht zu verschieben und die Produktionsaufnahme im nächsten hal-
ben Jahr zu realisieren. Nachdem sich das Kollektiv der Abteilung 860 bei 
der Betriebsgewerkschaftsleitung erfolglos bemüht hatte, verfassten die Ver-
trauensleute schließlich die Eingabe, in der sie deutlich machten:

»Das Kollektiv Formbau ist nicht mehr gewillt, diesem eingeschlagenen 
Weg der planmäßigen Reduzierung des Kollektivs kritiklos gegenüberzu-
stehen. Über 90% der Kollegen [...] sind nicht bereit, der Verlegung zuzu-
stimmen und dadurch die Situation noch komplizierter zu machen.« (SAP-
MO-BArch DY 46/5698[c]: 2)

In der Aussprache, die der Eingabe folgte, hielt das Kollektiv an seinem 
Anliegen fest. Der für diesen Konfl iktfall beauftragte Mitarbeiter des FDGB 
gab die Haltung wieder: Das Kollektiv fordere, den »Prozeß der Aufl ösung, 
der bereits begonnen hat, aufzuhalten«, und vertrete die Auffassung »schnell-
stens zu einer Lösung [zu] kommen, die unseren Vorstellungen entspricht« 
(SAPMO-BArch DY 46/5698[e]).

Damit spitzte sich eine solche Auseinandersetzung schnell zu und die sonst 
als selbstverständlich geltenden Herrschaftsmechanismen wurden in Frage 
gestellt. Der Machtapparat blieb unangetastet, setzte diesen aber in Bewe-
gung. Die Eingabe der Formbauer zog mehrere »Beratungen« im Kombi-
nat nach sich, an denen neben den Leitungsmitgliedern von Kombinat, Be-
trieb und dortiger Betriebsgewerkschaftsleitung auch Vertreter der lokalen 
FDGB-Gliederung und der Gewerkschaftszentrale in Berlin teilnahmen. Un-
mittelbar nach dem Eintreffen der Eingabe ordnete der FDGB-Bundesvor-
stand an: »sofort im Kombinat klären« (SAPMO-BArch DY 46/5698[c]: An-
lage). Der Zentralvorstand der IG Metall sandte zur Bereinigung der Lage 
einen »politischen Mitarbeiter« in den Betrieb.

Die Eingabe des EAW war von Erfolg gekrönt. Der Generaldirektor 
stoppte zunächst alle Aktivitäten zum Umzug des Formbaus und wies eine 
Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Umzuges sowie Maßnahmen zur 
Sicherung der Planerfüllung des Kollektivs an. Zwei Monate nachdem der 
FDGB-Bundesvorstand die Eingabe erhalten hatte, zog der Generaldirektor 
schließlich den Umzug endgültig zurück. Für eine kollektive Eingabe war 
ein solcher Erfolg keineswegs untypisch. Individuelle Eingaben waren für 
die Staatsorgane weit weniger brisant und wurden meist abwegig beschieden 
oder ohne konkrete Stellungnahme zur innerbetrieblichen Klärung zurück-
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gewiesen. Über die 1980er Jahre wurde beim Bundesvorstand des FDGB 
zunächst jeder vierten, später jeder dritten Eingabe entsprochen.8 Dies ent-
sprach etwa der »Erfolgsquote« der Eingaben, die im gesamten Staatsappa-
rat eingingen (Mühlberg 2004: 187).

Als letzter Aspekt der erfolgreichen kollektiven Eingabe ist ihre Aus-
strahlungskraft in der Belegschaft über die Abteilung hinaus zu nennen. Im 
Stammbetrieb des EAW kam es im selben Jahr noch zu weiteren Eingaben. 
In einer anderen Eingabe aus dem Formbau kritisierten 23 Kollegen eines 
weiteren Kollektivs verschlechterte Arbeitsbedingungen, steigende Norm-
vorgaben und forderten die Ablösung des Arbeitsnormers. Diese Eingabe 
setzte eine ähnliche Prozedur in Gang wie bei der Abt. 860 und führte zur Er-
füllung einiger Forderungen. Ähnlich wie bei der ersten Eingabe (Abt. 860) 
hatte dieses Kollektiv (Abteilung 858) sich mit seinen Beschwerden zuvor 
mehrmals an Betriebsdirektor und Betriebsgewerkschaftsleitung gewandt 
und beklagte, dass von der mit dem Umzug versprochenen »enormen« Ver-
besserung der Arbeits- und Lebensbedingungen wenig zu merken ist (SAP-
MO-BArch DY 46/5700).

Aus den jeweiligen Eingaben und dem dazugehörigen Schriftverkehr geht 
nicht eindeutig hervor, in welchem Zusammenhang die beiden Eingaben stan-
den. Aber die Tatsache, dass beide Kollektive denselben Vorsitzenden der 
Abteilungsgewerkschaftsleitung (AGL) besaßen (der zugleich der Arbeits-
normer war, dessen Ablösung die Abt. 858 in ihrer Eingabe forderte), legt 
nahe, dass sich die Arbeiter kannten und untereinander austauschten.

Es gab immer wieder solche Fälle, in denen im Zusammenhang mit ei-
ner Eingabe der beschränkte Raum des Arbeitskollektivs oder der Abteilung 
verlassen wurde. 1978 beschwerten sich zum Beispiel im Funkwerk Erfurt 
47 Arbeiter in einer Eingabe über die schlechte Essensversorgung, die von 
der Betriebsleitung aus einer angeblichen Nichtvereinbarung mit dem Pro-
duktionsregime begründet wurde. Sie verwiesen dabei auf praktizierte Lö-
sungen der Essenseinnahme an ähnlichen Arbeitplätzen in anderen Werken, 
in denen die Pausenzeiten während der Schicht verändert wurden (SAPMO-
BArch DY 46/5694).

8 Laut der Angaben an den FDGB-Vorsitzenden lag 1985 der Anteil der Eingaben, de-
nen entsprochen wurde bei 26%, 1986 bei 29%, 1987 bei 33% (zusammengestellt aus 
einzelnen Informationsberichten in: SAPMO-BArch DY 34/13277).
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Ein Streik und seine Wirkung
Im April 1985 informierte ein Mitarbeiter aus dem FDGB-Bundesvor-
stand seinen Vorsitzenden und das ZK der SED über eine »Arbeitsnieder-
legung« in einem Betrieb des Kombinates Robotron. Die Benutzung des 
Wortes Streik vermied man im Partei-, Staats- und Gewerkschaftsapparat 
tunlichst. In der Nacht von 22. zum 23. April stellten in der Vorfertigung 
des VEB Robotron-Messelektronik »Otto Schön« Dresden Beschäftigte ihre 
Arbeit ein. Als sie in der ersten Pause der Nachtschicht um 24 Uhr bemerk-
ten, dass das Essen durch Überhitzung des Wärmeautomaten nicht genieß-
bar war, nahmen 20 von 21 Arbeiter die Arbeit bis zum Ende der Schicht 
um 5 Uhr nicht mehr auf.

Dem Streik im VEB Robotron-Messelektronik »Otto Schön« lag ein län-
ger bestehendes Konfl iktpotenzial zugrunde. Eine »Information« vermerkte 
zum Streik, die Kritik der Kollegen bestehe länger und beziehe sich nicht le-
diglich auf die Essensversorgung, sondern betreffe auch Fragen der Produk-
tionsorganisation und Materialbereitstellung (SAPMO-BArch DY 34/27013, 
BStU MfS ZAIG 17208[b]: fol.19-24).

Seit dem Start des Mikroelektronik-Programms war der VEB Robotron-
Messelektronik »Otto Schön« ein Problemfall. 1978 gehörte er zu den Be-
trieben, aus denen berichtet wurde, »daß viele unserer Werktätigen die ma-
terielle Grundlage für die beschleunigte Einführung der Mikroelektronik 
in Frage stellen« (SAPMO-BArch DY 30/2872[b]: fol.191). Aufgrund der 
miserablen Arbeitssituation litt der Betrieb an hoher Fluktuation (SAPMO-
BArch DY 46/7360[b]).

Diese länger bestehende soziale Problemlage und daraus entstandene Un-
zufriedenheit bildeten den Hintergrund des Konfl ikts. Nachdem das mehrma-
lige Herantragen der Missstände der Nachtschichtverpfl egung an die Leitung 
erfolglos geblieben war, entschlossen sich die Arbeiter als de facto letztem 
Mittel der Interessensdurchsetzung zum Streik. Laut »Information« »sah die 
Mehrheit der Werktätigen [...] nach Vorfi nden eines ungenießbaren Essens« 
in der Arbeitsniederlegung »die einzige Möglichkeit, um ihren Kritiken und 
Hinweisen Nachdruck zu verleihen« (SAPMO-BArch DY 34/27013).

Der Streik hatte Erfolg. Die Werksleitung, die bislang die Beschwer-
den der Beschäftigten über die schlechte Essensversorgung ignoriert hat-
te, verbesserte nun innerhalb von einem Tag die Nachtschichtversorgung 
deutlich. Der Streik hatte daneben beträchtliche politische Auswirkungen. 
Noch in derselben Nacht kamen Vertreter der örtlichen Partei- und Gewerk-
schaftsführung in das Werk. Die darauffolgenden Krisentreffen der betrieb-
lichen Leitungsorgane fanden unter Führung des IG Metall-Vorsitzenden 
oder hochrangiger Mitarbeiter aus dem Ministerium und des ZK der SED 

7.2 Der kollektive Konfl ikt und sein Potenzial
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statt. Zugleich ergriff man Maßnahmen zur Überprüfung der Situation im 
gesamten Kombinat.

Mit seiner fünfstündigen Dauer war der Streik im VEB Robotron-Mess-
elektronik »Otto Schön« fast schon untypisch für die Arbeitsniederlegungen 
in der späten DDR. In der Regel dauerten die Streiks nur wenige Stunden 
(Hübner 2001: 229f.). Mehrstündige Streiks, gar an mehreren Tagen hinter-
einander, stellten die absolute Ausnahme dar. Zu einer solchen Ausnahme 
war es einige Wochen zuvor im März 1985 in einem Betrieb des Kombinates 
VEB Elektrogerätewerk Suhl gekommen.9 In dem VEB Elektroinstallati-
on Sonneberg/Oberlind kam es wegen Entlohnungsproblemen im Zusam-
menhang mit einer Produktionsverlagerung an zwei Tagen hintereinander 
(7./8.3.1985) zu Arbeitsniederlegungen (SAPMO-BArch DY 30/vorl.SED-
36480). In bestimmter Hinsicht glichen die kurzen und spontanen Arbeits-
unterbrechungen in der DDR den »wilden Streiks«, wie sie in Westdeutsch-
land jenseits organisierter gewerkschaftlicher Strukturen Ende der 1960er 
und Anfang der 1970er Jahre stattfanden. Auch diese dauerten – soweit sie 
sich nicht zu größeren Streiks auswuchsen – meist wenige Stunden, maxi-
mal eine Schicht und blieben auf eine Abteilung oder einen Betriebsteil be-
schränkt (Alberts u.a. 1974; Mückenberger 1974).

Tendenziell fanden Arbeitsniederlegungen in Betrieben statt, in denen die 
Parteibindung gering und die Kontrolle durch Massenorganisation schwach 
war. Bei einem 1980 auf oberster Parteiebene behandelten Streik in einer 
Textilfabrik waren in dem betroffenen Werksteil von 80 Arbeiterinnen nur 
drei Parteimitglieder, die Treffen der Gewerkschaftsgruppe fanden kaum 
statt (SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3154). Im Streikfall des VEB Mess-
elektronik »Otto Schön« gab es im Kollektiv lediglich ein SED-Mitglied und 
eine schlecht funktionierende Gewerkschaftsgruppe. In der Streiknacht war 
kein staatlicher Leiter im Betrieb anwesend. Mit mehreren tausend Beschäf-
tigten handelte es sich allerdings beim VEB Robotron-Messelektronik »Otto 
Schön« um einen Großbetrieb. Meist waren es Klein- und Mittelbetriebe, in 
denen der Machtapparat der SED auf schwächeren Füßen stand.

Die vereinzelten Streiks richteten keine relevanten ökonomischen Schä-
den an. Schädlicher war eine öffentliche Außenwirkung mit möglichem Bei-
spielcharakter. Dies befürchteten die betrieblichen Leitungen und waren des-
halb an einer schnellen Klärung interessiert. Über solche »Vorkommnisse« 

9 Dieser war zu diesem Zeitpunkt wahrscheinlich nicht in das Mikroelektronik-Pro-
gramm eingebunden. Die mir vorliegenden Unterlagen enthalten zumindest keinen Hin-
weis darauf, dass er mikroelektronische Geräte produzierte. Flexibel automatisierte Fer-
tigungslinien kamen erst 1987 zum Einsatz.
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drang deshalb meist wenig über die Abteilung, geschweige denn über den 
Betrieb hinaus. Auch übergeordnete Organe erhielten aus diesem Grunde 
über solche »Vorkommnisse« wenig Kenntnis.

7.3 Grenzen des Protestes und Widerstandes

Offene Arbeitskonfl ikte waren in der DDR der 1970er und 1980er Jahre eine 
absolute Ausnahme. Wie ist die geringe Anzahl der Arbeitsniederlegungen 
und anderer Arbeitskonfl ikte zu erklären?

Nicht anders als in der Gesellschaft insgesamt war im Betrieb die All-
gegenwärtigkeit der Staatsmacht zu spüren. Partei- und Gewerkschaftsor-
ganisationen bildeten ein enges Informations- und Überwachungsnetz. Die 
Staatspartei SED besaß zu Beginn der 1980er Jahre über 2,2 Mio. Mitglieder 
und Kandidaten, die in fast 58.000 »Grundorganisationen«, den untersten 
Organisationseinheiten der Partei, untergliedert waren. Die Staatsgewerk-
schaft FDGB erfasste mit über 9 Mio. Mitgliedern in mehr als 315.000 Ge-
werkschaftsgruppen in knapp 47.000 Betriebsgewerkschaftsorganisationen 
fast alle Beschäftigten (Enzyklopädie der DDR 2000: 3098, 1481, 14899). 
In den Betrieben des Mikroelektronik-Programms war aufgrund ihrer wirt-
schaftspolitischen Bedeutung wie auch der Tatsache, dass es sich meist um 
Großbetriebe handelte, diese Organisationspräsenz besonders stark. Meist 
gab es hier eine überdurchschnittlich hohe Parteimitgliedschaft (Kuhn 1988: 
108; Winzer 1988: 20).

Neben diesen Massenorganisationen existierte der Apparat des »Ministe-
riums für Staatssicherheit«, dessen hauptamtliches Personal 1972 bis 1989 
von knapp 50.000 auf mehr als 90.000 Personen stieg. Seit Mitte der 1970er 
Jahre umfasste sein Netz informeller Mitarbeiter etwa 170.000 bis 180.000 
Informanten (Staritz 1996: 332; Gieseke 2003: 1014). Politisch »auffäl-
lige« Personen standen inner- wie außerhalb des Betriebes unter Beobach-
tung. Existierten in den Betrieben Anzeichen für ein größeres Konfl iktpo-
tenzial, allein hohe Fluktuationsraten oder mögliche Sabotage reichte dazu 
aus, war die Staatssicherheit schnell im Werk präsent und nahm eine inten-
sive »Bearbeitung« des Falls vor (Hürtgen 2003a; Weil 2000: 48; BStU MfS 
JHS MF VVS 01-1440/83). Anonyme Eingaben wurden ebenso untersucht, 
wie Schmierereien gegen oberste Parteifunktionäre (BStU MfS HA XVIII 
12576, BStU MfS HA XVIII 14056).

Der Staatssicherheitsdienst spielte bei der systematischen Kontrolle und 
Überwachung der Arbeiterschaft im Betrieb allerdings eine vergleichswei-
se geringere Rolle. Der Staatssicherheit fi el es schwerer, Informanten auf 

7.3 Grenzen des Protestes und Widerstandes
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der unteren Ebene des Betriebes unter den Arbeitern zu rekrutieren als Be-
schäftigte der mittleren Leitungsebene. Und sie war unter normalen Umstän-
den eher an einem leitenden Angestellten mit ökonomisch verantwortungs-
voller Position interessiert als an einem einfachen Arbeiter (Hürtgen 2003a: 
36; Gieseke 2003: 1014ff.). Bedeutsamer für die Kontrolle im Betriebs- und 
Arbeitsalltag als die verborgene Staatsicherheit war der immer gegenwär-
tige Apparat von staatlicher Leitung, Partei und Gewerkschaft.

Konfl iktprävention
Der Kontrollapparat der Massenorganisationen war für die Vorbereitung 
von arbeitsorganisatorischen und lohnpolitischen Veränderungen zentral. 
Mit seiner Hilfe sollten bereits im Vorfeld der Umsetzung solcher Maßnah-
men eventuelle Konfl iktpunkte gefunden und soweit möglich ausgeräumt 
werden. Für die Konfl iktprävention war die Prozedur der Einführung neuer 
Lohnformen und neuer Normen typisch. Man bildete dafür einen Arbeits-
stab, dessen Leitung zentralisiert in den Händen des Betriebsleiters liegen 
sollte. Dieser sollte stets über alle Aspekte informiert, die Mitglieder der Be-
triebsleitung bei der ersten Lohnzahlung nach den neuen Bedingungen per-
sönlich anwesend sein (SAPMO-BArch DY 34/13260: 26).

Bei den Grundlöhnen wie bei den Produktivlöhnen bestand die Maßgabe, 
dass jenseits der betroffenen Betriebe und Bereiche über die neuen Lohn-
maßnahmen nichts an die Öffentlichkeit dringen durfte (SAPMO-BArch DY 
30/2939[c]: 32, DY 30/7061: 57, DY 34/27019[g]: III/19 und Wieland 1980: 
38; Britzke 1990: 7). Zur korrekten Vorbereitung der Durchsetzung neuer 
Leistungskennziffern gehörte die richtige »Kollektivauswahl«: Das entspre-
chende Kollektiv sollte politisch zuverlässig und leistungsbereit sein und so-
mit Vorbildcharakter haben (SAPMO-BArch DY 34/13260: 223).

Konfl ikteindämmung
Trotz aller Prävention brachen Konfl ikte aus. Die Reaktion darauf erfolgte 
in der Regel in drei Schritten:

1.) vorläufi ge Zugeständnisse an die Protestierenden, 2.) Aussprache 
und Bearbeitung des »Vorkommnisses« und 3.) Verallgemeinerung der Pro-
blemlage auf andere Bereiche und Vorkehrung durch entsprechende Maß-
nahmen.

1.) Vorläufi ge Zugeständnisse zur schnellen Konfl iktbeilegung
Im Fall des Streiks beim VEB Messelektronik »Otto Schön« verbesserte 
man von einen auf den anderen Tag die Essensversorgung der Nachtschicht. 
Bei lohnpolitischen Konfl ikten setzte man meist die Maßnahmen aus, indem 
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man die Normerhöhung zurücknahm oder später in abgeschwächter Form 
und mit »besserer Einbindung« der Werktätigen erneut einführte. In dieser 
Weise wurde auch auf brisantere Fälle kollektiver Eingaben reagiert. Der 
Kollektiveingabe aus dem Betriebsteil Mikroelektronik im VEB Funkwerk 
Erfurt im Jahr 1977, in dem es infolge von Normerhöhungen zu Lohnein-
bußen kam, folgte eine Anweisung höherer Stellen, die Lohnminderungen 
sofort zu korrigieren und Nachzahlungen zu veranlassen (SAPMO-BArch 
DY 30/2939[d]: fol.274).

2.) Aussprache mit den Protestierenden und »Bearbeitung« des Falls
Vorläufi ge Zugeständnisse bedeuteten keineswegs den Verzicht auf Re-
pression.

Im Gegenteil: Die Herausnahme von Konfl iktstoff durch Zugeständnisse 
und die »politische Bearbeitung« des Falls gingen Hand in Hand. Das Re-
gime reagierte bei Arbeitskonfl ikten in den 1970er und 1980er Jahren nicht 
mehr mit strafrechtlichen Mitteln, wie es teilweise noch in den 1950er und 
1960er Jahren der Fall war (Hübner 2001: 228).

Im Einzelfall konnte es zwar noch zu harten Repressionsmaßnahmen 
kommen, unentschuldigtes Fehlen am Arbeitsplatz unter Umständen straf-
rechtliche Folgen bis hin zu einer Gefängnisstrafe nach sich ziehen (Schüle 
2001: 268). Insgesamt aber dominierten bei der Konfl ikteindämmung sub-
tilere Methoden.

Ein »Vorkommnis« wurde meist nach einem einheitlichen Muster »be-
arbeitet«. Zunächst analysierte man das Arbeitskollektiv nach Initiatoren 
des Streiks und listete die Streikteilnehmer nach Kriterien wie Nationali-
tät, Parteizugehörigkeit und »politische Zuverlässigkeit« auf. Im Streikfall 
des Robotron-Werks »Otto Schön« stellte sich dabei heraus, dass es im Ar-
beitskollektiv fünf ungarische und zwei kubanische Staatsbürger gab und 
ein »Antragsteller zur Übersiedlung in die BRD«, der aber »nicht aktiv« 
wurde (SAPMO-BArch DY 34/27013). Die erstellte Liste nach »politischer 
Zuverlässigkeit« arbeitete man mit Einzelgesprächen ab – beginnend mit, 
soweit vorhanden, Parteimitgliedern und gewerkschaftlichen Funktions-
trägern. Das Mittel der »Aussprache« stellte eine Einschüchterungsmaß-
nahme da. In den teilweise mehrstündigen »Aussprachen« mussten sich die 
Streikteilnehmer vor mehreren Funktionären und Leitern von Partei, Staat 
und Gewerkschaft rechtfertigen. Am Ende solcher »Aussprachen« stand 
dann oft die individuelle oder auch kollektive Reue über das »Fehlverhal-
ten« und nicht selten die Verpfl ichtung, die ausgefallene Arbeitszeit nach-
zuarbeiten. Für SED-Mitglieder leitete man Parteiverfahren ein, die meist 
mit einer Rüge endeten.
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3.) Verallgemeinerung der Problemlage und Vorkehrung durch entspre-
chende Maßnahmen
Mindestens ebenso wichtig wie die Eindämmung des Konfl ikts waren die 
Verallgemeinerungen und Maßnahmen, die im Zusammenhang mit solchen 
Konfl iktfällen getroffen wurden. Vermuteten betriebliche oder staatliche 
Leitungen hinter einem einzelnen Konfl iktfall ein breiteres Konfl iktpoten-
zial, trafen sie schnell entsprechende Vorkehrungen bzw. Überprüfungs-
maßnahmen, um die Situation zu entschärfen. In dem Fall der EAW-Ein-
gabe 1980 und dem Streikfall bei Robotron 1985 wurden die betrieblichen 
Leitungen angehalten, ihre Bereiche auf den jeweiligen Konfl iktpunkt so-
wie allgemeine soziale Probleme zu überprüfen.

Als Reaktion auf die Eingabe aus dem Funkwerk Erfurt beauftragte das 
Staatssekretariat für Arbeit und Löhne, »verstärkte Kontrollen in solchen Be-
trieben durchzuführen, die 1978 mit der Einführung von Grundlöhnen be-
gannen« (SAPMO-BArch DY 30/2939[d]: fol.274). Der bis zum Sekretariat 
der SED vorgedrungene Streikfall in dem Textilbetrieb Oberlungwitz im Jahr 
1980 schlug sich wiederum in parteiinternen Schulungen und Anweisungen 
nieder, mit der Problematik neuer Normen vorsichtiger umzugehen.

Die zweischneidige Wirkung des 17. Juni 1953
Im Einzelfall waren die Instrumentarien zur Unterbindung und Eindämmung 
des Konfl ikts durchaus wirksam. Aber »Zugeständnisse« und »weiche Re-
pression« erklären nur begrenzt, warum es in der DDR seit dem Arbeiterauf-
stand von 1953 nicht mehr zu größeren sozialen Auseinandersetzungen kam. 
Andere Parteiregime wie das in Polen machten weniger »Zugeständnisse« 
und regierten viel repressiver und sahen sich mit größeren Streik- und Auf-
standsaktionen konfrontiert.

Der Arbeiteraufstand vom Juni 1953, den die SED nur mit Hilfe sow-
jetischer Panzer überlebte, war für die Staats- und Parteifunktionäre eine 
traumatische Erfahrung. Größere soziale Einschnitte behandelte die SED-
Führung seitdem als Tabuthema, weshalb hinsichtlich der praktizierten 
Subventionspolitik vom »Aufstandslohn« gesprochen werden kann (Sarel 
1991: Vorwort).

Die Niederschlagung des Aufstandes wirkte sich allerdings ebenso dra-
matisch auf die Arbeiterklasse selbst aus. Die Zentren des Aufstandes lagen 
in den ehemaligen Hochburgen der Arbeiterparteien von KPD und SPD. Der 
Niederschlagung folgten Repressionen in den Betrieben und Säuberungen 
im Parteiapparat (Staritz 1996: 130f.). Im Jahr 1953 wurden so die letzten 
kollektiven Zusammenhänge einer unabhängigen Arbeiterbewegung zer-
schlagen, die zuvor den Faschismus überlebt und in der Nachkriegszeit und 
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in den ersten Jahren der SED-Herrschaft fortbestanden und sich teilweise 
neu gebildet hatten (Dale 2005). Der Mauerbau 1961 beseitigte schließlich 
die Möglichkeit des individuellen Entzugs durch Ausreise. Es blieb nur die 
innere Emigration.

Die Niederschlagung des Arbeiteraufstandes 1953 und der Bau der Mau-
er 1961 hinterließen eine atomisierte Arbeiterklasse, der eine etablierte Par-
teiherrschaft gegenüberstand. Es war nicht so, dass die Masse der Arbeiter 
mit dem System seinen Frieden machte, obwohl die wirtschaftlich relativ 
erfolgreiche Entwicklung der 1960er Jahre auch in sozialen Verbesserungen 
ihren Niederschlag fand und half, die Basis des Regimes zu stabilisieren. Es 
gab immer ein rudimentäres Klassenbewusstsein, das zwischen »Denen da 
Oben« und »Uns hier Unten« unterschied. Aber es war ein Klassenbewusst-
sein mit wenig Selbstbewusstsein. Robert Havemann schrieb über die Erfah-
rung seiner »Bewährung« in der Produktion bei der Deutschen Reichsbahn: 
»Ich lernte eine zynische, hoffnungslose, ihrer Kraft beraubte Arbeiterklas-
se kennen. Die sagten: Wir sind die Angeschissenen, egal in welchem Sy-
stem.« (zitiert nach Gieseke 2003: 1018) Ähnliche Eindrücke fi nden sich 
auch in einem Interview mit einer Bau-Brigade in der DDR Anfang der 
1970er Jahre (Anonym 1974).

Das Ausschalten jeglicher organisierter oppositioneller Strömungen in 
der Arbeiterklasse nach dem Aufstand vom 17. Juni 1953 erklärt maßgeb-
lich den Niedergang des Niveaus sozialer Konfl ikte in der DDR und den 
Wandel des Arbeiterprotestes »vom kollektiven Protest zur Eingabe«, wie 
ihn Renate Hürtgen beschreibt (Hürtgen 2001b). Die Entwicklung zeigte, 
dass die Niederschlagung des Aufstandes von 1953 in der Arbeiterklasse 
der DDR nachhaltig den Glauben an die Möglichkeit kollektiver Verände-
rungen untergrub.

»Informelle Kollektivbeziehungen«: Kein Ersatz für
gewerkschaftliche Organisierung
Entgegen den Bestrebungen der SED, die Arbeiter durch ihren Kontroll- und 
Überwachungsapparat zu atomisieren, gab es an der untersten Ebene des Ar-
beitsplatzes einen kleinen Raum, in dem Kollektivität existierte. Dort gab 
es ein gewisses Zusammengehörigkeitsgefühl mit Solidarität und Gegen-
wehr gegen »Die da Oben«. Die DDR-Forschung hat dies als »informelle 
Kollektivbeziehungen« in den Arbeitskollektiven und Brigaden thematisiert 
(Hoß 1987; Roesler 1994a, 1994b; Hübner 1995).

Die DDR-Arbeitswissenschaft befürchtete, die informellen Kollektivbe-
ziehungen könnten die betrieblichen Rationalisierungsmaßnahmen behin-
dern, und kritisierte die Ansicht, das Arbeitskollektiv als »Hort der Gebor-

7.3 Grenzen des Protestes und Widerstandes
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genheit« zu sehen. Da die Bindung der Beschäftigten an das Arbeitskollektiv 
die »Entscheidung für die Tätigkeit an der neuen Technik« hemmen wür-
de, müssten Kollektive neugebildet, aufgelöst oder umgestaltet werden, um 
den Widerspruch zwischen den informellen Kollektivbeziehungen und den 
neuen Leistungsmaßstäben zu lösen (Deppe/Hoss 1989: 91). Eine Unter-
suchung in der Halbleiterproduktion in den späten 1980er Jahren kam zu 
dem Ergebnis, dass »der positiven Bewertung kameradschaftlich-freund-
schaftlicher Kollektivbeziehungen durch den überwiegenden Teil der Be-
fragungsteilnehmer eine wesentlich kritischere Einschätzung von solchen 
qualitativen Merkmalen des Kollektivslebens gegenübersteht, die mit ei-
ner offenen, kritischen Leistungsbewertung im Kollektiv und mit der ak-
tiven Mitwirkung an den kollektiven Angelegenheiten zusammenhängen« 
(Sailer 1990a: 70f.).

Als Verteidigungsmechanismus gegenüber dem Leistungsdruck des Ma-
nagements spielte die »informelle Solidarität der Arbeitgruppe« in den Be-
trieben der DDR eine wichtige Rolle (Hoß 1987: 258; Deppe/Hoss 1989: 89). 
Aber dies war keine Besonderheit der Arbeitswelt in der DDR. Informelle 
Kollektivbeziehungen existierten (und existieren) ähnlich im westlichen Ka-
pitalismus. Informelle Widerstandsformen gab es zum Beispiel in den weit-
gehend gewerkschaftsfreien Zonen des Silicon-Valley der USA. Die meist 
verdeckten Auseinandersetzungen führten dort in den 1980er Jahren zu ge-
wissen sozialen Verbesserungen (Lüthje 2001: 151f., 158).

Aber so wenig wie informelle Beziehungen dort die gewerkschaftliche 
Organisierung ersetzten, so begrenzt waren die Möglichkeit »informeller 
Gruppensolidarität« in der DDR. Die im Arbeitskollektiv existierende »infor-
melle Gruppensolidarität« vereinte die Arbeiter eben nur in diesem Bereich 
und nicht über die Abteilung und geschweige denn über den Betrieb hinaus. 
Aber gerade diese weiterreichende Überwindung der Vereinzelung der Ar-
beiter und ihrer Konkurrenz hatten Marx und Engels als zentrales Merkmal 
der zu ihrer Zeit neu entstehenden Gewerkschaften entdeckt (Marx/Engels 
1848: 470f.). In der DDR gab es keine Arbeitslosigkeit, welche die Konkur-
renz antrieb. Dafür existierten andere Mechanismen, die darauf hinauslie-
fen, die Uneinigkeit zwischen den Arbeitern zu fördern: Ein undurchsich-
tiges Lohnsystem, die regelmäßigen Diskussionen im Arbeitskollektiv über 
die »gerechte Verteilung der Prämien«.

Entgegen dem harmonischen Bild einer kollektiven Arbeitsatmosphäre 
gab es im Arbeitskollektiv in der DDR auch Uneinigkeit und Spaltungsten-
denzen. Nur wenige DDR-interne Untersuchungen bieten einen Einblick in 
diese Problematik. Nach einer Umfrage in der Chipfertigung des Halbleiter-
werkes Frankfurt/Oder (1983) widersprach mehr als jeder dritte Befragte der 
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Ansicht, es würden »die Leistungen jedes Kollegen ehrlich und kritisch vor 
dem ganzen Kollektiv eingeschätzt«. Jeder Zweite räumte ein, dass es um 
die Maßstäbe und Bewertung von Leistungen von Kollegen »gelegentlich« 
zu Auseinandersetzungen käme (Barsch/Eisenberg 1984: 7f.). Hinter »per-
sönlichen« Problemen und Konfl ikten standen in der Regel betriebliche Pro-
bleme und Leistungszwänge in der Gruppe. Wie die andere Studie festhielt, 
stellte sich nach einem zweiten Nachfragen meist heraus, »daß scheinbar 
›persönliche‹, ›ungerechtfertigte‹ oder ›vermeidbare‹ Konfl ikte handfeste 
Ursachen in materiell-technischen, ökonomischen, arbeitsorganisatorischen 
und anderen Problemen haben« (Sailer 1990a: 108).

Die Arbeitskollektive in der DDR waren weit davon entfernt, ausschließ-
lich Orte des Schutzes und Widerstandes gegen den Druck von oben zu sein. 
Die »informellen Kollektivbeziehungen« stellten unter bestimmten Bedin-
gungen für die Arbeiter eine wirksame Widerstandsform gegen den Lei-
stungsdruck von oben dar. Dieser Widerstand machte jedoch in der Regel 
an den Grenzen des Arbeitskollektivs oder der Abteilung halt und erreichte 
damit kaum die Betriebsöffentlichkeit.

7.4 Die Konjunktur des Konfl ikts im Betrieb

Trotz des geringen Niveaus von Protest und Widerstand nach dem Arbei-
teraufstand 1953 lassen sich Phasen verstärkten sozialen Konfl ikts in den 
Betrieben der DDR ausmachen. Zwischenzeitlich nahmen Arbeitskonfl ikte 
im Jahr 1956 (Wolle 1991; Sarel 1991) und Anfang der 1960er Jahre zu so-
wie in der Zeit um den Mauerbau herum (Hürtgen 2001b: 186f.; Eckelmann 
u.a. 1990: 54-64). Der Phase des Machtwechsels von Ulbricht auf Hone-
cker 1970/71 wurde von einem kleinen, aber merklichen Anstieg sozialer 
Spannungen und Arbeitsniederlegungen begleitet (Naumann/Trümpler 1990, 
Klenke 2004a). Danach entspannte sich die Lage bis in die Mitte der 1970er 
Jahre. Dies ging zu einem beträchtlichen Maße auf die getroffenen sozial-
politischen Maßnahmen zurück.

Aber mit der Wiederkehr wirtschaftlicher Krisentendenzen im Weltmaß-
stab stieg auch in der DDR der Rationalisierungsdruck und brachte zwangs-
läufi g ein Konfl iktpotenzial hervor.

1977-1982: Aufbruch in unruhige Zeiten
Der Beschluss zum Aufbau der Mikroelektronik 1977 fi el in eine unruhige 
Zeit. Im selben Jahr verfügte die SED einige Preissteigerungen. Vor allem 
über die veränderten Preise des Kaffees entstand in der Bevölkerung ein 
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größerer Unmut. Es kam zu einer wahren Eingabenfl ut (Wolle 1999: 197ff.; 
Staritz 1996: 304-310).

Die zeitliche Nähe der Beschlüsse zum Aufbau der Mikroelektronik im 
Juni 1977 und zur Erhöhung der Kaffeepreise im Juli 1977 war kein Zu-
fall. Beide hingen mit den verschlechterten außenwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen zusammen. Der Beschluss, die Kaffeepreise zu erhöhen, war 
eine kurzfristige Reaktion auf die steigenden Kaffeepreise auf dem Welt-
markt und der Versuch, diese an die einheimische Bevölkerung weiterzu-
geben. Der Beschluss, die Mikroelektronik aufzubauen, war der Startpunkt 
für ein längerfristiges Rationalisierungsvorhaben.

Gesamtpolitisch spitzte sich die Lage in der DDR in der zweiten Hälf-
te der 1970er Jahre zu. Die kurze kulturpolitische Liberalisierung der er-
sten Hälfte der 1970er Jahre fand ein Ende (Wolle 1999: 241ff.). Auf den 
jährlich stattfi ndenden Freiluftkonzerten nahmen die Auseinandersetzungen 
zwischen Staatsmacht und Jugendlichen zu und mündeten teilweise in Stra-
ßenschlachten (Rauhut 2002: 66ff.). Bei der schwersten Straßenschlacht in 
Ost-Berlin am 7. Oktober 1977 kamen zwei Polizisten und ein Jugendlicher 
ums Leben (Neubert 2000: 205f.).

Auch die Betriebe erfasste eine zunehmende Unzufriedenheit. Der Unmut 
dort entlud sich auf den stattfi ndenden Gewerkschaftsversammlungen. Die 
BGL im Produktionsbetrieb Mikroelektronik des VEB Keramische Werke 
Hermsdorf gab die Meinung einzelner Kollektive im Juli 1978 so wieder: 
»Lohnerhöhungen bedeuten keine Erhöhung des Lebensstandards, da ver-
schiedene Waren angeblich teuer geworden sind. [...] sozialpolitische Maß-
nahmen betr. Arbeitszeitverkürzung sind unwirksam, wenn sie durch lange 
Wartezeiten beim Einkaufen zunichte gemacht werden.« (SAPMO-BArch 
DY 46/4999[b]: 5)

Seit 1976 registrierte der FDGB wieder eine Zunahme von Arbeitskon-
fl ikten und -niederlegungen. In den Betrieben im südlichen Raum der DDR 
kursierten Streikgerüchte. Die Zahl der an die IG Metall gerichteten Einga-
ben nahm zu, vor allem die mit kollektivem und anonymem Charakter (SAP-
MO-BArch DY 46/5702: 7f.). Der IG Metall-Vorsitzende Reinhard Som-
mer stellte fest, 1978 hätten sich die Arbeitsniederlegungen und -konfl ikte 
fast verdreifacht und das höchste Niveau seit 1972 erreicht (SAPMO-BArch 
DY 46/5703: 37). Stattfi ndende Streiks richteten sich vor allem gegen die 
schlechte Konsumgüterversorgung (Bust-Bartels 1980: 134).

Die SED-Führung registrierte die gewandelte Stimmungslage in der Be-
völkerung und verzichtete auf weitere Preiserhöhungen. Einige Bekanntheit 
erlangte die Absage Honeckers an Pläne, der wirtschaftlichen Misere durch 
Preiserhöhungen Herr zu werden. 1979 sagte er im Politbüro »Wenn man 
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das macht, dann kann gleich das Politbüro zurücktreten und die Regierung 
auch.« (Hertle 1995: 318) Der Verzicht auf weitergehende Sparmaßnahmen 
sowie eine vorübergehende Entspannung auf dem weltweiten Rohstoffmarkt 
ermöglichten eine kurze Ruhephase. 1979 fi elen die registrierten Eingaben 
wie auch »besondere Vorkommnisse« gegenüber dem Vorjahr (SAPMO-
BArch DY 34/11749[a], DY 30/vorl. SED 27963/2). Diese Entwicklung war 
allerdings nur von kurzer Dauer. Angesichts der fallenden Wettbewerbsfä-
higkeit der DDR-Wirtschaft setzte die SED »neue Maßstäbe« zur Intensi-
vierung der Volkswirtschaft.

Mit der Einführung neuer Lohnformen und Normen nahmen zu Beginn der 
1980er Jahre die Konfl ikte in der Breite und Tiefe zu. Laut dem MfS bestan-
den die Arbeitskonfl ikte dieser Zeit »überwiegend in Unterschriftensamm-
lungen bzw. Eingaben an staatliche Organe, Betriebs- und Gewerkschafts-
leitungen sowie teilweise erneut in kurzzeitigen Arbeitsunterbrechungen« 
(BStU MfS ZAIG 17233[b]: fol.22, weiter BStU MfS ZAIG 17233[a]: fol.34-
39). Auch Streikdrohungen häuften sich. Die Zahl der vom FDGB registrier-
ten Arbeitsniederlegungen stieg 1981 gegenüber dem Vorjahr von sechs auf 
14 (Hürtgen 2001b: 188). Bis 1982 hielt sich in den Betrieben die Unruhe, 
die Konfl iktursachen hatten meist mit schlechten Arbeitsbedingungen oder 
Entlohnungsfragen zu tun (SAPMO-BArch DY 30/vorl. SED 29368 sowie 
BStU MfS ZAIG 17208[c]: fol.62-65, BStU MfS ZAIG 17208[d]: fol.44-
59, BStU MfS ZAIG 17208[e]: fol.38-43).

Auf das merklich gestiegene Konfl iktpotenzial hin verfügte die SED ei-
nen vorsichtigeren Umgang mit den Normerhöhungen. Das gab den Be-
triebsleitungen den Freiraum, die Normen »weicher« auszulegen und da-
mit das bestehende Konfl iktpotenzial zu entschärfen (siehe Kapitel 6). Die 
Entscheidungen der SED-Spitze dieser Zeit prägte dabei maßgeblich der 
Aufstieg der Solidarność-Bewegung in Polen. Dort begannen sich Arbeiter 
unabhängig zu organisieren und stellten den Machtanspruch der Partei in 
Frage. Auch wenn sie bei weitem nicht mit der Streikbewegung in Polen zu 
vergleichen waren, reagierte die Parteiführung auf die Zunahme der Lohn-
konfl ikte äußerst sensibel.

Der Schatten von Solidarnoś  ć 
Im August 1980 breitete sich in der polnischen Wirtschaft ausgehend von 
der Stadt Gdansk eine Streikwelle aus. Träger der Bewegung war die neu-
gegründete Gewerkschaft »Solidarność«. Bis zur Ausrufung der Militärdik-
tatur im Dezember 1981 bedrohte die revolutionäre Bewegung die Partei-
herrschaft in Polen (Barker 1986). Die Solidarność-Bewegung fand einen 
gewissen Widerhall in den Betrieben der DDR. In einzelnen Werken for-
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derten Arbeiter auf Gewerkschaftsversammlungen »freie Gewerkschaften« 
ohne Parteibevormundung. Der FDGB registrierte »provokatorische Schmie-
rereien« wie »Es lebe Polen – Solidarność« (SAPMO-BArch DY 34/11947, 
DY 34/13268[b]). Der Zentralvorstand der IG Metall beklagte im Dezem-
ber 1980 die Zunahme der »Verleumdungen von Partei-, Gewerkschafts- 
und Staatsfunktionären, besonders seit den Ereignissen in Polen« (SAP-
MO-BArch DY 46/5753[b]: 56f.).

Parallel zum Aufstieg von Solidarność im Herbst 1980 stieg die Zahl der 
Austritte und Austrittsdrohungen aus dem FDGB. 165 der 215 seit Jahres-
beginn vollzogenen Austritte und Austrittsdrohungen entfi elen auf die Mo-
nate Oktober/November (BStU MfS ZAIG 17233[c]: fol.28-31). Ein MfS-
Bericht vermerkte dazu:

»Vorliegende interne Hinweise unterstreichen, dass das Ansteigen der 
Austrittserklärungen aus dem FDGB von 19 im Monat September 1980 auf 
109 im Monat November im Zusammenhang mit den antisozialistischen Ak-
tivitäten in der VR Polen steht, zumal besonders bei spontanen Reaktionen 
Hinweise auf ›polnische Methoden‹ oder ›polnische Formen‹ erfolgten.« 
(BStU MfS ZAIG 17233[c]: fol.31)

Während der Zeit der Solidarność-Bewegung 1980/81 wurde die Tonla-
ge der Eingabe an den FDGB-Bundesvorsitzenden fordernder und aggres-
siver (SAPMO-BArch DY 34/13277[e], DY 34/13277[f]).

Berichte der Staatssicherheit lassen eine Interpretation zu, nach der eine 
größere Minderheit der Bevölkerung der DDR die Entwicklung in Polen 
mit gewisser Sympathie verfolgte. Nicht selten stellte man zwischen den 
polnischen Verhältnissen und den eigenen Problemen eine Verbindung her. 
Das MfS berichtete: »...in Diskussionen [treten] in immer stärkerem Um-
fang Tendenzen hervor, bestimmte Erscheinungen, die als Ursachen der Ent-
wicklung in der Volksrepublik Polen angesehen werden, mit Erscheinungen 
und Problemen im eigenen Arbeits- und Freizeitbereich zu vergleichen und 
kritisch auf notwendige Maßnahmen zur Überwindung derselben hinzuwei-
sen.« (BStU MfS ZAIG 4151[a]: fol.29/30)

Und weiter: »Im geringen Umfang kam es zu Meinungen und Spekulati-
onen, wonach bestehende Versorgungsengpässe in der DDR unter Umständen 
ähnliche Reaktionen zur Folge haben könnten. Z.B. könnten evtl. eintretende 
Preiserhöhungen für Grundnahrungsmittel der Anlaß dazu sein. In diesem 
Sinne seien die Streiks in der VR Polen ›für die DDR-Bevölkerung sogar 
von Nutzen‹. [...] Eine Verbesserung der Vorsorgungslage der DDR sei nur 
durch ähnliche Reaktionen möglich.« (BStU MfS ZAIG 4151[b]: fol.8)

In der DDR entstand mit Solidarność keine ernsthafte Gefahr für die Herr-
schaft der SED. Die kleine Minderheit, die sich anlässlich von Solidarność 
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in der DDR zu Wort meldete, konnte mit Repressionsmaßnahmen zum Ver-
stummen gebracht werden. In Teilen der Bevölkerung gab es Angst vor ei-
ner gewaltsamen »Lösung« und einer Destabilisierung der Verhältnisse in 
der DDR (BStU MfS ZAIG 4151[b]: fol.12). Zugleich schürte die SED 
antipolnische Ressentiments (BStU MfS ZAIG 4151[c]: fol.57; Neubert 
2000: 385).

Die Solidarność-Bewegung übte auf die SED-Führung einen weitaus grö-
ßeren Einfl uss aus als auf die Arbeiter selbst. Die SED fürchtete ein Über-
schwappen polnischer Verhältnisse auf die DDR. Leitungsorgane von Par-
tei, Staatsapparat und Gewerkschaft wurden regelmäßig über die »Lage in 
Polen« informiert. Fast jedes kleine Vorkommnis überprüfte man damals 
auf einen Zusammenhang mit den polnischen Ereignissen (Hürtgen 2003a: 
37; Staritz 1996: 312f.).

1983-1987: Ruhe vor dem Sturm
Über die Mitte der 1980er Jahre nahmen die sozialen Spannungen in der 
DDR etwas ab. Bedingt wurde diese Entwicklung durch den Verzicht auf 
drakonische Sparmaßnahmen und Normerhöhungen einerseits und nicht 
weniger wichtig durch eine vorübergehende wirtschaftliche Erholung. Die 
Zahl der »Vorkommnisse« in den Betrieben nahm wieder ab, der Streik ver-
schwand faktisch von der Bildfl äche (Hürtgen 2001b: 188). Nach wie vor 
gab es soziale Probleme. Die Eingaben liefern dafür ein aufschlussreiches 
Bild. Aber die sozialen Auseinandersetzungen wurden weniger scharf und 
offen ausgetragen als in den Jahren zuvor.

Im Nachhinein sind deshalb die 1980er Jahre auch als ein Jahrzehnt des 
»Rückzugs in Nischen« bezeichnet worden (Opp/Voß 1993: 38). Auch die 
wenigen Betriebsstudien kolportieren eine solche Sichtweise, wenn sie von 
der »Lethargie« sprechen, die sich unter den Kollegen breit machte. Den 
Rückzug ins Private befördert hätten die Ausbreitung von Konsumgütern 
und eine zunehmende Differenzierung unter den Beschäftigten (Hofmann 
1995: 181; Weil 2000: 162).

Dieses Bild der 1980er Jahre als einem Jahrzehnt von Lethargie erklärt 
die späteren Ereignisse nur unbefriedigend. Aus welcher Konstellation ent-
stand dann der Massenprotest des Jahres 1989? Erstarrung und Stagnation 
waren eine Seite der gesellschaftlichen Entwicklung in den 1980er Jahren – 
aber eben nur eine Seite. Unter der oberfl ächlichen Ruhe begannen sich Wi-
dersprüche anzustauen, ohne sofort in offene Konfl ikte umzuschlagen.

Eine Untersuchung im Werkzeugmaschinenkombinat »Fritz Heckert« mit 
Arbeitsbereichen der modernsten technologischen Lösung (FMS) berichte-
te 1987 von einer zunehmenden Perspektivlosigkeit unter den Beschäftigten 
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in den letzten Jahren. Interviewauszüge illustrierten, welches Ausmaß die 
Desillusionierung im »Fritz Heckert«-Werk bei bisher »systemkonformen« 
Arbeitern annahm:

»Es heißt: Erst brauchen wir euren Beitrag zur Leistungssteigerung, dann 
sehen wir, was zu machen ist. Aber das ist nie eingetreten. Jetzt ist es lang-
sam so weit, daß man nicht mehr mit den Leuten zu reden braucht.«

»Niemand hat was gegen Leistungssteigerung. Das verstehen wir alle. 
Aber nicht nur auf Kosten unserer Kraft. Alle fragen, wie soll das weiterge-
hen.« (Fischer 1987: 103ff.)

Eine solche Perspektivlosigkeit machte sich seit Mitte der 1980er Jahre in 
vielen Betrieben breit. Die Staatssicherheit beobachtet 1984 im Stammbe-
trieb des Kombinates Elektro-Apparate-Werke Berlin eine ausgewählte Bri-
gade und stellte fest, im Vergleich zum vorherigen Jahrzehnt hätte die »indi-
viduelle Leistungsbereitschaft erkennbar nachgelassen«.10 »[I]nsbesondere 
jedoch in den letzten zwei Jahren« herrsche in der Brigade die Erkenntnis 
vor, an der »kritischen Situation nichts ändern zu können« (BStU MfS JHS 
20265: fol.16). Gewisserweise prophetisch mutmaßte das MfS: Verschlech-
tere sich die wirtschaftliche Lage weiter, seien die Probleme in der Briga-
de dazu »geeignet, sich zu Konfl iktsituationen zu entwickeln« (BStU MfS 
JHS 20265: fol.27).

Mit der Perspektivlosigkeit deutete sich ein schleichender Machtverlust 
des Herrschaftsapparates auf der untersten Ebene an. In der Brigade des 
Kombinates EAW wurde 1984 die erst ein Jahr zuvor gewählte Vertrauens-
frau abgelöst. Laut dem Bericht besaß sie Rückhalt in der Brigade und nahm 
»ihre Aufgabe als Vertrauensfrau gewissenhaft« wahr. Aber sie verfügte, wie 
ihre Entbindung von der Funktion begründet wurde, »nicht über die Fähig-
keit, die organisatorischen und administrativen Aufgaben, die mit der Aufga-
be eines Gewerkschaftsvertrauensmannes verbunden sind, zur Zufriedenheit 
ihrer Brigadeleiterin und der übergeordneten Leitung in der entsprechenden 
Qualität und Zeit zu realisieren« (BStU MfS JHS 20265: fol.22).

Der Verfall der »Leistungsbereitschaft« schlug sich auf gesamtwirtschaft-
licher Ebene auch in einer seit 1983 wieder zunehmenden Fluktuationsrate 
nieder (Grünert 1998). Die Ausfallzeiten für unentschuldigtes Fehlen nah-
men zu (vgl. Kapitel 5.4). Weniger offene Konfl ikte bedeuteten nicht ge-
sellschaftlichen Stillstand. Vor allem die steigende Zahl von Antragstellern 

10 Die Brigade stammte aus dem Bereich der »Schaltelektronik«, in der – in diesem 
Punkt ist der Bericht undeutlich – der Einsatz der Mikroelektronik eine neue Stufe er-
reichte oder zum ersten Mal stattfand. 1988 waren etwa 50% der Erzeugnisse des Stamm-
betriebes mit Mikroelektronik ausgestattet.
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auf Ausreise aus der DDR, die sich über die 1980er Jahre mehr als vervier-
fachte (Wolle 1999: 285), dokumentierte, dass sich immer mehr Menschen 
von dem SED-Regime zu verabschieden begannen.

1987-1988: Vorboten der Wende
In den späten 1980er Jahren mehrten sich die Anzeichen für einen Stim-
mungswechsel in der Bevölkerung und eine Zunahme der Konfl ikte in den 
Betrieben. Die Zahl der Eingaben wuchs rasant. Die an den Vorsitzenden des 
FDGB gerichteten Eingaben verdoppelten sich zwischen 1985 und 1988, die 
kollektiv verfassten Eingaben verdreifachten sich von 1987 zu 1988 (SAP-
MO-BArch DY 34/13277). Seit 1987 nahmen die vom FDGB registrierten 
»Vorkommnisse« erstmals seit den frühen 1980er Jahren wieder leicht zu 
(Hürtgen 2001b: 188).

Der Unmut und Vertrauensverlust zogen immer breitere Kreise. Der Be-
reich der Mikroelektronik stach in dieser Entwicklung weder als Vorreiter 
noch als Nachzügler heraus. Auch hier häuften sich seit 1987 die Problem-
schilderungen. Im Stammbetrieb des VEB Kombinat Elektro-Apprate-Werke 
Berlin beobachtete das MfS »Anzeichen von Gleichgültigkeit, Resignati-
on und auch nachlassender Leistungsbereitschaft«. Arbeiter kritisierten im 
Frühjahr 1988 die Planziele, an denen die Leitung trotz der Zulieferpro-
bleme (der Leiterplatten) festhielt. In den Kollektiven sei das »Vertrauen 
in die staatliche Leitung in starkem Maße beeinträchtigt worden« (BStU 
MfS ZAIG 20539).

In einem Betrieb des Kombinates Carl Zeiss Jena, der seine militärische 
Produktion auf eine zivile umstellen sollte, verschlechterte sich die Stim-
mung über das Jahr 1988 deutlich. Bei Abstimmungen auf Parteiversamm-
lungen kam es zu einer größeren Zahl von Gegenstimmen, Austrittsanträge 
häuften sich (BStU MfS ZAIG 17288[b]). 

Nach einem MfS-Bericht bestand der Unmut vor allem über die Vorsor-
gungssituation, die nicht vorhandene Reisefreiheit und die politische Ab-
grenzung der SED-Führung gegenüber dem Reformkurs in der Sowjetuni-
on. Als beispielhaft für die resignative und aggressive Stimmung gab das 
MfS die Meinung eines Kollegen wieder:

»Das Gerede über Plan, Arbeits- und Lebensbedingungen hier interessiert 
mich nicht mehr. Seit 1982 bin ich in diesem Betrieb. Jahr für Jahr heißt es, 
das ist das letzte mal, dann hört die Hektik auf oder die versprechen uns neue 
Maschinen. Dann werden wir aber immer wieder vertröstet. Immer wieder 
tauchen irgendwelche Leute auf, die von uns wissen wollen, was verändert 
werden muß. Wir erzählen unsere Probleme, aber man hört nie wieder was 
von diesen Leuten. Jetzt sagen wir, dass wir keine Zeit mehr haben und las-
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sen die einfach stehen. Ich mache meine Arbeit, alles andere ist mir scheiß-
egal!« (BStU MfS ZAIG 17288[b]: fol.10)

Ganz ähnlich stellte sich die Situation im Werk für Fernsehelektronik Ber-
lin (WF) dar. Seit dem Frühjahr 1988 traten im WF zunehmend Zuliefer-
probleme auf. Bei der Farbbildröhrenproduktion waren 41 Positionen feh-
lerhaft. Die Produktionsunterbrechungen mussten durch Sonderschichten 
wieder aufgeholt werden (BStU MfS ZAIG 20378[a]: fol.3). Dass die Be-
triebsleitung dennoch mehr Disziplin einforderte, führte zu einer konfronta-
tiven Stimmung in den Parteiversammlungen (BStU MfS ZAIG 20378[b]: 
fol.5f.). Bereits im Sommer 1987 war es in einem Werksbereich des WF zu 
ungeklärten Eingriffen in den Produktionsprozess gekommen, um die Band-
geschwindigkeit bewusst zu drosseln (BStU MfS ZAIG 17288[c]).

Mit dieser Entwicklung von Desinteresse, Unmut und vereinzeltem Protest 
musste sich die SED-Führung auseinandersetzen. Die Zunahme der »Vor-
kommnisse« hing oft mit Planerfüllungsproblemen zusammen, die auf die 
seit 1987 sich wieder verschlechternde Wirtschaftslage zurückgingen.

Neben der sozialen Krise entwickelte sich auch eine ideologische Krise, 
die mit den Meinungsverschiedenheiten der SED mit dem Reformkurs der 
sowjetischen Partei unter der Führung Gorbatschows zusammenhing. Seit 
1987 traten diese Meinungsverschiedenheiten immer deutlicher hervor und 
erreichten mit dem Verbot der russischen Zeitung »Sputnik« im November 
1988 einen Höhepunkt (Wolle 1999: 291-296). 

Während die Parteiführung mit den sowjetischen Reformversuchen Ri-
siko und Unsicherheit verband, sah die Bevölkerung darin ein Hoffnungs-
zeichen auf Veränderung.

Das Verbot des »Sputnik« führte zu Protesten in den Betrieben und zur 
Forderung nach einer Perestroika in der DDR. Der Chefredakteur des Ge-
werkschaftsorgans »Tribüne« notierte im November 1988: »Bei Robotron 
Dresden hat eine Gruppe von Intelligenzlern erklärt, ihre Kinder würden 
Schaden erleiden durch Nichtinformation.« (Simon 1990: 114). Im VEB 
Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden wurden im Herbst 1988 etli-
che kollektive Eingaben verfasst, sogar die FDJ-Grundorganisation sandte 
an den FDJ-Vorsitzenden Aurich eine Eingabe. 

Bereits im Oktober 1988 erhielt die Betriebsparteileitung im Forschungs-
zentrum ein anonymes Schreiben mit dem Inhalt »Bleiben wir Arbeiter im 
Sozialismus weiterhin die Ausgebeuteten?« (BStU MfS ZAIG 20415). Im 
Werkzeugmaschinenkombinat »7. Oktober« vervielfältigte man einen Arti-
kel des verbotenen »Sputnik« auf betriebseigenen Kopiergeräten, im Kom-
binat Leuna kam es wegen dem Verbot sogar zu mehrstündigen Arbeitsnie-
derlegungen (Rüddenklau 1990: 196; BZ 19.11.2003).
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Zum Ende der 1980er Jahre wurden die Auseinandersetzungen schärfer 
und politischer. Über das Jahr 1988 stellte der Bundesvorstand des FDGB 
fest, mehr Eingaben als im Vorjahr enthielten Forderungen, »die im Wider-
spruch zur Gesetzlichkeit stehen. Aggressive Formulierungen und Drohungen 
nehmen zu, bei Ablehnung der Forderung aus dem FDGB auszutreten, die 
Ausreise aus der DDR zu beantragen oder nicht an Wahlen teilzunehmen.« 
(SAPMO-BArch DY 34/13836[c]: 2)

Die Staatssicherheit registrierte 1988 eine zunehmende Unzufriedenheit 
mit der Versorgungssituation (BStU MfS 20544) und Preisgestaltung. Die 
Eingaben an zentralstaatliche Organe zu Problemen der Preisgestaltung ver-
achtfachten sich mit der Bekanntgabe des neuen, überhöhten Preises des neu-
en Modells des PKW »Wartburg 1.3« (BStU MfS ZAIG 4241[a]: fol.7). Die 
Staatssicherheit warnte, dass »Werktätige aus Konzentrationspunkten der 
Arbeiterklasse« mit den Preiserhöhungen des Wartburg »die Meinung ver-
traten, man habe in den letzten Wahlen offensichtlich die ›falschen‹ Volks-
vertreter gewählt« (BStU MfS ZAIG 4241[a]: fol.8). Werktätige hätten 
»mehrfach geäußert, diese Preispolitik richte sich direkt gegen die Werktä-
tigen, da auf sie ökonomische Schwierigkeiten abgewälzt würden« (BStU 
MfS ZAIG 4241[b]: fol.4.).

Noch waren es einzelne Arbeiter und Kollektive, die Protest und Wider-
stand übten. Aber sie stützten sich auf eine weit verbreitete Stimmung. Die 
Machtbasis der SED in den Betrieben begann zu wanken.

7.4 Die Konjunktur des Konfl ikts im Betrieb





Der revolutionäre Umbruch 1989/90



8. Das Jahr 1989/90

Im Jahr 1989 hatte sich in der DDR eine klassische revolutionäre Situati-
on entwickelt. Wie Lenin es auf den Punkt brachte, wollten die Unten nicht 
mehr weiter leben wie bisher, die Oben konnten nicht mehr weiter regie-
ren wie bisher (Lenin 1920: 71).1 In wenigen Monaten machten Millionen 
Menschen Geschichte, brachten die herrschende Ordnung ins Wanken. Am 
Ende der Revolution dankte mit der herrschenden Ordnung auch die herr-
schende Klasse ab. 

Rückblickend wird die ostdeutsche Revolution von 1989 oft als »Bürger-
revolution« beschrieben. Dabei war im Jahr 1989 wie im Jahr 1953 die Ar-
beiterklasse der Träger der Bewegung. Die Massendemonstrationen rekru-
tierten sich aus Arbeitern und einfachen Angestellten. Nur im Unterschied 
zum Arbeiteraufstand von 1953 betrat die Arbeiterklasse die Bühne der Ge-
schichte diesmal nicht als kollektive Kraft. Dennoch gab es vielfältige Ak-
tivitäten in den Betrieben. 

Die Ereignisse auf der Straße und in den Betrieben befruchteten sich da-
bei wechselseitig.2 Wie war der Bereich des Mikroelektronik-Programms 
an dem gesellschaftlichen Umbruch beteiligt? Das folgende Kapitel zeich-
net dies nach ohne den Anspruch, Ursachen, Entstehung, Verlauf und Er-
gebnisse der Revolution umfassend zu erklären.

1 Das Grundgesetz der Revolution besteht für Lenin in Folgendem: »Zur Revolution 
genügt es nicht, daß sich die ausgebeuteten und unterdrückten Massen der Unmöglich-
keit, in der alten Weise weiterzuleben, bewußtwerden und eine Änderung fordern; zur 
Revolution ist es notwendig, daß die Ausbeuter nicht mehr in der alten Weise leben und 
regieren können. Erst dann, wenn die ›Unterschichten‹ das Alte nicht mehr wollen und 
die ›Oberschichten‹ in der alten Weise nicht mehr können, erst dann kann die Revoluti-
on siegen.« (ebd.)

2 Die meisten Darstellungen der »Wende« 1989 messen den Ereignissen in den Be-
trieben keine Bedeutung bei. Eine Ausnahme ist das Buch »Der betriebliche Aufbruch 
im Herbst 1989: Die unbekannte Seite der DDR-Revolution«, herausgegeben von Bernd 
Gehrke und Renate Hürtgen (2001). Gehrke zeichnet dort die gegenseitige Befruch-
tung der Ereignisse in Betrieb und Straße nach. Daran lehnen sich die folgenden Aus-
führungen zum Teil an. Daneben enthält der Band zahlreiche Dokumente über den be-
trieblichen Aufbruch.
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8.1 Soziale und politische Krise

Die Ereignisse des Jahres 1989 waren ein Produkt der sozialen, ökono-
mischen und politischen Widersprüche, die sich über die 1980er Jahre in 
der DDR entwickelt hatten. Die soziale Situation verschlechterte sich ste-
tig. In der zweiten Hälfte des Jahrzehnts war der ökonomische Niedergang 
immer deutlicher zu spüren. Mit dieser Entwicklung einher ging eine poli-
tische und ideologische Krise der SED.

Die soziale Krise hatte eine politische Dimension. Eine 1987 in einigen 
Bezirken der DDR durchgeführte Bevölkerungsumfrage ergab, dass acht 
von zehn befragten Bürgern meinten, sozialen Fragen wie der »Verbesse-
rung der Qualität des Konsums«, der »Erhöhung der Renten« oder »Erhö-
hung der Löhne und Gehälter« werde nicht ausreichend »Aufmerksamkeit« 
geschenkt. Gegenüber der »Erhöhung der Produktion« behaupteten das nur 
zwei von zehn (Grundmann 1997: 8). Die SED ordnete die Arbeits- und Le-
bensbedingungen ihren ehrgeizigen Planzielen unter. Das Mikroelektronik-
Programm transportierte diesen Widerspruch auf seine eigene Weise.

Im Bereich des Mikroelektronik-Programms bestand ein deutlicher Kon-
trast zwischen den enormen Anstrengungen für die Entwicklung der neu-
en Technologie und der Entwicklung der sozialen Aspekte. In einer letzten 
großen Umfrage an den neuesten technologischen Produktionsabschnitten 
(FMS) waren 1988 sechs von zehn Befragten von den sozialen Bedingungen 
an der neuen Technik enttäuscht (ISS 1989: 6, 16).3 Im Bereich des flexiblen 
Fertigungssystems im Dresdner Motorenwerk NILES existierte unter den 
Werktätigen »völliges Unverständnis bezüglich des Missverhältnisses zwi-
schen modernster Technik einerseits und den vorhandenen sozialen Bedin-
gungen andererseits« (Rüssel 1988: 106).

Außerhalb des Mikroelektronikbereiches stieß sich das Versprechen auf 
ein neues technologisches Zeitalter mit der Realität am Arbeitsplatz. »Die 
Erhöhung der Produktion, geht zu unserer Kraft und Gesundheit, indem die 
Normen und Pläne erhöht wurden und wir unter immer gleichbleibend – 
schlechten – Bedingungen, immer mehr leisten sollen«, schrieben mehrere 
Brigaden eines Produktionsbetriebes in einer Eingabe. Dabei lese man über-
all von der Verbesserung des materiellen Lebensniveaus der Bevölkerung 
»durch den Einsatz von fortschrittlichen Maschinen und Anlagen, wie z.B. 

3 Dazu gehörte die »Arbeiterversorgung« (Essens- und Getränkeversorgung, Zugang 
zu Dienstleistungen und Waren), soziale und sanitäre Einrichtungen (Speiseräume, Um-
kleideräume, Waschanlagen und Ruheräume) sowie der Berufsverkehr, betriebliche Erho-
lungseinrichtungen, die Wohnraumversorgung und Kinderbetreuungseinrichtungen.

8.1 Soziale und politische Krise
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der Mikroelektronik« (Merkel o.J.: 140). Ein Altstoffhändler aus Wismar, 
dessen Arbeiter wegen defekter Maschinen Altpapier-Ballen mit einem Ge-
wicht von 140-220 kg nun per Hand bewegten, schrieb im Juni 1989: »Ich 
frage Sie, ist das normal??? Es kann doch nicht sein, dass im Zeitalter der 
High-Tech solche Pannen passieren! Die Arbeiter in diesem und anderen 
Betrieben schuften wie vor 20 oder 30 Jahren.« (Merkel o.J.: 145f.)

Eine wichtige Rolle in der politischen Krise spielte auch die Enttäu-
schung der Intelligenz über die schwindende wirtschaftliche Perspektive 
der DDR. Das galt insbesondere für das Prestigeprojekt Mikroelektronik. 
Anlässlich des Staatsbesuches Erich Honeckers in Bonn 1987 erfasste das 
MfS eine Stimme aus einem Forschungszentrum des Zeiss-Kombinates: 
»Vor 25 Jahren haben wir gelernt, daß der Kapitalismus nicht entwicklungs-
fähig ist. Heute sehe ich, daß der Sozialismus nicht entwicklungsfähig ist.« 
(Buthmann 1997: 107) Teile der wissenschaftlich-technischen Intelligenz 
im VEB Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden waren zunehmend 
aus »persönlichem Erfolgsstreben« motiviert statt aus politischer Überzeu-
gung, berichtete das MfS Anfang 1989. Dieser »Personenkreis« sei zum Teil 
beeindruckt »vom Entwicklungstempo der Mikroelektronik in westlichen 
Ländern« und vertritt »pessimistische Positionen zu den erreichten Ergeb-
nissen« (Buthmann 1997: 120f.).

Jahrelang hatte sich die Intelligenz als »Diener der Macht« (Mosler 1994) 
gegenüber dem SED-Regime loyal verhalten, nun begann ihre Loyalität zu 
schwinden. Wie der Bürgerrechtler Jens Reich schrieb, war die »Intelligenz 
ein zweifelhafter Verbündeter. Man kann sich nicht darauf verlassen, daß sie 
im Boot bleibt, wenn dies zu kentern droht« (Reich 1992: 26).

Zu dieser Ernüchterung und Unzufriedenheit über die wirtschaftliche 
Entwicklung kam die drückende Last politischer Stagnation. Viele SED-
Mitglieder begrüßten den angekündigten Reformkurs der sowjetischen Par-
teiführung unter Gorbatschow. Die Reformfeindlichkeit der SED-Führung 
vergrößerte die Kluft zu ihrer bisherigen Stütze in Betrieb und Gesellschaft. 
Aus den Forschungszentren des Kombinates Carl-Zeiss meldete die Staats-
sicherheit über die Stimmung gegenüber dem Parteisekretär der dortigen 
Industriekreisleitung: »Solche Leute müssen ganz einfach weg, da hat der 
Gorbatschow Recht.« (Buthmann 1997: 116f.)

Die Entwicklung der bis dahin mehrheitlich systemtreuen Intelligenz 
stellte ein Spiegelbild der gesellschaftlichen Situation dar. Auf der unteren 
Ebene der Gesellschaft wuchs die Überzeugung, dass es nicht so weiterge-
hen kann. An der Spitze der Partei dagegen schwand das Selbstvertrauen 
und wuchs die Uneinigkeit.
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8.2 Das SED-Regime kommt ins Wanken

Im Mai 1989 protestierten Bürgerrechtsgruppen gegen die Fälschung der 
Kommunalwahlen in der DDR (Wolle 1999: 306ff.). Unterstützung beka-
men sie auch aus Betrieben des Mikroelektronik-Programms. Das MfS ver-
folgte im Mai 1989 einen Protestbrief aus dem Forschungszentrum Mikro-
elektronik Dresden zurück. Er stammte von einer Entwicklungsingenieurin, 
die an dem so genannten Projekt Höchstintegration beteiligt war. Sie arbei-
tete mit am Entwurf des 64-K-Prozessors. Neben ihr erfasste das MfS min-
destens noch einen Mitarbeiter des Forschungszentrums als Protestierer ge-
gen die Wahlfälschung. Aus dem kleinen Kreis Oppositioneller im Betrieb 
bildete sich später eine Unterstützergruppe für das »Neue Forum« (BStU 
MfS HA XVIII[a] 14555: fol.35).

In einer Eingabe an das Politbüromitglied und den Vorsitzenden der Wahl-
kommission Egon Krenz kritisierte die Entwicklungsingenieurin die nach-
trägliche Manipulation des Wahlergebnisses und forderte eine öffentliche 
Überprüfung. Ansonsten würden »die Wahlen allenfalls das Attribut ›krimi-
nell‹« verdienen und »könnten zwar ›zentralistisch‹, nie und nimmer aber 
›demokratisch‹ genannt werden« (BStU MfS HA XVIII 14555[b]: fol.3). Der 
Fall war typisch für die neue DDR-Opposition. Als Ingenieurin gehörte sie 
zur Gruppe der Intelligenz, aus der sich größtenteils die Bürgerrechtsgrup-
pen zusammensetzten (Lindner 2001: 58, 60). Wie viele schien sie in den 
letzten zwei Jahren zum Umfeld der Opposition gestoßen zu sein. Die Pro-
testschreiberin machte 1987 das erste Mal Bekanntschaft mit den Restrikti-
onen des SED-Systems, als ihr Antrag auf Besuch einer Tante in Westberlin 
mit dem Verweis der Beteiligung am Projekt »Höchstintegration« abgelehnt 
wurde (BStU MfS HA XVIII – 14555[c]: fol.9f.).

Die Oppositionsgruppen erstarkten seit dem Jahr 1987. Der Hintergrund 
war die zunehmende Anzahl von DDR-Bürgern, die über einen Ausreisean-
trag das Land für immer verlassen wollten. Die Ausreisewilligen begannen 
sich zu organisieren und Kontakt zur Opposition zu suchen. Damit vergrö-
ßerte sich der soziale Wirkungskreis der Opposition deutlich. Im Novem-
ber 1987 ging ein Protest gegen die Besetzung eines Zentrums der Oppo-
sitionsszene, der Berliner »Umweltbibliothek«, erstmals seit langem über 
den Kreis der »üblichen Verdächtigen« hinaus. In einigen Betrieben zirku-
lierten Petitionen und wurde Geld gesammelt (Neubert 2000: 694ff.; Dale 
1999: 203f.).

Nach den Ereignissen um die Wahlfälschung im Mai kommt es zu Protes-
ten gegen die Niederschlagung einer Demokratiebewegung auf dem »Platz 
des himmlischen Friedens« in Peking Anfang Juni. Aus den Betrieben ka-

8.2 Das SED-Regime kommt ins Wanken
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men Protestbriefe, die teilweise von ganzen Gewerkschaftskollektiven unter-
zeichnet worden waren (Hürtgen 2001b: 202; Gehrke 2001a: 234). Gleich-
zeitig erstarkt im Sommer 1989 die Ausreisebewegung weiter. Erst wurde 
mit kleineren Demonstrationen auf der Straße protestiert. Im August 1989 
besetzten schließlich ausreisewillige DDR-Bürger westdeutsche Botschaften 
in osteuropäischen Ländern und erzwangen so ihre Ausreise. Im September 
öffnete Ungarn seine Grenze nach Österreich und gab damit Zehntausenden 
DDR-Bürgern die Möglichkeit, in die Bundesrepublik zu fl iehen.

Stimmungswandel in den Betrieben
Weniger öffentlich gewinnt auch der Protest in den Betrieben an Kraft. Seit 
Jahresbeginn häufen sich die Austritte aus dem FDGB. Im Werk für Fern-
sehelektronik fügt man den Beschwerdebriefen an die BGL meist ungül-
tig gemachte Mitgliedsausweise bei (Gehrke/Hürtgen 2001: 65). Der Chef-
redakteur der FDGB-Zeitung »Tribüne« notierte im Februar: »Viele Leute 
schmeißen die Flebben hin.« (Simon 1990: 117)

Auf der untersten Ebene der Staatsgewerkschaft kündigte sich eine klei-
ne Rebellion an. Im VEB Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden 
(ZMD) etwa zirkulierte Anfang April in verschiedenen Teilen des Werks ein 
anonymer Aufruf, bei den anstehenden Gewerkschaftswahlen nicht für die 
von der BGL aufgestellten Kandidaten zu stimmen. Die BGL-Kandidaten 
erhielten schließlich bei der Wahl nur zwischen 35 und 46% der Stimmen 
(BStU MfS ZAIG 20419). Das war kein Einzelfall. Bei den Gewerkschafts-
wahlen in der DDR im April 1989 lag die Zahl der nicht gewählten BGL-
Vorsitzenden bei 59 und damit fast doppelt so hoch wie drei Jahre zuvor (32). 
430 BGL-Vorsitzende erhielten weniger als 80% aller Stimmen. Das waren 
damit fast dreimal so viele wie bei den vorherigen Gewerkschaftswahlen 
1986/87 (Eckelmann u.a. 1990: 128; SAPMO-BArch DY 34/13248[a]: 8).

Auch in den Betrieben, in denen zunächst kein offener Protest stattfand, 
veränderte sich die Stimmung deutlich. Ein Beispiel dafür ist des Fernseh-
gerätewerkes Staßfurt, ein Werk, in dem die Stasi bis zum Ende ihrer Be-
richte im November 1989 keine organisierte Opposition entdeckt. Im Vor-
feld der Kommunalwahlen berichtete das MfS im März von Unmut über die 
offi ziell aufgestellten Kandidaten im Wohnumfeld dieses Werkes (BStU BV 
Mgdb AKG 81[a]). Mit den Botschaftsbesetzungen und der Ausreisebewe-
gung kam es im Werk zu zahlreichen Diskussionen. Selbst »ältere Genossen« 
stellten die Frage nach den Motiven der Ausreiser, so die Staatssicherheit 
im August 1989. Immer mehr sei die Meinung anzutreffen gewesen, »was 
ist denn das für ein Staat, dem die Leute weglaufen«. Darüber hinaus las-
se bei den Werktätigen des Fernsehgerätewerkes die Arbeitsintensität nach, 
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kritisiert würden die »stark ausgeprägte Bürokratie im Verwaltungsappa-
rat« und die »Reglementierung der Bevölkerung mit Verordnungen, Geset-
zen und Vorschriften« (BStU BV Mgdb AKG 81[b]).

Die steigende Zahl von Eingaben, das eigenständige Handeln auf unter-
ster Ebene des FDGB, der sich häufende öffentliche Protest im Betriebsall-
tag: Die Machtverhältnisse im Betrieb verschoben sich.

Geschwächter Machtapparat der SED
Dem erwachenden Protest in den Betrieben stand eine zunehmende Verun-
sicherung und Demoralisierung der Leitungsebenen gegenüber. Über die 
Lage im Kombinat Carl Zeiss Jena monierte das MfS im Juni, im Werk wür-
den »Fluktuationsabsichten« und »Arbeitsbummelei deutlich« zunehmen, 
in der Belegschaft vermutlich Kontakte zur Jenaer Oppositionsszene beste-
hen. Demgegenüber gebe es eine »konzeptionslose Führungs- und Leitungs-
tätigkeit der Betriebsleitung«. In den betrieblichen Kampfgruppen existiere 
eine unklare Haltung (Buthmann 1997: 124).

Die schwindende Funktionsfähigkeit des Kontrollapparates des SED-Re-
gimes zeigte auch ein Eklat in der Redaktion der FDGB-Zeitung »Tribüne«. 
Ein Redakteur thematisierte im Frühjahr 1989 in einem Artikel die unge-
setzliche Entlassung von Ingenieuren im VEB Robotron-Elektronik Dresden 
zur Arbeitskräfteumlenkung in ein neu errichtetes Leiterplattenwerk. Der 
O-Ton der BGL-Vorsitzenden: »Hier werden die Versäumnisse einiger Lei-
ter auf dem Rücken der Werktätigen ausgetragen: Das lassen wir nicht zu!« 
(SAPMO-BArch DY 34/13265[d], Simon 1990: 120f.) Dass dieser Vorfall, 
der seit Jahresbeginn zu einigen Eingaben führte, nun in Form eines sol-
chen Artikels öffentlich zur Sprache kam, wäre in »normalen« Zeiten kaum 
denkbar gewesen.

An vielen Stellen versuchten Leitungen, sich dieser Entwicklung ent-
gegenzustellen. Im obigen Robotron-Betrieb leitete man unter der Verant-
wortlichkeit der Mitarbeiter zweier ZK-Abteilungen eine Untersuchung ein, 
die betroffenen Personen distanzierten sich vom Artikel. Im Fernsehgeräte-
werk Staßfurt kündigte der Parteisekretär des Fernsehgerätewerkes im Juni 
hinsichtlich der Arbeitsdisziplin ein »zunehmend ökonomisches Denken« 
an: »VEB heißt – keiner darf auf Kosten anderer leben« – so der Titel sei-
nes Interviews im Freitag vom 2. Juni 1989 (BStU BV Mgdb AKG 81[b]: 
fol.113). Der Führungsstil des Betriebsdirektors wurde zuvor von Mitglie-
dern der mittleren Leitungsebene als »Kriegskommunismus« bezeichnet 
(BStU BV Mgdb AKG 81[a]: fol.168).

Aber die Botschaftsbesetzungen im Juli, die Flüchtlingsbewegung im Au-
gust und die ungarische Grenzöffnung im September erhöhten den politischen 
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Druck. Im Werk für Fernsehelektronik gab es im Sommer 1989 »immer mehr 
Leute, vor allen Dingen aus der mittleren Leitungsebene, die schlicht nicht 
mehr da waren« (Gehrke/Hürtgen 2001: 65). Rücktritte und Ablösungsbit-
ten auf der mittleren und unteren Leitungsebene begleitete ein rasanter An-
stieg der Parteiaustritte. Im Juli/August verließen 14.000 die zwei Millio-
nen Mitglieder zählende Staatspartei, bis Anfang Oktober bereits 100.000 
(Staritz 1996: 355). Diese Entwicklung brachte eine Lockerung des Herr-
schaftsapparates mit sich, was wiederum die Hoffungen auf einen Aufbruch 
stärkte und an der Festigkeit und Moral des Apparates nagte.

Ein Vorbote der »Wende«: Der Protest gegen das Siliziumwerk Dresden
Ein außergewöhnlicher Protest in Zusammenhang mit der Mikroelektronik 
ereignete sich um den geplanten Neubau eines Siliziumwerkes bei Dres-
den. Im Frühjahr 1987 hatte das Politbüro des ZK der SED den Neubau 
eines Siliziumwerkes Dresden-Gittersee beschlossen, um die Produktions-
kapazitäten für diesen Ausgangstoff der Mikroelektronik zu erweitern. Der 
Protest, wie er mit der beginnenden Umsetzung des Projekts in den ersten 
Monaten des Jahres 1989 entstand, trug außerbetrieblichen Charakter, ver-
deutlichte aber, wie sich die gesamtgesellschaftliche Situation veränderte 
(Baum 1999; Buthmann 2003).

Die geplante Fabrik, in der mit hochgiftigen Stoffen produziert werden 
sollte, stieß vor dem Hintergrund der bereits bestehenden Umweltbelastung 
bei der ansässigen Bevölkerung auf Ablehnung. Bereits mit der Fertigstel-
lung eines Chip-Werkes bei Erfurt gab es laut MfS in und außerhalb des 
Betriebes »Gerüchte«, die Umweltbelastungen würden zu Gesundheitspro-
blemen bei den Werktätigen und in der Umwelt zu toten Vögeln und Ka-
ninchen führen (BStU MfS-HA XVIII 15651: fol.82-89; Haupt 1999: 214). 
Dennoch war die Chip-Fabrik Erfurt-Südost II im Jahr 1988 ohne größere 
Probleme fertiggestellt worden. Die Baumaßnahmen des Standortes Dres-
den-Gittersee fanden allerdings im Jahr 1989 statt und damit unter verän-
derten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Wie bisher bei solchen Fäl-
len üblich drückte sich der Protest zunächst in Eingaben aus. Aber diesmal 
kam es daneben zu Einwohnerversammlungen, die in ihrer Größe schnell 
anwuchsen: Von 200 im Februar, auf etwa 700 im März und auf 3.000 Be-
sucher eines Gottesdienstes im April, der mit dem Protest zusammenhing 
(Buthmann 2003: 32f.).

Die Dynamik der Proteste um das Werk nahm in gewisser Weise die spä-
tere Entwicklung in der gesamten DDR vorweg. Das von Aktivisten als ei-
gentlicher »Aufbruch« bezeichnete Treffen im Februar wurde zur Manife-
station eines neuen Zusammengehörigkeits- und Solidaritätsgefühls. Die 
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Aufforderung des staatlichen Veranstaltungsleiters, bei jeder Wortmeldung 
Namen und Adresse zu nennen, führte nicht zur beabsichtigten Einschüch-
terung, sondern zu immer weiteren Wortmeldungen. Die SED konnte die 
Versammlung nicht mehr nach ihren Vorstellungen kontrollieren. Im Au-
gust fand mit mehr als 1.500 Teilnehmern eine erste Demonstration statt, 
die noch gewaltsam aufgelöst wurde. Ein Plakat mit der Aufschrift »Ehr-
liche Wahlen, saubere Luft statt Gefahr durch Siliziumwerk« verknüpfte die 
politischen mit einer sozial-ökologischen Frage (ebd.: 35). Im November 
1989 wurde schließlich der Bauplan zu Fall gebracht.

8.3 Straßendemonstrationen und betrieblicher Aufbruch

Der Monat September leitete den gesellschaftlichen Aufbruch ein. Nach-
dem die ungarische Regierung am 11. September die Grenze nach Öster-
reich öffnete, fl üchteten innerhalb von drei Tagen 15.000 DDR-Bürger in 
Richtung Bundesrepublik Deutschland (Lindner 2001: 46). Die SED büßte 
damit einen wichtigen Teil ihrer Kontrolle über die Menschen in der DDR 
ein. 1989 verlor die DDR allein bis zum Mauerfall am 9. November über 
225.000 Menschen (ebd.: 47).

Die Ausreisebewegung führte zu ökonomischen Problemen. Der Wirt-
schaftsapparat der DDR bezifferte den daraus entstandenen Verlust am produ-
zierten Nationaleinkommen im Jahr 1989 bis Oktober auf mindestens zwei-
Milliarden Mark (BStU MfS ZAIG 15865: fol.86-89). Der VEB Stern-Radio 
Berlin, der bereits in einer wirtschaftlich schwierigen Situation war und den 
Plan seit August nicht mehr erfüllte, sah sich im September mit einer wach-
senden Zahl von Antragstellern auf Ausreise und mit »Fällen des ungesetz-
lichen Verlassens der DDR, insbesondere unter Missbrauch der Reisemög-
lichkeiten in die Ungarische Volksrepublik« (BStU MfS ZAIG 20381: fol.2) 
konfrontiert. Im Kombinat Carl Zeiss Jena stieg die Anzahl der gefl üchteten 
Mitarbeiter bis November auf ca. 1.500 Personen (Kirchner 2000: 167). In 
jedem Betrieb wurden so fühlbare Lücken gerissen.

Gesellschaftlich bedeutender als der ökonomische Schaden war die poli-
tische Wirkung. Mit dem Ausreisestrom stieg der Druck auf die SED-Füh-
rung. Die Oppositionsgruppe »Neues Forum« veröffentlichte Anfang Sep-
tember den Aufruf »Aufbruch 89«. Innerhalb eines Monats unterschrieben 
etwa 10.000 Menschen eine Willenserklärung zur Legalisierung des »Neu-
en Forum« (Lindner 2001: 50-55).

In den Betrieben gewann die Diskussion um notwenige gesellschaftliche 
Veränderungen weiter an Raum. Die »Tribüne« erhielt allein in den Mona-
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ten September und Oktober über 10.000 Leserbriefe (Simon 1990: 128). 
Es kam einer in der DDR unerhörten Forderung nach Rechenschaftslegung 
gleich, wenn die Gewerkschaftsgruppe im Rechenzentrum des Kabelwerks 
Oberspree (KWO) den stellvertretenden BGL-Vorsitzenden zu einer Diskus-
sion über die »Ausreiser« einlud. Im VEB Elektroprojekt und Anlagenbau 
forderte ein AGL-Vorsitzender im Namen seiner Kollegen von der Zentra-
len BGL die Durchführung einer Vertrauensleutevollversammlung zur »ak-
tiven Einfl ussnahme auf die unrealistische Medienpolitik« der SED (Gehr-
ke 2001a: 225).

Der Durchbruch der Bewegung auf der Straße
Die große Herausforderung der Herrschaft der SED fand allerdings auf der 
Straße statt. In Leipzig gingen am 2. Oktober bereits 10.000 Menschen auf 
die Straße, nach ein bis zwei Tausend Demonstranten in der ersten Septem-
berhälfte. Waren es zunächst viele Ausreisewillige, die demonstrierten, wuchs 
mit der Zeit der Anteil der »Hierbleiber«. Dementsprechend wandelten sich 
im Laufe des September die Sprüche auf den Montagsdemonstrationen. Die 
Rufe der Ausreiser »Wir wollen raus!« wurden übertönt von »Wir bleiben 
hier!« und durch »Neues Forum zulassen!«, »Gorbi, Gorbi« und »Wir sind 
das Volk« abgelöst (Lindner 2001: 79, 87).

Die SED reagierte auf diese Entwicklung zunächst mit Repression. Wäh-
rend Honecker am 2. Oktober verkündete, man müsse den Gefl üchteten mit 
»keiner Träne« nachtrauern, schloss man zum 3. Oktober die Grenze zur 
ČSSR. Daraufhin bekundeten in vielen Betrieben Arbeiter ihren Unmut, 
etwa durch die Ankündigung, nicht an der Betriebsfeier zum 40. Jahrestag 
der DDR teilzunehmen (BStU MfS ZAIG 17234: fol.26-28) und durch Un-
terschriftensammlungen gegen die Reisebeschränkungen (BStU MfS ZAIG 
17253: fol.1-4). In einigen Betrieben des Grenzbereichs fanden Streiks statt, 
darunter auch in dem am Mikroelektronik-Programm beteiligten VEB Uhren-
werk Ruhla (Gehrke 2001b: 252).

Auf der Straße spitzten sich die Auseinandersetzungen zu. In Dresden kam 
es anlässlich der Durchfahrt von Zügen von Ausreisern zu Straßenschlachten 
mit der Polizei, als eine Masse von Menschen versuchte, die Züge als schein-
bar letzte Ausreisemöglichkeit zu erreichen. Proteste anlässlich des 40. Jah-
restages der Republik am 7. Oktober in Plauen, Leipzig, Berlin und ande-
ren Städten wurden gewaltsam aufgelöst.

Nach dieser Woche der Gewalt stand für den 9. Oktober in Leipzig die 
nächste Montagsdemonstration an. Die SED versuchte im Vorfeld, den Ein-
druck von Entschlossenheit zu vermitteln. In Medien und Betrieben wurde 
vor gewaltsamen Auseinandersetzungen gewarnt. De facto stand die Stadt 
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unter Ausnahmezustand. Aber am Abend des 9. Oktober zogen etwa 70.000 
Menschen durch die Leipziger Innenstadt und trotzten der Staatsgewalt mit 
dem Gefühl, dass es nicht so weiter gehen kann. Zu dieser Entschlossenheit 
der Demonstranten kam die Befehlsverweigerung in den militärischen Ein-
heiten. Auf den Moralverfall der »Kampfgruppen« traf man mehr oder weni-
ger in allen Betrieben. Im VEB Messgerätewerk »Erich Weinert« Magdeburg, 
beteiligt am Mikroelektronik-Programm, erklärten im Vorfeld des geplanten 
Gewalteinsatzes am 7. Oktober nur 15 von 55 Mitgliedern einer Kampfgrup-
pe ihre Einsatzbereitschaft (BStU BV Magdeburg AKG 88[a]: fol.50-62). 
So kam der Gewaltapparat des SED-Regimes nicht zum Einsatz.

Nach der erfolgreichen Demonstration in Leipzig waren die Verände-
rungen nicht mehr aufzuhalten. In kleinen Städten kam es noch zu Gewalt-
einsätzen. Aber ausgehend vom Süden erreichten die Demonstrationen in 
Großstädten Hundertausende Teilnehmerzahlen. Unter dem Druck der Stra-
ße machte die SED Zugeständnisse. Am 16. Oktober berichtete erstmals 
das Staatsfernsehen über die Demonstrationen. Am 18. Oktober trat Hone-
cker zurück.

Das reichte jedoch nicht mehr aus. Die Bevölkerung misstraute der neu-
en Regierung und forderte weitgehende Regelungen für einen freien Reise-
verkehr. Erste Forderungen nach einem Rücktritt der SED wurden laut. Am 
9. November kam es schließlich unter dem Ansturm von Menschenmen-
gen zur unkontrollierten Mauer- und anschließenden Grenzöffnung (Lind-
ner 2001: 106-110).

Die Ereignisse auf der Straße übten enormen Druck auf die Verhältnisse 
im Betrieb aus. Bezeichnend dafür sind die Ereignisse um den Sturz des 
mächtigsten Generaldirektors der DDR, Wolfgang Biermann vom Kombi-
nat Carl Zeiss Jena. Auch in der Zeiss-Belegschaft nahmen die Diskussi-
onen und Unzufriedenheit über aktuelle politische Ereignisse und Fragen 
zu. Generaldirektor Biermann wurde damit allerdings zunächst nicht im Be-
trieb, sondern auf einer öffentlichen Stadtversammlung konfrontiert. Bei ei-
ner Massenversammlung Anfang Oktober wurde dem Oberbürgermeister 
schnell das Wort entzogen. Der als Gast geladene Biermann merkte, dass 
»er jetzt in den Mittelpunkt des Geschehens rückte«, aber nach der Erinne-
rung seiner persönlichen Referentin nicht so, »wie er das bisher gewohnt 
war. Mit Machtworten und autoritären Gesten konnte man jetzt nichts mehr 
ausrichten, niemanden zum Schweigen bringen« (Schreiner 1999: 89). Im 
selben Monat kam es zu einer brenzligen Situation, als eine der Montags-
demonstrationen in Jena zu dem Zeiss-Hochhaus führte, in dem sich Bier-
manns Büro befand. Aus der Menge wurde skandiert: »Biermann, rück den 
Volvo raus!« Das Gebäude wurde fast gestürmt.
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Bei einer Kundgebung in Jena am 4. November gingen Biermanns Worte 
in tosendem Gebrüll und einem Pfeifkonzert unter (ebd.: 90f.). Am 12. No-
vember, drei Tage nach der Maueröffnung berichtete Biermann auf einer Par-
teiaktivtagung im Betrieb über eine »Zerreißprobe« im ZK, wie er sie noch 
nie erlebt hätte. Die ZK-Tagung am 10. November wäre abgebrochen wor-
den, »nachdem bekannt wurde, daß eine Art Notstandslage entbrannt war 
mit dem großen Ansturm Reisender auf die Grenzübergänge, Angstkäufen 
in der Bevölkerung sowie vereinzelt entstandenen, aber territorial begrenz-
ten Streiks in einigen Betrieben der DDR« (Kirchner 2000: 186). Anfang 
Dezember forderten Belegschaften verschiedener Betriebe des Kombinats 
Carl Zeiss den Rücktritt Biermanns und drohten andernfalls mit Streik. Die 
Betriebsleiter setzten Biermann unter Druck und fertigten eine Rücktritts-
erklärung an, da sie sonst mit Ausschreitungen rechneten. Am 8. Dezem-
ber erklärte der einst mächtigste Generaldirektor der DDR schließlich sei-
nen Rücktritt (Mühlfriedel/Hellmuth 2004: 340f.).

Die Entwicklung auf der Straße machte den Weg frei für eine Verände-
rung in den Betrieben. Aber es gab keine einseitige Beziehung zwischen dem 
Aufbruch auf der Straße und im Betrieb. Die eigentliche DDR-Opposition 
machte nur eine kleine Minderheit der Demonstrationsteilnehmer aus. Die 
Zahlenangaben zum Anteil der »DDR-Opposition« schwanken von etwa 
2% DDR-weit und 5-7% in Leipzig (Gehrke 2001a: 216; Opp/Voß 1993: 
146f.). Es waren Arbeiter und einfache Angestellte, die den Großteil der De-
monstranten stellten und sich von allen sozialen Gruppen der DDR am häu-
fi gsten an Demonstrationen beteiligten. In Leipzig nahmen »Personen mit 
Hochschulabschluss« seltener an den Demonstrationen teil als Teilfachar-
beiter und Facharbeiter, Absolventen von Fachschulen und Meister (Opp/
Voß 1993: 214).

An den Demonstrationen beteiligten sich Einzelperson oder kleine Grup-
pen. Teilweise fand eine »Mikromobilisierung« für die Demonstrationen über 
Arbeitskollektive statt (ebd.: 153-160). Für den einzelnen Beschäftigten war 
es zunächst ungefährlicher, in gewisser Anonymität zur Demonstration zu 
gehen, als im Betrieb die direkte Konfrontation mit der Leitung zu wagen. 
In den Anfangswochen konnte die Betriebsleitung noch Demonstrationsteil-
nehmern mit Disziplinierungsmaßnahmen drohen (Schüle 2001: 304). Aber 
mit wachsender Teilnehmerzahl zeigten die Einschüchterungsversuche we-
niger Wirkung. In einzelnen Werken etablierten sich sogar eigene Demons-
trationstreffpunkte (Hofmann 1995: 182).

Für Zeiss-Chef Biermann bedeuteten die Demonstrationen, dass »das 
Zentralkomitee ›durch die Straße erpressbar sei‹« (Buthmann 1997: 249). 
Für die Betriebsaktivisten boten die neuen Rahmenbedingungen Raum für 
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politische Arbeit im Betrieb. In Jena gehörte ein Kollege des Zeiss-Kombi-
nats sowohl dem »Bürgerforum« an, das Aktivitäten auf der Straße organi-
sierte, als auch zu den Initiatoren des betrieblichen Aufbruchs im Kombi-
nat (Gehrke/Hürtgen 2001: 58ff., 49). Ein Beschäftigter des VEB Werks für 
Fernsehelektronik sammelte im Werk und dem umliegenden Industriegebiet 
im Herbst 1989 rund 6.000 Unterstützerunterschriften für das »Neue Forum« 
(Gehrke 2001a: 233-237). Es wurden Betriebsgruppen des »Neuen Forums« 
gegründet (Gehrke/Hürtgen 2001: 41-46; Gehrke 2001c: 300). Die entste-
henden Strukturen außerhalb der Betriebe boten Betriebsaktivisten wieder-
um Vernetzungs- und Austauschmöglichkeiten. So gab es eine gegenseitige 
Befruchtung des Aufbruchs auf der Straße und in den Betrieben.

Betrieblicher Aufbruch
Mit dem Durchbruch der Demonstrationen im Oktober nahmen betriebliche 
Initiativen zu. Oppositionsgruppen begannen, in den Betrieben Wurzeln zu 
schlagen. Das MfS stellte Anfang November einen wachsenden »Einfl uß des 
›Neuen Forums‹ unter Teilen der Arbeiterklasse« (Mitter/Wolle 1990: 247) 
fest. Über den Stammbetrieb des Kombinates EAW in Berlin-Treptow ver-
merkte die lokale Staatssicherheit, dass »Einfl üsse des ›Neuen Forums‹ und 
ähnlicher Gruppierungen« neben den »Entwicklungskollektiven des ZFT 
(Zentrum für Forschung und Technologie) und im Werkzeugbau des wei-
teren in der Grundfondswirtschaft/Bereich Instandhaltung sowie der TKO 
(Technische Kontrollorganisation/Gütekontrolle) der Radioproduktion be-
sonders spürbar« seien (BStU MfS ZAIG 20379: fol.3). In einzelnen Betrie-
ben erzwangen Belegschaften durch Arbeitsniederlegung oder Streikandro-
hung den Zugang des »Neuen Forums« zur Betriebsöffentlichkeit.

Erstmals seit dem Arbeiteraufstand 1953 begannen sich Arbeiter in der 
DDR wieder in einem größeren Ausmaß frei zu organisieren. DDR-weit be-
kannt wurde die Initiative zur Gründung einer unabhängigen Gewerkschaft 
im Großbetrieb VEB Geräte- und Reglerwerk Teltow. Eine Woche nach dem 
Demonstrationsdurchbruch in Leipzig verfasste dort der kaufmännische An-
gestellte Ralf B. einen Aufruf zur Gründung einer Gewerkschaft »Reform« 
mit den einleitenden Worten: »In der Gewissheit, daß der Freie Deutsche 
Gewerkschaftsbund nicht die Interessen der Mehrheit der Werktätigen der 
DDR vertritt« (Gehrke/Hürtgen 2001: 341).

Der Aufruf griff die gleichen Themen auf wie die Demonstrationen: Rei-
sefreiheit, Demokratisierung der Gesellschaft und Solidarisierung mit den 
Verhafteten. Auch später glichen die in den Betrieben erhobenen weiteren 
Forderungen denen der Straße: Weg mit bürokratischer Bevormundung, Ab-
schaffung aller Privilegien, SED raus aus dem Betrieb. Neben der Forderung 
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nach Demokratisierung im Betrieb stand bei der »Betriebswende« eine Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen, eine veränderte Entlohnung oder die Ge-
währung von Erschwerniszuschlägen bei gesundheitsschädigenden Arbeiten 
im Vordergrund (Gehrke/Hürtgen 2001: 342; Roesler 2002a: 67).

Die Initiative zur Gründung der unabhängigen Gewerkschaft »Reform« 
im VEB Geräte- und Reglerwerk Teltow begann damit, dass Ralf B. eine Ge-
werkschaftsgruppenversammlung nutzte, um seinen Aufruf bekannt zu ma-
chen (Gehrke/Hürtgen 2001: 32-40). Darauf bildete sich eine kleine Gruppe 
von 4-5 Beschäftigten, die an die Betriebsöffentlichkeit trat und die Ausein-
andersetzung mit der Partei suchte. Zunächst lieferte sich die Gruppe mit 
dem Aufhängen des Aufrufs am »rotem Brett« einen Schlagabtausch mit dem 
Parteisekretär, der diesen immer wieder zu entfernen versuchte. Dank der 
modernen Technik im Betrieb konnte die Gruppe den Aufruf mit Computer 
vervielfältigen und sammelte insgesamt 1.000 Unterschriften. Die Gruppe 
wuchs auf 10-12 Aktive an. Die Aktivisten, die sich während der Arbeits-
zeit in einem abgelegenen Platz im Betrieb trafen, gewannen mit der Unter-
schriftensammlung an Selbstbewusstsein und begannen, vor dem Werkstor 
Flugblätter zu verteilen. Später wurde die Parteileitung abgesetzt, die Kampf-
gruppen sowie andere SED-Organisationen aufgelöst (ebd.: 32-35).

Dem Beispiel Teltow folgten andere. Das Bestreben der Beschäftigten, 
eigenständige Interessenvertretung zu schaffen, nahm dabei verschie-
dene Formen an. Neben unabhängigen Gewerkschaften wurden Initiativen 
für Betriebsräte und neue Belegschaftsvertretungen gestartet. So im VEB 
Schaltelektronik Oppach, in dem in der zweiten Novemberwoche ein Ar-
beitskollektiv zunächst einen Offenen Brief verfasste und die Zahlung der 
FDGB-Mitgliedsbeiträge einstellte. In dem Betrieb fanden Anfang 1990 
Aktivitäten zur Gründung eines Betriebsrats statt (ebd.: 365, 446). Zu ähn-
lichen Initiativen kam es im VEB Hochvakuum Dresden und VEB Funk-
werk Berlin (ebd.: 389, 409 und 416f., 432). Im VEB Werk für Fernsehe-
lektronik hingegen wurde die alte BGL gestürzt und auf eine Erneuerung 
des FDGB von unten gesetzt (ebd.: 64-68, 135).

In den Betrieben gab es zahlreiche Initiativen und Aktivitäten, die aber 
meist hinter dem Betriebstor verborgen blieben. Die Monate des Aufbruchs 
waren eine Phase breiter öffentlicher Diskussion, die die SED über Jahr-
zehnte unterbunden hatte. Die Wandzeitung wurde zum Mittel der Informa-
tion und des Austauschs über betriebliche und gesellschaftliche Probleme, 
da die Betriebszeitungen meist noch von der SED oder »gewendeten« Funk-
tionären beherrscht wurden und damit als Kommunikationsmittel ausfi elen. 
Im VEB Werk für Fernsehelektronik erlangte eine solche Wandzeitung eine 
Länge von mehreren hundert Metern (ebd.: 68).
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Die Größe der im Betrieb existierenden oppositionellen Gruppen war 
recht unterschiedlich und reichte von drei bis vier Aktivisten über ein Dut-
zend bis hin zu Hundert. Insgesamt dürfte der Kern der Aktivisten, die in 
irgendeiner Form eine Opposition im Betrieb vorantrieben, einige Tausend 
ausgemacht haben. Eine weitaus größere Zahl von Personen nahm dagegen 
an den Betriebs-, Belegschafts- oder Gewerkschaftsversammlungen teil. 
Diese waren oft Massenveranstaltungen. Beim VEB Werk für Fernsehelek-
tronik platzte im Herbst 1989 der große Saal, der 500 Leute fasste, aus al-
len Nähten (ebd.: 139). Das entsprach fast einem Zehntel der Gesamtbeleg-
schaft am Standort Oberschöneweide.

Deutlichster Ausdruck des betrieblichen Protestes waren die Streiks, von 
denen das Ministerium für Inneres zwischen August 1989 und April 1990 
mehr als 200 registrierte (Gehrke 2001b: 247). Deren Dunkelziffer und vor 
allem die Zahl der Streikdrohungen dürfte um einiges höher gelegen haben. 
Eine erste kleine Streikwelle fand in der Zeit des Durchbruchs der Demons-
trationen auf der Straße im Oktober statt. Beteiligt waren auch Betriebe des 
Mikroelektronik-Programms, wie das erwähnte Uhrenwerk Ruhla oder ein 
Betriebsteil des VEB NARVA Berlin (Gehrke/Hürtgen 2001: 252). Im Fern-
sehgerätewerk Staßfurt wurden Ende Oktober die von der BGL als reine 
Funktionärstreffen einberaumten Treffen zu Massenversammlungen, auf de-
nen die Betriebsleitung und Partei ins Fadenkreuz gerieten und »die Durch-
setzung der Interessen der Werktätigen gegebenenfalls mit einem Streik« 
(BStU BV Mgdb AKG 81[c]) gefordert wurde.

Die »Mikroelektroniker« in der Revolution
Waren die Beschäftigten der Betriebe des Mikroelektronik-Programms auf-
grund der herausgehobenen wirtschaftspolitischen Stellung des Bereiches 
weniger an dem revolutionären Umbruch beteiligt? In seinem Aufsatz »Die 
VEB in der Wende 1989/1990« zeigt Jörg Roesler, dass der jeweilige Auf-
bruch in einem Betrieb stark von seinem politischen Umfeld beeinfl usst wur-
de. Dazu gehört der Beginn der Demonstrationen vor Ort sowie die Stär-
ke der und die Verbindung zur lokalen Opposition (Roesler 2002a: 56). Ein 
plastisches Beispiel für die »äußeren Einfl üsse« auf die betrieblichen Akti-
vitäten bot die erste kleine Streikwelle Anfang Oktober. Sie stand in einem 
engen Zusammenhang mit der verfügten Grenzschließung zur ČSSR und 
fand vor allem im dortigen Grenzgebiet statt.

Roesler stellt fest, »bezüglich des Beginns der Herbstrevolution in den 
Betrieben« gab es »einen umgekehrten Zusammenhang zwischen dem Grad 
der technischen Modernität und sozialen Privilegierung einerseits und der 
Bereitschaft, sich an den revolutionären Ereignissen zu beteiligen, anderer-
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seits« (ebd.). Dementsprechend hätte es in den Betrieben des Mikroelektro-
nik-Programms deutlich weniger innerbetriebliche Aktivitäten geben müssen. 
Aber unter der bisher breitesten Zusammenstellung betrieblicher Aktivitäten 
von Bernd Gehrke und Renate Hürtgen sowie aus eigenen Recherchen fi n-
den sich hierfür keine Belege. Den betrieblichen Aufbruch dominierten kei-
neswegs Betriebe mit außerordentlich veralteter Produktstruktur. Im Gegen-
teil, es waren zahlreiche Betriebe beteiligt, die im Zusammenhang mit dem 
Mikroelektronik-Programm standen.

Roesler führt als Beleg seiner These das Büromaschinenwerk Sömmer-
da an. In diesem hätte es aufgrund des moderneren Maschinenparks einen 
kleineren und verspäteten betrieblichen Aufbruch gegeben (ebd.). Aber es 
fi nden sich ebenso Gegenbeispiele wie das des VEB Hochvakuum Dres-
den. In dem Betrieb, der vermutlich produktionstechnisch nicht schlechter 
ausgestattet war, fand ein erster Protest bereits im Sommer statt und spä-
ter eine Initiative zur Gründung eines Betriebsrates (SAPMO-BArch DY 
34/13253; Gehrke/Hürtgen 2001: 389). Die verspätete Entwicklung im Bü-
romaschinenwerk Sömmerda schien vielmehr darauf zurückzugehen, dass 
die Demonstrationen in der Stadt kleiner waren und erst relativ spät began-
nen (Schüle 1995: 341).

Tatsächlich war in mehr oder weniger allen Betrieben die Unzufriedenheit 
weit verbreitet. Die Frage, ob die existierende Unzufriedenheit einen Aus-
druck bekam, hing weniger von den konkreten Arbeitsbedingungen ab, als 
vielmehr – wie Roesler ja auch selbst zu Beginn seines Beitrages schreibt – 
von dem Vorhandensein und der Stärke der Oppositionsgruppen in und au-
ßerhalb des Werkes. Die Initiatoren und Träger der späteren betrieblichen 
Ereignisse stammten übermäßig stark aus dem Bereich des betrieblichen Mit-
telbaus und der technischen Intelligenz. Diesen Eindruck vermitteln zumin-
dest die Beispiele, die in der Dokumentation des betrieblichen Aufbruchs von 
Gehrke/Hürtgen zu fi nden sind (Gehrke/Hürtgen 2001: 30, 80f., 108).

Die soziale Herkunft der Initiatoren des Aufbruchs aus dem Betrieb wür-
de auch die verhältnismäßig hohe Anzahl von Mikroelektronik-Betrieben 
erklären, die am betrieblichen Aufbruch beteiligt waren. Diese Betriebe be-
saßen meist einen verhältnismäßig hohen Anteil von Forschungs- und Ent-
wicklungsabteilungen und damit einen hohen Anteil der technischen Intel-
ligenz an der Gesamtbelegschaft.
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8.4 Ungeklärte Machtfrage in Gesellschaft und Betrieb

Die Demonstrationen auf der Straße wie der betriebliche Aufbruch trafen den 
Machtapparat der SED schwer. Aufl ösungserscheinungen der Parteiorgani-
sationen wie im Fernsehgerätewerk Staßfurt, wo nach dem MfS die »Par-
teiarbeit an der Basis [im Oktober] kaum noch aufrechterhalten« (BStU BV 
Magdeburg AKG 88[b]) werden konnte, setzten sich bis Dezember in fast 
allen Betrieben durch. Vertreter der SED-Massenorganisationen im Betrieb 
tauchten unter, wie im VEB Rationalisierungsmittelbaubetrieb Karl-Marx-
Stadt, in dem die alte BGL irgendwann »einfach nicht mehr da« (Gehrke/
Hürtgen 2001: 44) war.

Unter den Partei- und Staatsfunktionären wuchs die Angst vor einem neu-
en Volksaufstand. In der Sitzung des ZK der SED am 11. November 1989 
sprach der Chefi deologie der Partei Kurt Hager offen die Erfahrungen von 
1953 an (Groth o.J: Track 29). Stasi-Chef Mielke hatte bereits im Spätsom-
mer seinen Generälen die Frage gestellt, die viele Funktionäre in den letz-
ten Wochen ihrer Macht umtrieb: »Ist es so, dass morgen der 17. Juni aus-
bricht?« (Mitter/Wolle 1990: 125).

Mit dem Rücktritt Honeckers und der Grenzöffnung machte die SED-
Führung in einzelnen Fragen der Bewegung auf der Straße Zugeständnisse. 
Das gab ihr nur eine kurze Atempause. Der dem Mauerfall folgende Kurz-
besuch im »Westen« verdeutliche Millionen DDR-Bürgern das innerdeut-
sche Wohlstandsgefälle. Ende November spitzte sich die Situation weiter 
zu. Nachdem die SED-Führung merkte, dass die Bewegung nicht aufzu-
halten zu war, begann sie so genannte »Dialogveranstaltungen« anzubieten 
– in der Hoffnung, so die Bewegung zu schwächen, ihr die Radikalität zu 
nehmen, um so die gesellschaftliche Kontrolle wieder zu erlangen (Gehrke 
2001c: 293; Lindner 2001: 122ff.).

Mit Berichten über die Privilegien der SED-Oberen sowie die Versuche 
der SED, Reformen zu verzögern und ihre Machtorgane zu transformieren, 
stieg jedoch der Unmut auf der Straße und in den Betrieben. Die Demons-
trationen nahmen einen militanteren Charakter an. Die Rufe nach Rücktritt 
der SED wurden lauter. Anfang Dezember kam es in zahlreichen Städten zur 
Erstürmung und Besetzung der Stasizentralen, in den südlichen Bezirken 
wurden Grenzöffnungen erzwungen. Wie der DDR-Oppositionelle Werner 
Fischer später rückblickend feststellte, lag in dieser Zeit »tatsächlich die 
Macht auf der Straße« (Lindner 2001: 117).

8.4 Ungeklärte Machtfrage in Gesellschaft und Betrieb
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Doppelherrschaft im Betrieb
Ähnlich dem Machtkampf auf der Straße gab es Auseinandersetzungen in 
den Betrieben. Um die Forderungen »SED raus aus den Betrieben« und 
»Kampfgruppen aufl ösen« entbrannte ein Konfl ikt, bei dem es letztendlich 
um die Beseitigung des Machtapparates der SED in den Betrieben ging 
(Gehrke 2001b: 255). Unterstützt durch Warnstreiks oder Streikdrohungen 
setzten die Beschäftigten in etlichen Betrieben die Parteileitungen ab und 
lösten die Kampfgruppen auf, so geschehen im VEB Rationalisierungsmit-
telbau Karl-Marx-Stadt. Im Werk für Fernsehelektronik wurde die alte Ge-
werkschaftsleitung gestürzt und eine Neuwahl organisiert (Gehrke/Hürtgen 
2001: 64-68, 135). Angesicht des bestehenden Machtvakuums und des Rück-
halts, den die Betriebsaktivisten unter den Belegschaften besaßen, entstand 
in den Betrieben eine Art Doppelherrschaft (Gehrke 2001b: 255ff.; Roesler 
2002a: 58f.). In manchen Betrieben mussten sich die Leiter dem Votum der 
Belegschaft stellen (Roesler 2002a: 62).

Abgesehen davon, dass die Doppelherrschaft nur in einer Minderheit 
von Betrieben bestand, unterschied sie sich von der »klassischen« Doppel-
herrschaft der Revolutionen des frühen 20. Jahrhunderts. Mit den Fabrikrä-
ten in Russland 1917 oder den Arbeiter- und Soldatenräten in Deutschland 
1918/19 entstand diese Doppelherrschaft aus einer breiten Streikbewegung 
(Gluckstein 1985). In der DDR beruhte die Doppelherrschaft 1989 dagegen 
mehr auf dem entstehenden Machtvakuum, das der zerfallende Apparat hin-
terließ und nun mit Unterstützung der Belegschaft durch Betriebsaktivisten 
übernommen wurde. Nur in wenigen Betrieben waren die Betriebsaktivsten 
gezwungen, die Belegschaft aktiv bis zu Streikmaßnahmen zu mobilisieren. 
Ein Arbeiter aus dem VEB Rationalisierungsmittelbau Karl-Marx-Stadt be-
richtete über einen solchen Fall in seinem Betrieb:

»Wie haben wir denn die Parteileitung rausgekriegt aus dem Betrieb? Also, 
der Parteinik hat in seinem Büro gesessen und hat sich hinter dem ND ver-
steckt. Und wir haben gesagt: Bis dann und dann muß der weg! Und dann 
haben unsere Kollegen wirklich den Hebel umgeschaltet, haben den Haupt-
schalter ausgeschaltet. Dann standen alle Maschinen still und wir sind als 
Belegschaftsrat mit der Belegschaft zusammen drei Runden um die große 
Werkshalle gelaufen, bis wir gesehen haben, daß er mit seinem Aktenkof-
fer das Betriebsgelände verlassen hat.« (Gehrke 2001b: 255)

Angesichts der explosiven Lage reichte allerdings meist die passive Un-
terstützung aus, um auf Betriebsversammlungen Forderungen wie den Rück-
tritt der alten BGL durchzusetzen und die Betriebsleitung zum Einlenken 
zu bewegen. Wie Ralf B. aus dem Geräte- und Reglerwerk Teltow über das 
Verhältnis zur Parteileitung berichtete:
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»Wir haben uns eigentlich dafür gar nicht interessiert, was die machen. 
Wir haben aufgerufen zum Aufl ösen dieser Institutionen und dann war für 
uns die Sache erledigt. Wir hatten das Vertrauen der Leute des Betriebes. 
Wir hatten ja über 1.000 Unterschriften.« (Gehrke/Hürtgen 2001: 35)

Dass betriebliche Aktivitäten auf eine Minderheit von Beschäftigten be-
schränkt waren, scheint auch damit zusammengehangen zu haben, dass die 
Anstöße meist aus dem betrieblichen Mittelbau kamen (ebd.: 30, 80f., 108). 
Das war an sich kein Hindernis. Im Werk für Fernsehelektronik gelang es 
zum Beispiel, mit Gründung von Arbeitsgruppen auch Arbeiterinnen und 
Arbeiter einzubinden (ebd.: 80). Aber im Allgemeinen bestand zwischen 
diesen beiden Beschäftigungsgruppen eine gewisse Kluft, die es für eine 
Verbreitung und Vertiefung des betrieblichen Aufbruchs zu überwinden ge-
golten hätte.4

Überlieferte Beispiele von Initiativen, die vorwiegend von Arbeitern ge-
tragen wurden, zeigen, dass deren Aktivitäten wie auch formulierten Ziel-
stellungen oftmals radikaler waren. In einem offenen Brief forderten Arbeiter 
aus dem VEB Schaltelektronik Oppach Mitte November 1989 »eine Reihe 
rigoroser Änderungen«, zu denen u.a. die Neuwahl der Gewerkschaft, die 
Abschaffung der SED im Betrieb, Aufl ösung der Kampfgruppen und eine 
Reihe sozialer Verbesserungen gehörte (ebd.: 365). Die Initiative einer Grup-
pe aus dem betrieblichen Mittelbau des VEB Hochvakuum Dresden vertrat 
dagegen Anfang Dezember die Vorstellung, mit der Bildung eines betrieb-
lichen Rates in Zusammenarbeit die Probleme und »Fehler der Vergangen-
heit« mit dem Betriebsdirektor zu beseitigen (ebd.: 389).

Neben der Schwäche der »passiven Unterstützung« der innerbetrieblichen 
Doppelherrschaft bestand das Problem einer fragmentierten Bewegung. 
Meist waren die Auseinandersetzungen auf den betriebsinternen Raum be-
schränkt, zwischen den Betrieben gab es wenig Vernetzung. Der Aufruf aus 
dem VEB Geräte- und Reglerwerk Teltow entfaltete durch seine Verbreitung 
über Westmedien und seine Veröffentlichung in der FDGB-Zeitung »Tribü-
ne« eine gewisse Wirkung. Jedoch kam eine Vernetzung zwischen einzel-
nen betrieblichen Initiativen bis Januar 1990 trotz aller Bemühungen kaum 
in Gang (Gehrke/Hürtgen 2001: 39, 62f., 66; Gehrke 2001c: 313ff.). 

Die fehlende Vernetzung war zunächst ein Überbleibsel der Vergangen-
heit, in der die SED jegliche betriebsübergreifende Öffentlichkeit unterbun-
den hatte. Eine übergreifende Streikbewegung hätte diese historische Schwä-

4 Meine Interpretation des Materials aus Gehrke/Hürtgen 2001. Ein ähnliches Verhält-
nis existierte bei der Auseinandersetzung auf der Straße (Dale 1996: 104-106).

8.4 Ungeklärte Machtfrage in Gesellschaft und Betrieb
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che beseitigen können. Außerhalb der Betriebe hatte dies mit der Vernet-
zung der lokalen Oppositionsgruppen begonnen. 

Die ungeklärte Machtfrage und die Frage des Generalstreiks
Mit der Erstürmung der Stasizentralen spitzte sich die Stimmung Anfang 
Dezember soweit zu, dass ein Sturz der SED in der Luft lag. In einigen Or-
ten wie Suhl, wo Busfahrer die Blockade der Stasi-Zentrale sicherten, wur-
den für die Besetzung die Beschäftigten aus umliegenden Betrieben mobi-
lisiert (Dietrich/Jander 1999: 752, 745). Im Zeitraum Ende November und 
Anfang Dezember kam es schließlich zu einer zweiten Welle von Streiks und 
Streikdrohungen (Gehrke 2001b: 255ff.). Arbeiter des großen Magdeburger 
SKET-Werkes bekundeten an den lokalen Oppositionsführer Tschiche: »Spä-
testens am 8. oder 9. Dezember sollte es losgehen, mindestens ein Warn-
streik sollte es sein.« (Gehrke/Hürtgen 2001: 466)

Eine solche Situation war durchaus symptomatisch für eine größere An-
zahl von Betrieben. In Betrieben unterschiedlicher Regionen der DDR wurde 
Anfang Dezember die Frage eines Generalstreiks mit der Forderung »SED 
raus aus den Betrieben« und »Kampfgruppen aufl ösen!« diskutiert (Gehr-
ke 2001b: 257ff.).

Das »Neue Forum« als einzige einfl ussreiche DDR-weit organisierte 
Oppositionsgruppe schreckte allerdings davor zurück, die Forderung nach 
einem Generalstreik aufzunehmen. Ein aus Plauen stammender Aufruf zu 
einem Generalstreik wurde erst vom Sprecherrat des »Neuen Forums« in 
Karl-Marx-Stadt abgelehnt, dann von dem Landessprecherrat (ebd.: 256). 
Daraufhin kaum es nur in Plauen und umliegender Region zu mehrstün-
digen Arbeitsniederlegungen.

Angesichts der damals zugespitzten Situation ist es keineswegs unrea-
listisch anzunehmen, dass trotz der ungleichmäßigen Entwicklung der Be-
wegung in der DDR die Popularisierung eines solchen Aufrufs hätte Erfolg 
haben können. Damit, dass die Führung des »Neuen Forums« den Aufruf 
ablehnte, verschenkte sie die Möglichkeit, die bestehenden Schwächen des 
betrieblichen Aufbruchs (die Beteiligung einer Minderheit von Betriebs-
aktivisten sowie die Fragmentierung der Betriebsaktivitäten) zu überwin-
den. Gesellschaftspolitisch viel bedeutsamer blieb die Chance ungenutzt, 
die SED zu stürzen und eine vom »Neuen Forum« geführte Übergangsre-
gierung zu bilden. So verblieb die Macht in den Händen der alten Staatsbü-
rokratie (ebd.: 259f.). Das »Neue Forum«, das am 4. Dezember den Aufruf 
zum Generalstreik als verfrüht abgelehnt hatte, nahm drei Tage später am 
»Runden Tisch« Platz, um mit den Vertretern der alten Macht Wege aus der 
Krise der DDR zu beraten.
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Aus der Perspektive der Oppositionsgruppen sollte die DDR über einen 
»Dritten Weg« reformiert werden. Angesichts der Verzögerungen und Täu-
schungen der SED und dem durch die Westbesuche erlebten Wirtschafts- 
und Wohlstandsgefälle setzte sich dagegen unter der breiten Masse der Ar-
beiter immer mehr die Ansicht durch, sich von diesem System so schnell 
wie möglich zu entledigen. Die Perspektive einer Vereinigung mit der Bun-
desrepublik Deutschland stand nicht nur für die Hoffung auf politische Ver-
änderungen, sondern auch für eine Beseitigung der sozialen und wirtschaft-
lichen Probleme.

Die Forderung nach der »Einleitung sofortiger konkreter Schritte für die 
Einführung der sozialen Marktwirtschaft« war der Punkt gewesen, weshalb 
der Sprecherrat des »Neuen Forums« in Karl-Marx-Stadt den Aufruf zum 
Generalstreik ablehnte (Gehrke/Hürtgen 2001: 462). Die Gründe der Ableh-
nung deuteten auf die tiefe Kluft hin, die sich zwischen den Bürgerrechts-
gruppen und den Massen auf der Straße und den Betrieben aufgebaut hatte 
und die in den kommenden Monaten weiter zunehmen sollte. Letztendlich 
erklärt sich die Entwicklung aus den verschiedenen sozialen Positionen und 
Interessen, die jeweils die Arbeitsklasse und das stark von der Intelligenz 
geprägte »Neue Forum« besaßen.

Es war vor allem der industriell geprägte Süden mit heruntergekommen 
Werken und der verschmutzten Umwelt der kleineren Industriestädte, aus 
dem der Ruf nach Wiedervereinigung als erstes und am lautesten zu hören 
war (Dietrich/Jander 199: 765; Lindner 2001: 91). Ende November ver-
fassten DDR-Intellektuelle den Aufruf »Für unser Land«, in dem sie sich 
gegen eine Wiedervereinigung und für einen eigenständigen Weg der DDR 
aussprachen. Der Aufruf, der unter anderem von dem Generaldirektor des 
Berliner Werkzeugmaschinenkombinats »7. Oktober« unterzeichnet wurde 
und den später sogar Egon Krenz unterschrieb, polarisierte das Land. Nach 
einer Umfrage unter den Leipziger Demonstranten lehnten zwei Drittel eine 
Unterzeichnung ab (Lindner 2001: 118).

Nachdem das »Neue Forum« im Dezember am Runden Tisch Platz ge-
nommen hatte, trat es wie alle Bürgerrechtsgruppen (abgesehen von der 
»Vereinigten Linken«) Ende Januar Modrows »Regierung der nationalen 
Verantwortung« bei (ebd.: 137). Eine Entscheidung, aus der sich im We-
sentlichen der stattfi ndende Niedergang der Oppositionsgruppen bis zur an-
schließenden Wahl im März 1990 begründete.

8.4 Ungeklärte Machtfrage in Gesellschaft und Betrieb
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8.5 Letzte »Wendestreiks« und Machtübergabe

Im Januar 1990 kam es nochmals zu einer Welle von »Wendestreiks«, die 
alle bisherigen übertraf. Unmittelbarer Hintergrund waren die Ängste vor 
Restaurationsversuchen der PDS/SED. Gedeckt durch die gemeinsame Ar-
beit mit der Opposition versuchte die PDS/SED, ihren Herrschaftsapparat 
zu reformieren und politisch wieder in die Offensive zu kommen. Im Janu-
ar benutzte sie eine Großkundgebung »gegen Rechts«, um die Wiederein-
richtung des Geheimdienstes zu rechtfertigen.

Noch einmal stand die von dem PDS/SED-Mitglied Modrow geführte 
gleichnamige Regierung unter enormen Druck. Am 15. Januar wurde die 
Stasi-Zentrale in Berlin besetzt. Bereits einige Tage zuvor war es im süd-
lichen Raum in dutzenden Betrieben zu Arbeitsniederlegungen gekommen 
(Gehrke 2001b: 261f.). Diesmal kam der Protest also zuerst aus den Betrie-
ben. Die Modrow-Regierung gab ihre Pläne auf. Die Etablierung eines neu-
en Geheimdienstes wurde zurückgestellt und hohe Überbrückungsgelder für 
MfS-Angehörige ausgesetzt. Stattdessen wurden die Oppositionsgruppen 
zum Regierungseintritt aufgefordert und der Termin für erste freie Wahlen 
von Mai auf März vorgezogen (Jarausch 1995: 157-161).

Unter den Betrieben der letzten und größten Streikwelle der »Wende-
zeit« befand sich auch der wichtigste PC-Produzent der DDR, das Büro-
maschinenwerk Sömmerda. Zunächst hatte die Bewegung dort etwas ver-
spätet begonnen. Auf Betriebsversammlungen wurde viel diskutiert und 
kritisiert. Aber zu einer Kundgebung in der Stadt Anfang Dezember ka-
men zunächst nur 2-3.000 Menschen. Mit einem Warnstreik im Januar kam 
nun auch dieses Werk tiefer in die Bewegung hinein. Die Streikversamm-
lung forderte: »Die totale Aufdeckung der Machenschaften der Stasi, die 
volle Offenlegung des SED-Vermögens, sowie die Enteignung der SED-Be-
triebe und Übergang in Volkseigentum« als auch die »volle Chancengleich-
heit der sich an den Wahlen beteiligten Parteien und oppositionellen Grup-
pen« (Schüle 1995: 341).

Neben der Warnung vor der Gefahr einer Restauration der alten Macht 
war die Streikwelle, die erst im Februar abebbte, bereits mit ersten sozialen 
Forderungen verknüpft. Nicht allein deshalb, weil sich die Streiks oft ge-
gen die hohen Stasi-Übergangsgelder richteten, sondern auch weil ein so-
zialer Ausverkauf drohte (Gehrke 2001c: 295). Wie im BWS Sömmerda, 
wo im Februar der Belegschaft auf einer Versammlung eine veränderte Füh-
rungsmannschaft präsentiert wurde, geriet zunehmend die alte nun »gewen-
dete« Betriebsleitung in den Blickpunkt (Schüle 1995: 342). Nachdem sich 
die Zeichen der Zeit zu ändern begannen, entledigten sich die Staatsmana-
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ger schnell ihres »Marxismus-Leninismus« und orientierten sich in Rich-
tung Westen. Hinter geschlossenen Türen wurden mit westlichen Investoren 
Gespräche aufgenommen. Zeiss-Generaldirektor Biermann schlussfolger-
te bereits unmittelbar nach dem Mauerfall, »daß sich die Wirtschaftsstra-
tegie auf eine marktorientierte Planung ausrichten soll« (Buthmann 1997: 
249). Der Generaldirektor des Kombinats Elektroapparatewerke kündete 
bereits kurz vor Weihnachten unter dem Motto »Jetzt komme die Markt-
wirtschaft« die Stilllegung ganzer Betriebsteile an (Gehrke/Hürtgen 2001: 
90). »Reformfreudige« Generaldirektoren wie der des Kombinats Robo-
tron Workura waren vorwärtstreibende Kräfte der neuen Westorientierung 
(Klenke 2001: 108). Zwischen dem Kombinat Robotron und der westdeut-
schen Firma Pilz wurde mit CD-Fertigung im Werk Zella-Mehlis im Janu-
ar 1990 das erste deutsch-deutsche Joint-Venture abgeschlossen (Compu-
terwoche, 12.1.1990).

In Anbetracht dessen, dass sich das Rad der Geschichte nicht zurück-
drehen ließ, legte die Modrow-Regierung am 1. Februar einen eigenen Stu-
fenplan zur deutschen Einheit vor (Lindner 2001: 146). Die Organisation 
des Beitritts der DDR zur BRD blieb allerdings der im März neu gewähl-
ten CDU-Regierung vorbehalten. Mit dem Anschluss der DDR an die Bun-
desrepublik verlor die erste Garde in den Betrieben ebenso wie in den mei-
sten anderen Bereichen der DDR-Gesellschaft ihre Posten (Geißler 2002: 
161ff.). Es war eine Ausnahme, wenn beim Kabelwerk Oberspree nach der 
Übernahme durch eine englische Firma 1990 der ehemalige Kombinatslei-
ter auch der neue Geschäftsführer war (Luther/Willmann 2000: 171). Eher 
war es so, dass die neuen Managementposten von den gewendeten Vertretern 
der zweiten oder dritten Garde des alten Systems besetzt wurden (Schreiner 
2004: 145; Roesler 2002a: 65f.).

In den Betrieben begann dagegen ein Überlebenskampf. Die letzten Wen-
destreiks waren die Ankündigung weiterer sozialer Auseinandersetzungen. 
Das Versäumnis der Oppositionsgruppen, die SED zu stürzen und mit ei-
ner Übergangsregierung andere Bedingungen für den Beitritt auszuhandeln, 
war eine Ursache dafür, dass dem revolutionären Aufbruch von 1989/90 im 
darauffolgenden Jahrzehnt ein drastischer wirtschaftlicher und sozialer Nie-
dergang folgte.

8.5 Letzte »Wendestreiks« und Machtübergabe
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Seit den 1970er Jahren erzeugen weltweite Krisentendenzen einen enormen 
wirtschaftlichen Rationalisierungsdruck. Als Bestandteil der Weltwirtschaft 
konnte auch die DDR sich davon nicht freimachen. Die Systemkonkurrenz 
zwischen Ost und West wurde auf ökonomischer und militärischer Ebene 
ausgetragen. In beiden Fällen spielte die Mikroelektronik eine zentrale Rolle. 
Das war der Hintergrund für die Entwicklung, den Aufbau und den Einsatz 
der Mikroelektronik, den die Staats- und Parteiführung betrieb. Die Bemü-
hungen der SED beschränkten sich dabei nicht auf ökonomische Maßnah-
men. Sie schlossen Anstrengungen zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
mit ein, mit dem Anspruch der Partei, dass die »sozialistische Rationalisie-
rung« in der DDR nicht auf Kosten der Arbeiter erfolge. Die Realität sah 
freilich anders aus.

Im Osten nichts Neues
Bezogen auf die gesellschaftlichen Verhältnisse der DDR entwickelte sich 
die Mikroelektronik in der DDR nach der einfachen Formel: »Neue Tech-
nologie, alte Gesellschaft«. Genau dieser Vorwurf, den die SED gegenüber 
der Entwicklung der Informationstechnologie im Westen erhob, traf auf die 
DDR selbst zu. Die sozialen Bedingungen, unter denen die Technik einge-
setzt wurde, änderten sich kaum. Alte Formen der Arbeitsorganisation wur-
den weitgehend beibehalten. Der Mikroelektronik-Bereich unterschied sich 
vom restlichen Teil der DDR-Wirtschaft allenfalls darin, dass der Wider-
spruch zwischen den technischen Möglichkeiten und den vernachlässigten 
sozialen Fragen im Arbeitsalltag an der neuen Technik auf die Spitze ge-
trieben wurde.

Beispielhaft lässt sich dies an einem betrieblichen Konfliktfall verdeutli-
chen, der nicht mehr Eingang in die Arbeit finden konnte.1 Der VEB NAR-
VA »Rosa Luxemburg« Glühlampenwerk Berlin importierte seit Anfang der 
1980er Jahre wie viele Betriebe der DDR neue westliche Technik (Liewald 
2004: 135). Der Technologietransfer gab der DDR ein Stück weit Zugang 
zur internationalen Arbeitsteilung und sollte helfen, die Rückstände zu über-
winden. Technisch gesehen war die neue Anlage gegenüber den bestehenden 

1 Das Beispiel basiert auf Schilderungen einer ehemaligen Beschäftigten des Berli-
ner Glühlampenwerkes. Eine Notiz des Gespräches mit Rosa L. (Name geändert) vom 
21.12.2004 befi ndet sich im Bestand des Autors (Gesprächsnotiz 2004).
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DDR-Fließreihen zur Glühlampenproduktion ein enormer Fortschritt. Das 
betraf nicht nur die gesteigerte Produktivität. Im Produktionsprozess wur-
den einzelne Produktionsschritte und -ergebnisse nun auf Grundlage com-
putergestützter Software geprüft, statt manuell überwacht zu werden (Lie-
wald 2004: 135-139).

Die Arbeitsbedingungen wurden dagegen nicht modernisiert. In der 
Werkshalle wurde weiterhin bei einer Hitze von 50 Grad gearbeitet, im 
Winter bei starker Zugluft. Deutlich verändert wurde allerdings der Ar-
beitsprozess. Mit der neuen halbautomatischen Anlage gehörten Unter-
brechungen im Produktionsprozess wegen notwendiger Handarbeiten der 
Vergangenheit an. Das Arbeitstempo bestimmte stattdessen die computer-
gestützte Maschine, was den Arbeitern weiter Kontrolle über den Arbeits-
prozess entzog. Von einem neuen sozialen Charakter der Arbeit konnte kei-
nesfalls die Rede sein.

Was die neue halbautomatische Fließreihe zur Glühlampenproduktion im 
Berliner Glühlampenwerk (BGW) mit zahlreichen anderen Fällen der An-
wendung westlicher Technik in der DDR teilte, war ihr fehlerbehafteter Be-
trieb. Importiert wurde eine gebrauchte Anlage der japanischen Firma Toshi-
ba, die diese aufgrund ihres Alters und ihrer hohen Störanfälligkeit bereits 
abgeschrieben hatte. Die Leistung der Toshiba-Anlagen stellte die der DDR-
Anlagen in den Schatten. Aber die neuen Produktionskennzahlen wurden 
nicht nach nationalen Maßstäben, sondern internationalen Spitzenwerten 
festgelegt. Zwischen den produktionstechnischen Voraussetzungen und an-
gestrebten Zielen gab es eine große Kluft. Eine solche Konstellation war für 
die Einsatzfälle moderner Technik in der DDR durchaus typisch und prägte 
die Arbeitsanforderungen an modernen Fertigungsabschnitten.

Mit der Einführung neuer Technologien wurde in der DDR die Lohn- und 
Leistungspolitik verändert. Die Appelle zur Steigerung der Arbeitsleistung 
untergruben jedoch die mangelhaften Produktionsvoraussetzungen und häu-
figen Produktionsunterbrechungen. Der bestehende Arbeitskräftemangel be-
schnitt zugleich die Disziplinierungsmöglichkeiten des Managements. Im 
Berliner Glühlampenwerk konnten – wie in vielen anderen Betrieben der 
DDR – Sonderschichten nicht ohne ein zusätzlich gezahltes illegales Hand-
geld durchgesetzt werden.

Der innerbetriebliche Konflikt war zunächst ein Kampf um Lohn und Lei-
stung unter den spezifischen Verhältnissen der DDR. Verbunden damit war 
die Frage der gesellschaftlichen Kontrolle. Im Berliner Glühlampenwerk 
kam es 1987 an der neuen Fließreihe im Zusammenhang mit den neu ein-
geführten »Produktivlöhnen« zu einem mehrstündigen Streik. Die Bezah-
lung sollte »leistungsorientiert« erfolgen, aber den Arbeiterinnen und Ar-
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beitern wurden jegliche Einflussmöglichkeiten auf den Produktionsprozess 
verwehrt. Die Forderung nach mehr Entscheidungsbefugnissen im Arbeits-
prozess war die zentrale Forderung der Arbeitsniederlegung.

Die unterschiedliche Bewältigung des Umbruchs in Ost und West
Die wirtschaftliche und soziale Krise der DDR wird oft als ein Prozess dar-
gestellt, in dem die DDR an sich selbst scheiterte. Aber ein krisenhafter 
Umbruch, wie er in der DDR und in den anderen Ländern des Ostblocks 
erfolgte, fand seit den 1970er Jahren ebenso in den westlichen Industrielän-
dern statt. Das »Ende des Goldenen Zeitalters« wurde im Weltmaßstab ein-
geleitet. Der Unterschied zwischen Ost und West bestand im Ausmaß der 
wirtschaftlichen und sozialen Krise und in den Antworten, die von der herr-
schenden Klasse darauf gegeben wurde.

Das Scheitern der informationstechnologischen Revolution in der DDR 
erklärt sich zu allererst daraus, dass es der DDR vor dem Hintergrund welt-
weiter Krisentendenzen nicht gelang, die Tendenz zur wirtschaftlichen In-
ternationalisierung nachzuvollziehen. Von der zunehmenden weltweiten Ar-
beitsteilung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, die die Entwicklung 
und Produktion der Mikroelektronik besonders ausdrückt, blieben die DDR 
wie die anderen Länder des Ostblocks weitgehend abgeschottet. In diesem 
Sinne waren die Länder des Ostblocks die ersten Opfer der weltweiten Kri-
se und Globalisierung. Die Kette brach am schwächsten Glied.

Der DDR gelang es ebenso wenig, die »dritte industrielle Revolution« 
sozial zu bewältigen. Auch in den entwickelten kapitalistischen Staaten ka-
men mit der krisenhaften Entwicklung auch die dort herausgebildeten Ar-
beitsbeziehungen unter Druck. Wie Dieter Sauer zu Kontinuität und Wandel 
der Arbeit im modernen Kapitalismus betont, änderten Mitte der 1970er Jah-
re Wirtschaft und Gesellschaft ihre »Entwicklungsrichtung«. Er bemerkte: 
Auch in der DDR gab es ein »goldenes Zeitalter und [...] auch viele Paral-
lelen zum fordistischen Regulationsregime«. Der Niedergang der DDR und 
der anderen Ostblockländern »hat demnach durchaus etwas mit dem Nie-
dergang des Fordismus bzw. der Nichtbewältigung der fordistischen Krise 
zu tun« (Sauer 2002: 8).

Man muss Sauers Analyserahmen des »Fordismus« nicht teilen. Aber 
ohne Zweifel stieß man in Ost wie West bei den neuen Rationalisierungs-
strategien auf ganz ähnliche Widersprüche. Auch wenn es nur für einen be-
stimmten Teil der Arbeitsplätze im Umfeld der neuen Technologie galt: Um 
das Rationalisierungspotenzial der neuen Technik auszuschöpfen, war es 
notwendig, die bisherigen Kontrollformen der Arbeit zu verändern. Oft er-
wies sich ein zu streng reglementierter und zu stark arbeitsteilig gestalteter 
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Arbeitsprozess als hinderlich, um die Produktivität der neuen Anlage aus-
zuschöpfen. Um die neue Technik wesentlich effektiver zu betreiben, war 
es oftmals vorteilhaft, Arbeitsaufgaben in einem gewissen Maße wieder zu-
sammenzuführen und eigenständig organisierte Arbeit zu stärken.

In der DDR erkannte man den Handlungszwang und appellierte an die 
»Mitwirkung« der Werktätigen, um so eine stärkere Identifikation mit den 
Planzielen zu erreichen und ein größeres Rationalisierungspotenzial zu er-
schließen. Beibehalten wurden jedoch die alten Kontrolltechniken und eine 
stark arbeitsteilige Produktion. Weil das Herrschaftssystem sehr stark auf 
eine direkte Arbeitskontrolle ausgelegt war, vertrug es nur wenig Eigenstän-
digkeit auf der untersten Ebene am Arbeitsplatz. Im Westen wurde »Team-
Work« dagegen zum Synonym einer neuen Form eigenständiger Arbeit, mit 
der ein gewisser Abbau von Hierarchie und Entpersonalisierung der Kon-
trolle auf unterster Ebene des Arbeitplatzes verbunden war.

Wie die kritische Arbeits- und Industriesoziologie zeigte, wurden die un-
gleichen Machtverhältnisse der Arbeitsbeziehungen im modernen Kapita-
lismus damit im Kern nicht angetastet (Wompel 1999; Dörre 2002). Aber 
vor dem Hintergrund eines starken Rationalisierungsdrucks erwies sich un-
ter Umständen eine Leistungspolitik, die auf die so genannte »Subjektivi-
tät« der Arbeit abzielte und keineswegs nur im Umfeld neuer Technologien 
anzutreffen war, effizienter. Mit »selbstbestimmter Arbeit« ließ sich vom 
Management oftmals eine höhere Arbeitsleistung erzielen als mit der alten 
Form »fremdbestimmter« Arbeit.

Die misslungene Rationalisierung in der DDR auf der Ebene des Ar-
beitsplatzes lässt sich nur wenig damit erklären, dass die administrative 
Leistungspolitik der DDR mit einer stark personalisierten direkten Kontrol-
le der »freieren« Leistungspolitik des Westens mit marktvermittelten indi-
rekten Kontrollformen unterlag. Einerseits war in der realen Arbeitswelt der 
späten DDR die administrative Leistungspolitik zunehmend verbraucht, oft 
mehr Fassade als Realität. Andererseits verbreiteten sich im Westen die neu-
en Arbeitsformen bei weitem nicht so wie prognostiziert. Die »alten« Kon-
trollformen prägen nach wie vor die heutige Arbeitswelt. Glaubt man einer 
Erhebung des Instituts für Arbeit und Technik Gelsenkirchen aus dem Jah-
re 2000 arbeite Ende des 20. Jahrhunderts lediglich ein Fünftel der Beschäf-
tigten in Deutschland in sogenannten posttayloristischen, semiautonomen 
Arbeitstrukturen (Sauer 2002: 4).

Die Leistungspolitik in der DDR unterschied sich von der des Westens 
maßgeblich darin, dass ein arbeitsdisziplinarisches Druckmittel fehlte, wie 
es im Westen mit der zunehmenden Arbeitslosigkeit bestand. Seit dem »Ende 
des goldenen Zeitalters« entfaltete die zunehmende »Reservearmee« in der 
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Bundesrepublik wie in zahlreichen westlichen Industrieländern einen zu-
nehmenden Druck auf die Ware Arbeitskraft und stärkte die Position des 
Managements. 

Unter den neuen Rahmenbedingungen gingen nationale Regierungen 
und Wirtschaftsverbände dazu über, die sozialen Kräfteverhältnisse zu ver-
ändern, die sich während des Nachkriegsbooms unter den Bedingungen der 
Vollbeschäftigung und des Arbeitskräftemangels herausgebildet hatten. In 
der DDR fand eine solche Entwicklung nicht statt. So wie die Partei- und 
Staatsführung davor zurückschreckte, Lohn- oder Subventionskürzungen 
vorzunehmen, so unterließ sie Betriebsschließungen und Entlassungen. Im 
Vergleich zur »Reservearmee« besaßen die betrieblichen Leitungen in der 
DDR kein adäquates Druckmittel, während die vorhandenen Methoden zur 
Leistungsstimulierung wie das Wettbewerbs- und Kampagnenwesen sich 
zum Ende der DDR immer mehr erschöpften.

Die Bedeutung des Druckmittels der »Reservearmee« belegt drastisch 
die Entwicklung Ostdeutschlands in den 1990er Jahren. Die mit der De-
industrialisierung steigende Massenarbeitslosigkeit hatte sozial katastro-
phale Folgen, vor allem für die kleineren Industriestädte. Dort arbeitete ein 
Großteil der Industriebeschäftigten in einem Werk, im Fall des Halbleiter-
werkes Frankfurt/Oder war es beispielsweise jeder Zweite (Aldenhoff-Hü-
binger 1999: 50).

Der bescheidene wirtschaftliche Aufschwung der 1990er Jahre kompen-
sierte bei weitem nicht die Folgen des Arbeitsplatzabbaus vom Anfang des 
Jahrzehnts. Ausgenommen vom Standort Dresden, der mit öffentlichen Sub-
ventionen massiv gefördert wurde, traf dies auch auf die Mikroelektroni-
kindustrie zu. In den Nachfolgebetrieben des Kombinates Carl Zeiss Jena 
gingen zwischen 1990 und 1998 80% aller Arbeitsplätze verloren. Am ehe-
maligen Standort des Büromaschinenwerkes Sömmerda arbeiteten 1998 im 
Kerngeschäft der PC-Fertigung noch gut 700 Menschen von zuvor mehre-
ren Tausend (Heismann 2000: 100, 55f.). Von vormals 900 Arbeitsplätzen 
im Betriebsteil Mikroelektronik des Kombinates Keramische Werke Herms-
dorf blieb über die 1990er Jahre gerade mal jeder Zehnte erhalten (Serfling 
1997: 34, 45). Der Arbeitskräftebestand im Halbleiterwerk Frankfurt/Oder 
fiel von 8.100 (1989) auf weniger als 400 (1995) (Canders 2001: 62).

Mit der Massenarbeitslosigkeit verschob sich das Machtverhältnis zwi-
schen Management und Beschäftigten. Die »Reservearmee« übte nachhal-
tigen Druck auf die Ware Arbeitskraft aus. Es entstand in Ostdeutschland 
ein Billiglohnland, in dem niedrigere Löhne und schlechtere Arbeitbedin-
gungen etabliert wurden. Die Krise des modernen westlichen Kapitalis-
mus schaffte damit etwas, was der SED kaum gelang: die Gewinnung von 
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Schichtarbeitskräften. Unter der Bedingung von Massenarbeitslosigkeit hat-
te das AMD-Management bei der Einrichtung der rollenden 12-Stunden-
Schicht im Werk Dresden kein Problem, genügend Arbeitskräfte zu finden 
(Heismann 2000: 114).

Auch der neue »Ochs und Esel« stolpert
Der moderne westliche Kapitalismus hat sich als weitaus flexibler erwie-
sen als das Modell des bürokratischen Staatskapitalismus in der DDR und 
den anderen Ostblockstaaten. Die Widersprüchlichkeit der Arbeitsverhält-
nisse ist aber erhalten geblieben und im Zuge der schweren ökonomischen 
Probleme spitzen sich die Widersprüche zu.

Mit neuen Technologien und Arbeitsformen entstanden neue Arbeitsbelas-
tungen. Arbeitsstress gilt heute nach Arbeitsunfällen als zweitgrößtes berufs-
bedingtes Gesundheitsproblem. Gab 2001 noch jeder zweite Beschäftigte in 
Deutschland an, der Arbeitsstress habe in den letzten Jahren zugenommen, 
waren es 2006 bereits zwei von drei (Die Welt, 28.12.2007). Nach Schät-
zungen der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz verursacht im EU-Raum arbeitsbedingter Stress jedes Jahr Ko-
sten von 20 Milliarden Euro (Berliner Zeitung, 19./20.10.2002).

Das Problem der fehlenden Arbeiterkontrolle über den Arbeitsprozess 
hat sich mit neuen Arbeitsformen nicht erledigt, sondern durch indirekte 
und marktvermittelte Kontrolltechniken ein neues Gesicht bekommen (Wolf 
1999; Dörre 2002; Pfeiffer 2004). Deutlichster Ausdruck für die anhaltende 
Widersprüchlichkeit der Arbeitswelt im modernen Kapitalismus ist die Zu-
nahme der »inneren Kündigung« der Beschäftigten. Nach einer Gallup-Stu-
die des Jahres 2003 machten 70% der Beschäftigten in Deutschland »Dienst 
nach Vorschrift« (Hacker 2004). Das verschenkte Arbeitsvermögen wird auf 
dreistellige Milliardenbeträge geschätzt.

Die Krise und der anschließende Zusammenbruch der DDR waren ein 
Vorbote tiefer sozialer Verwerfungen und Auseinandersetzungen, die eben-
falls den modernen westlichen Kapitalismus erreichten.

Der Geschichtsdeterminismus der SED, den »Sozialismus« in der DDR 
halte weder Ochs noch Esel auf, wurde 1989 jäh beendet, fand aber nach 
der Wende seine Nachahmung in dem »Ende der Geschichte«. Diese Aus-
sage hat sich inzwischen als ebenso wenig beständig erwiesen wie die von 
»Ochs und Esel«.
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10.1 Abkürzungsverzeichnis

AGL Abteilungsgewerkschaftsleitung
BGL Betriebsgewerkschaftsleitung
BKV Betriebskollektivvertrag
BPO Betriebsparteiorganisationen
BRD Bundesrepublik Deutschland
BStU Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen
 des Staatssicherheitsdienstes
DDR Deutsche Demokratische Republik
EAW (Kombinat) Elektro-Apparate-Werke
EDV Elektronische Datenverarbeitung
EEG Industriezweig Elektrotechnik/Elektronik/Gerätebau
Elmo Elektromotoren(werk)
ETW-SKET Stammbetrieb des Schwermaschinenbaukombinates 

»Ernst Thälmann« Magdeburg
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
FDJ Freie Deutsche Jugend
FFS Flexibler Fertigungsabschnitt
FMS Flexibles Maschinensystem
H/F-Kader Hoch- und Fachschulkader
HFO Halbleiterwerk Frankfurt/Oder
IC Integrierte Schaltkreise (engl. »Integrated Circuit«)
IGM Industriegewerkschaft Metall (Abteilung des FDGB)
IWP Industrielle Warenproduktion
KWO Kabelwerk Oberspree
MALF Ministerium für Allgemeinen Maschinen-,
 Landmaschinen- und Fahrzeugbau
MEE Ministerium für Elektrotechnik/Elektronik
MfS Ministerium für Staatssicherheit
MSAB Ministerium für Schwermaschinen- und Anlagenbau
MWuV Ministerium für Werkzeug- und
 Verarbeitungsmaschinenbau
NFMS Nichtfl exibles Maschinensystem
NÖS Neues Ökonomisches System
NSW Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet
PSL Prämienstücklohn
PZL Prämienzeitlohn
RGW Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
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SAPMO-Barch Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR im Bundesarchiv

SBZ Sowjetische Besatzungszone
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SMAD Sowjetische Militäradministration
SPK Staatliche Plankommission
StJb-DDR Statistisches Jahrbuch der DDR
SU Sowjetunion
SW Sozialistisches Wirtschaftsgebiet
TAN technisch bedingte Arbeitsnormen
TÖF Technisch-ökonomische Fachkräfte
VbE Vollbeschäftigungseinheit
VEB Volkseigener Betrieb
VM Valutamark
WF Werk für Fernsehelektronik
WTF Wissenschaftlich-technischer Fortschritt
WTR Wissenschaftlich-technische Revolution
ZBGL Zentrale Betriebsgewerkschaftsleitung
ZK Zentralkomitee der SED
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10.3 Betriebe des Mikroelektronik-Programms

An dem Mikroelektronik-Programm waren zahlreiche Betriebe beteiligt. 
Mit dem Branchenreport der Berliner Bank »Mikroelektronik in der DDR« 
(Hübner u.a. 1990a) liegt eine Kurzübersicht vor, die nach Hauptproduzenten 
und Hauptanwendern mikroelektronischer Bauelemente und Ausrüstungen 
in der ehemaligen DDR unterscheidet.

Danach lassen sich 16 Kombinate nach der Zahl ihrer am Mikroelektro-
nik-Programm beteiligten Betriebe aufzählen:

Kombinat Mikroelektronik Erfurt (13)
Kombinat Nachrichtenelektronik Berlin (12)
Kombinat Robotron Dresden (11)
Werkzeugmaschinenkombinat »Fritz Heckert« Karl-Marx-Stadt (10)
Kombinat Elektronische Bauelemente Teltow (9)
Kombinat Textima Karl-Marx-Stadt (9)
Kombinat Carl Zeiss Jena (8)
Werkzeugmaschinenkombinat »7. Oktober« Berlin (8)
Kombinat Rundfunk und Fernsehen Staßfurt (6)
Kombinat Automatisierungsanlagenbau Berlin (5)
Kombinat Polygraph »Werner Lamberz« Leipzig (5)
Kombinat Elektro-Apparat-Werke »Friedrich Ebert« Berlin (4)
Kombinat Umformtechnik »Herbert Warnke« Erfurt (3)
Kombinat Medizin- und Labortechnik Leipzig (3)
Kombinat Keramische Werke Hermsdorf (2)
Kombinat Haushaltgeräte Karl-Marx-Stadt (2)

Auch wenn hier zum Teil wichtige Betriebe fehlen, ist damit der Kern des 
Mikroelektronik-Programms erfasst. Die fehlenden Betriebe des Mikro-
elektronik-Programms stammen sowohl aus obigen wie anderen Ministe-
riumsbereichen.

Zum Beispiel fehlt aus dem Bereich Glas und Keramik das Zulieferer-
Kombinat Technisches Glas Ilmenau, in dem die Fabrikation von Kieselglas-
rohren zur Herstellung von mikroelektronischen Halbleitersubstanzen oberste 
Priorität erhielt. Ferner werden nicht alle Betriebe erfasst, in denen die zahl-
reichen CAD/CAM-Stationen zur Anwendung kamen, wie beispielsweise 
im Stammbetrieb des VEB Qualitäts- und Edelstahlkombinat Brandenburg 
aus dem Ministeriumsbereich Erzbergbau, Metallurgie und Kali.

Fehlende Betriebe finden sich zudem im Bereich Elektrotechnik/Elek-
tronik mit für das Mikroelektronik-Programm wichtigen Betrieben wie den 
VEB Elektromotorenwerk Hartha (Kombinat Elektromaschinenbau Dres-
den), VEB Robotron-Elektronik Radeberg und VEB Robotron-Projekt Dres-
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den. Der erste Betrieb produzierte Kleinantriebe für die Mikroelektronik, 
der zweite Computer, der letzte entwickelte Software.

Übersicht der in der Arbeit behandelten Betriebe
nach ihrer Kombinats- und Ministeriumszugehörigkeit und konkreten Be-
teiligung am Mikroelektronik-Programm

Betrieb
(Kombinats- und Ministeriums-
zugehörigkeit)

Art der Beteiligung am Mikroelektronik-
Programm
(Produktionsprofi l/Anwender)

VEB Buchungsmaschinenwerk Karl-
Marx-Stadt
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, MEE)

Bürocomputer, Leiterplatten für Computer, 
Alleinhersteller der Diskettenspeicher für 
elektronische Schreibmaschinen, Einsatz 
von CAD/CAM-Stationen

VEB Büromaschinenwerk Sömmerda
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, MEE)

Mikrorechner und Personalcomputer (8-
bit-PC 1715), 1988 Serienaufnahme 16-bit-
Rechner EC 1834, u.v.m.), ca. 400 Roboter 
im Einsatz

VEB EAW-Elektronik Dresden
(Kombinat Elektro-Apparate-Werke, Berlin 
Treptow, MEE)

Elektronische Mess-, Regel- und
Steuerungstechnik

VEB Elektro-Apparate-Werke Treptow
(VEB Kombinat Elektro-Apparate-Werke 
Berlin-Treptow, Stammbetrieb, MEE)

Schaltkreise, Leiterplatten, Schaltelektro-
nik, Relais- und Labormesstechnik für Aus-
rüstungen zur Mikroelektronikherstellung

VEB Elektrogeräteschaltwerk Görlitz
(VEB Kombinat Elektro-Apparate-Werke 
Berlin-Treptow, MEE)

Elektrische Schaltgeräte (genaueres nicht 
bekannt, wahrscheinlich nicht in das Mikro-
elektronik-Programm eingebunden)

VEB Elektromat Dresden
(Kombinat Carl Zeiss, Jena, MEE)

Technologische Spezialausrüstungen für die 
Mikroelektronik

VEB Elektronik Gera
(Kombinat VEB Elektronische Bauelemente 
»Carl von Ossietzky«, Teltow, MEE)

Elektronische Bauelemente, Mikrocompu-
ter, ab Juli 1988 Walkman-Geräte

VEB Elektronische Bauelemente Teltow 
»Carl von Ossietzky«
(Kombinat VEB Elektronische Bauelemente 
»Carl von Ossietzky«, Teltow, MEE)

Mini-Chips und Schichtwiderstände für die 
Rechentechnik

VEB Elektroprojekt und Anlagenbau
(VEB Kombinat Automatisierungsanlagen-
bau, Berlin, Stammbetrieb, MEE)

Entwickelt und produziert Anlagen und 
Geräte der Prozessautomatisierung sowie 
Schaltkreise und u.a. Bildungscomputer
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VEB Elmo Dessau
(VEB Kombinat Elektromaschinenbau 
Dresden, MEE)

Einsatz eines fl exiblen Maschinensystems 
(FMS)

VEB Fernsehgerätewerk Staßfurt
(VEB Kombinat Rundfunk und Fernsehen, 
Staßfurt, Stammbetrieb, MEE)

Einsatz von automatischen/halbautoma-
tischen Produktionsanlagen, seit 1984 mit 
Hilfe von Toshiba (Japan) neues Farbbild-
röhrenwerk

VEB Forschungszentrum
Mikroelektronik Dresden (ZMD)
(VEB Carl Zeiss, Jena, MEE)

Entwurf von Leiterplatten und CAD-Technik, 
Entwicklung kundenspezifi scher Schalt-
kreise

VEB Funkwerk Köpenick/Berlin
(VEB Kombinat Nachrichtentechnik, Berlin, 
ab Juli 1987 Stammbetrieb, MEE)

Digitale Nachrichtentechnik

VEB Funkwerk Erfurt (ab 1978 offiziell 
VEB Mikroelektronik »Karl Marx«)
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
Stammbetrieb, MEE)

Mikroelektronische Bauelemente, inte-
grierte Schaltkreise, verschiedene Com-
puter

VEB Geräte- und Reglerwerk Teltow
(VEB Kombinat Automatisierungsanlagen-
bau, Berlin, MEE)

Anwenderbetrieb u. Produzent automa-
tischer Prozesssteuerungen, größter Betrieb 
für Automatisierungstechnik in Europa

VEB Getriebewerk Brandenburg
(VEB IFA-Kombinat Nutzkraftwagen,
Ludwigsfelde, MALF)

Anwender eines Flexiblen Maschinen-
systems

VEB Getriebewerk Kirschau
(VEB Kombinat FORTSCHRITT Landma-
schinen Neustadt)

fl exible Automatisierungslösung

VEB Gleichrichterwerk Stahnsdorf
(ab 1985 Mikroelektronik Stahnsdorf)
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Bauelemente für Fernsehgeräte, Maschinen 
und Anlagen, Robotertechnik

VEB Halbleiterwerk Frankfurt/Oder
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Integrierte Schaltkreise, mikroelektronische 
Bauelemente

VEB Herrenbekleidung Fortschritt
(VEB Kombinat Oberbekleidung, Berlin,
M.f. Leichtindustrie)

Einsatz von CAD/CAM-Technik

VEB Hochvakuum Dresden
(VEB Kombinat Carl Zeiss, Jena, MEE)

Spezialausrüstungen, elektronische Bau-
elemente
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VEB Kabelwerk Adlershof
(Kombinat VEB KWO »Wilhelm Pieck«, 
MEE)

Diamant-Ziehsteine zur Herstellung von 
Golddrähten für die Mikroelektronik

VEB Kabelwerk Köpenick
(Kombinat VEB KWO »Wilhelm Pieck«, 
MEE)

Kabel, Drähte etc., seit 1987 u.a. mit rech-
nergestützter Aderstraße

VEB Kabelwerk Oberspree
(Kombinat VEB KWO »Wilhelm Pieck«, 
Stammbetrieb, MEE)

u.a. Glasfaserkabel

VEB Keramische Werke Hermsdorf
(VEB Kombinat Keramische Werke, 
Hermsdorf, Stammbetrieb, MEE)

u.a. technische Keramik für Mikroelektronik 
als auch Bauelemente der Mikroelektronik

VEB Kombinat Elektromaschinenbau, 
Dresden
(MEE)

u.a. Kleinantriebe für die Mikroelektronik, 
Schreibtechnik für Roboter oder Teile für 
Computertechnik

VEB Kondensatorenwerk Freiberg
(Kombinat VEB Elektronische Bauelemente 
»Carl von Ossietzky«, Teltow, MEE)

Kondensatoren für Mikroelektroniktechnik

VEB Kondensatorenwerk Görlitz
(Kombinat Elektronische Bauelemente 
»Carl von Ossietzky«, Teltow, MEE)

Kondensatoren für Mikroelektroniktechnik

VEB Messgerätewerk »Erich Weinert« 
Magdeburg
(Kombinat VEB EAW Berlin-Treptow 
»Friedrich Ebert«, MEE)

verschiedene Erzeugnisse der Mess-,
Steuerungs- und Regeltechnik

VEB Mikroelektronik »Bruno Baum« 
Zehdenick
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Isoliermaterialen, Trägerstreifen für die 
Mikroelektronik

VEB Mikromat Dresden
(VEB Werkzeugmaschinenkombinat »Fritz 
Heckert«, Karl-Marx-Stadt, MWuV)

Anwender mikroelektronischer Technik

VEB NARVA »Rosa Luxemburg«
Glühlampenwerk Berlin 
(VEB Kombinat »Rosa Luxemburg«, Berlin, 
Stammbetrieb, MEE)

seit Anfang der 1980er Jahre halbautoma-
tische Fließreihen mit computergestützter 
Prüfung

VEB NILES Dresden (bis 1.1.1987 VEB 
Elektromotoren Dresden-Ost)
(VEB Werkzeugmaschinenbaukombinat
»7. Oktober«, Berlin, MWVM)

Anlagen fl exibler Automatisierung mit der 
Produktion roboterspezifi scher und werk-
zeugmaschinenspezifi scher Stellantriebe 
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VEB Planeta Radebeul (offiziell: VEB
Polygraph Druckmaschinenwerk
Planeta)
(VEB Kombinat Polygraph »Werner Lam-
berz«, Leipzig, MWVM)

Einsatz eines Flexiblen Maschinensystems 
zur Bearbeitung der Seitenwände für die 
Druckmaschinen 

VEB Rationalisierungsmittelbau
Karl-Marx-Stadt 
(VEB Kombinat Wälzlager und Normteile, 
Karl-Marx-Stadt, MALF)

Einsatz von CNC-Technik

VEB Robotron Buchungsmaschinen-
werk Karl-Marx-Stadt
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, MEE)

Bürocomputer, bestückte Leiterplatten für 
Computer, Diskettenspeicher für elektrische 
Schreibmaschinen

VEB Robotron Radeberg
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, MEE)

Arbeitsplatzcomputer, Schwarzweiß- und 
Farbfernsehgeräte, digitale Funkeinrich-
tungen

VEB Robotron-Elektronik Dresden
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, 
Stammbetrieb, MEE)

Elektronische Datenverarbeitungsanlagen, 
Mikrocomputer, CAD-Arbeitsplatzcomputer, 
rechnergestützte Zeichengeräte u.v.m.

VEB Robotron-Meßelektronik
»Otto Schön« Dresden
(VEB Kombinat Robotron, Dresden, MEE)

verschiedene Modelle von Heim- und Klein-
computern

VEB für mikroelektronische
Bauelemente in Saalfeld
(VEB Kombinat Carl Zeiss, Jena)

mikroelektronische Bauelemente

VEB Sachsenring Zwickau
(IFA-Kombinat Personenkraftwagen,
Karl-Marx-Stadt, MALF)

Anwender der ersten mit mikroelektro-
nischen Komponenten ausgerüsteten 
Industrieroboter

VEB Schaltelektronik Oppach
(Kombinat VEB EAW Berlin-Treptow 
»Friedrich Ebert«, MEE)

Zulieferer von elektrischen Schaltgeräten 
u.a.

VEB Schiffselektronik Rostock
(VEB Kombinat Schiffbau, Rostock, MSAB)

Hersteller (mikro)elektronischer
Ausrüstungen für den DDR-Schiffbau

VEB Schwermaschinenkombinat Ernst-
Thälmann-Werk Magdeburg
(Stammbetrieb)

Anwender fl exibler Maschinensysteme 
Fertigungsabschnitte, mit eigener Abteilung 
für Steuerungstechnik.

VEB Schwermaschinenkombinat
»Karl Liebknecht«, Magdeburg
(Stammbetrieb)

Einer der ersten Anwender fl exibel
gestalteter Fertigungsabschnitte
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VEB Spurenelemente Freiberg
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

DDR-Alleinhersteller des Siliziums für die 
Mikroelektronik

VEB Stern Radio Berlin
(VEB Kombinat Fundfunk und Fernsehen, 
Staßfurt, MEE)

Radiogeräte, Stereoanlagen und weitere 
Konsumgüter unter Verwendung der Mikro-
elektronik

VEB Uhrenwerk Glashütte
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Beteiligung unklar: nach Hübner u.a. 
(1990a: 38) Hauptproduzent, nach Salomon 
(2003: 92) hatte dieses Uhrenwerk nichts 
mit der Mikroelektronik zu tun

VEB Uhrenwerk Ruhla
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Digitaluhren, Taschenrechner, Schachcom-
puter, integrierte Schaltkreise

VEB Werk für Fernsehelektronik Berlin
(VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, 
MEE)

Flüssigkristallanzeigen, Farbbildröhren und 
Anwender von Automatisierungstechnik

VEB Werkzeugmaschinenbaukombi-
nat »Fritz Heckert« Karl-Marx-Stadt 
(Stammbetrieb)

Einsatz von Flexiblen Maschinensystemen 
und Industrierobotern

VEB Werkzeugmaschinenfabrik
»Hermann Matern« Magdeburg
(VEB Werkzeugmaschinenkombinat »7. 
Oktober«, Berlin, MWuV)

Einsatz von Flexiblen Maschinensystemen, 
Industrierobotern und CNC-Maschinen

VEB Werkzeugmaschinenfabrik
Vogtland
(VEB Werkzeugmaschinenkombinat »Fritz 
Heckert«, Karl-Marx-Stadt, MWuV)

Einsatz von Flexiblen Maschinensystemen 
und Industrieroboter

VEB Werkzeugmaschinenkombinat 
Schmalkalden
(MWuV)

Einsatz von Flexiblen Maschinensystemen

zusammengestellt aus: Hübner u.a. 1990a; Stinglwagner 1989; Salomon 2003; Enzyklopädie der DDR 
2000
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Betriebe, die nicht in der Arbeit erwähnt werden, in denen aber 
Fallstudien zur Anwendung der neuen Technik gemacht wurden (FMS), 
die in der Arbeit verwendet werden

VEB Starkstrom-Anlagenbau Leipzig-Halle
Stammbetrieb des VEB Petrolchemisches Kombinat Schwedt
VEB Filmfabrik Wolfen – Stammbetrieb des VEB Chemisches Kombi-
nat Wolfen
VEB Plastverarbeitung Schwerin
VEB Drehmaschinenwerk Leipzig
VEB Stahl- und Walzwerk Riesa – Stammbetrieb des VEB Rohrkom-
binat Riesa.

Betriebe, die nicht am Mikroelektronik-Programm beteiligt waren, aber in 
der Arbeit eine Rolle spielen:

Glaswerk Döbern
(VEB Kombinat »Lausitzer Glas«, Weißwas-
ser«, M.f. Glas- und Keramikindustrie)

Erwähnt im Zusammenhang mit Konfl ikten 
bei der Einführung neuer Grundlöhne im 
Sommer 1980

Glaswerk Schönau
(VEB Kombinat »Lausitzer Glas«, Weißwas-
ser«, M.f. Glas- und Keramikindustrie)

Erwähnt im Zusammenhang mit Konfl ikten 
bei der Einführung neuer Grundlöhne im 
Februar 1981

Kombinat VEB Lokomotivbau-Elektro-
nische Werke »Hans Beimler«,
Hennigsdorf (MEE)

Erwähnt im Zusammenhang mit Konfl ikten 
um die Normerfüllung, Stammbetrieb pro-
duzierte u.a. Basismaterial für mikroelektro-
nische Bauteile

Maschinenfabrik Großschönau
(VEB Kombinat Textima, Karl-Marx-Stadt, 
MWuV)

Erwähnt im Zusammenhang mit Konfl ikten 
bei der Einführung der Produktivlöhne

VEB Elektroinstallation
Sonneberg/Oberlind
(Kombinat VEB Elektrogerätewerk Suhl, 
MEE)

Erwähnt im Zusammenhang mit einem zwei-
tägigen Streik 1985 (zu diesem Zeitpunkt 
wahrscheinlich nicht in das Mikroelektronik-
Programm eingebunden, Einsatz von fl exibel 
automatisierten Fertigungslinien ab 1987)

VEB Fahrzeugelektronik
Karl-Marx-Stadt
(Kombinat VEB Fahrzeugelektronik Ruhla, 
MEE)

Erwähnt im Zusammenhang mit den Arbeits-
belastungen in den hoch chemisierten Teilen 
des Produktionsprozesses der Elektronik

VEB Strickwaren Oberlungwitz
(VEB Kombinat Trikotagen, Karl-Marx-
Stadt, M.f. Leichtindustrie)

Erwähnt im Zusammenhang mit der Arbeits-
niederlegung im Betriebsteil Neukirchen 

■

■

■

■

■

■
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für Arbeitsschutz), März 1989, FOB 816 [ISS-Untersuchung zur sozialen 
Wirksamkeit von Automatisierungslösungen im 1. Halbjahr 1988 in 5 Kom-
bianten der metallverarbeitenden Industrie, wahrscheinlich wie FOB 1004: 
VEB NILES Stellantriebe Dresden, VEB Elektromotorenwerke Dessau/Be-
triebsteil Waldersee, VEB Getriebewerk Kirschau/Betriebsteil Stiebitz, VEB 
Werkzeugkombinat Schmalkalden/Stammbetrieb]

Miethe, Horst (1982): Arbeitsproduktivität – das in letzter Instanz Entscheidende. 
Die aktuelle Kurzlektion zum 2. Schwerpunkt der ökonomischen Strategie, 
Hrsg. Bezirksleitung SED Cottbus, ISS FOB 683

Müller, Gerhard (1989): Die Politik der SED zur Herausbildung und Entwick-
lung der Mikroelektronik der DDR im Rahmen der ökonomischen Strategie 
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zur Durchsetzung der intensiv erweiterten Reproduktion (1976 bis 1985), 
Berlin

o.V. (1988): Intensivierung und Lebensweise. Anschauungsmaterial zur gleich-
namigen Konferenz des Institutes für Soziologie und Sozialpolitik an der Aka-
demie der Wissenschaften im Februar 1988 in Frankfurt/Oder, FOB 408

Paschasius, Erika (1988): Entwicklungstendenzen und -aufgaben der Neuerertä-
tigkeit im sozialistischen Wettbewerb bei fl exibler Automatisierung, Leipzig 
[neben Auswertung von 30 Diplomarbeiten zu fl exiblen Automatisierungs-
lösungen eigene Untersuchungen zu fl exiblen Automatisierungslösungen im 
VEB Schwermaschinenkombinat »Fritz Heckert« Karl-Marx-Stadt und im 
Schwermaschinenbaukombinat »Ernst Thälmann« Magdeburg über einen 
Untersuchungszeitraum von 1978-1987]

Rüssel, Uta (1988): Die Gestaltung der fl exiblen Automatisierung als sozialer 
Prozeß, untersucht im VEB NILES Stellantriebe Dresden, Betrieb des VEB 
Werkzeugmaschinenbaukombinat »7. Oktober« Berlin, Dresden [Untersu-
chung der Automatisierung am Beispiel dieses Betriebes des Kombinates 
Elektromaschinenbau (zuvor VEB Elektromotoren Dresden-Ost, erst seit 
1.1.1987 NILES), in dem roboterspezifi sche und werkzeugmaschinenspezi-
fi sche Stellantriebe hergestellt werden; daneben wurden soziologische Un-
tersuchungen u.a. des Werkzeugmaschinebaukombinat »Fritz Heckert« und 
anderer wissenschaftlicher Einrichtungen im VEB Planeta Radebeul, VEB 
Kirschau herangezogen (wie Meuselwitz oder Mikromat)]

Sailer, Sybille (1990a): Individuelle und kollektive Produktivkraftentwicklung 
als Erfordernis des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und der sozi-
alistischen Lebensweise, Band 1. Dissertation B zur Erlangung des akade-
mischen Grades doctor scientiae philosophiae (Dr. sc. phil.), Humboldt-Uni-
versität zu Berlin, März 1990

Sailer, Sybille (1990b): Individuelle und kollektive Produktivkraftentwicklung 
als Erfordernis des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und der sozi-
alistischen Lebensweise, Band 2. Dissertation B zur Erlangung des akade-
mischen Grades doctor scientiae philosophiae (Dr. sc. phil.), Humboldt-Uni-
versität zu Berlin, März 1990

Schier, Armin (1983): Soziale Aspekte des gegenwärtigen wissenschaftlich-
technischen Fortschritts – dargestellt unter besonderer Berücksichtigung der 
Herstellung und Anwendung der Mikroelektronik in der DDR. Dissertati-
onsschrift zur Erlangung des akademischen Grades eines Doktors des Wis-
senschaftszweiges, vorgelegt der Fakultät für Gesellschaftswissenschaften 
des Wissenschaftlichen Rates der technischen Universität Dresden, nur für 
den Dienstgebrauch, Dresden [Untersuchung im Kombinat Mikroelektronik, 
wahrscheinlich dem VEB Halbleiterwerk Frankfurt/Oder (da er für Kombi-
natsbetrieb 6.500 Beschäftigte angibt, was etwa HFO Beschäftigung An-
fang der 1980er Jahre entsprecht und weil Werk 10 km von der Stadt ent-
fernt liegt)]
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Staatssekretariat für Arbeit und Löhne und Ministerium für Werkzeug- und 
Verarbeitungsmaschinenbau (1988): Flexible Automatisierung. Aufgaben 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation – Empfehlungen, Berlin, ISS 
FOB 259 [Handlungsanweisungen für Betriebe, die Mikroelektronik-Tech-
nik einführen]

Stahlhofen, Rainer (1983): Arbeitsorganisation und Leistungsverhalten von 
Produktionsarbeitern bei der weiteren Beschleunigung des wissenschaft-
lich-technischen Fortschritts. Dissertation (A), Akademie für Gesellschafts-
wissenschaften beim ZK der SED, Institut für Marxistisch-Leninistische 
Soziologie, Forschungsbereich Persönlichkeitsforschung, vertrauliche Dienst-
sache, Berlin [Quellenbasis: neben Sekundärquellenauswertung und Exper-
tengesprächen: Interviews mit 300 Produktionsarbeitern und Leitern in der 
E/E sowie Werkzeugmaschinenbau, 1981 (Untersuchung aus Forschungsbe-
reich II am Institut für marxistisch-leninistische Soziologie, bezeichnet als 
»P 81«) und schriftliche Befragung und Interviews mit 174 Produktionsar-
beitern und 85 Leitern, Partei- und Gewerkschaftsfunktionären zu speziellen 
Problemen der Arbeitsorganisation und des Leistungsverhaltens bei der Ein-
führung der Mikroelektronik; durchgeführt 1980/81]

Stieler, Brigitte (1981): Die Entwicklung der Beziehungen zwischen Charak-
ter und Inhalt der Arbeit und der Qualifi kation der Werktätigen in der mate-
riellen Produktion unter den Bedingungen des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts. 2. Bd., Berlin [Untersuchung über Bestückung von Leiterplat-
ten im Zuge der Mikroelektronikeinführung in verschiedenen Betrieben 
1977-1980]

Thormeyer, Detlev (1986): Zur Rolle der Arbeitskollektive im volkseigenen 
Industriebetrieb der DDR bei der umfassenden Intensivierung des gesell-
schaftlichen Reproduktionsprozesses. Dissertation (B), Akademie für Ge-
sellschaftswissenschaften beim ZK der SED, Berlin [Untersuchungen zur 
IGFA und fl exiblen Automatisierung in Stammbetrieben dreier wichtiger 
Kombinate: im VEB Stahl- und Walzwerk Riesa (Stammbetrieb des VEB 
Rohrkombinat Riesa), im VEB Fernsehgerätewerk »Friedrich Engels« Staß-
furt (Stammbetrieb des VEB Kombinat Rundfunk und Fernsehen), im VEB 
Ernst-Thälmann-Werk Magdeburg (Stammwerk des VEB Schwermaschi-
nenbaukombinat »Ernst-Thälmann« Magdeburg) im wahrscheinlichen Zeit-
raum 1983/84, evt. auch 1985]

Tostschenko, Sh.T./Weidig, R. (Leiter) (1987): Soziale und ideologische Prozesse 
und Probleme der Anwendung fl exibler Automatisierung in Industriebetrieben 
der Sowjetunion und der DDR. Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der KPdSU, Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED, parteiinternes Material, FOB 289 [Untersuchungsjahr 1987: bila-
terale Untersuchung der FMS in SU: 800 Werktätige aus 20 Betrieben, in 
der DDR: reichlich 600 Werktätige aus 10 Betrieben des Maschinenbaus, der 
Elektrotechnik/Elektronik und der Chemie (VEB Robotron-Büromaschinen-
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werk Sömmerda, VEB Elektroapparate-Werke Berlin Treptow, VEB Stark-
strom-Anlagenbau Leipzig-Halle, VEB Elektromotorenwerk Dessau, VEB 
Petrolchemisches Kombinat Schwedt/Stammbetrieb, VEB Filmfabrik Wol-
fen/Stammbetrieb, VEB Plastverarbeitung Schwerin, VEB Werkzeugmaschi-
nenbaukombinat »Fritz Heckert«/Stammbetrieb, VEB Drehmaschinenwerk 
Leipzig, VEB Druckmaschinenwerk Planeta) und dazu in SU und DDR wei-
tere 400 Werktätige in die Untersuchung einbezogen, die in Bereichen mit 
traditioneller Technik tätig sind.]

Unger, Frank (1982): Soziale Effekte innerbetrieblicher Arbeitskräftebewe-
gungen im Zuge komplexer technischer Neuerungen. Bericht über eine Ein-
zelfallstudie im VEB Schwermaschinenbau »Karl Liebknecht«, Magdeburg, 
Institut für Soziologie und Sozialpolitik Bereich Sozialstruktur/Lebenswei-
se, Berlin, ISS FOB 491 [1981/82 erhobene Studie an ROTA 1 mit 170 Pro-
banden]

Vetter, Wolfdietrich (1987): Zur Herausbildung von Bereitschaft und Fähig-
keiten zum gesellschaftlich notwendigen Arbeitsplatzwechsel in der Industrie 
– Erfahrungen und Probleme bei Produktionsarbeitern. Akademie für Gesell-
schaftswissenschaften beim ZK der SED, parteiinternes Material, Berlin

Weller, Reinhard (1982): »Die Zunahme der disponiblen Zeit als ein sozialöko-
nomisches Ergebniskriterium des wissenschaftlich technischen Fortschritts 
auf volkswirtschaftlicher Ebene« (untersucht am Beispiel des komplexen 
Neuerungsprozesses Mikroelektronik), 3 Bde., Berlin (Ost)

Welsch, Reinhard (1983): Einige Aspekte der arbeitswissenschaftlichen Unter-
suchungen und Ansatzpunkte zur Automatisierung im Fertigungsprozeß der 
Mikroelektronik. Dissertation an der Fakultät für Maschinenwesen der tech-
nischen Universität Dresden, vertrauliche Dienstsache, Dresden

Welskop, B. (1988): Methodischer Teilforschungsbericht der empirischen Un-
tersuchung »Probleme der Erhöhung der sozialen Wirksamkeit der komple-
xen Automatisierung«. Institut für Soziologie und Sozialpolitik an der AdW, 
ISS FOB 261 [Untersuchung auf Grundlage von 5 Automatisierungsvorha-
ben mit 305 Probanden, davon 234 Werktätige an Automatisierungslösungen: 
VEB NILES Dresden (43 Probanden), VEB Elektromotorenwerk Dessau (32), 
VEB IFA-Getriebewerk Brandenburg (29), VEB Getriebewerk Kirschau (66), 
VEB Werkzeugmaschinenkombinat Schmalkalden (64)]

Wiedefeld, Petra (1989): Internationale sozialistische Arbeitsteilung und Effek-
tivität. Untersucht am Beispiel der Mikroelektronik, Berlin (Ost)

Wincierz, Anne-Katrin (1989): Voraussetzungen und Inhalt der Gestaltung von 
Arbeitsprozessen bei der komplexen, fl exiblen Automatisierung – analysiert 
in der metallverarbeitenden und in der Bekleidungsindustrie der DDR, Ber-
lin [Bearbeitung von Untersuchungsergebnissen zu fl exiblen Automatisie-
rungslösungen in DDR-Textilindustrie]

Winzer, Rosemarie (1988): Soziale Prozesse der Persönlichkeitsentwicklung 
von Anlagenfahrern/Bedienern in modernen automatisierten Anlagen (Teil I) 
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und Differenzierungen und Gemeinsamkeiten sozialer Prozesse beim Einsatz 
von FMS in den Ministerienbereichen Elektrotechnik/Elektronik, Chemische 
Industrie und Werkzeugmaschinenbau (Teil II), (SU 87). Akademie für Ge-
sellschaftswissenschaften beim ZK der SED, Institut für Marxistisch-Leni-
nistische Soziologie, vertrauliche Dienstsache, FOB 271 [zum Teil nicht nur 
FMS, aber Teil II: Ministeriumsbereich E/E mit 173 Werktätigen unter mo-
dernen Produktionsbedingungen (FMS) und 7 unter herkömmlichen Produk-
tionsbedingungen im VEB Robotron-Büromaschinenwerk Sömmerda, VEB 
Elektroapparate-Werke Berlin Treptow, VEB Starkstrom-Anlagenbau Leip-
zig-Halle; aus chemischer Industrie 177 hoch modern automatisierten An-
lagen/50 traditionell im VEB Petrolchemisches Kombinat Schwedt/Stamm-
betrieb, VEB Filmfabrik Wolfen/Stammbetrieb, VEB Plastverarbeitung 
Schwerin; im Ministerium des Werkzeugmaschinenbaus 82 FMS und 49 
herkömmliche Produktion im VEB Werkzeugmaschinenbaukombinat »Fritz 
Heckert«/Stammbetrieb, VEB Drehmaschinenwerk Leipzig, VEB Druckma-
schinenwerk Planeta Radebeul; also insgesamt 432 von FMS oder automati-
siert modern und 106 herkömmliche Technik = 538]

Wolodtschenko, Carmen (1989): Flexible Automatisierung und Veränderungen 
in der Arbeit und ihren Bedingungen. Dissertation (A) an der Fakultät für Ge-
sellschaftswissenschaft des Wissenschaftlichen Rates der Technischen Univer-
sität Dresden, Dresden [Studie an fl exible Automatisierung der Bearbeitung 
der Seitenwände für die Bogenoffsetmaschinen im VEB Planeta Radebeul 
des Kombinats Polygraph, Werk, das Druckmaschinen herstellt, ist mit 5.500 
Beschäftigten das größte des Kombinates, Einrichtung des Bedienarmen Fer-
tigungsabschnittes aufgrund Ministerratbeschlusses vom 22.3.1983, Unter-
suchung seit Einführung 1985 bis 1988]

Verwendete Archivquellen

In der Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR 
(SAPMO) im Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde:

DY 24 – Zentralrat der FDJ
DY 30 – Büro Honecker 
DY 30 – Büro Mittag
DY 30/vorl. SED – Sitzungsprotokolle der bezirklichen Parteiorgane
DY 30/vorl. SED – Abteilung Gewerkschaften und Sozialpolitik beim ZK 
der SED
DY 30/J IV 2/2(A) – Sitzungs- und Arbeitsprotokolle des Sekretariats
DY 30/J IV 2/3(A) – Sitzungs- und Arbeitsprotokolle des Politbüros des Zen-
tralkomitees der SED
DY 30/IV 2/2.039 – Büro Krenz

■

■

■

■

■

■

■

■
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DY 34 – FDGB-Bundesvorstand (hier insbesondere der Abt. Organisation/
Information, Abt. Arbeit und Löhne bzw. Büro der Sekretäre Arbeit und Löh-
ne, Büro des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter)
DY 46 – Zentralvorstand der IG Metall (hier Büro des Präsidiums, Büro der 
Sekretäre, Büro des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter, Abt. Organisati-
on/Kader, Abt. Arbeitseinkommen/Arbeitsrecht, Abt. Produktionsmassenar-
beit, Abt. Sozialpolitik)

Bestände der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits-
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik – BStU.

Die Akten im Einzelnen

Büro Mittag
SAPMO-BArch DY 30/2870[a], Abt. Maschinenbau und Metallurgie, Berlin, 

den 3.11.1976 – Information über die Verteidigung des Entwurfs des Volks-
wirtschaftsplanes 1977 des Ministeriums für Elektrotechnik und Elektronik 
vor der Staatlichen Plankommission, (Doku.-Nr. 24)

SAPMO-BArch DY 30/2870[b], Abt. Maschinenbau und Metallurgie, Berlin, 
den 16.11.1976 – Information über die im Industriebereich Elektrotechnik/
Elektronik nach der 2. Tagung des ZK herausgearbeiteten Ziele und festge-
legten Aufgaben zur Beschleunigung des wissenschaftlich-technischen For-
schritts

SAPMO-BArch DY 30/2872[a], SED-Hausmitteilung, Abt. Maschinenbau und 
Metallurgie, Tautenhahn an Mittag, 16.5.1978

SAPMO-BArch DY 30/2872 [b], VEB RFT Messelektronik »Otto Schön« Dres-
den, 6.7.1978, Schreiben des Parteisekretärs und Werksdirektors an Mittag

SAPMO-BArch DY 30/2873, SED-Hausmitteilung an Genossen Mittag, Abt. 
Maschinenbau und Metallurgie – Ministerium für Elektrotechnik und Elek-
tronik, 8.2.1980 – Standpunkt zur Einführung der Kennziffern »Nettopro-
duktion« und »Materialaufwand«

SAPMO-BArch DY 30/2923, Büro Mittag, Abteilung Wissenschaften, Berlin, 
den 30.1.1979

SAPMO-BArch DY 30/2939[a], Abt. Maschinenbau und Metallurgie, Berlin, 
19.5.1977 – Information über Ergebnisse und Erfahrungen bei der Einfüh-
rung von Grundlöhnen und der schrittweisen leistungsabhängigen Erhöhung 
der Gehälter für Hoch- und Fachschulkader

SAPMO-BArch DY 30/2939[b], Berlin, den 22.11.1978 – Information über ei-
nen Erfahrungsaustausch zur leistungsorientierten Lohnpolitik im Bereich 
des Ministeriums für Elektrotechnik/Elektronik

SAPMO-BArch, DY 30/2939[c], Ergebnisse und Erfahrungen bei der Anwen-
dung von Grundlöhnen sowie Schlußfolgerungen für die weitere Arbeit, [o. 

■

■

10.4 Literatur und Quellen



310       10. Anhang

D. wahrscheinlich Nov. 1976]
SAPMO-BArch DY 30/2939[d], Abt. Planung und Finanzen, Berlin 18.1.1978 

– Information über die von uns eingeleiteten Maßnahmen zur konsequenten 
Anwendung der Beschlüsse des Politbüros zur Einführung von Grundlöh-
nen im VEB Funkwerk Erfurt

SAPMO-BArch DY 30/2940[a], Staatssekretariat für Arbeit und Löhne, Bun-
desvorstand FDGB, Berlin, den 8.4.1980, Entwurf Konzeption für Maßnah-
men zur Weiterführung der leistungsorientierten Lohnpolitik im Fünfjahres-
planzeitraum 1981-1985, Begründung

SAPMO-BArch DY 30/2940[b], Information über Ergebnisse und Erfahrungen 
bei der Durchführung der Beschlüsse zur Leistungsorientierten Lohnpolitik, 
Berlin, den 14.4.1980 (Schreiben vom Staatssekretariat)

SAPMO-BArch, DY 30/2940[c], Abt. Parteiorgane des ZK, Berlin, den 5.8.1980, 
Information über einige Probleme bei der Einführung von Grundlöhnen im 
Bezirk Cottbus

SAPMO-BArch DY 30/2940[d], Niederschrift vom Genossen Beyreuther über 
die Behandlung der Vorlage im Ministerrat am 12.3.1981

SAPMO-BArch DY 30/2940[e], Bericht über die Durchführung der Beschlüs-
se des Sekretariats des ZK der SED vom 10.12.1980 und des Ministerrates 
vom 18.12.1980 »Zur Information über die Untersuchung einer Arbeitsun-
terbrechung im VEB Strickwaren Oberlungwitz, Werkteil Neukirchen, mit 
den Schlussfolgerungen für die Leitungstätigkeit in den staatlichen Organen, 
Kombinaten und Betrieben«

SAPMO-BArch DY 30/2941[a], SED-Hausmitteilung, an Genossen Mittag von 
Abteilung Planung und Finanzen, 20.2.1981

SAPMO-BArch DY 30/2941[b], Schreiben Günter Mittag an Erich Honecker 
vom 6.2.1981

SAPMO-BArch BArch DY 30/2941[c], Beschlußvorlage für den Ministerrat 
»Verordnung über die Planung, Bildung und Verwendung des Prämienfonds 
für volkseigene Betriebe«

SAPMO-BArch DY 30/2941[d], Schreiben des Staatssekretärs für Arbeit und 
Löhne Beyreuther an Mittag, 3.5.1982, mit Vorschlägen zur Gestaltung der 
Prämienregelung in den Betrieben mit wirtschaftlicher Rechnungsführung

SAPMO-BArch DY 30/2943, Berlin, 18.3.1987, Bericht des Präsidiums des 
Bundesvorstandes des FDGB über Erfahrungen und Ergebnisse beim Ab-
schluß der Betriebskollektivverträge für das Jahr 1987

SAPMO-Barch DY 30/2944, Staatssekretariat für Arbeit und Löhne an das Büro 
Mittag, 8.2.1989, Information über Ausfallzeiten durch unentschuldigtes Feh-
len und Wahrnehmung gesellschaftlicher Verpfl ichtungen

SAPMO-BArch DY 30/6252, Ministerrat, 23.11.1989, Information für das Se-
kretariat des ZK der SED, Beschluß über Ausnahmeentscheidungen zur Jah-
resendprämie für das Jahr 1988 vom 23.2.1989

SAPMO-BArch DY 30/7061, Abteilung Planung und Finanzen beim ZK der 
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SED, Heinz Schmidt, Vorlesung: »Aufgaben zur Verwirklichung der auf dem 
IX. Parteitag der SED beschlossenen leistungsorientierten Lohnpolitik«, Par-
teihochschule »Karl Marx« 28.5.1980, Einjahreslehrgang

SAPMO-BArch DY 30/7063, Abt. Planung und Finanzen beim ZK, »Schluss-
wort« Kleinmachnow, Mai/Juni 1982

SAPMO-BArch DY 30/7054, Staatssekretariat für Arbeit und Löhne, 23.8.1978, 
Begründung zur Konzeption zur Arbeit mit dem Prämienfonds im Zeitraum 
1981-1985

Politbüro des ZK der SED
SAPMO-BArch DY 30 J IV 2/2-1786, Protokoll des Politbüros des ZK der 

SED vom 26.6.1979 »Langfristige Konzeption zur beschleunigten Entwick-
lung und Anwendung der Mikroelektronik in der Volkswirtschaft der DDR«, 
19.6.1979

SAPMO-BArch DY 30 J IV 2/2-2131, Politbürositzung vom 24.9.1985, Be-
schluss zur Fortführung der leistungsorientierten Lohnpolitik im Jahr 1986

SAPMO-BArch DY 30 J IV 2/2-2157, Protokoll des Politbüros des ZK der SED 
vom 11.3.1986, »Vorschlag für den Einsatz des zur Verfügung stehenden Zu-
wachses an Nettogeldeinnahmen für die Fortsetzung der leistungsorientierten 
Lohnpolitik sowie für sozialpolitische Maßnahmen im Zeitraum 1986-1990«, 
darunter: Maßnahmen des Politbüros vom 24.9.1985 werden bestätigt, Pro-
duktivlöhne sollen schrittweise weitergeführt werden in: Industrie, Bau-, Ver-
kehrswesen und anderen Bereichen – ca. 2,5 bis 3 Mio. Arbeiter, Meister und 
H/F-Kader wie TÖF, Statistik über Summe Lohnpolitik 1986 bis 1990

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2-2200, Politbürositzung 6.1.1987, Informati-
on und Stellungnahme über die Bearbeitung der Eingabe von 35 Werktäti-
gen des VEB Maschinenfabrik Großschönau, Kreis Zittau, an den Staats-
rat der DDR

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2-2320, Sitzung des Politbüros am 21.3.1989, 
Protokoll Nr. 12/89

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2A-2385, Ministerrat, Beschluß zur Information 
über Mängel in der Leistungstätigkeit bei der Einführung von Grundlöhnen 
im VEB Glaswerk Schönborn vom 26.2.1981

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2A-2571, Arbeitsprotokoll der Sitzung des Po-
litbüro des ZK der SED vom 1.6.1983, Information über die Situation in der 
Grundorganisation des Betriebes für optische und mikroelektronische Bau-
elemente im Kreis Saalfeld

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/2A-3204, Arbeitsprotokoll zur Sitzung des Po-
litbüros am 21.3.1989, Information über Vorkommnisse im Zusammenhang 
mit der Zahlung von Jahresendprämien
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Sekretariat des ZK der SED
SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-2966, Protokoll der Sitzung des Sekretariats des 

ZK der SED vom 26.9.1979, Vorschlag über die Weiterentwicklung der ma-
teriellen Interessiertheit zur Stimulierung hoher Leistungen bei der Verwirk-
lichung des Beschlusses des Politbüros des ZK der SED vom 26.6.1979

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3147 Protokoll Nr. 142, Sitzung des Sekre-
tariats des ZK der SED vom 26.1.1980, »Maßnahmen zur Auslösung der 
FDJ-Jugend-Initiative ›Mikroelektronik‹ für die Sicherung des geplanten 
Leistungsanstiegs im VEB Halbleiterwerk Frankfurt/Oder« und »Inhaltliche 
Zielstellungen ...«

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3154, Protokoll der Sitzung des Sekretari-
ats des ZK am 10.12.1980, Information über die Untersuchung der Ursa-
chen einer Arbeitsunterbrechung im VEB Strickwaren Oberlungwitz, Werk-
teil Neukirchen

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3177, Protokoll der Sitzung des Sekretariats 
des ZK am 11.2.1981, Grundsätze über die Verantwortung für die Ausarbei-
tung und Einführung von Leistungskennziffern und Produktivlöhnen in Ver-
bindung mit der sozialistischen Rationalisierung und wissenschaftlichen Ar-
beitsorganisation

SAPMO-BArch DY 30 J IV 2/3-3198, Protokoll Nr. 38 der Sitzung des Sekre-
tariats des ZK am 1.4.1981, Aufhebung des Beschlusses »Grundsätze über 
die Verantwortung für die Ausarbeitung und Einführung von Leistungskenn-
ziffern und Produktivlöhnen in Verbindung mit der sozialistischen Rationa-
lisierung und wissenschaftlichen Arbeitsorganisation«

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-3508, Sitzung des Sekretariats des ZK der SED 
vom 27.4.1983, Anlage: 8. Protokoll der ZPKK vom 25.4.1983 über den Aus-
tritt des Mitglieds der KPKK Saalfeld, Rudolf Däumler

SAPMO-BArch DY 30/J IV 2/3-4100, Protokoll der Sitzung des Sekretariats 
des ZK der SED am 13.4.1987, Anlage 1

SAPMO-BArch DY 30/vorl. SED 27963/2 Abt. Gew. und Sozialpolitik, Infor-
mation »besondere Vorkommnisse«, 22.4.1980

SAPMO-BArch DY 30/vorl. SED 29368, 5.2.1981, Sitzung Bezirksleitung 
Gera

SAPMO-BArch DY 30/vorl.SED-36480 Information über die Ursachen der 
Arbeitsniederlegung in der Produktionsstätte Reichmannsdorf des BT Grä-
fenthal des VEB EIO Sonneberg und Schlussfolgerungen, Bericht der Par-
teiorgane zur Arbeitsniederlegung am 7./8.3.1985

FDGB
SAPMO-BArch DY 34/11749, FDGB Bundesvorstand, jährliche und halbjähr-

liche Eingabeanalysen
SAPMO-BArch DY 34/11749[a], FDGB-Bundesvorstand Abteilung Arbeit und 

Löhne, Berlin, den 18.1.1980, Eingabenanalysen für das Jahr 1979



313

SAPMO-BArch DY 34/11749[b], FDGB Bundesvorstand Büro Heintze, Rechts-
abteilung, Berlin, den 20.3.1980, »Information der Rechtsabteilung des Bun-
desvorstandes des FDGB über die Entwicklung und den Inhalt der Eingaben 
und Rechtsauskünfte im Jahre 1979«

SAPMO-BArch DY 34/11833[a], FDGB Bundesvorstand, Papier des Staats-
sekretariats für Arbeit und Löhne, Berlin, den 15.6.1976, Information über 
Stand und Ergebnisse bei der Einführung von Grundlöhnen

SAPMO-BArch DY 34/11833[b], FDGB-Bundesvorstand, Abt. Arbeit und Löh-
ne, Material für die Leitung der Aussprache in den Seminaren mit den BGL-
Vorsitzenden der Betriebe, die Grundlöhne für Produktionsarbeiter bzw. neue 
Gehälter für Meister, Hoch- und Fachschulkader in Verbindung mit der wis-
senschaftlichen Arbeitsorganisation einführen, Berlin, April 1979

SAPMO-BArch DY 34/11833[c], FDGB Bundesvorstand, Schreiben FDGB-
Kreisvorstand Freiberg, 13.10.1978, Erfahrungen und Probleme bei der Ein-
führung neuer Grundlöhne mit Hilfe der WAO und der leistungsabhängigen 
Erhöhung der Gehälter für Meister sowie Hoch- und Fachschulkader

SAPMO-BArch DY 34/11833[d], FDGB Bundesvorstand, Schreiben des FDGB 
Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt (VD), Beschluß der Sekretariats vom 
15.6.1978, Information über die schrittweise leistungsabhängige Erhöhung 
der Gehälter für Hoch- und Fachschulkader in den Betrieben, die Grundlöh-
ne für Produktionsarbeiter einführen

SAPMO-BArch DY 34/11947, FDGB Bezirksvorstand Dresden, 28.1.1982, 
Analyse von Ursachen der Gegenstimmen bei BGL-Vorsitzenden mit einem 
Stimmanteil unter 70%

SAPMO-BArch DY 34/11948, Kreisvorstand FDGB, Erfurt Mitte, 5.1.1977, 
Analyse der Angaben über die Wahl der BGL-Vorsitzenden

SAPMO-BArch DY 34/11979 – FDGB-Zentralvorstand IG Metall, Abt. Arbeits-
einkommen/Arbeitsrecht, Berlin den 2.6.1980, Information über die Verwirk-
lichung des Beschlusses des Sekretariats des ZK der SED vom 26.9.1979 und 
des Präsidiums des Ministerrates vom 9.10.1979

SAPMO-BArch DY 34/12375, FDGB-Hausmitteilung, 6.6.1989
SAPMO-BArch DY 34/12917, FDGB Bundesvorstand Büro Töpfer, Staatsse-

kretariat für Arbeit und Löhne und Bundesvorstand des FDGB, Berlin, April 
1984, Hinweise zur Weiterführung der leistungsorientierten Lohnpolitik in 
Kombinaten und Betrieben

SAPMO-BArch DY 34/13246[a], FDGB Büro Tisch, Staatssekretariat für Arbeit 
und Löhne, Berlin, den 11.1.1984, Information zu Ergebnissen der Bürgerbe-
ratung und Arbeitsplatzvermittlung der Ämter für Arbeit im Jahr 1983

SAPMO-BArch DY 34/13246[b], FDGB Büro Tisch, Vorlagen für das Politbü-
ro und Sekretariat des ZK der SED, Vorlage für das Sekretariat des ZK der 
SED: Ergebnisse und Erfahrungen der Gewerkschaftswahlen in den Betriebs-
gewerkschaftsorganisationen, von H. Tisch, Berlin 8.12.1984

SAPMO-BArch DY 34/13248[a], FDGB-Bundesvorstand, Büro Vors., Stellung-

10.4 Literatur und Quellen



314       10. Anhang

nahme Betr.: Verlauf und Ergebnisse der Wahlen in den gewerkschaftlichen 
Grundorganisationen, 27.4.1989 (für das Politbüro)

SAPMO-BArch DY 34/13248[b], FDGB-Bundesvorstand, Information über die 
Versorgung der Werktätigen im VEB Herrenbekleidung Forschritt, Stammbe-
trieb des VEB Kombinat Oberbekleidung Berlin mit Urlaubsplätzen in Kin-
derferienlagern, 18.7.1988

SAPMO-BArch DY 34/13253, Eingabe der Gewerkschaftsgruppe 1.12. des 
VEB Hochvakuum Dresden

SAPMO-BArch DY 34/13260, FDGB Bundesvorstand Büro Tisch, Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik, Staatssekretariat für Arbeit und 
Löhne der Staatssekretär [Beyreuther] an den Vorsitzenden des Bundesvor-
standes des Freien Gewerkschaftsbundes, Genossen Harry Tisch, 27.9.1985 
(am 30.9.1985 von Heintze mit einverstanden abgezeichnet und als Anhang 
»Direktive zur Weiterführung der Produktivlöhne in ausgewählten Betrie-
ben«) und Anlage, Orientierungen für die Durchsetzung der wissenschaft-
lichen Arbeitsorganisation im Fünfjahrplan 1986 bis 1990

SAPMO-BArch DY 34/13265[a], Information über einige Ergebnisse und Pro-
bleme der bisherigen Gewerkschaftswahlen in der Bezirksorganisation Ber-
lin in Vorbereitung der 20. Bezirksdelegiertenkonferenz des FDGB, Anfang 
Feb.1987

SAPMO-BArch DY 34/13265[b], Information über die Probleme bei der Wei-
terführung der Produktivlöhne in Berliner Betrieben, Februar 1987

SAPMO-BArch DY34/13265[c], Bericht Sommer auf der 11. ZDK am 
20./21.3.1987 in Gera

SAPMO-BArch DY 34/13265[d], SED-Hausmitteilung an Genossen Mittag 
8.6.1989 und Anlagen nebst Stellungnahmen der einzelnen Organe (BGL, 
GD...)

SAPMO-BArch DY 34/13268[a], Bundesvorstand FDGB, Abt. Organisation, 
Hausmitteilung an Tisch, 12.5.1981

SAPMO-BArch DY 34/13268[b], »Information über Verlauf, Ergebnisse und 
Probleme der Wahlversammlungen in den gewerkschaftlichen Grundorgani-
sationen« 1981, ohne Datum (wahrscheinlich Jan. 1982)

SAPMO-BArch DY 34/13275[a], FDGB Bundesvorstand, Abteilung Arbeit und 
Löhne, Information über Mängel in der Leitungsarbeit bei der Einführung 
von Grundlöhnen im VEB Glaswerk Schönborn, 2.3.1981

SAPMO-BArch DY 34/13275[b], Information über den Stand der Erarbeitung 
von Vorschlägen zur wirksamen Verbindung von sozialistischem Leistungs-
prinzip und Eigenerwirtschaftung, Gerhard Muth, 11.1.1988

SAPMO-BArch DY 34/13275[c], Information über die Untersuchung zur Ent-
wicklung der Prämienfonds in Kombinaten, die verstärkt zur Eigenerwirt-
schaftung der Mittel übergehen, sowie zu sich abzeichnenden Problemen, 
Abteilung Arbeit und Löhne, 2.3.1988

SAPMO-BArch DY 34/13275[d], Büro Tisch, Zu ausgewählten Ergebnissen 



315

und Erfahrungen der Arbeit mit den Prämienfonds und sich daraus ergebende 
Schlußfolgerungen und Vorschläge, von Tisch abgezeichnetes Papier der Ab-
teilung Arbeit und Löhne des Bundesvorstandes des FDGB (Muth) für Vor-
bereitung XII. Parteitag, Mai 1989

SAPMO-BArch DY 34/13275[e], FDGB-Bundesvorstand Abt. Arbeit und Löh-
ne, Information für das Sekretariat über Ergebnisse einer Kontrolle zur Er-
füllung der Planaufgaben zur Führung des sozialistischen Wettbewerbs und 
zur Realisierung der zusätzlich übernommenen Verpfl ichtungen zur gezielten 
Überbietung des Volkswirtschaftsplans 1988, 14.4.1981 (Sprachliche Feh-
ler im Original)

SAPMO-BArch DY 34/13275[f], Information über vorliegende Anträge auf 
Ausnahmeentscheidungen zur Jahresendprämie 1987, Abt. Arbeit und Löh-
ne, Berlin, 20.1.1988

SAPMO-BArch DY 34/13275[g], FDGB-Hausmitteilung Abteilung Arbeit und 
Löhne (Muth) an Vors. Harry Tisch, 6.6.1989, »Zu ausgewählten Ergebnis-
sen und Erfahrungen der Arbeit mit den Prämienfonds und sich daraus erge-
bende Schlußfolgerungen und Vorschläge«

SAPMO-BArch DY 34/13276, Information über die Beratung der Arbeitsgrup-
pe »Produktivlöhne« am 29.2.1988, 30.3.1988, AG unter Leitung Staatsse-
kretariat für Arbeit und Löhne (Beyreuther)

SAPMO-BArch DY 34/13277, FDGB Bundesvorstand, jährliche und halbjähr-
liche Eingabeanalysen

SAPMO-BArch DY 34/13277[a] Büro Tisch Eingabeanalysen, Information über 
die Eingabenbearbeitung im III. Quartal 1983

SAPMO-BArch DY 34/13277[b], Büro Tisch Eingabeanalysen, Information über 
die Bearbeitung der an den Vorsitzenden des Bundesvorstandes des FDGB 
im Jahre 1985 gerichteten Eingaben

SAPMO-BArch DY 34/13277[c] Büro Tisch Eingabenanalyse, Information über 
die Eingabenbearbeitung der an den Vorsitzenden des Bundesvorstandes der 
FDGB im I. Halbjahr 1986 gerichteten Eingaben, Juli 1986

SAPMO-BArch DY 34/13277[d], Büro Tisch, Eingabeanalysen, 1984-1986
SAPMO-BArch DY 34/13277[e], Eingabenanalyse, Eberhard Schmidt, Infor-

mation über die Eingabenbearbeitung im IV. Quartal 1980 und Gesamtüber-
sicht über das Jahr 1980, 2.1.1981

SAPMO-BArch DY 34/13277[f], Büro Tisch Eingabeanalysen, Information 
über die Eingabebearbeitung im IV. Quartal 1981 und Gesamtübersicht über 
das Jahr 1981

SAPMO-BArch DY 34/13552, »Grundsätze für die Arbeit mit dem Prämien-
fonds«, Büro Tisch, Beschlüsse des Politbüros beim ZK der SED, Vertrauliche 
Verschlußsache, ZK 02 Politbüro-Beschlüsse 6./269 21/82 vom 25.5.1982

SAPMO-BArch DY 34/13645, FDGB-Bundesvorstand, Abteilung Arbeit und 
Löhne, 98 Schreiben, offene Briefe und Meinungen zum Leistungsprin-
zip, Schreiben Jena, den 12.11.1989, für die Gewerkschaftsgruppe »Arnold 

10.4 Literatur und Quellen



316       10. Anhang

Zweig« KB-O OF 61 Abtlg. Carl Zeiss Jena (Rechtschreibfehler im Origi-
nal, wahrscheinlich handelte es sich um eine Abteilung des Betriebes VEB 
Elektromat Dresden)

SAPMO-BArch DY 34/13646, Folie Lohntabelle für Produktionsarbeiter
SAPMO-BArch DY 34/13648[a], Vereinbarung zwischen dem Ministerrat der 

DDR, MEE und FDGB wie ZV IG Metall vom 12.12.1979 über die »Grund-
sätze zur Verwirklichung des Beschlusses über die Weiterentwicklung der ma-
teriellen Interessiertheit zur Stimulierung hoher Leistungen in den Betrieben 
der Mikroelektronik«, Gültig ab 1.1.1980

SAPMO-BArch DY 34/13648[b], Vortrag zu Ergebnissen und Erfahrungen bei 
der Weiterentwicklung der materiellen Interessiertheit in der Mikroelektro-
nik, 31.3.1981

SAPMO-BArch DY 34/13648[c], VEB Kombinat Mikroelektronik, General-
direktor, Erfurt, den 31.10.1979, Maßnahmenplan zur Durchsetzung des 
Beschlusses des Sekretariats des ZK der SED vom 26.9.1979 und des Prä-
sidiums des Ministerrates der DDR vom 9.10.1979 über die Weiterentwick-
lung der materiellen Interessiertheit zur Stimulierung hoher Leistungen bei 
der Verwirklichung des Beschlusses des Politbüros des ZK der SED vom 
26.6.1979 zur Mikroelektronik (Vereinbarung zwischen dem Generaldirek-
tor des Kombinates (Wedler) und dem Ministerium für Elektrotechnik/Elek-
tronik, Minister Steger)

SAPMO-BArch DY 34/13836, Jahres-, Halbjahres- und Quartalsberichte zum 
Eingabewesen der jeweiligen Abteilungen an den FDGB-Bundesvorstand 
1985-1988

SAPMO-BArch DY 34/13836[a] FDGB-Bundesvorstand, Büro des Vors., Se-
kretariatsinformation, Information der Abteilung Arbeit und Löhne und der 
Rechtsabteilung des Bundesvorstandes des FDGB über die Entwicklung und 
den Inhalt der Eingaben und Rechtsauskünfte im Jahr 1984

SAPMO-BArch DY 34/13836[b], FDGB-Bundesvorstand, Büro d. Vors., Be-
richt der Abteilung Arbeit und Löhne und der Rechtsabteilung des Bundes-
vorstandes des FDGB über die Arbeit mit den Eingaben im Jahre 1988

SAPMO-BArch DY 34/13836[c], FDGB-Bundesvorstand, Bericht der Abteilung 
Arbeit und Löhne und der Rechtsabteilung des Bundesvorstandes des FDGB 
über die Arbeit mit den Eingaben im Jahre 1988, [Jan. oder Feb. 1989]

SAPMO-BArch DY 34/13856, FDGB-Bundesvorstand Abt. Organisation, »Stati-
stische Analyse über die Ergebnisse der Gewerkschaftswahlen in den gewerk-
schaftlichen Grundorganisationen, Februar 1980 (wahrscheinlich 29.2.)

SAPMO-BArch DY 34/14295, Abt. Sozialpolitik, Berlin, den 17.5.1978, In-
formation über die u.a. im Kombinat VEB Carl Zeiss Jena durchgeführten 
Kontrollen zum Stand der Durchführung des Ministerratsbeschlusses »Über 
die Zuführung von Arbeitskräften für eine hohe Leistungs- und Effektivi-
tätsentwicklung in ausgewählten Betrieben der Industrie im Zeitraum 1976-
1980«



317

SAPMO-BArch DY 34/23364 – FDGB-Bundesvorstand, Eingabeanalyse der 
Abteilung Arbeit und Löhne für das Jahr 1978

SAPMO-BArch DY 34/27003, Entwicklung der Bruttolöhne 1988 zu 1984 der 
Arbeiter und Angestellten nach Beschäftigungsgruppen in Industrie und Bau-
wesen (in Betrieben mit neuen Produktivlöhnen und in Betrieben, die noch 
nicht in die Weiterführung einbezogen sind), Anlage 5 des 1. Entwurfs »Ana-
lyse und Vorschläge zur weiteren Ausgestaltung der materiellen Interessiert-
heit der Werktätigen in Vorbereitung des XII. Parteitages der SED«, [wahr-
scheinlich Ende Juni 1989]

SAPMO-BArch DY 34/27009[a], (Papiere zur Vorbereitung XII. Parteitag) Ent-
wurf – Analyse und Vorschläge für den Fünfjahrplanzeitraum bis 1995 zum 
rationellen Einsatz des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens)

SAPMO-BArch DY 34/27009[b], Analyse der Ergebnisse bei der Verwirklichung 
der leistungsorientierten Lohnpolitik nach dem XI. Parteitag, Juni 1989

SAPMO-BArch DY 34/27009[c], Bundesvorstand FDGB, Arbeitsgruppe zur Vor-
bereitung des 12. Parteitages, Analyse und Vorschläge zur Ausgestaltung der 
persönlichen materiellen Interessiertheit der Werktätigen in weitere Verwirk-
lichung des sozialistischen Leistungsprinzips, Berlin, den 10.7.1989

SAPMO-BArch DY 34/27010[a], Anschreiben Staatssekretär für Arbeit und Löh-
ne (Beyreuther) an FDGB-Vorsitzenden Tisch vom 6.6.1989, Tisch zeichnet 
am 8.6. 89 mit »einverstanden« ab. (Das Politbüro beschloss am 15.9.1988 
die Weiterführung der »Eigenerwirtschaftung«)

SAPMO-BArch DY 34/27010[b], Bericht BV Magdeburg FDGB,19.4.1989, In-
formation zu Frage- und Problemstellungen zur Jahresendprämie

SAPMO-BArch DY 34/27013, FDGB-Bundesvorstand, Abteilung Organisation, 
Berlin, 24.4.1985, Vertraulich – Information über ein besonderes Vorkomm-
nis und FDGB-Bundesvorstand, Abteilung Arbeit und Löhne/Abteilung Or-
ganisation, Berlin 26.4.1985 sowie Information zum besonderen Vorkommnis 
im VEB Robotron-Meßelektronik »Otto Schön«, Betriebsteil Meschwitzer-
straße, am 22./23.4.1985

SAPMO-BArch DY 34/27018 [a] – Vortrag zur weiteren Gestaltung der Leitung, 
Planung und wirtschaftlichen Rechnungsführung in der DDR und zur schritt-
weisen Einführung der umfassenden Eigenerwirtschaftung sowie der sich 
daraus ergebenden Anforderungen an die Gewerkschaftsarbeit, April 1989, 
FDGB-Führungsmitglied Heintze vor Gewerkschaftsfunktionären

SAPMO-BArch DY 34/27018[b], Ministerrat der DDR, Staatliche Plankom-
mission – Regelungen zur umfassenden Anwendung des Prinzips der Ei-
generwirtschaftung der Mittel in den ausgewählten Kombinaten, Berlin, den 
26.5.1989, Grundsätze zur Bildung eines Kombinatsprämienfonds im Kom-
binat Carl Zeiss Jena

SAPMO-BArch DY 34/27019[a], Analyse, Standpunkt und Vorschläge zur wirk-
sameren Durchsetzung des Leitungsprinzips, Berlin, 27.10.1989, von Koll. 
Heintze (streng vertraulich)

10.4 Literatur und Quellen



318       10. Anhang

SAPMO-BArch DY 34/27019[b], FDGB-Bundesvorstand, Abt. Arbeit und Löh-
ne, Dr. E. Hampicke, Berlin, den 12.4.1988, Qualitativ neue Kennziffern der 
Arbeitsleistung – unverzichtbarer Bestandteil von Produktivlöhnen (Erfah-
rungsaustausch Leistungskennziffern)

SAPMO-BArch DY 34/27019[c], FDGB Bundesvorstand, Abteilung Arbeit 
und Löhne, Analyse der Ergebnisse bei der Verwirklichung der Parteitagsbe-
schlüsse zur leistungsorientierten Lohnpolitik«, (ohne Datum, wahrschein-
lich August 1985)

SAPMO-BArch DY 34/27019[d], FDGB Bundesvorstand Abteilung Arbeit und 
Löhne, Berlin, Mai 1989, Zu den Aufgaben der Gewerkschaftsleitungen bei 
der Weiterführung der leistungsorientierten Lohnpolitik im Jahre 1990, Re-
ferat auf dem Qualifi zierungs- und Anleitungsseminar für BGL-Vorsitzende 
der ausgewählten Betriebe für die Weiterführung der Produktivlöhne 1990 
(wahrscheinlich von Heintze erarbeitet)

SAPMO-BArch DY 34/27019[e], Bundesvorstand des FDGB, Abteilung Arbeit 
und Löhne, Berlin, den 2.6.1987, Information über die Schulung der BGL-
Vorsitzenden der Betriebe, die 1988 die Produktivlöhne weiterführen

SAPMO-BArch DY 34/27019[f], Information über die Inanspruchnahme des 
Lohnfonds und des Durchschnittslohnes per 30.9.1987 im Bereich der Indus-
trieministerien und über Maßnahmen zur Festigung der Lohndisziplin

SAPMO-BArch DY 34/27019[g], FDGB Bundesvorstand Abteilung Arbeit und 
Löhne, Berlin, Mai 1989, Zu den Aufgaben der Gewerkschaftsleitungen bei 
der Weiterführung der leistungsorientierten Lohnpolitik im Jahre 1990, Re-
ferat auf dem Qualifi zierungs- und Anleitungsseminar für BGL-Vorsitzende 
der ausgewählten Betriebe für die Weiterführung der Produktivlöhne 1990

IG Metall
SAPMO-BArch DY 46/4332 (6663 neu), Zentralvorstand der IG Metall, Berlin 

5.1.1978, Information über den Stand der Verwirklichung des Beschlusses 
des Präsidiums des Bundesvorstandes des FDG vom 8.7.1977 zu den Auf-
gaben der IG Metall in Auswertung der 6. Tagung des ZK der SED und der 
2. Tagung des Bundesvorstandes des FDGB

SAPMO-BArch DY 46/5751, Zentralvorstand IG Metall, 8.10.1980, Stellung-
nahme zur Präsidiumsvorlage Nr. 29: Ergebnisse im Sozialistischen Wett-
bewerb zum X. Parteitag der SED zur Sicherung des Leistungsanstieges bei 
mikroelektronischen Bauelementen und der Herstellung von Erzeugnissen 
für den Bevölkerungsbedarf

SAPMO-BArch DY 46/5752 Protokoll, IGM-Präsidium Sitzung 9.10.1980, 
Vorlage Ergebnisse des sozialistischen Wettbewerbs bei der Mikroelektro-
nik (Vorlage Nr. 29)

SAPMO-BArch DY 46/4999[a], Keramische Werke Hermsdorf, 19.9.1977 – 
Bericht über Verlauf und Ergebnisse des gewerkschaftlichen Mitgliederle-
bens im Monat August 1977



319

SAPMO-BArch DY 46/4999[b], VEB Keramische Werke Hermsdorf, 9.5.1978 
– Bericht über Verlauf und Ergebnisse des gewerkschaftlichen Mitgliederle-
bens im Monat Juli 1978

SAPMO-BArch DY 46/5005, IG Metall Bezirksvorstand Gera, 22.7.1977 – 2. In-
formationsbericht über den Verlauf und Inhalt der Plandiskussion zum Volks-
wirtschaftsplan 1978 im Organisationsbereich der IG Metall

SAPMO-BArch DY 46/5006[a], Bezirksvorstand IG Metall, Berlin, den 
6.12.1977, Schlußfolgerungen aus der Beratung der Arbeitsgruppe EAW 
der Bezirksleitung Berlin der SED zu den Aufgaben bei der weiteren Or-
ganisierung des sozialistischen Wettbewerbs zu Ehren des 30. Jahrestages 
der DDR

SAPMO-BArch DY 46/5006[b], Einschätzung der Wettbewerbsführung in den 
Betrieben Elektrotechnik/Elektronik im Bezirk Karl-Marx-Stadt, Bezirksvor-
stand Karl-Marx-Stadt, 16.9.1977 (Materialien im Vorfeld der am 28.9.1977 
stattfi ndenden Bezirksaktivtagung der Betriebe Elektrotechnik/Elektronik) 
[einzelne Berichte mit Gerüchten über Streiks]

SAPMO-BArch DY 46/5006[c], Bezirksvorstand Industriegewerkschaft Metall 
Dresden, Dresden, dem 13.12.1977 – Informationsbericht über das gewerk-
schaftliche Mitgliederleben Monat Nov. 1977

SAPMO-BArch DY 46/5006[d], ZV IGM Abt. Org.-Kader, Informationsbe-
richte Bezirksvorstände IG Metall Berlin, Dresden, Frankfurt, Karl-Marx-
Stadt, Erfurt, 1977

SAPMO-BArch DY 46/5124 – ZV IGM, Abt. Produktionsmassenarbeit, Ber-
lin, den 16.11.1977 – Information über die bisherigen Aktivitäten und den 
Stand im Wettbewerb des VEB Funkwerk Erfurt mit den wichtigsten Koo-
perationspartnern

SAPMO-BArch DY 46/5127[a], Zentralvorstand IG Metall, Abt. Produktions-
massenarbeit, Berlin, den 9.5.1978 – Worin bestehen Hemmnisse in der Füh-
rung und Organisierung des sozialistischen Wettbewerbes

SAPMO-BArch DY 46/5127[b], Zentralvorstand der IG Metall, Abt. Produk-
tionsmassenarbeit, Berlin, den 30.1.1978 – Information über die Wettbe-
werbsergebnisse zur Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes 1977 und erste 
Erfahrungen bei der Führung und Organisierung des Wettbewerbes für das 
Jahr 1978

SAPMO-BArch DY 46/5127[b], Zentralvorstand IG Metall, Abt. Produktions-
massenarbeit, Berlin, den 24.1.1978, Information über die Vertrauensleute-
vollversammlung vom 19.1.1978 zum Wettbewerbsbeschluss und BKV 1978 
im VEB Funkwerk Erfurt

SAPMO-BArch DY 46/5615, FDGB ZV IGM, Berlin, den 8.8.1977, Infor-
mation über Fakten und Probleme in Ergänzung der Präsidiumsvorlage Nr. 
20/77 vom 29.7.1977

SAPMO-BArch DY 46/5616, Zentralvorstand IG Metall, Berlin, den 12.1.1979 
– Faktenmaterial zur Vertrauensleutevollversammlung im VEB Funkwerk 

10.4 Literatur und Quellen



320       10. Anhang

Köpenick
SAPMO-BArch DY 46/5689, Eingabesammlung des Zentralvorstandes der IG 

Metall, E[ingabe]-3/77
SAPMO-BArch DY 46/5690, Eingabe E71/77 Vertrauensmann, VEB Robo-

tron-Vertrieb Dresden für die Techniker des Kundendienstes, Dresden, den 
13.7.1977 und Eingaben 76/77, VEB Robotron Vertrieb Dresden, Dresden, 
den 14.7.1977, TKD Abt. EDV Gewerkschaftsgruppe – Wartung R 300

SAPMO-BArch DY 46/5694, Eingabe 1/79
SAPMO-BArch DY 46/5698[a] – 17/80, 28.3.1980, VEB Geräte und Regler-

Werk Teltow, Betriebsteil Leipzig
Vgl. SAPMO-BArch DY 46/5698[b] (neu: 4261), Eingabe 24/80 aus dem VEB 

Berliner Akkumulatoren- und Elementewerk vom 14.5.1980
SAPMO-BArch DY 46/5698[c], Eingabe 11/80 Kombinat EAW, Betrieb-

fertigungsmittel Pb 2, Abteilung 860, Produktionsgebäude Hoffmannstr. 
26.2.1980

SAPMO-BArch DY 46/5698[d], FDGB Zentralvorstand IG Metall, Abt. Org./
Kader, Berlin den 30.4.1980, Aktennotiz über eine Beratung am 17.3.1980 
im Kombinat EAW Berlin-Treptow zur Klärung von Fragen, die sich aus der 
Eingabe des Kollektivs, Abt. 860, vom 26.2.1980 ergeben

SAPMO-BArch DY 46/5698[e], FDGB ZV IG Metall, Abt. Org./Kader, Berlin 
den 30.4.1980 Aktennotiz über die Nachkontrolle der festgelegten Maßnah-
men zu der Eingabe 11/80

SAPMO-BArch DY 46/5700 E[ingabe] 72/80 K EAW Bln.-Treptow Fm Abt. 
858, Schnittbau-Reperatur, Berlin, den 17.12.1980

SAPMO-BArch DY 46/5701, Protokoll der 2. ZV-Sitzung 22.9.1977 Berlin, Dis-
kussionsbeiträge und Abschlussbericht, 2. Diskussionsredner, Kollegin Mo-
nika Kaufmann, VEB Elektronik Gera, Mitglied des Zentralvorstandes

SAPMO-BArch DY 46/5702, Zentralvorstand IG Metall, Bericht des Präsidi-
ums an die 4. Tagung des Zentralvorstandes der Industriegewerkschaft Me-
tall am 29.3.1978, Berlin

SAPMO-BArch DY 46/5703, FDGB Zentralvorstand IG Metall, Berlin, den 
3.6.1979, Referat des Vorsitzenden des Zentralvorstandes der IG Metall, 
Kollegen Reinhard Sommer, auf der 8. Tagung des Zentralvorstandes am 
6./7.6.1979 in Neubrandenburg

SAPMO-BArch DY 46/5704, FDGB Zentralvorstand IG Metall, Berlin 
20.9.1979, Referat des Vorsitzenden des Zentralvorstandes der IG Metall an-
läßlich der Beratung des Präsidiums mit den Bezirksvorsitzenden und den Be-
auftragten des Zentralvorstandes der IG Metall am 12.9.1979 in Berlin

SAPMO-BArch DY 46/5738, Kombinat VEB Funkwerk Erfurt, Stammbetrieb, 
Betriebsgewerkschaftsleitung, 10.8.1977, 2. Information über den Stand 
der Plandiskussion zum Plan 1978 im Stammbetrieb Kombinat VEB Funk-
werk Erfurt

SAPMO-BArch DY 46/5753[a] (neu 4289) FDGB Zentralvorstand der IG Me-



321

tall, Büro des Präsidiums, Beschlussprotokoll der Sekretariatssitzung vom 
23.2.1981 und ebenda FDGB Zentralvorstand IG Metall, Berlin 20.2.1981, 
Information zu den »Grundsätzen über die Verantwortung für die Ausarbei-
tung und Einführung von Leistungskennziffern und Produktivlöhnen in Ver-
bindung mit der sozialistischen Rationalisierung und WAO«

SAPMO-BArch DY 46/5753[b], FDGB Zentralvorstand IG Metall, Berlin den 
29.12.1980, Entwurf, Referat für die 13. Tagung des Zentralvorstandes der 
IG Metall am 19./20.1.1981 in Zempin/Usedom

SAPMO-BArch DY 46/5754, Zentralvorstand IG Metall, jährliche und halb-
jährliche Eingabeanalysen

SAPMO-BArch DY 46/6638, Industriegewerkschaft Metall, Bezirksvorstand 
Gera, 25.8.1977 – 6. Informationsbericht über den Verlauf und Inhalt der 
Plandiskussion zum Volkswirtschaftsplan 1978

SAPMO-BArch DY 46/6642, Bezirksvorstand IG Metall Erfurt, Erfurt, den 
1.9.1977 – Information zum Verlauf und inhaltlicher Gestaltung der Plan-
diskussion

SAPMO-BArch DY 46/6647, Zentralvorstand IG Metall, Berlin, den 19.6.1979 
– Problemstellungen aus der Analyse der Wettbewerbszwischenabrechnung 
1.5.1979 und Weiterführung bis zum 30. Jahrestag

SAPMO-BArch DY 46/6663 (4332 neu), Zentralvorstand der IG Metall, Berlin 
18.8.1977, Einige Probleme zur Verwirklichung des Beschlüsse der 6. Ta-
gung des ZK der SED, Vortrag vor BGL-Vorsitzenden der Kooperationsbe-
triebe des Funkwerkes im Sept. 77

SAPMO-BArch DY 46/6683[a], FDGB-Zentralvorstand IG Metall, Abt. Produk-
tionsmassenarbeit, Berlin, den 11.9.1974, Sekretariatsvorlage Nr. 119, Bera-
tung zwischen dem Minister für Elektrotechnik/Elektronik, Otfried Steger, 
und dem Zentralvorstand der IG Metall zur »Ordnung der Arbeitsnormung 
als Bestandteil der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation«

SAPMO-BArch DY 46/6683[b], Institut für Rationalisierung der Elektrotechnik/
Elektronik, Arbeitswissenschaftliches Zentrum – Zuarbeiten des Industrie-
bereiches Elektrotechnik/Elektronik zum Informationsmaterial für den zen-
tralen Erfahrungsaustausch WAO (Nur für den Dienstgebrauch), Eingang-
stempel 20.6.1979, Die Veränderung anspruchsarmer Tätigkeiten

SAPMO-BArch DY 46/6683[c], Zentralvorstand IG Metall, Werner Torge, Mit-
glied des Präsidiums und Sekretär, Berlin, 2.5.1978, Diskussionsbeitrag Wirt-
schaftswissenschaftliche Konferenz der DDR am 21./22.4.1978

SAPMO-BArch DY 46/6684[a], Ministerium für Elektrotechnik und Elektro-
nik, Abt. Planung und Ökonomie, Information über den Stand der Einfüh-
rung bzw. Weiterführung von Grundlöhnen in den bestätigten Betrieben des 
Industriebereiches Elektrotechnik/Elektronik per 30.9.1977

SAPMO-BArch DY 46/6684[b] (neu: 4349), Bericht: Vorbereitung und schritt-
weise Einführung der Grundlöhne und leistungsabhängigen Erhöhung der Ge-
hälter im VEB Funkwerk Erfurt, Erfurt, den 10.1.1978 (Nur für den Dienst-

10.4 Literatur und Quellen



322       10. Anhang

gebrauch) (Bericht von Parteisekretär, Betriebsdirektor, BGL-Vorsitzender) 
und VEB Funkwerk Erfurt, Protokoll der Beratung zur Eingabe der Einrich-
ter aus FH 1 an die Abteilung Eingaben beim Ministerrat vom 9.12.1977, 
Erfurt den 13.1.1977, VEB Funkwerk Erfurt, Leitbetrieb im VEB Kombinat 
Mikroelektronik – Betriebsgewerkschaftsleitung, Erfurt, den 24.1.1978, In-
formation über den Stand der Vorbereitung und schrittweisen Einführung der 
Grundlöhne und leistungsabhängigen Erhöhung der Gehälter

SAPMO-BArch DY 46/6669, FDGB ZV IG Metall/Abt. Arbeitseinkommen, 
Berlin, den 19.11.1976, Erfahrungen in der Arbeit mit den Eingaben

SAPMO-BArch DY 46/6731 [a], Zentralvorstand der IG Metall, Besondere 
Vorkommnisse – Massenunfall, 18.11.1977, Massenunfall VEB Spurenele-
mente Freiberg am 11.11.1977 und Information besondere Vorkommnisse, 
8.12.1977

SAPMO-BArch DY 46/6731[b] Automatisierungsgeräte, 4.4.1978 – Ende ers-
tes Drittel der Akte und 30.3.1978 VEB Meßelektronik Berlin

SAPMO-BArch DY 46/6763, VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt, den 
17.1.1983, Auszeichnungsreisen mit dem MS »Völkerfreundschaft«

SAPMO-BArch DY 46/7256, Zentralvorstand IG Metall, jährliche und halb-
jährliche Eingabeanalysen

SAPMO-BArch DY 46/7256[a], Bericht Sommer auf der 11. ZDK 20./21.3.1987 
in Gera

SAPMO-BArch DY 46/7256[b], Bezirksvorstand IG Metall Karl-Marx-Stadt, 
Beschluss des Sekretariats vom 11.3.1987

SAPMO-BArch DY 46/7329, FDGB Bundesvorstand, Studie: Die ökono-
mischen Effekte der Mikroelektronik und die sozialen Wirkungen auf die 
Werktätigen bei der Produktion und der Anwendung der Mikroelektronik, 
Berlin, den 22.1.1979

SAPMO-BArch DY 46/7360[a] E-82/79, 2-seitiges Schreiben an Koll. Böh-
mer vom 13.9.1979

SAPMO-BArch DY 46/7360[b] E83/79, Eingabe 83 im Jahr 1979
SAPMO-BArch DY 46/7363 unter QR, Eingabe VEB Werk für Elektronische 

Bauelemente CvO Teltow, FWV-Widerstandsvorfertigung, Sommer 1983

FDJ
SAPMO-BArch DY 24/110238[a], Ministerium für Elektrotechnik/Elektronik, 

Der Minister, Verfügung Nr.1/81 vom 20.1.1981 »Zur Durchführung des Be-
schlusses des Sekretariats des Zentralkomitees der SED über die Maßnah-
men zur Auslösung der FDJ-Initiative ›Mikroelektronik‹ für die Sicherung 
des geplanten volkswirtschaftlichen Leistungsanstieges im VEB Halbleiter-
werk Frankfurt/Oder vom 26.11.1980«

SAPMO-BArch DY 24/110238[b], Zentralrat FDJ (Vertrauliche Dienstsache) 
Konzeption zur Führung d. FDJ-Initiative »Mikroelektronik« (Beschluß des 
Sekretariats vom 27.11.1980) [Herausgegeben am 16.12.1980 als Verbands-



323

internes Material]
SAPMO-BArch DY 24/110238 [c], Ministerium Elektrotechnik/Elektronik –

Protokoll 7/81 zur Beratung des Arbeitsstabes FDJ-Initiative »Mikroelek-
tronik« am 17.7.1981 im Zentralvorstand der FDJ

SAPMO-BArch DY 24/110239[a], Zentralrat der FDJ, Gemeinsamer Arbeitsstab 
»FDJ-Initiative Mikroelektronik« des Zentralrates der FDJ und des Ministe-
riums für Elektrotechnik/Elektronik – Information über die Verwirklichung 
der gemeinsamen Konzeption des Zentralrates der FDJ und des Ministeri-
ums für Elektrotechnik/Elektronik zur Führung der »FDJ-Initiative Mikro-
elektronik« Januar 1982

SAPMO-BArch DY 24/110239[b], Zentralrat der FDJ/Abteilung Arbeiterjugend, 
Information über den Abschluss der Delegierung der 1. Etappe in dem VEB 
Halbtleiterwerk Frankfurt/Oder im Rahmen der FDJ-Initiative »Mikroelek-
tronik« [ohne Datum, wahrscheinlich Mitte April 1981]

SAPMO-BArch DY 24/11039[c], FDJ Zentralrat, VEB Kombinat Mikroelektro-
nik, 1. Stellv. des Generaldirektors, Erfurt, 23.4.1982 Information über den 
Abschluss der Ausbildung im VEB Elektroglas Ilmenau und im VEB Funk-
werk Erfurt (im Rahmen der FDJ-Initiative »Mikroelektronik«

SAPMO-BArch DY 24/11039[d], VEB Halbleiterwerk Frankfurt (O), Leitbe-
trieb im VEB KME, Frankfurt (O), den 19.10.1982 – Neufassung: Auskunfts-
bericht 7/82 zur Beratung des zentralen Arbeitsstabes »FDJ-Initiative Mikro-
elektronik« 15.10.1982

SAPMO-BArch DY 24/11039[e], VEB Kombinat Mikroelektronik, Erfurt den 
13.1.1983 – Auskunftsbericht zur Beratung des zentralen Arbeitsstabes der 
FDJ-Initiative »Mikroelektronik« am 21.1.1983

SAPMO-BArch DY 24/11039[f], VEB Halbleiterwerk Frankfurt (O), Frank-
furt (O) am 16.11.1981 – Informationsbericht zur Beratung des zentralen 
Arbeitsstabes FDJ-Initiative »Mikroelektronik« am 9.12.1981 und Informa-
tion zum Verlauf und Abschluss der 5. Etappe der FDJ-Initiative Mikroelek-
tronik [ohne Datum, wahrscheinlich Frühjahr 1982]

SAPMO-BArch DY 24/110246, FDJ-Zentralrat, Gemeinsamer Arbeitsstab »FDJ-
Initiative-Mikroelektronik« – Information über die Verwirklichung der ge-
meinsamen Konzeption des Zentralrates der FDJ und des Ministeriums für 
Elektrotechnik und Elektronik zur Führung der »FDJ-Initiative Mikroelek-
tronik« im Jahre 1981«

Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik
BArch DG 10/2357 (332-46633) Ministerrat, 30.6.1989: Beschluß zum Bericht 

über die Erfahrungen und Ergebnisse bei der Gestaltung eines niveauvollen 
geistig-kulturellen Lebens in den Lehrlingswohnheimen unter besonderer 
Beachtung der Durchsetzung der staatlichen Heimordnung im VEB Kombi-
nat Mikroelektronik Erfurt

10.4 Literatur und Quellen



324       10. Anhang

Akten des Ministeriums für Staatssicherheit
BStU MfS 20544, AKG, Frankfurt(O), 15.8.1988, Einschätzung zu Aspekten 

in der Reaktion der Bevölkerung, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Versorgungssituation

BStU BV Pdm AKG 586, Die Situation und Lageentwicklung im VEB Zahn-
radwerk Pritzwalk, 27.4.1988

BStU BV Mgdb AKG 81[a], Kreisdienststelle Staßfurt, 2.3.1989, Stimmungen 
und Meinungen unter der Bevölkerung

BStU BV Mgdb AKG 81[b], Kreisdienststelle Staßfurt, 17.8.1989, Stimmun-
gen und Meinungen unter der Bevölkerung

BStU BV Mgdb AKG 81[c], Kreisdienststelle Staßfurt, 30.10.1989, Stimmun-
gen und Reaktionen zur Aussprache der BGL mit Gewerkschaftsvertretern 
im Stammbetrieb des VEB KRF vom 26.10.1989

BStU BV Magdeburg AKG 88[a], Kreisdienststelle Magdeburg, 16.10.1989, Ein-
schätzung der Einsatzbereitschaft und des politisch-moralischen Zustandes 
der Kampftruppen der Arbeiterklasse (KG der AK) im Zusammenhang mit 
den Ereignissen zum 40. Jahrestag der Gründung der DDR

BStU BV Magdeburg AKG 88[b], Kreisdienststelle Staßfurt, 11.10.1989, Stim-
mungen und Reaktionen der Bevölkerung

BStU MfS HA XVIII AKG 586, Kreisdienststelle Pritzwalk, 27.4.1988, Die Si-
tuation und Lageentwicklung im VEB Zahnradwerk Pritzwalk

BStU MfS HA XVIII 3402, Bezirksverwaltung Potsdam, 1.8.1980, ein Vor-
kommnis im VEB Elektrophysikalische Werke Neuruppin

MfS HA XVIII 3441, BV Magdeburg MB 7/81 + BV Erfurt MB 7/81 [verschie-
dene Kurzinformation über Probleme bei der Einführung der neuen Grund-
löhne im VEB SKET Magdeburg, VEB Funkwerk Erfurt, Büromaschinen-
werk Erfurt, VEB Optima Erfurt]

BStU MfS HA XVIII 9261, Ministerium für Elektrotechnik und Elektronik (In-
spektion), Berlin, 12.11.1986, Kurzinformation zur Überprüfung im VEB 
Stern Radio zur Problematik der ausgewiesenen Mehrbestände und Haupt-
abteilung XVIII/8, Berlin, 3.12.1986, Ergebnisse weiterführender inspekti-
onsmäßiger Untersuchungen im VEB Stern-Radio Berlin (SRB) über Plan-
manipulation

BStU MfS HA XVIII 12183, 20.10.1986, Bezirksverwaltung für Staatssicher-
heit KD Riesa, VEB Chemiewerk Nüchritz, Kreis Riesa

BStU MfS HA XVIII 12576, Kreisdienststelle Staßfurt, 29.2.1984, OV »Ma-
schine«

BStU MfS HA XVIII 14056, BV Potsdam 11/84 [Kurzinformation über Schmie-
rereien gegen den Vorsitzenden des Staatsrates der DDR auf der Herrentoi-
lette VEB Elektronische Bauelemente Teltow am 28.6.1984]

BStU MfS HA XVIII[a] 14555[a], Bezirksverwaltung für Staatssicherheit, Ab-
teilung XVIII, Dresden, den 23.10.1989, Übergabe VSH-Material

BStU MfS HA XVIII 14555[b], Ministerium für Staatssicherheit, Abteilung M, 



325

Berlin 16.5.1989 und dort die Eingabe
BStU MfS HA XVIII 14555[c], Dresden, 9.4.1987, Einschätzung der Kolle-

gin … für die Reise ...
BStU MfS HA XVIII 15651, Bezirksverwaltung Erfurt, 8.6.1989, Informati-

on über die Gefährdung der Umwelt durch Betriebe der Mikroelektronik 
am Standort Erfurt

BStU MfS JHS 20265, Lakomczyk, Gerald: »Zu aktuellen Problemen der Durch-
setzung der Beschlüsse des X. Parteitages zur Verwirklichung der führenden 
Rolle der Arbeiterklasse«. Untersucht in einem Arbeiterkollektiv des VE K 
EAW »Friedrich Ebert« Berlin. Schlussfolgerungen für die weitere Qualifi -
zierung der Einschätzung der politisch-operativen Lage in der Arbeiterklas-
se, November 1985

BStU MfS JHS MF VVS 01-1440/83, Sieber, R.: Die sozialistische Rationali-
sierung als zutiefst politische Aufgabe und die bei ihrer Lösung bestehenden 
politisch-ideologischen und sozialpolitischen Probleme

BStU MfS ZAIG 4131, Zentrale Auswertung- und Informationsgruppe, Berlin, 
21.12.1978, Information über Vervielfältigung und Verbreitung die gesell-
schaftlichen Verhältnisse in der DDR diskriminierender Texte, und Ergän-
zung zur Information vom 21.12.1978 ...

BStU MfS ZAIG 4151[a], ZAIG Berlin, 29.8.1980, 4. Bericht zur Reaktion 
der Bevölkerung der DDR im Zusammenhang mit der Lage in der Volksre-
publik Polen

BStU MfS ZAIG 4151[b], ZAIG Berlin, 21.8.1980, 2. Bericht zur Reaktion 
der Bevölkerung der DDR im Zusammenhang mit der Lage in der Volksre-
publik Polen

BStU MfS ZAIG 4151[c], ZAIG, Berlin, 23.9.1980, 7. Bericht zur Reaktion 
der Bevölkerung der DDR im Zusammenhang mit der Lage in der Volksre-
publik Polen

BStU MfS ZAIG 4241[a], Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe, Ber-
lin, 27.10.1988, Weitere Hinweise zur Reaktion der Bevölkerung im Zusam-
menhang mit dem PKW »Wartburg 1.3«

BStU MfS ZAIG 4241[b], Zentrale Auswertungs- und Informationsgruppe, Ber-
lin, September 1988, Hinweise zur Reaktion der Bevölkerung auf die in den 
Massenmedien der DDR erfolgten Veröffentlichungen zum Personenkraft-
wagen »Wartburg 1.3«

BStU MfS ZAIG 15865, Übersicht über jährliche ökonomische Verluste …
BStU MfS ZAIG 17208[a], 17.8.1987, Hinweis zu bekanntgewordenen Lohn-

forderungen im VEB Mähdrescherwerk Bischofswerda, Betriebsteil Sing-
witz/Dresden, Abteilung Rationalisierungsmittelbau

BStU MfS ZAIG 17208[b], Hinweis über eine zeitweilige Arbeitsniederlegung 
im VEB Robotron-Meßelektronik »Otto Schön«

BStU MfS ZAIG 17208[c], Weitere Hinweise zu vorliegenden Aufklärungser-
gebnissen im Zusammenhang mit den im Januar/Februar 1981 in verschie-

10.4 Literatur und Quellen



326       10. Anhang

denen Bereichen der Volkswirtschaft aufgetretenen Arbeitskonfl ikten
BStU MfS ZAIG 17208[d], Hinweis zum Auftreten von Arbeitskonfl ikten in 

verschiedenen Bereichen der Volkswirtschaft, 29.3.1982
BStU MfS ZAIG 17208[e], Hinweise über Vorkommnisse in verschiedenen 

Betrieben der DDR, die im Zusammenhang mit in diesen Objekten unge-
lösten bzw. unbefriedigenden Arbeits- und Lebensbedingungen stehen, No-
vember 1982

BStU MfS ZAIG 17219, Information über unberechtigte Lohnforderungen von 
Werktätigen des VEB Volkswerft Stralsund/Rostock, eine im Zusammen-
hang mit lohnpolitischen Maßnahmen im VEB Funkwerk Erfurt eingetre-
tene Arbeitsunterbrechung

BStU MfS ZAIG 17229, Arbeitsgruppe für Organisation und Inspektion beim 
Ministerrat, Kontrollabteilung, Feb. 81, Bericht über notwendige vorbeu-
gende Maßnahmen zur Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit bei Ar-
beitskonfl ikten und Schlußfolgerungen für die staatliche Leitungsfähigkeit 
auf diesem Gebiet

BStU MfS ZAIG 17233[a], Hinweise zu vorliegenden Aufklärungsergebnissen 
im Zusammenhang mit mehreren im Oktober 1980 in verschiedenen Be-
reichen der Industrie und des Bauwesens auftretenden Arbeitskonfl ikten

BStU MfS ZAIG 17233[b], Weitere Hinweise zu vorliegenden Aufklärungser-
gebnissen in Zusammenhang mit im November 1980 in verschiedenen Be-
reichen der Industrie und des Bauwesens der DDR aufgetretenen Arbeits-
konfl ikten, Dezember 1980

BStU MfS ZAIG 17233[c], Hinweise zu Austrittserklärungen bzw. Androhungen 
des Austritts aus dem FDGB im Zeitraum 1.1.1980 bis 30.11.1980

BStU MfS ZAIG 17234, Hauptabteilung XVIII, 6.10.1989, Information zu be-
absichtigten Nichtteilnahme von Werktätigen eines Produktionsbereiches des 
VE Kombinates Rationalisierungsmittelbau und materiell-technische Versor-
gung der Nahrungsgüterwirtschaft, Stammbetrieb Berlin, an der Betriebsfei-
er aus Anlaß des 40. Jahrestages der DDR [fol. 26-28]

BStU MfS ZAIG 17246, MfS Bezirksverwaltung Dresden, 12.9.1988, Informa-
tion über Lohnforderungen im VEB Baustoffe Heidenau

BStU MfS ZAIG 17253, Bezirksverwaltung Dresden, 5.10.1989, Information
über Unterschriftensammlung gegen die zeitweilige Reiseinschränkungen der 

DDR im VE Kombinat »Brilliant«, Stammbetrieb, BT Dresden, Bereich 
Technik [fol.1-4]

BStU MfS ZAIG 17288[a], Hinweis auf einige im Zusammenhang mit der Ver-
wirklichung des Beschlusses des Politbüros des ZK der SED zur Information 
über die Situation in der Grundorganisation des Betriebes für optische und 
mikroelektronische Baugruppen Saalfeld vom 1. Juni 1983 bekannt gewor-
dene Probleme der politisch-ökonomischen Stabilisierung, 1984

BStU MfS ZAIG 17288[b], Bezirksverwaltung Gera, 13.12.1988, Information 
über die Lage im Kombinatsbetrieb D des VEB Kombinat Carl Zeiss Jena



327

BStU MfS ZAIG 17288[c], Bezirksverwaltung Berlin, 29.7.1987, einige Vor-
kommnisse im VEB Werk für Fernsehelektronik

BStU MfS ZAIG 17323, Rundschreiben Generalmajor Kleine vom Juni 1981
BStU MfS ZAIG 20378[a], Bezirksverwaltung Berlin, 6. April, Probleme bei 

der Gewährleistung einer ausreichenden Bereitstellung von Metall- und Sys-
temteilen aus dem VEB Mikroelektronik-Secura-Werke für die Produktion 
von Farbbildröhren im VEB Werk für Fernsehelektronik Berlin

BStU MfS ZAIG 20378[b], BV Berlin/KD Köpenick, Berlin, 7.7.1988, Lage 
unter der Belegschaft Halle N 7 (Epetaxi) des VEB Werk für Fernsehelektro-
nik Berlin aufgrund fehlender Sicherungstechnik

BStU MfS ZAIG 20379, Bezirksverwaltung Berlin, 3.11.1989, Stimmung und 
Reaktion zu einigen Kollektiven des VEB K EAW/Stammbetrieb, insbeson-
dere zum Komplex Radioproduktion

BStU MfS ZAIG 20381, Bezirksverwaltung Berlin, 1.10.1989, Einige Probleme 
im VEB Stern-Radio Berlin

BStU MfS ZAIG 20415, Bezirksverwaltung Dresden, 11.2.1989, Information 
über die Situation im VEB Forschungszentrum Mikroelektronik Dresden

BStU MfS ZAIG 20419, Bezirksverwaltung Dresden, 21.4.1989, Information 
über anonyme Aktivitäten während der Gewerkschaftswahlen im VEB For-
schungszentrum Mikroelektronik Dresden (ZMD)

BStU MfS ZAIG 20539, Bezirksverwaltung Berlin, 30.5.1988, einige Probleme 
sowie die Stimmung von Werktätigen des Stammbetriebes des VEB Kombi-
nat Elektro-Apparate-Werke Berlin-Treptow »Friedrich Ebert«, die das Er-
zeugnis »Audio 145« betreffen

Gesprächs-Notiz vom 21.12.2004 mit einer am Streik beteiligten Person, Rosa 
L. (Name geändert), im Bestand des Autors

Zeitungen

Berliner Zeitung, 19./20.10.2002, S. 1: »Stress im Büro verursacht Krankheiten«; 
18.7.2003, S. 13: »Computer mit Ökoballast. Die digitalisierte Welt ist mit 
ihrem hohen Rohstoffverbrauch wesentlich umweltschädlicher als bisher ge-
dacht«; 19.11.2003, S. 14: »15 Jahre Sputnix«

Computerwoche, 16.3.1990: »Elektrotechnik und EDV auch in der DDR eine 
Schlüsselbranche«; 12.1.1990: »Robotron und Pilz vereinbaren Joint-ven-
ture«

Tribüne, 5.12.1980, S. 5: »Elektronik kleinster Dimension, aber mit größten 
Wirkungen«, Interview mit Prof. Dr. Gerhard Merkel; 8.6.1983, S. 1: »Auch 
an den Wochenenden im Betrieb gut umsorgt!« (Interview); 13.6.1983, S. 
2: »Schichtarbeit und Interessenvertretung«; 16.6.1983, S. 3: »Aus dem Be-
richt des Politbüros«

Die Welt, 28.12.2007: »Fast jeder Fünfte hat innerlich gekündigt«
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